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134. Sitzung 

Bonn, den 15. November 1967 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 14.02 Uhr 

Vizepräsident Schoettle: Die Sitzung ist er-
öffnet. 
Ich darf dem Haus zunächst einige Mitteilungen 

machen. — Am 12. November 1967 hat die Abge-
ordnete Frau Enseling einen runden Geburtstag ge-
feiert. 

(Heiterkeit und Beifall.) 
Gemäß § 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung soll die 

Vorlage des Bundesministers der Finanzen betr. Be-
lastungsveränderungen bei verbrauchsteuerpflichti-
gen Waren durch die Einführung der Mehrwert

-

steuer — Drucksache V/2250 — an den Finanzaus

-

schuß überwiesen werden. Erhebt sich dagegen Wi

-

derspruch? — Das ist nicht der Fall; dann ist die 
Überweisung beschlossen. 

Die Fraktion der SPD hat mit Schreiben vom 
8. November 1967 für den verstorbenen Abgeord-

neten Erler den Abgeordneten Brück (Holz) — Holz 
in diesem Falle als Herkunftsbezeichnung — als 
stellvertretendes Mitglied der Beratenden Versamm-
lung des Europarates benannt. Das Haus ist einver-
standen? — Damit ist der Abgeordnete Brück (Holz) 
als stellvertretendes Mitglied der Beratenden Ver-
sammlung des Europarates gewählt. 

Ferner soll nach einer interfraktionellen Verein-
barung die Empfehlung der Versammlung der 
Westeuropäischen Union während der Sitzungs-
periode vom 13. bis 15. Juni 1967 — Druck-
sache V/2093 — in Abänderung des Beschlusses 
vom 4. Oktober 1967 nicht an den Ausschuß für 
Kommunalpolitik, Raumordnung, Städtebau und 
Wohnungswesen — federführend — und an den 
Innenausschuß — mitberatend —, sondern an den 
Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und Publi-
zistik — federführend — und an den Auswärtigen 
Ausschuß und den Haushaltsausschuß — mitbe-
ratend — überwiesen werden. Das Haus ist mit die-
sem Vorschlag einverstanden. — Es ist so beschlos-
sen. 
Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 

ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 10. November 1967 zu 
den nachstehenden Gesetzen einen Antrag gemäß Artikel 77 
Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Neuntes Gesetz zur Änderung des Zollgesetzes 
Gesetz über den rechtlichen Status der Rhein-Main-Donau-
Großschiffahrtsstraße zwischen dem Main und Nürnberg und 
über die damit zusammenhängenden Eigentumsverhältnisse 

Der Bundesminister der Justiz hat am 13. November 1967 die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Jaeger, Stücklen, Schlee, 
Wagner, Memmel und Genossen betr. Sittlichkeitsverbrechen an 
Kindern — Drucksache V/2220 — beantwortet. Sein Schreiben 
wird als Drucksache V/2274 verteilt. 

Zu den in der Fragestunde der 121. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 4. Oktober 1967 gestell-
ten Fragen des Abgeordneten Biechele, Drucksache 
V/2124 Nrn. 1 und 2 *), ist inzwischen die ergänzende 
schriftliche Antwort des Bundesministers Frau Stro-
bel vom 8. November 1967 eingegangen. Sie lautet: 

Der Bundesregierung sind die Gründe, die zum Bruch des Öl
-

tanks führten, so weit bekannt, wie sie vom Herrn Minister für 
Wirtschaft in Stuttgart in der Landtagssitzung vom 22. Septem-
ber 1967 dargelegt wurden. Inzwischen hat sich die Staatsan-
waltschaft in die Ermittlungen eingeschaltet. Das Ergebnis bleibt 
abzuwarten. 

Hinsichtlich der Berücksichtigung allgemeiner Sicherheitsmaß-
nahmen darf ich auf die Antwort des Herrn Parlamentarischen 
Staatssekretärs beim Bundesminister für Wirtschaft auf die 
mündliche Anfrage des Herrn Abgeordneten Fellermaier in der 
Fragestunde im Deutschen Bundestag am 5. Oktober 1967 hin-
weisen (Protokoll der 122. Sitzung). Darin wird u. a. ausgeführt, 
daß sich die Zulassung der Tätigkeit auf einem Erdölfeld nach 
den bergrechtlichen Vorschriften der Länder regelt. 

An diesem Verfahren sind u. a. auch die wasserwirtschaft-
lichen Dienststellen beteiligt, deren Aufgabe es ist, die not-
wendigen Auflagen zum Schutz der Gewässer festzulegen. 

Ich teile Ihre Auffassung, daß im Hinblick auf die Trinkwasser-
versorgung aus dem Bodensee örtlich besondere Sicherheitsvor-
kehrungen geboten sind. Der Zweckverband Bodenseewasserver-
sorgung hat übrigens zum Schutz seiner Wasserentnahmen 
Sicherheitszonen vorgeschlagen. Durch einen besonderen Sicher-
heitsabstand vom Bodensee soll möglichen Gefahren der Erdöl-
gewinnung begegnet werden. Die Lage der Bohrstelle bei Deg

-

genhausen ist entsprechend ausgewählt worden. 

Da sich Betriebsunfälle, deren Ursache oftmals auch mensch-
liches Versagen sein kann, nicht mit absoluter Sicherheit ver-
hindern lassen, müssen vor allem auch die „Ölwehren" derart 
ausgerüstet und einsatzbereit sein, daß eine Ausbreitung von 
Öl über die eigentliche Schadensstelle hinaus zuverlässig be-
kämpft werden kann. 

Die zusätzlichen Fragen Ihres Schreibens vom 6. Oktober 1967 
werde ich Ihnen mit getrennter Post beantworten. 

Zu den in der Fragestunde der 131. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 8. November 1967 ge-
stellten Fragen der Abgeordneten Frau Kurlbaum-
Beyer, Drucksache V/2236 Nrn. 39 und 40 5*) ist 
inzwischen die schriftliche Antwort des Staatssekre-
tärs Gumbel vom 10. November 1967 eingegangen. 
Sie lautet: 

1. Der Bundesregierung ist die Spendenaktion des Hermann-
Gmeiner-Fonds Deuts chland e. V. — Verein zur Förderung 
der SOS-Kinderdörfer — für ein Kinderdorf in Go Vap bei 
Saigon sehr gut bekannt. Der Hermann-Gmeiner-Fonds hat 
sich gerade auf eine Anregung der Bundesregierung hin mit 
den Möglichkeiten zur Errichtung von Kinderdörfern in Süd-
vietnam befaßt. Er errichtet nunmehr ein Kinderdorf in Go 
Vap bei Saigon. 

*) Siehe 121. Sitzung, Seite 6115 B 
**) Siehe 131. Sitzung, Seite 6626 A 
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Vizepräsident Schoettle 
2. a) Die Bundesregierung hat dem Projekt Co Vap bisher 

schon jede mögliche Unterstützung gewährt. 
Zu erwähnen sind 
aa) die Hilfe der Deutschen Botschaft Saigon in rechtlichen 

und konsularischen Angelegenheiten; 
bb) der Transport der Fertigteile für die Häuser, die mit 

anderen Gütern für deutsche Hilfsorganisationen in 
Sammeltransporten zu ermäßigten Frachtsätzen nach 
Saigon befördert werden; 

cc) die Beratung und Mithilfe der Bundesregierung bei der 
Bauplanung und der Ausbildung der zu entsendenden 
Helfer. 

h) Eine zusätzliche finanzielle Unterstützung des Projektes 
stieß zunächst auf Schwierigkeiten, weil der Hermann-
Gmeiner-Fonds von den Wünschen der Bundesregierung 
abgewichen ist. Insbesondere entspricht die geographische 
Lage des Kinderdorfes nicht der Forderung, im Interesse 
der Zusammenfassung der deutschen Hilfsprojekte im Nor-
den Südvietnams tätig zu werden, wo zudem auch die 
größte Not unter der Bevölkerung herrscht. 

c) Dessenungeachtet wird im Hinblick auf die Eigenleistungen 
des Hermann-Gmeiner-Fonds z. Z. geprüft, ob auch eine 
finanzielle Förderung des Kinderdorfes Go Vap erfolgen 
soll. Dabei wird berücksichtigt, daß derartigen Hilfsmaß-
nahmen wegen der großen Zahl elternloser oder verlas-
sener Kinder in Südvietnam besondere Bedeutung zukommt 
und das Projekt Modellcharakter für weitere Selbsthilfe-
maßnahmen in Südvietnam erlangen kann. 

Zu den in der Fragestunde der 118. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 30. Juni 1967 gestellten 
Fragen des Abgeordneten Lenders *), Drucksache 
V/1943 Nrn. 52, 53 und 54, ist inzwischen die ergän-
zende schriftliche Antwort des Bundesministers 
Katzer vom 14. November 1967 eingegangen. Sie 
lautet: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Dienststellen der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche-
rung eine Sperrfrist festsetzen, wenn ein Arbeitnehmer im Zu-
sammenhang mit einer Lohnänderungskündigung das neue tarif-
gerechte Vertragsangebot des Arbeitgebers abgelehnt hat und 
deshalb arbeitslos geworden ist. 

Die Bundesregierung verkennt nicht, daß die Entscheidung des 
Arbeitnehmers, ob er auf die Änderungskündigung eingehen 
will, durch die drohende Verhängung einer Sperrfrist beein-
flußt wird. Die Arbeitsverwaltung kann aber bei der Festset-
zung der oben erwähnten Sperrfrist nicht nach freiem Ermessen 
handeln, sondern ist an die Vorschriften des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) ge-
bunden. Einschlägige Bestimmung ist im vorliegenden Fall § 80 
AVAVG. Danach muß eine Sperrfrist u. a. dann festgesetzt wer-
den, wen ein Arbeitnehmer seine Arbeitsstelle ohne berechtig-
ten Grund aufgegeben oder den Verlust seiner Arbeitsstelle 
grobfahrlässig herbeigeführt hat. Die Bundesanstalt für Arbeits-
vermittlung und Arbeitslosenversicherung hält die Vorausset-
zung des § 80 AVAVG in den von Ihnen erwähnten Fällen für 
gegeben. Bei der Beantwortung dieser Rechtsfrage wird es dar-
auf ankommen, ob der auf die Änderungskündigung nicht ein-
gehende Arbeitnehmer „seine Arbeitsstelle aufgibt" oder den 
Verlust seiner Arbeitsstelle „grobfahrlässig" herbeiführt. Weni-
ger prolematisch dürfte dagegen die Frage sein, ob ein „berech-
tigter Grund" zur Aufgabe der Arbeitsstelle vorliegt; denn 
insoweit verweist § 80 Abs. 1 AVAVG auf § 78 Abs. 2 AVAVG, 
und nach dieser Vorschrift liegt ein berechtigter Grund nur vor, 
wenn die Arbeit untertariflich bezahlt wird. Das ist hier aber 
gerade nicht der Fall. 

Ob die Voraussetzungen des § 80 AVAVG in den vorliegen-
den Fällen gegeben sind, haben abschließend die Gerichte der 
Sozialgerichtsbarkeit zu entscheiden. Mir ist bekannt, daß bereits 
einige Verfahren zur Klärung der im vorstehenden kurz umris-
senen Rechtsfrage anhängig sind. Um sich nicht dem Vorwurf 
einer unzulässigen Einflußnahme auf die Gerichte auszusetzen, 
möchte die Bundesregierung zur Zeit zu der von Ihnen aufge-
worfenen Rechtsfrage nicht abschließend Stellung nehmen, son-
dern den Ausgang dieser Verfahren abwarten. 

Wir kommen dann zu Punkt 1 der Tagesordnung: 

Fragestunde 

— Drucksache V/2268 — 

Wir kommen zunächst zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, zur Frage 106 des Ab-
geordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach den Plänen des 
„Zweckverbandes für die Errichtung eines Nationalparkes im 
Bayerischen Wald" der Ausbau dieses Nationalparkes über 
10 Jahre lang jährlich 600 000 DM erfordert und der Bund 2/3 
dieses Betrages finanzieren soll? 

*) Siehe 118. Sitzung, Seite 5926 A 

Die Frage wird von Herrn Schwörer übernommen. 

— Bitte, Herr Minister, wollen Sie antworten! 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Darf ich die beiden Fragen 
verbinden, da sie in einem Sachzusammenhang 
stehen? 

Vizepräsident Schoettle: Dann rufe ich noch 
die Frage 107 des Abgeordneten Dr. Schmidt (Wup-
pertal) auf: 

Sind Haushaltsmittel für die in Frage 106 erwähnten Pläne 
einmalig oder in der mittelfristigen Finanzplanung vorgesehen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Die Bundesregierung weiß 
aus der Presse, daß das Projekt eines Nationalparks 
im Bayerischen Wald existiert und daß es auf etwa 
6 bis 7 Millionen DM veranschlagt ist. Der Zweck-
verband, der offenbar gegründet wurde, ist bisher 
noch nicht an die Bundesregierung herangetreten. 
Das ist auch der Grund dafür, daß über Haushalts-
mittel oder eine haushaltsmäßige Erledigung noch 
gar nicht entschieden werden konnte. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Schwörer, bitte!  

Dr.  Schwörer (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, 
ist Ihnen bekannt, daß der Bayerische Forstverein 
Bedenken gegen dieses Projekt erhoben hat, und 
sind Sie bereit, im Ernstfall auch diese Bedenken zu 
prüfen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich habe diese Bedenken 
studiert. Ich glaube, man könnte den Beteiligten bei 
all diesen Fragen einen großen Dienst erweisen, 
wenn man eine Sprachbereinigung durchführte. Über 
Naturschutzpark, Nationalpark, Landschaftsschutz-
gebiete gibt es hier so wenig Detailkenntnisse, daß 
es der Diskussion außerordentlich dienlich wäre, 
wenn man einmal die Begriffe, die im übrigen ge-
setzlich definiert sind, klarstellte. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Fritsch! 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Minister, nach-
dem die Vereinigung zur Gründung dieses National-
parks keinen Zweifel daran gelassen hat, daß es sich 
um einen Nationalpark im Sinne der Londoner Kon-
vention von 1933 handeln solle und werde, frage ich 
Sie: Gibt es auf Grund dieses Sachverhalts eine Ab-
sicht der Bundesregierung, mit der Bayerischen 
Staatsregierung über dieses Projekt zu verhandeln 
und gegebenenfalls ein Benehmen mit dem Ziel 
möglicher Unterstützung dieses Vorhabens herzu-
stellen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich glaube, es steht der 
Bundesregierung gut an, wenn sie einmal die Initia-
toren an sich herankommen läßt. 
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Vizepräsident Schoettle: Herr Fritsch! 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Minister, wür-
den Sie nicht bei dem Umfang, den die Diskussion 
über dieses Vorhaben schon angenommen hat, Ver-
anlassung sehen, das Vorhaben, das sich im Kern-
gebiet des Bayerischen Waldes befindet, einmal aus 
land- und forstwirtschaftlicher Sicht zu beurteilen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Darüber gibt es eine Mei-
nung in unserem Hause, aber sie ist nicht innerhalb 
der Bundesregierung abgestimmt. In erster Linie 
sind die Interessen der Beteiligten, die Interessen 
der dortigen Bevölkerung und die Auffassungen des 
Landes zu berücksichtigen, und dann erst ist, glaube 
ich, der Bund berufen, sich dazu zu äußern. 

Vizepräsident Schoettle: Sie haben keine 
Fragen mehr, Herr Fritsch; es tut mir leid. Damit 
sind die beiden Fragen des Herrn Abgeordneten 
Schmidt (Wuppertal) beantwortet. 

Die Fragen 108, 109 und 110 des. Herrn Abgeord-
neten Logemann sind vom Fragesteller zurück-
gezogen worden. 

Wir kommen damit zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers des Innern. Ich 
rufe die Frage 74 des Herrn Abgeordneten Schmitt-
Vockenhausen auf: 

Auf Grund der schriftlichen Antwort des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Benda vom 27. Oktober 1967 auf meine münd-
liche Anfrage (zu Drucksache V/2188, Fragen 123 und 124) frage 
ich, ob angesichts der geringen Geschäftsbelastung nicht eine 
Verringerung der Zahl der Disziplinarsenate angestrebt werden 
sollte? 

Bitte, Herr Staatssekretär Benda! 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Schon vor der Novellie-
rung der Bundesdisziplinarordnung war bei den 
Beamtensenaten des Bundesdisziplinarhofs ein Rück-
gang der Belastung zu erkennen. Es ist auch anzu-
nehmen, daß das neue Disziplinarrecht zu einem 
weiteren Rückgang führen wird. Sein genauer Um-
fang läßt sich heute noch nicht absehen. Insgesamt 
gesehen dürfte es aber bereits jetzt gerechtfertigt 
sein, eine Verringerung der Zahl der Senate von 
drei auf zwei sicherzustellen. Zu diesem Zweck wird 
der Herr Bundesminister des Innern bei den Bera-
tungen im Haushaltsausschuß über den Haushalt 
1968 bitten, die für die Verringerung erforderlichen 
haushaltsmäßigen Voraussetzungen zu schaffen. 
Tatsächlich wird die Reduzierung allerdings, soweit 
sich dies gegenwärtig übersehen läßt, nicht vor 1969 
möglich sein. Erst 1969 erreichen mehrere Richter 
des Bundesverwaltungsgerichts die Altersgrenze. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weiteren Fra-
gen. Dann rufe ich die Frage 75 des Herrn Abgeord-
neten Horstmeier auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung im Rahmen des Zivil

-

schutzes den praktischen Wert des Technischen Hilfswerks? 

Ist der Abgeordnete anwesend? — Ja. 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Wenn der Herr Kollege 
Horstmeier einverstanden ist, würde ich alle drei 
Fragen wegen des. Sachzusammenhangs gemeinsam 
b e antworten. 

Vizepräsident Schoettle: Der Fragesteller ist 
einverstanden. Ich rufe ferner die Fragen 76 und 77 
des Herrn Abgeordneten Horstmeier auf: 

Stehen nach Ansicht der Bundesregierung der Aufwand und die 
Hilfemöglichkeiten des Technischen Hilfswerks in einem ange-
messenen Verhältnis? 

Wie vollzieht sich bei Notständen der Einsatz des Technischen 
Hilfswerks? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Zunächst zur ersten 
Ihrer drei Fragen. Sowohl nach dem Gesetz über 
Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung als 
auch nach dem neuen Entwurf eines Gesetzes über 
die Erweiterung des Katastrophenschutzes soll das 
Technische Hilfswerk im Zustand der äußeren Ge-
fahr im Rahmen der örtlichen Hilfsdienste eingesetzt 
werden und vor allem die Bergung und Instand-
setzung übernehmen. Das Technische Hilfswerk ist 
für die Wahrnehmung dieser wichtigen Aufgabe 
geeignet, da die Leistung technischer Hilfe bei 
Katastrophen- und Unglücksfällen größeren Aus-
maßes auch im Frieden zu seinen Aufgaben gehört. 
Der Erlaß über die Errichtung des Technischen Hilfs-
werks von 1953 sieht daher bereits die  Leistung 
technischer Dienste im Zivilschutz als Aufgabe des 
Technischen Hilfswerks vor. Seine über 40 000 
aktiven Helfer verfügen über eine geeignete Aus-
bildung und Ausrüstung sowie über entsprechende 
Erfahrungen. Eine Reserve von über 25 000 Hel-
fern macht es möglich, seine Kräfte nötigenfalls noch 
zu verstärken. Die Bundesregierung mißt daher 'der 
Mitwirkung des Technischen Hilfswerks im Zivil-
schutz entscheidende Bedeutung zu. Soweit zur 
ersten Frage. 

Nun zur zweiten. Gerade in diesem Jahr ist an-
gesichts der Haushaltskürzung im Bereich ,der Zivil-
verteidigung der Kostenaufwand der mitwirkenden 
Organisationen und Einrichtungen eingehend unter-
sucht worden. Dabei hat sich gezeigt, daß die 
Kosten des Technischen Hilfswerks im Verhältnis 
zu seiner Stärke und seiner Effektivität besonders 
niedrig sind. Bei Aufwendungen für .das Technische 
Hilfswerk von noch nicht 20 Millionen DM jährlich 
betragen die Kosten je einsatzbereiten Helfer we-
niger als 500 DM jährlich. 

Der Einsatzwert des Technischen Hilfswerks für 
den Zivilschutz im Verteidigungsfall läßt sich in 
etwa nach seinen Friedenseinsätzen abschätzen. Bei 
der Unberechenbarkeit der Katastropheneinsätze 
besteht ein wesentlicher Teil des Einsatzwertes in 
der steten Bereitschaft und Verfügbarkeit von aus-
gebildeten und ausgerüsteten Helfern in  den  Elek-
trizitäts-, Gas-, Wasser-  und  Katastrophenzügen. 
Allein im Jahre 1966 ist das Technische Hilfswerk 
in 947 Fällen der Katastrophenhilfe und der tech-
nischen Hilfe im Inland eingesetzt worden. Davon 
waren 82 Großeinsätze. Bei den Einsätzen sind 
rund 150 000 Arbeitsstunden geleistet worden. Hin- 
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Parlamentarischer Staatssekretär Benda 
zu kommen Auslandseinsätze in der Türkei und 
in Italien mit rund 32 000 Einsatzstunden. 

Schließlich zur dritten Frage: Das Technische 
Hilfswerk wird in der Regel auf Anforderung der 
zur Gefahrenabwehr zuständigen Behörden tätig. 
Bei Gefahr im Verzug kann das Technische Hilfs-
werk auch ohne eine solche Anforderung Hilfe 
leisten. Sowohl zur Vorbereitung seiner Hilfelei-
stung ,als auch im Einsatz stimmt sich das Tech-
nische Hilfswerk stets mit den zur Gefahrenabwehr 
und Hilfeleistung zuständigen Behörden ab. 

Vizepräsident Schoettle: Haben Sie eine Zu-
satzfrage? — Bitte. 

Horstmeier (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da 
die Beseitigung von Folgen aus Notständen jeg-
licher Art als eine gesetzliche Pflichtaufgabe der 
kommunalen Feuerwehr angesehen werden muß, 
frage ich, ob die Bundesregierung bereit ist, zu über-
prüfen, wie eine bessere Konzentration aller Kräfte 
und möglichst eine Vereinheitlichung der Hilfs-
dienste zu erreichen ist. 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Über diese Frage, Herr 
Kollege Horstmeier, enthält der dem Bundestag 
demnächst zugehende Entwurf eines Gesetzes über 
die Erweiterung des Katastrophenschutzes sehr klare 
Vorstellungen. Ich darf mir erlauben, der Kürze 
halber auf den Inhalt dieses Entwurfs zu verweisen, 
der die Frage unmittelbar anspricht. Die Beratungen 
im Hohen Hause werden Gelegenheit geben, ein-
zelne Punkte dann weiter zu überprüfen. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weitere Zu-
satzfrage mehr. 

Die Fragen 78, 79 und 80 stellt der Abgeordnete 
Dr. Hudak. Ist Herr Hudak anwesend? — Das ist 
nicht der Fall. Die Fragen werden nicht übernom-
men. Sie werden schriftlich beantwortet. 

Frage 81 stellt die Abgeordnete Frau Meermann: 
Wie viele der .  in den Bundesministerien und der Bundes-

tagsverwaltung tätigen Boten, Pförtner und Vervielfältiger sind 
Beamte, wie viele Angestellte und wie viele Arbeiter? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: In den Bundesministe-
rien einschließlich Bundespräsidialamt, Bundeskanz-
leramt und Presse- und Informationsamt der Bun-
desregierung sowie in der Bundestags- und der Bun-
desratsverwaltung sind zur Zeit 1271 Bedienstete als 
Boten, Pförtner und Vervielfältiger tätig. Davon sind 
610 als Beamte, 289 als Angestellte und 372 als Ar-
beiter beschäftigt. 

Vizepräsident Schoettle: Kann die nächste 
Frage gleich mit beantwortet werden? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Gern, Herr Präsident. 

Vizepräsident Schoettle: Wenn die zweite 
Frage gleich mit beantwortet wird, können wir auch 
die Zusatzfragen zusammen erledigen. 

Ich rufe also auch die Frage 82 der Abgeordneten 
Frau Meermann auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die derzeitige Regelung, 
wonach die gleiche Arbeit der in Frage 81 erwähnten Bedienste-
ten sehr unterschiedlich entlohnt wird, beizubehalten? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Es trifft zu, daß die von 
Ihnen, Frau Kollegin Meermann, angesprochenen 
Bediensteten entsprechend der unterschiedlichen Aus-
gestaltung des Besoldungs-, Vergütungs- und Ent-
lohnungssystems für ihre Tätigkeit unterschiedlich 
hohe Bezüge erhalten können, wobei allerdings zwi-
schen den Bezügen der im Beamten- und der im An-
gestelltenverhältnis Tätigen nur ein geringerer Un-
terschied besteht. 

In früherer Zeit sind alle Boten, Pförtner und Ver-
vielfältiger im Arbeiterverhältnis beschäftigt wor-
den. Alsdann sind in zunehmendem Maße für diese 
Tätigkeiten Beamtenplanstellen eingerichtet worden. 
Aus beamtenrechtlichen Gründen ist allerdings die 
Beschäftigung aller Boten, Pförtner und Vervielfälti-
ger im Beamtenverhältnis nicht möglich. 

Um bewährten Kräften, die die Voraussetzungen 
für die Berufung in das Beamtenverhältnis nicht er-
füllen, einen Aufstieg zu ermöglichen, hat die Bun-
desregierung vor einigen Jahren zugelassen, daß ein 
Teil dieser Arbeitnehmer in das Angestelltenver-
hältnis übernommen werden kann. Dabei wurde, 
weil es sich um eine Ausnahmeregelung handelt, im 
Interesse der gleichen Handhabung in allen Bundes-
verwaltungen die Zahl der im Angestelltenverhält-
nis tätigen Boten, Pförtner und Vervielfältiger auf 
40 % dieses im Arbeitnehmerverhältnis beschäftig-
ten Personenkreises begrenzt. 

Ob diese Grenze richtig ist, darüber kann man 
natürlich verschiedener Meinung sein. Der Bundes-
minister der Finanzen hat meinem Hause vor kurzer 
Zeit mitgeteilt, daß er im Interesse einer weiteren 
Förderung qualifizierter Kräfte gegen eine Herauf-
setzung der Grenze keine Einwendungen erheben 
werde. 

Wenn die Anhebung bereits für das Haushalts-
jahr 1968 wirksam werden soll, wird es Sache des 
Hohen Hauses sein, die entsprechenden Stellen-
umwandlungen in dem Ihnen im Entwurf bereits 
vorgelegten Haushaltsplan 1968 zu beschließen. 

Vizepräsident Schoettle: Frau Meermann. 

Frau Meermann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
habe ich Sie recht verstanden, daß zur Zeit keine 
Bestrebungen dahin gehen, zu einer einheitlichen 
Besoldungsgrundlage für die glei che Tätigkeit der 
genannten Gruppen zu kommen? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Eine vollständige Ver-
einheitlichung wird sich aus den von mir heraus-
gestellten Gründen leider nicht erreichen lassen. 
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Parlamentarischer Staatssekretär Benda 
Aber ich habe den Weg dargestellt, auf dem wir ver-
suchen, jedenfalls eine möglichst weitgehende An-
gleichung zu erreichen. 

Vizepräsident Schoettle: Frau Meermann! 

Frau Meermann (SPD) : Darf ich noch fragen, 
Herr Staatssekretär: wird durch Zusatzversorgungs-
versicherungen dafür gesorgt, daß wenigstens bei 
der Altersversorgung eine Annäherung der Bezüge 
erfolgt? Und wie wirkt sich der für die Angestellten 
mögliche Bewährungsaufstieg aus, der ja für die 
Arbeiter wegfällt? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Zum ersten Teil Ihrer 
Frage möchte ich folgendes sagen. Ab 1. Januar 1967 
ist für die Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes 
eine Neuregelung der zusätzlichen Altersversorgung 
eingeführt worden. Auch die Arbeitnehmer des Bun-
des erhalten seitdem eine sogenannte Gesamtversor-
gung, die sich an die Grundsätze des Beamtenversor-
gungsrechts anlehnt. Diese Neuregelung bewirkt, 
daß die Arbeitnehmer im Ergebnis eine der Be-
amtenversorgung entsprechende Gesamtversorgung 
erhalten. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage, Frau Kollegin Meer-
mann, möchte ich folgendes sagen. Ich glaube, daß 
eine Angleichung im Rahmen des von mir dargestell-
ten Bestrebens — jedenfalls die bisher als Arbeiter 
Beschäftigten in das Angestelltenverhältnis zu über-
führen — eine gewisse faktische Angleichung an die 
Verhältnisse der Beamten herbeiführen wird. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Westphal! 

Westphal (SPD) : Herr Staatssekretär, beruht die 
Mitteilung, die Sie über die Bereitschaft des Finanz-
ministers machen konnten, auf die 40 %-Klausel 
zu verzichten und bei der Umwandlung der Ange-
stelltenstellen nach oben zu gehen, darauf, daß der 
Herr Finanzminister eingesehen hat, daß die Tarif-
partner des Bundes annehmen konnten, diese 40 %-
Klausel bestehe seit der letzten tariflichen Rege-
lung überhaupt nicht mehr? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ich bedauere sehr, über 
die Motive, die den Herrn Bundesminister der Finan-
zen zu seiner von uns begrüßten Einstellung bewo-
gen haben, keine Auskunft •geben zu können. Da 
müßte der Herr Bundesminister der Finanzen ge-
fragt werden. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Westphal! 

Westphal (SPD) : Herr Staatssekretär, aus dem 
Hinweis, daß das Hohe Haus an diesen Dingen etwas 
ändern kann, leite ich die Frage an Sie — wegen 
des Zusammenwirkens mit dem Bundesfinanz-
minister — ab, ob es möglich wäre, dem Haushalts-
ausschuß, der sich ja mit diesen Fragen zu befassen 
hat, Unterlagen für die bald bevorstehenden Bera

-

tungen darüber vorzulegen, welche finanziellen Aus-
wirkungen sich ergeben würden und welche Um-
wandlungen von Arbeiterstellen in Angestellten-
stellen in diesem Bereich notwendig sind? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Kollege, wie Sie 
wissen, setzt natürlich die Behandlung dieser Fra-
gen gegenüber dem Parlament ein Einvernehmen 
zwischen den beteiligten Ministerien voraus. Ich 
glaube zuversichtlich, daß sich auch ein Einverneh-
men insoweit herstellen läßt, als versucht werden 
wird — und ich hoffe, daß es erreicht werden 
kann —, Ihrem Wunsche zu entsprechen. 

Vizepräsident Schoettle: Frage 83 stellt Herr 
Abgeordneter Biechele. 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Auch hier würde ich, 
Herr Präsident, vorschlagen, daß die Fragen 83 und 
84 zusammen aufgerufen und beantwortet werden. 

Vizepräsident Schoettle: Der Fragesteller ist 
einverstanden. Ich rufe also auf: 

Bis wann werden die Verhandlungen über die Überarbeitung 
des Abkommens über den kleinen Grenzverkehr vom 25. Januar 
1952 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und  der  Schweiz 
abgeschlossen sein? 

Ist damit zu rechnen, daß Möglichkeiten von Grenzübertritten 
von Wandergruppen außerhalb von Grenzübergangsstellen in 
das in Frage 83 erwähnte Abkommen aufgenommen werden? 

Herr Staatssekretär, bitte! 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Die Prüfung eines in-
offiziell übermittelten Schweizer Entwurfs, an  dem 
auch die Länder Baden-Württemberg und Bayern 
zu beteiligen sind, ist noch im Gange. Es besteht 
jedoch berechtigte Hoffnung, daß das neue Abkom-
men im Sommer nächsten Jahres in Kraft treten 
kann. 

Zu Ihrer zweiten Frage darf ich sagen, daß eine 
solche Regelung, nach der Sie fragen, von beiden 
Seiten in Aussicht genommen worden ist. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Biechele! 

Biechele (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wird 
bei den Verhandlungen darauf geachtet, daß die 
neuen Regelungen den unteren Instanzen auf beiden 
Seiten die Möglichkeit geben, vernünftige und prak-
tikable Entscheidungen für den Grenzübertritt von 
Wandergruppen außerhalb von Grenzübergangs-
stellen mit einem Minimum an Papierkrieg zu tref-
fen? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ja, in der Tat. Wir stel-
len uns vor — und es besteht begründete Aussicht 
zu der Hoffnung, daß es erreicht werden kann —, 
daß bestimmte landschaftlich besonders reizvolle 
Wanderwege in Grenzgebieten freigegeben werden, 
ohne daß im Einzelfall eine Erlaubnis für den Wan-
derer notwendig sein wird. 
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Vizepräsident Schoettle: Die Fragen 85 und 86 
stellt Herr Abgeordneter Dichgans. Können wir auch 
diese Fragen zusammen beantworten? 

(Abg. Dichgans: Jawohl, Herr Präsident!) 

— Dann rufe ich diese Fragen zusammen auf: 
Hat die Bundesregierung erwogen, gemeinsam mit dem Land 

Nordrhein-Westfalen die Errichtung und Finanzierung eines 
größeren Distriktes Bundeshauptstadt zu betreiben, um eine 
einheitliche Planung sowie eine einheitliche Durchführung dieser 
Planung zu ermöglichen? 

Ist sich die Bundesregierung klar darüber, daß die Unfähigkeit, 
mit dem Problem der Bundeshauptstadt fertig zu werden, ein 
Problem, das die Weimarer Republik für Berlin damals binnen 
eines Jahres gelöst hat, das Ansehen des Staates schwer schädi-
gen muß? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Die Bundesregierung hat 
die Frage, ob sich die Bildung eines Großdistrikts 
Bundeshauptstadt — etwa nach dem amerikanischen 
Vorbild des Washington District of Columbia - 
empfiehlt, geprüft. Im Hinblick auf den föderativen 
Aufbau der Bundesrepublik, der bundesunmittelbare 
Gebilde nicht kennt, wäre die Schaffung eines sol-

chen bundesunmittelbaren Distrikts „Bundeshaupt-
stadt" nur durch eine Änderung des Grundgesetzes 
möglich. Eine solche Verfassungsänderung sollte 
nach Ansicht der Bundesregierung zur Vermeidung 
einer weiteren Zersplitterung des Verwaltungsauf-
baues und des Kommunalverfassungsrechts vermie-
den werden. 

Die kommunal-organisatorische Neuordnung des 
Raumes Bonn gehört in die ausschließliche Zustän-
digkeit des Landes Nordrhein-Westfalen. Da die 
Bundesregierung aber selbstverständlich an einer 
möglichst zweckmäßigen Neuordnung dieses Rau-
mes interessiert ist, hat sie sich im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten seit Jahren insbesondere im Inter-
ministeriellen Ausschuß für Raumordnung mit die-
sem Fragenkomplex befaßt. 

Die  Vertreter aller beteiligten Bundesressorts 
haben im April dieses Jahres Vertretern des Innen-
ministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen ihre 

Überlegungen und Wünsche zur Neuordnung des 
Bonner Raumes vorgetragen. Sie haben dabei die 
Notwendigkeit und Eilbedürftigkeit einer möglichst 
zweckmäßigen organisatorischen Zusammenfassung 
dieses Raumes aus Gründen einer einheitlichen Pla-
nung und einer Koordinierung der Durchführung 
dieser Planung unterstrichen. Das Ergebnis dieser 
Sitzung ist als Stellungnahme der Bundesregierung 
dem Innenminister des Landes Nordrhein-Westfalen 
mit Schreiben vom 21. Juni 1967 übermittelt worden. 

Nach Mitteilung des Innenministeriums in Düssel-
dorf wird der Vorschlag zur Neuordnung des Rau-
mes Bonn Anfang des kommenden Jahres den betei-
ligten Gemeinden und Gemeindeverbänden zugehen 
und, sobald diese gehört worden sind, als Gesetz-
entwurf noch im Laufe des kommenden Jahres der 
Landesregierung zur Verabschiedung vorgelegt 
werden. Das Innenministerium des Landes Nord-
rhein-Westfalen rechnet fest damit, daß das Gesetz 
noch in dieser Legislaturperiode des Landtages ver-
kündet wird. 

Zur zweiten Frage darf ich zunächst darauf hin-
weisen, daß nach Auffassung der Bundesregierung 
die Neuordnung des Bonner Raumes auch dann not-
wendig wäre, wenn Bonn nicht vorläufiger Sitz der 
Bundesregierung wäre. Die Bundesregierung glaubt 
in der Tat, daß das Ansehen des Staates Schaden 
leiden könnte, wenn die Neuordnung des Bonner 
Raumes noch längere Zeit hinausgeschoben würde. 

Ich darf mir aber erlauben, Ihren Hinweis, daß 
die Weimarer Republik das Problem der Neuord-
nung Berlins binnen eines Jahres gelöst habe, zur 
Vermeidung von Mißverständnissen doch etwas 
differenzierter zu behandeln. Die kommunalverfas-
sungsrechtliche Neuordnung Berlins nahm etwa ein 
Jahrzehnt in Anspruch. Das Königreich Preußen 
versuchte bereits durch Gesetz vom 19. Juli 1911 
das Problem der Institutionalisierung dieser indu-
strialisierten Großstadt, deren städtischer Kern sich 
in steigendem Maße in das Umland ausdehnte, 
durch Bildung eines „Zweckverbandes Groß-Berlin" 
zu lösen. Dieser Weg einer Anpassung der kommu-
nalen Organisation .an die veränderte räumliche 
Struktur und die städtebauliche Entwicklung Ber-
lins erwies sich jedoch als nicht ausreichend, so daß 
das Land Preußen mit Gesetz vom 27. April 1920 
— also zehn Jahre später die Einheitsgemeinde 
Berlin schuf. Ich darf Ihnen als bisheriger Bewohner 
des Bezirks Berlin-Spandau mitteilen, daß bis zum 
heutigen Tage Diskussionen, jedenfalls innerhalb 
einiger Bezirke Berlins, über die Zweckmäßigkeit 
der damaligen Regelung im Gange sind. Die Neu-
ordnung Berlins war mithin Landessache, in erster 
Linie auch auf die städtebauliche Entwicklung, da-
gegen weniger auf die Tatsache zurückzuführen, 
daß Berlin Reichshauptstadt war. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Dichgans! 

Dichgans (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, glau-
ben Sie nicht, daß es auch im Rahmen des gelten-
den Grundgesetzes Möglichkeiten zu einer Zusam-
menarbeit zwischen dem Bund und dem Land Nord-
rhein-Westfalen geben sollte, wie wir sie in vielen 
anderen Bereichen, z. B. im Bereich der Universi-
täten, wo es ähnliche Zuständigkeitsprobleme gibt, 
seit langem gefunden haben? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Selbstverständlich gibt 
es diese Möglichkeiten, und ich habe eingehend 
dargestellt, Herr Kollege Dichgans, daß ein stän-
diger enger Kontakt zwischen den zuständigen Stel-
len der Bundesregierung und den zuständigen Stel-
len des Landes Nordrhein-Westfalen in dieser 
Frage besteht. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Dr. Kliesing! 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, würden Sie  mir widersprechen, wenn ich 
mir erlaube, aus einer, wie ich meine, detailierten 
Kenntnis der hiesigen Probleme die Behauptung auf-
zustellen, daß bereits auf Grund der bestehenden 
gesetzlichen Möglichkeiten — ich erwähne hier vor 
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Dr. Kliesing (Honnef) 
allen Dingen das Bundesbaugesetz — die meisten 
anstehenden Probleme, wenn nicht sogar alle, ge-
löst werden könnten, wenn sich alle beteiligten Ge-
meinden bereitfänden, auf freiwilliger Grundlage 
diese von mir erwähnten Möglichkeiten auszunut-
zen? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Kollege Dr. Klie-
sing, ich möchte Ihnen höchst ungern widersprechen; 
aber ich bitte mein Nichtwidersprechen so auszule-
gen, daß ich mich keinesfalls in die Angelegenheiten 
der beteiligten Gemeinden einmischen möchte; viel-
mehr ist es eine Höflichkeit Ihnen gegenüber. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Dorn! 

Dorn (FDP) : Herr Staatssekretär, Ihnen ist aber 
doch wohl bekannt, daß die Stadt Bonn nur deshalb 
in einer besonders schwierigen finanziellen Situa-
tion ist, weil sie eine Reihe von kommunalen Auf-
gaben deswegen übernehmen mußte, weil der Bund 
und seine Behörden sich hier niedergelassen haben 
und die Bundesbediensteten untergebracht werden 
mußten. 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Daß die Umwandlung 
Bonns als Sitz der Bundesregierung sowohl Vor- als 
auch Nachteile für die beteiligten Gemeinden mit 
sich bringt, ist selbstverständlich. Eine Abwägung 
der Vor- und Nachteile möchte ich im Augenblick 
nicht vornehmen. 

Vizepräsident Schoettle: Eine weitere Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Staatssekretär, sind Sie nicht 
doch der Meinung, daß auf Grund der vielfachen 
Verpflichtungen, die auf die Stadt Bonn zugekom-
men sind, auch eine verstärkte finanzielle Hilfelei-
stung für die Stadt Bonn — in Zusammenwirken mit 
der Landesregierung von Nordrhein-Westfalen — 
sobald als möglich ins Auge gefaßt werden sollte? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Sie wissen sicher, Herr 
Kollege Dorn, daß darüber seit langer Zeit Ge-
spräche zwischen den beteiligten Stellen der Ge-
meinden, des Landes und des Bundes stattfinden. 
Der Bund hat auch seine grundsätzliche Bereitschaft 
erklärt. Über die finanziellen Möglichkeiten muß 
schließlich dieses Hohe Haus im Rahmen der Haus-
haltsberatungen entscheiden. 

Vizepräsident Schoettle: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Hübner. 

Hübner (SPD) : Herr Staatssekretär, würden Sie 
es für möglich halten, daß dem Kollegen Dichgans 
bei seinem Vorwurf, die Bundesregierung sei un-
fähig, mit dem Problem der Bundeshauptstadt fer-
tigzuwerden, entgangen ist, daß ein Unterschied 

darin besteht, daß Berlin für die Weimarer Republik 
die endgültige Hauptstadt war, während für die 
Bundesrepublik Bonn eine provisorische Hauptstadt 
ist und vorläufig bleiben wird? 

Benda,  Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ich hatte mir erlaubt, 
auf diesen Punkt hinzuweisen. 

Vizepräsident Schoettle: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Dr. Schulze-Vorberg. 

Dr. Schulze -Vorberg (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, könnten Sie,  wenn hier von einem Distrikt 
Bundeshauptstadt die Rede ist, den die Bundesre-
gierung für erwünscht hält, für den sie aber ver-
fassungsrechtlich nicht zuständig ist, sagen, welche 
Städte und Gemeinden nach der Meinung der Bun-
desregierung diesem Distrikt zuzurechnen wären? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Kollege Schulze-
Vorberg, erstens habe ich nicht gesagt, daß ein 
solcher Distrikt nach dem Muster des Washington 
District of Columbia an sich wünschenswert sei. Dar-
über könnte man sehr streiten. Auch in Amerika gibt 
es über den Washington District of Columbia, der 
eine Reihe von besonderen Problemen aufwirft, eine 
Diskussion. Zum weiten Punkt darf ich Sie bitten, 
auf die Beantwortung einer verständlichen Frage zu 
verzichten. Keinesfalls wird die Bundesregierung 
den Wunsch haben, den Anschein zu erwecken, als 
ob sie sich 'in  die Angelegenheiten der beteiligten 
Gemeinden ungebührlich einmischen möchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Schoettle: Zu einer zweiten Zu-
satzfrage Herr Abgeordneter Dr. Schulze-Vorberg. 

Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) : Darf ich fra-
gen, Herr Staatssekretär, wie sich die Bundesregie-
rung vorstellt, daß eine Ordnung des Bonner Raumes 
möglich ist, ohne daß man in die Angelegenheiten 
der beteiligten Gemeinden eingreift. 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Die Bundesregierung hat 
wiederholt und ständig darauf hingewiesen, daß ihr 
Interesse dahin geht, die Verwaltungsgliederung 
zweckmäßig und funktionsgerecht zu gestalten. Wel-
cher Weg aus der Sicht der beteiligten Gemeinden 
im einzelnen der beste ist, ist Sache dieser Gemein-
den. Der Bund hat an bestimmten Punkten ein legi-
times Interesse; das hat er immer zum Ausdruck 
gebracht. Er hat es im übrigen aber den beteiligten 
Gemeinden überlassen, die Entscheidung im einzel-
nen zu treffen. Dies halte ich für ein angemessenes 
Verhalten des Bundes gegenüber den Gemeinden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort zu einer 
Zusatzfrage hat der Herr Abgeordnete Dr. Hofmann. 
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Dr. Hofmann (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, darf ich Sie auf Grund der Vorfragen des 
Kollegen Dorn fragen, ob Ihnen entgangen ist, 
daß der Bund in seinem Haushalt schon erhebliche 
Mittel für die Stadt Bonn bereitgestellt hat und 
bereitstellt, eben wegen der Sonderbelastung dieses 
Raumes. 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Das ist mir, Herr Kol-
lege Hofmann, natürlich keineswegs entgangen. Ich 
bitte, es auf meine Bescheidenheit zurückzuführen, 
daß ich das hier nicht im einzelnen dargelegt habe. 

(Heiterkeit.) 

Vizepräsident Schoettle: Ich rufe die Frage 87 
des Abgeordneten Dr. Jahn (Braunschweig) auf: 

Wie groß ist zur Zeit die Lagerungskapazität für Treibstoff 
zur Gewährleistung des Notstandsprogramms? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Das Notstandsprogramm 
sieht eine Lagerung von Treibstoff nicht vor. Im 
Notstandsfall müßte auf die friedensmäßige Bevor-
ratung von Treibstoff zurückgegriffen werden, wie 
sie das Gesetz über Mindestvorräte an Erdölerzeug-
nissen vom 9. September 1965 vorsieht. Über die 
nach diesem Gesetz gegenwärtig zu haltenden 
Pflichtbestände wird Sie, wie ich annehme, der 
Herr Parlamentarische Staatssekretär des Bundes-
wirtschaftsministeriums bei der Beantwortung der 
Frage 102 unterrichten. 

Vizepräsident Schoettle: Ich rufe dann die 
Frage 88 des Abgeordneten Ollesch auf: 

Warum hat die Bundesregierung den Bericht über Vorkehrun-
gen zum Schutz der Zivilbevölkerung an bestehenden Anlagen 
und Einrichtungen, bei denen durch Kampfeinwirkungen erheb-
liche mittelbare Gefahren für die Umgebung auftreten, noch nicht 
vorgelegt? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ich beantworte diese 
Frage im Einvernehmen mit dem Herrn Bundes-
minister für Wirtschaft wie folgt. 

§ 28 des Schutzbaugesetzes sah die Neuerrich-
tung von Anlagen und Einrichtungen, bei denen 
durch Kampfeinwirkungen erhebliche mittelbare Ge-
fahren für die Umgebung auftreten, vor, daß geeig-
nete bauliche Vorkehrungen gegen mittelbare Ge-
fahren zu treffen sind. Durch das Haushaltssiche-
rungsgesetz vom 20. Dezember 1965 wurde das 
Inkrafttreten der Bestimmung über baulichen Be-
triebsschutz hinausgeschoben. Die weitere Entwick-
lung des Schutzbaugesetzes zeigte, daß der bauliche 
Betriebsschutz, insbesondere der S chutz gegen 
mittelbare Gefahren, aus Haushaltsgründen in der 
ursprünglich vorgesehenen Form nicht zu verwirk-
lichen ist. Das Bundeswirtschaftsministerium hat da-
her davon abgesehen, die sehr kostspieligen Unter-
suchungen in dieser Angelegenheit fortzuführen. 

Vizepräsident Schoettle: Keine Zusatzfrage? — 

Die  Frage 89 soll vom Bundesminister für Arbeit 
beantwortet werden. 

Wir kommen zur Frage 90 des Herrn Abgeord-
neten Ollesch: 

Warum hat die Bundesregierung noch nicht eine Gesamtkon-
zeption auf dem Gebiet der zivilen Verteidigung vorgelegt und 
ihr Mindestprogramm bekanntgegeben? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Die Bundesregierung ist 
bestrebt, dem Hohen Hause so bald wie möglich 
einen Bericht über die Gesamtkonzeption der zivilen 
Verteidigung vorzulegen. Dieser Bericht wird auch 
eine Darstellung des in Angriff genommenen Min-
destprogramms in seiner finanziellen Auswirkung 
bis 1971 enthalten. Der Bericht läge bereits vor, 
wenn nicht die mehrfachen Haushaltskürzungen der 
letzten Monate zu wiederholten Umplanungen und 
Änderungen des Entwurfs gezwungen hätten. Von 
einem ursprünglich vorgesehenen jährlichen Ge-
samtansatz der zivilen Verteidigung in Höhe von 650 
Millionen DM sind schließlich nur 450 Millionen DM 
übriggeblieben. Kürzungen dieses Ausmaßes kön-
nen nicht im Rahmen einer linearen Reduzierung der 
einzelnen Titel aufgefangen werden; sie machen viel-
mehr eine von Grund auf neue Planung erforderlich, 
die auf viele dringliche Vorhaben verzichten muß, 
um wenigstens die dringlichsten durchführen zu kön-
nen. Das erfordert, wofür ich Sie um Verständnis 
bitte, vor allem auch Zeit. 

Wesentliche Teile unserer Konzeption lassen sich 
jedoch schon den Gesetzentwürfen entnehmen, die 
vor vier Wochen vom Bundeskabinett beschlossen 
worden sind. Das gilt vor allem für die Absichten im 
Bereich der örtlichen und überörtlichen Hilfskräfte 
und des Selbstschutzes, aber auch für unsere. Vor-
stellungen über die Deckung des personellen Kräfte-
bedarfs. Offengeblieben ist allerdings die Frage des 
Schutzbaues. Daß hier ein Schwerpunkt des Zivil-
schutzes liegt, hat das Bundeskabinett schon am 
19. Januar dieses Jahres ausdrücklich festgestellt. 
Der Herr Bundesminister des Innern hat dies in der 
Pressekonferenz am 20. Oktober dieses Jahres noch-
mals bestätigt. 

Die Bundesregierung sieht sich wegen dieser noch 
schwebenden Frage zur Zeit noch nicht in der Lage, 
den Gesamtbericht über die Konzeption der zivilen 
Verteidigung vorzulegen; denn ohne Ausführungen 
über das Kernstück des Zivilschutzes wäre dieser 
Bericht unvollständig. Ich habe jedoch die Hoffnung, 
daß die Frage des Schutzbaues recht bald geklärt 
sein wird. Dann wäre auch die Voraussetzung für 
die Vorlage des erbetenen Berichts gegeben. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Ollesch! 

Ollesch (FDP) : Herr Staatssekretär, Sie führten 
eingangs aus, daß wegen der Haushaltskürzungen 
und wegen der Tatsache, daß die Höhe der Mittel 
nicht feststeht, die Bundesregierung nicht in der 
Lage sei, den Bericht vorzulegen. Nachdem aber für 
einen längeren Zeitraum die Höhe der zur Verfü-
gung stehenden Mittel im Rahmen der mittelfristi- 
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Ollesch 

gen Finanzplanung feststeht, wäre es doch nunmehr 
möglich, alsbald einen solchen Bericht zu erstellen. 
Können Sie den ungefähren Zeitpunkt angeben, bis 
zu dem der Bericht dem Bundestag zugeleitet wer-
den könnte? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Voraussetzung, Herr 
Kollege Ollesch, ist, wie ich bereits sagte, die Ver-
abschiedung des Schutzbaugesetzes durch das Bun-
deskabinett, von der ich hoffe, daß sie bald erfol-
gen wird. Wenn diese Voraussetzung, die ich für 
einen elementaren Bestandteil des Berichts halte, 
gegeben ist, wird die Bundesregierung in der Lage 
sein, alsbald in sehr naher Zukunft den Bericht 
vorzulegen. 

Vizepräsident Schoettle: Darf ich fragen, ob 
das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung vertreten ist? — Das ist 'offenbar nicht der 
Fall. Dann kann ich die Fragen, die in dieses Res-
sort fallen, aber unter dem Ressort des Innenmini-
sters aufgeführt sind, jetzt nicht aufrufen. Das gilt für 
die Frage 91 des Abgeordneten Schmidt (Kempten), 
nicht aber für die nächste Frage. 

Ich rufe daher die Frage 92 des Abgeordneten 
Dr. Bucher auf: 

Warum hat die Bundesregierung den zum 1. Oktober 1967 
fällig gewordenen Bericht über die Konzentration und Meinungs-
freiheit im deutschen Pressewesen noch nicht vorgelegt? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 
 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Die Pressekommission 
sollte nach übereinstimmendem Wunsch des Deut-
schen Bundestages und der Bundesregierung tun-
lichst zum 1. Oktober 1967 einen ersten Bericht 
vorlegen, der vor allem Vorschläge für Soforthilfe-
maßnahmen zugunsten wirtschaftlich gefährdeter 
Presseunternehmen enthalten sollte. Am 14. Sep-
tember 1967 hat die Pressekommission ihre Emp-
fehlungen für Sofortmaßnahmen und am 13. Novem-
ber 1967 ihren ersten Bericht der Bundesregierung 
vorgelegt. Dieser Bericht ist also vor zwei Tagen 
vorgelegt worden, Herr Kollege Dr. Bucher. 

Die Empfehlungen haben zum Teil erhebliche 
steuer-, wirtschafts- und sozialpolitische Auswir-
kungen. Sie bedürfen deshalb sorgfältiger Prüfung 
durch die beteiligten Ressorts der Bundesregierung. 
Nach Abschluß dieser Prüfung wird die Bundesregie-
rung — voraussichtlich in der ersten Dezember-
hälfte — ihre Stellungnahme zu den Empfehlungen 
der Pressekommission dem Bundestag zuleiten. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Bucher! 

Dr. Bucher (FDP) : Nachdem, Herr Staatssekretär, 
in dem Beschluß des Bundestages, der die Bundes-
regierung auffordert, den Bericht vorzulegen, das 
Wort „tunlichst" nicht enthalten ist, wäre es dann 
nicht angebracht, daß die Bundesregierung den Bun-
destag von einem solchen Sachverhalt unterrichtet, 
damit man weiß, weshalb eine Verzögerung ein-
tritt? 

Vizepräsident Schoettle: Bitte, Herr Staats-
sekretär! 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Man kann in der Tat 
der Meinung sein, daß dieses tunlich oder vielleicht 
sogar tunlichst wäre, Herr Kollege Dr. Bucher. Ich 
bitte aber, mit zu verstehen, daß es sich um die 
Arbeit einer von der Bundesregierung eingesetzten, 
aber nach den Persönlichkeiten unabhängigen Kom-
mission handelt, die nach dem Urteil der Bundes-
regierung sehr intensiv und sehr konzentriert ge-
arbeitet haben. Aber natürlich ist die Bundesregie-
rung aus verständlichen Gründen nicht in der Lage, 
einer solchen Kommission nun einen genauen Zeit-
plan beinahe im Sinne eines Ultimatums nahezu

-

legen. Dies ist der Gesichtspunkt, der zu der bis

-

herigen Verzögerung geführt hat, von der ich 
glaube, daß sie die Vorlage dieser Materie an das 
Hohe Haus nicht ungebührlich oder untunlich ver-
zögern wird. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Schmitt-Vocken-
hausen! 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Staats-
sekretär, erinnern Sie sich, daß in der Debatte 
Anfang Oktober, als über die Fragen der Presse-
konzentration gesprochen wurde, schon zum Aus-
druck gebracht wurde, daß sich die Vorlage des Be-
richts im Hinblick auf die Begründung der Kommis-
sion, die damals noch ausstand, verzögern würde? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ich erinnere mich in der 
Tat daran, Herr Kollege. 

(Heiterkeit. — Abg. Genscher: Das war eine 
der bedeutendsten Fragen! — Abg. Schmitt-
Vockenhausen: Herr Kollege, es geht nur 
um die Sachaufklärung und um die Aus

-

wertung der Teilnahme an Sitzungen!) 

Vizepräsident Schoettle: Ich rufe die Frage 93 
des Abgeordneten Kubitza auf: 

Warum hat die Bundesregierung den zum 30. September 1967 
fällig gewesenen Bericht über die Gesamtfinanzierung der 
Olympischen Spiele 1972 in München noch nicht vorgelegt? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Sie wissen, Herr Kol-
lege, daß der Bundesminister des Innern dem Hohen 
Hause am 5. Mai 1967 einen Bericht über die Ge-
samtfinanzierung der Olympischen Spiele 1972 vor-
gelegt und ihn in der Sitzung des Innenausschusses 
am 22. Juni 1967 erläutert und ergänzt hat. In die-
sem Bericht ist bereits festgestellt worden, daß der 
Zeitpunkt zu früh sei, um abschließende Aussagen zu-
zulassen. Dies gilt auch heute noch. Die ersten Maß-
nahmen, mit denen für die Finanzierung der Spiele 
eigene Einnahmen erschlossen werden sollten — die 
Olympia-Lotterie, der Verkauf der offiziellen Ge-
denkmedaillen —, sind erst im Oktober angelaufen. 
Über den gegenwärtigen Stand der Maßnahmen zur 
Finanzierung der Olympischen Spiele 1972 hat der 
Finanzausschuß des Organisationskomitees am 
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Parlamentarischer Staatssekretär Benda 
20. Oktober 1967 beraten. Der Schatzmeister des 
Komitees und Vorsitzende des Ausschusses, Staats-
minister a. D. Präsident Dr. Eberhard, gab einen Ge-
samtüberblick. Er bestätigte, daß die Finanzplanung 
sowohl auf der Einnahmen- als auch auf der Aus-
gabenseite noch weitgehend offen ist. Die Nieder-
schrift dieser Sitzung liegt dem Bundesinnenministe-
rium noch nicht vor. Ihr Eingang und einige andere 
Verhandlungen, die in Kürze bevorstehen, werden 
es mir ermöglichen, wenigstens auf Teilgebieten kon-
krete Informationen zu geben. 

Aus diesem Grunde wurde der zweite Bericht kurz-
fristig zurückgestellt. Das Bundesministerium des 
Innern hofft jedoch, dem Hohen Hause einen Bericht 
Anfang nächsten Monats erstatten zu können. 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage, 
Herr Dr. Gleissner. 

Dr. Gleissner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
bezugnehmend auf den Bericht, daß Olympiade-Aus-
gaben und -Einnahmen offen sind, frage ich: wird 
die Bundesregierung darauf sehen, und ist sie in der 
Lage, darauf zu achten, daß die Kosten für die Olym-
pischen Spiele, die beschlossen wurden, in .einem 
Rahmen bleiben, der möglich ist und der bereits ab-
gesteckt ist? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ja, selbstverständlich, 
Herr Kollege, ich hoffe das. 

Vizepräsident Schoettle: Jetzt kommen wir zu 
den Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für das Post- und Fernmeldewesen. Frage 3 
stellt der Abgeordnete Schwabe: 

Warum sind die Einwurfschlitze der Postbriefkästen so klein, 
daß man weder größere Geschäftsbriefe noch z. B. Sendungen 
mit Filmrollen einstecken kann? 

Herr Minister! 

Dr. Dollinger, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Aus Sicherheitsgründen dürfen 
die Einwurfschlitze der Briefkästen eine bestimmte 
Größe nicht überschreiten. Die Größe der Einwurf-
öffnungen an Briefkästen ist im Laufe der Jahre bis 
an die oberste, im Hinblick auf die Sicherheit der 
Postsendungen noch vertretbare Grenze erweitert 
worden. Dies geschah nicht zuletzt im Hinblick auf 
den wichtigen Versand von Blutproben und anderem 
medizinischem Untersuchungsmaterial. 

Bei Wandbriefkästen .beträgt die Höhe des Ein-
wurfschlitzes 35 mm und die Breite 250 mm. Für 
Säulenbriefkästen konnte sogar eine Schlitzhöhe von 
42 mm zugelassen werden.. Somit können in Wand-
briefkästen großflächige Umschläge vom Format 
DIN C 4 (229 X 324 mm) oder Filmbüchsen mit nicht 
mehr als 33 mm Außendurchmesser und in Säulen-
briefkästen sogar Briefe vom Format DIN B 4 
(250 X 353 mm) oder dickere Filmbüchsen eingewor-
fen werden. Eine weitere Vergrößerung der Einwurf-
öffnungen von Briefkästen ist nicht möglich, weil 
-dann nicht mehr verhindert werden könnte, daß je-
mand in den Briefkasten hineinfaßt und Briefsendun-
gen entwendet. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Schwabe! 

Schwabe (SPD) : Wenn ich mir auch auf Grund 
der Gefahr, die Sie angedeutet haben. die Frage 
unterdrücke, ob schon jemand hineingefallen sei, 

(Heiterkeit) 

möchte ich Sie aber doch fragen: Haben Sie denn in 
Ihrem Geschäftsbereich nicht festgestellt, daß immer 
wieder über diese Normalbriefkästen — die ande-
ren gibt es gar nicht überall — geklagt wird, und 
haben Sie nicht wenigstens versucht, an den Post-
ämtern stationär größere Einwurfmöglichkeiten 
schaffen zu lassen? 

Dr. Dollinger, Bundesminister für .das Post- und 
Fernmeldewesen: Solche Überlegungen wurden an-
gestellt. Ich muß dabei feststellen, daß eine gewisse 
Vergrößerung — bei 110 000 Stück wären 35 000 
Stück abzuändern — einen Betrag von 400 000 DM 
erfordern würde. Im übrigen hat das Posttechnische 
Zentralamt bereits seit einigen Jahren im Benehmen 
mit Firmen auch der Filmindustrie, der Filmherstel-
ler geprüft, ob die Filmbüchsen anders gestaltet wer-
den können. Darüber sind die Untersuchungen noch 
im Gange. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Schwabe! 

Schwabe (SPD) : Hat sich die Bundespost einmal 
mit dem größten Postabfertiger, dem Generalpost-
meister der Vereinigten Staaten, ins Benehmen 
gesetzt, ob in diesem Lande, in dem ja da und dort 
zwangsläufig eine gewisse Kriminalität gegeben ist, 
diese großen Briefkästeneinwurfschlitze wirklich 
eine solche Gefahr bedeuten? 

Dr. Dollinger, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Das entzieht sich meiner Kennt-
nis. Ich will das gerne prüfen und Ihnen Bescheid 
geben. 

Vizepräsident Schoettle: Frage 4 des Abge-
ordneten Peiter: 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung beabsichtigt, den Post-
reisedienst der Deutschen Bundesbahn zu übertragen? 

 Bitte, Herr Bundesminister! 

Dr. Dollinger, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Ihre Anfrage steht im Zusammen-
hang mit dem Gutachten der Deutschen Revisions-
und Treuhand-AG über Möglichkeiten zur Verbes-
serung der Wirtschaftlichkeit im Omnibusbetrieb der 
Deutschen Bundespost und der Deutschen Bundes-
bahn. Dieses Gutachten liegt dem Bundeskabinett 
noch nicht vor. Im jetzigen Zeitpunkt ist daher 
weder eine Stellungnahme zum Inhalt des Gut-
achtens noch eine Erklärung zu den Absichten der 
Bundesregierung in dieser Angelegenheit möglich. 

Ich darf aber zu Ihrer Information darauf hin-
weisen, daß der Postverwaltungsrat bei der von 
Ihnen angesprochenen Frage ein gewichtiges Wort 
mitzusprechen hat. Am 9. November faßte der Post- 
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Bundesminister Dr. Dollinger 
verwaltungsrat in seiner 8. Sitzung zu diesem 
Fragenkomplex eine Entschließung, die ich mit Ge-
nehmigung des Herrn Präsidenten zur Kenntnis 
bringen darf. Der Wortlaut dieser Entschließung 
lautet: 

Zu der in Prüfung befindlichen Frage der Zu-
sammenführung von Postreisedienst und Bahn

-

busdienst in einer Hand sind in den letzten 
Wochen und Tagen in der Öffentlichkeit Stel-
lungnahmen abgegeben worden, die sich vor-
eilig und einseitig für eine Vereinigung dieser 
Dienste bei der Deutschen Bundesbahn ausspre-
chen. 

Der Postverwaltungsrat muß angesichts dieser 
Stellungnahmen, aber auch mit Rücksicht auf 
seine Verantwortung gegenüber den in diesem 
Dienstzweig tätigen — ca. 8000 — Angehörigen 
der Deutschen Bundespost, bei denen verständ-
licherweise große Unruhe aufgetreten ist, in 
aller Form darauf hinweisen, daß gemäß § 12 
Abs. 1 Nr. 5 Postverwaltungsgesetz allein der 
Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost für 
die Aufgabe von Dienstzweigen zuständig ist. 

Kraft dieser Rechtslage ersucht der Postverwal

-

tungsrat hiermit den Herrn Bundespostminister, 

1. alle Beteiligten unmißverständlich auf diese 
Zuständigkeitsregelung hinzuweisen und 

2. das zu dieser Frage erstattete Gutachten der 
Treuarbeit unverzüglich dem Postverwal-
tungsrat vorzulegen. 

Der Postverwaltungsrat beschließt ferner: 

a) das Gutachten wird unverzüglich nach Ein-
gang dem Arbeitsausschuß überwiesen, 

b) der Dringlichkeit wegen wird nach Abschluß 
der Beratungen im Arbeitsausschuß eine 
Sondersitzung anberaumt. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Dröscher! 

Dröscher (SPD) : Herr Minister, würden Sie be-
reit sein, in bezug auf diesen. Sachverhalt Ihren 
nachgeordneten Dienststellen eine Information zu 
geben, damit Protestversammlungen, wie sie schon 
stattgefunden haben, sich wenigstens auf vorhan-
denes Material stützen können, das über den Um-
fang der Absichten und über den heutigen Stand 
Aufschluß gibt? 

Dr. Dollinger, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Die Protestresolutionen, die uns 
zugegangen sind, werden beantwortet, und es wer-
den zusätzlich auch Informationen an die Oberpost-
direktionen gegeben. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Fritsch! 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Minister, wie 
erklären Sie sich die regionalen, unabhängig von-
einander aufgetretenen Vermutungen — sowohl in 
Bayern wie auch in Rheinland-Pfalz z. B. —, daß der 
Postreisedienst der Bundesbahn zugeordnet werden  

solle, wenn, wie Sie hier vor acht Tagen bereits aus-
geführt haben, das Gutachten der Revisions- und 
Treuhand-AG noch nicht feststeht und Sie sich 
außerstande sehen, in so wichtigen Fragen irgend-
welche Auskünfte über die Ergebnisse dieses Gut-
achtens zu geben? 

Dr. Dollinger, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Kollege, es ist wohl allent-
halben bekannt, daß gewisse Dinge, wenn ein grö-
ßerer Personenkreis damit vertraut ist, nicht mehr 
geheimgehalten werden können und daß damit auch 
die Öffentlichkeit Bruchstücke davon erfährt und 
Kombinationen anstellt. Aber ich kann keine Stel-
lung nehmen zu einem Gutachten, das mir nicht vor-
liegt. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Fritsch! 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Minister, würde 
es nicht angesichts der Unruhe, die bei Bediensteten 
des Postreisedienstes aufgetreten ist, zweckmäßig 
erscheinen, etwas gegen diese Vermutungen zu tun 
und ihnen nicht weiterhin Raum zu lassen? 

Dr. Dollinger, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Ich kann nichts anderes erklären, 
als was ich hier gesagt habe. Ich glaube, der Post-
verwaltungsrat, der ja für die Aufhebung von 
Dienstzweigen zuständig ist, hat mit seiner Erklä-
rung sehr klar herausgearbeitet, daß an die Be-
schäftigten und deren Sorgen und Nöte gedacht ist. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Josten! 

Josten (CDU/CSU) : Herr Minister, können Sie 
eine gegenüber der Beantwortung der gleichen Frage 
in der letzten Woche wesentliche neue Mitteilung 
machen? 

Dr. Dollinger, Bundesminister für .das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Kollege Josten, die wesent-
liche neue Mitteilung, die ich heute gemacht habe, 
war die Bekanntgabe der Stellungnahme des Post-
verwaltungsrats. 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Frage. 

Josten (CDU/CSU) : Eine weitere Änderung, Herr 
Minister — das kann ich daraus entnehmen — hat 
sich inzwischen nicht ergeben? 

Dr. Dollinger, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Das Gutachten ist bei mir bis zur 
Stunde noch nicht eingetroffen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Schwabe! 

Schwabe (SPD) : Herr Minister, würden Sie in 
Ihre Überlegungen auch einbeziehen, daß die im 
letzten Jahr angeordnete Verdoppelung der Ge-
päckbeförderungsgebühr im gebrochenen Verkehr 
— Schiene auf Postomnibus — es sehr vielen Leuten 
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Schwabe 
naheliegend und konsequent erscheinen läßt, den 
gebrochenen Verkehr abzuschaffen und die Busse in 
die Bahn einzubeziehen, wobei man erhebliches Geld 
spart, weil man dann für den gebrochenen Verkehr 
nicht so sehr viel mehr zahlen muß? 

Dr. Dollinger, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Kollege, das ist eine Detail-
frage, die ich nicht beantworten kann, weil ich nicht 
weiß, ob sie in dem Gutachten behandelt wird. 

Vizepräsident Schoettle: Die Fragen aus 
diesem Geschäftsbereich sind beantwortet. 

Darf ich nunmehr eine Frage einschalten, die der 
Herr Staatssekretär Benda für das Bundesministe-
rium des Innern noch beantworten wird. Ich rufe die 
Frage 89 des Herrn Abgeordneten Graaff auf: 

Warum hat die Bundesregierung den Bericht über die Ergeb-
nisse und Erfahrungen des ersten Lehrgangs zur Ausbildung 
von deutschen Beamten für internationale Aufgaben noch nicht 
vorgelegt? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Der erste Lehrgang zur 
Ausbildung von deutschen Beamten für internatio-
nale Aufgaben war der erste Versuch der Bundes-
regierung, Nachwuchskräfte auf eine Verwendung 
bei internationalen und europäischen Organisatio-
nen vorzubereiten. Gewisse Anlaufschwierigkeiten 
und Mängel hinsichtlich Programmgestaltung, Didak-
tik und Veranstaltungsform waren dabei angesichts 
der verhältnismäßig kurzen Vorbereitungszeit un-
vermeidbar. Der einjährige Lehrgang endete am 
31. März 1967. Die für die Gesamtbeurteilung wich-
tigen Erfahrungs- und Leistungsberichte der Lehr-
gangsteilnehmer, der Dozenten und der Organisa-
tionen, bei denen die Teilnehmer das Praktikum 
ableisteten, lagen vollzählig erst im Sommer dieses 
Jahres vor. Zu diesem Zeitpunkt war der zweite 
Lehrgang für internationale Aufgaben bereits an-
gelaufen und in seinem wissenschaftlich-theore-
tischen Teil fast beendet. Es erschien daher zweck-
mäßig, den dem Hohen Hause vorzulegenden Be-
richt bis zum Abschluß des zweiten Lehrgangs 
zurückzustellen, um dann die in beiden Lehrgängen 
gesammelten Erfahrungen darzustellen und zugleich 
die Fortentwicklung und Verbesserung der Fortbil-
dungsmaßnahmen aufzeigen zu können. 

Vizepräsident Schoettle: Nun rufe ich auf die 
Frage des Abgeordneten Porsch aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Wohnungswesen 
und Städtebau: 

Wann wird die Bundesregierung einen Gesetzentwurf zur 
Reform des Rechts der Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen 
vorlegen, zu dessen Verabschiedung sie vom Deutschen Bundes-
tag am 30. Juni 1965 aufgefordert wurde? 

Herr Staatssekretär, bitte! 

Dr. Schornstein, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wohnungswesen und Städtebau: Herr 
Abgeordneter, ich darf Ihre Frage wie folgt beant-
worten. Die vom Deutschen Bundestag am Ende der 
letzten Legislaturperiode gewünschte Reform betref

-

fend die Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen ge-
staltet sich außerordentlich schwierig. Sie hat sich 
vor allem deswegen verzögert, weil sich zahlreiche 
rechtliche, wirtschaftliche, steuerliche und soziale 
Probleme stellen. Die gesamte Wohnungswirtschaft 
befindet sich gegenwärtig in einer Periode des 
Übergangs. Eine allgemeine Reform muß jedoch auf 
Dauer angelegt sein, wenn sie die weitere Zukunft 
der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft bestimmen 
soll. Sie muß insbesondere auch die Verhältnisse 
am künftigen Wohnungsmarkt auf die Bedingun-
gen der künftigen Wohnungsbaufinanzierung und 
nicht zuletzt auch auf die neuen städtebaulichen 
Aufgaben, die uns in den nächsten Jahrzehnten 
beschäftigen werden, ausrichten. 

Wie vielschichtig und schwierig die mit einer 
Änderung des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes 
zusammenhängenden Probleme sind, ergibt sich aus 
den Referaten und Diskussionsbeiträgen eines Sach-
verständigenbeirates meines Hauses, die jetzt in 
der Schriftenreihe des Ministeriums veröffentlicht 
worden sind. Ich werde mir erlauben, den Mitglie-
dern des federführenden 9. Bundestagsausschusses 
je ein Exemplar dieser Veröffentlichung zu über-
reichen. Darüber hinaus sind Sachverständige der 
Länder unter Beteiligung von Mitarbeitern meines 
Ministeriums ebenfalls mit der Reform befaßt. 

Die Reform des Wohnungsgemeinnützigkeits-
gesetzes ist von meinem Hause für den Katalog 
der Gesetzesvorlagen angemeldet worden, die noch 
in dieser Legislaturperiode vom Kabinett ver-
abschiedet werden sollen. Dieser Katalog wird zur 
Zeit wegen der Überlastung der gesetzgebenden 
Körperschaften durch eine Kommission des Kabi-
netts auf die Dringlichkeit der einzelnen Vorlagen 
überprüft. 

Vizepräsident Schoettle: Wir kommen zum 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Vertrie-
bene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte. Ich rufe die 
Frage 6 des Abgeordneten Ertl auf: 

Warum hat die Bundesregierung den Bericht über den Umfang 
der Fortsetzung des Suchdienstes des Deutschen Roten Kreuzes 
noch nicht vorgelegt? 

Bitte, Herr Minister! 

von Hassel, Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Bundesregierung hat 
es wegen der politischen und menschlichen Bedeu-
tung des Suchdienstes für notwendig gehalten, zu-
nächst den Herrn Präsidenten des Bundesrechnungs-
hofs als Beauftragten der Bundesregierung für Wirt-
schaftlichkeit in der Verwaltung um eine Unter-
suchung über die vom Suchdienst in den letzten 
Jahren erzielten Erfolge und zugleich um eine gut-
achtliche Stellungnahme darüber zu bitten, ob und 
in welchem Umfange der Suchdienst im Interesse der 
weiteren Schicksalsklärung der im Zusammenhang 
mit den Ereignissen des zweiten Weltkrieges noch 
vermißten Personen fortgesetzt werden sollte. 

Die Untersuchung konnte erst Mitte 1966 abge-
schlossen werden. In der gutachtlichen Stellung-
nahme zu den Ergebnissen kommt der Herr Präsident 
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Bundesminister von Hassel 
des Bundesrechnungshofs als Beauftragter der Bun-
desregierung für Wirtschaftlichkeit in der Verwal-
tung zu dem Schluß, daß auch in Zukunft noch mit 
nicht unerheblichen Folgen bei der Schicksalsklärung 
zu rechnen ist und deshalb die Suchdienstarbeiten 
für die nächsten Jahre im bisherigen Umfange fort-
gesetzt werden sollten. 

Die Bundesregierung stimmt mit dieser Auffassung 
weitgehend überein. Sie würde es sogar für wün-
schenswert halten, wenn der Suchdienst in dem bis-
herigen Umfange noch bis zum Jahre 1972 fort-
geführt werden könnte. Die Frage, ob dies möglich 
sein wird, ist jedoch davon abhängig, ob die dafür 
erforderlichen Mittel im Rahmen der Finanzplanung 
des Bundes bis 1971 bereitgestellt werden können. 

Die Fortsetzung der Suchdienstarbeiten in dem 
bisherigen Umfang erfordert jährlich rund 6 Millio-
nen DM. Ein entsprechender Betrag ist im Bundes-
haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1967 aus-
gewiesen und auch im Entwurf des Bundeshaushalts-
plans für das Rechnungsjahr 1968 eingestellt. Un-
geklärt ist dagegen noch, ob auch die ab 1969 in 
gleicher Höhe für erforderlich gehaltenen Mittel im 
Rahmen der in der Finanzplanung des Bundes aus-
gewiesenen Ausgabenplafonds verfügbar gemacht 
werden können. Die positive Entscheidung darüber 
ist jedoch nunmehr in Kürze zu erwarten. 

Es war die Absicht der Bundesregierung, dem Bun-
destag den von ihm angeforderten Bericht erst dann 
vorzulegen, wenn auch über die Bereitstellung der 
für die Fortführung der Suchdienstarbeiten bis 1971 
erforderlichen Mittel verbindlich entschieden ist. 
Dafür, daß diese Entscheidung wegen der besonde-
ren Finanzsituation des Bundes bislang noch nicht 
getroffen werden konnte und sich dadurch die Vor-
lage des Berichtes über Gebühr hinausgezögert hat, 
bittet die Bundesregierung um Ihr Verständnis. 

Vizepräsident Schoettle: Wir kommen zu den 
Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für wissenschaftliche Forschung. Ich rufe die 
Frage 7 des Abgeordneten Jung auf: 

Warum hat die Bundesregierung die Vorschläge zur Finan-
zierung des Ausbauplans zur Förderung der Wissenschafts- 
und Bildungspolitik und über Form und Umfang neuer Hoch-
schulen noch nicht vorgelegt? 

Bitte, Herr Bundesminister! 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Ein Ausbauplan zur Förde-
rung der Wissenschafts- und Bildungspolitik und 
über Form und Umfang neuer Hochschulen ist der 
Bundesregierung nicht bekannt. Beabsichtigt ist viel-
mehr die Ausarbeitung eines Gesamtplans für die 
Förderung der Wissenschaft. Daran arbeitet der 
Wissenschaftsrat zur Zeit. Mit dem Programm zur 
Förderung der Weltraumforschung, dem deutschen 
Atomprogramm und den Empfehlungen des Wissen-
schaftsrates zum Ausbau der Hochschulen bis zum 
Jahre 1970 sind wesentliche Teile dieses Gesamt-
plans vorgelegt. Außerdem wird das Verwaltungs-
abkommen zwischen Bund und Ländern zur Förde-
rung von Wissenschaft und Forschung in Kürze 
offiziell verlängert werden. Über die Finanzierung 
neuer Hochschulen haben die Länder am 4. Juni 1964 

ein Abkommen ohne Beteiligung des Bundes an den 
Verhandlungen abgeschlossen. Der Bund hat seine 
finanzielle Beteiligung angeboten. Hierüber wird 
seit einiger Zeit verhandelt. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Jung! 

Jung (FDP) : Herr Minister, Sie haben soeben er-
klärt, daß der Bundesregierung dieser Antrag nicht 
bekannt sei. Darf ich Sie darauf hinweisen, daß die-
ser Antrag am 10. Februar 1966 mit der Drucksache 
V/239 gestellt wurde. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Ich glaube, man muß einen 
Unterschied machen zwischen dem Auftrag des Bun-
destages an die Bundesregierung, im Rahmen ihrer 
verfassungsrechtlichen Möglichkeiten an der Aus-
arbeitung eines solchen Plans mitzuwirken, und der 
Frage, ob ein solcher Plan vorliegt. Ein solcher Ge-
samtplan wird nach den verfassungsmäßigen Zustän-
digkeiten für die Bereiche der Wissenschaftsförde-
rung und der Bildungsförderung getrennt vorgelegt. 
Für den Bereich der Bildungsförderung liegt die Zu-
ständigkeit ausschließlich bei den Ländern. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weitere Frage, 
Herr Jung? — 

Ich rufe die Frage 8 des Abgeordneten Jung auf: 
Warum hat die Bundesregierung den Gesetzentwurf über die 

Förderung der wissenschaftlichen Forschung nach Artikel 74 
Nr. 13 des Grundgesetzes noch nicht vorgelegt? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Bei der dynamischen Entwick-
lung der wissenschaftlichen Forschung haben sich 
neue Formen der Zusammenarbeit von Bund, Län-
dern und Selbstverwaltungsorganisationen der Wis-
senschaft entwickelt. Hierbei kann der einstweilige 
Verzicht auf gesetzliche Regelungen einer praktikab-
len und wirkungsvollen Forschungsförderung zugute 
kommen. 

Ferner legte es die verfassungsrechtliche Zustän-
digkeitsverteilung zwischen Bund und Ländern nahe, 
pragmatische Formen des kooperativen Handelns zu 
entwickeln, als welche sich namentlich Verwaltungs-
vereinbarungen und gemeinsame Bund-Länder-Ein-
richtungen wie der Wissenschaftsrat bewährt haben. 

Zur Zeit sind weite Gebiete der Forschungsförde-
rung, insbesondere die naturwissenschaftliche Groß-
forschung und der Hochschulbau, Gegenstand der 
Verhandlungen über die Reform der Finanzverfas-
sung. Aus diesem Grunde sollte nach Auffassung 
der Bundesregierung ein Forschungsförderungsge-
setz erst nach Verwirklichung der Finanzverfas-
sungsreform in Betracht gezogen werden. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Jung! 

Jung (FDP) : Herr Minister, wäre nicht die Bera-
tung über die mittelfristige Finanzplanung Anlaß 
gewesen, einen entsprechenden Gesetzentwurf eben-
falls vorzulegen bzw. in die Diskussion mit einzu-
schalten? 
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Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Ich glaube nicht, daß dies der 
Fall ist. Ich halte den Weg für richtig, zunächst auf 
der Grundlage des Gutachtens der Finanzkommis-
sion, der sogenannten Troeger-Kommission, das Ge-
setzgebungsverfahren zur Finanzverfassungsreform 
einzuleiten und die Reform von Bundestag und Bun-
desrat beschließen zu lassen. Wenn die gesetzgeben-
den Körperschaften ihre Entscheidungen über die 
Neuregelung der Finanzbeziehungen und der Zu-
ständigkeiten getroffen haben, ist eine klare Basis 
da, um dem Problem eines Forschungsförderungs-
gesetzes näherzutreten. 

Vizepräsident Schoettle: Frau Freyh! 

Frau Freyh (SPD) : Herr Minister, spricht nicht 
die augenblickliche Handhabung der Forschungs-
förderung dafür, daß es sich hier um Probleme han-
delt, die offensichtlich von den Ländern in Einzel-
gesetzen nicht geregelt werden können? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Aus diesem Grunde strebt die 
Bundesregierung in Übereinstimmung mit dem Gut-
achten der Finanzkommission eine grundlegende 
verfassungsrechtliche Neuregelung an. Aber diese 
verfassungsrechtliche Neuregelung, vor allem durch 
die Verwirklichung des Prinzips der Gemeinschafts-
aufgaben beim Ausbau der Hochschulen und bei der 
Förderung der Forschung, ist gerade die Vorausset-
zung dafür, daß wir die Aufgabe eines wirkungs-
vollen, sinnvollen Förderungsgesetzes regeln kön-
nen. 

Vizepräsident Schoettle: Frau Freyh! 

Frau Freyh (SPD) : Herr Minister, wie weit sind 
die Vorgespräche mit den Ländern gediehen, um in 
der von Ihnen angedeuteten Richtung zu einer Über-
einkunft zu gelangen? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Über die Frage der Finanz-
verfassungsreform, die aus den genannten Gründen 
zeitlich und sachlich vorher geregelt werden muß, 
finden jetzt bekanntlich regelmäßige Besprechungen 
der sogenannten Bundeskommission bzw. Bund-Län-
der-Kommission unter dem Vorsitz des Bundeskanz-
lers unter Beteiligung der Ministerpräsidenten statt. 
Darüber hinaus sind Arbeitsausschüsse eingesetzt, 
die Einzelfragen behandeln. Die Bund-Länder-Ge-
spräche über ein eventuelles Forschungsförderungs-
gesetz werden erst dann sinnvoll geführt werden 
können, wenn diese verfassungspolitische Vorent-
scheidung getroffen ist. 

Vizepräsident Schoettle: Wir kommen zu den 
Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Gesundheitswesen. 

Die Frage 55 stellt der Abgeordnete Peiter: 
Sieht der Bundesgesundheitsminister eine Möglichkeit, auf 

den Bundesverteidigungsminister einzuwirken, daß künftig 

Tiefflüge von Düsenflugzeugen über deutschen Heilbädern im 
Interesse der dort Erholung und Genesung Suchenden unter-
bleiben? 

Bitte, Frau Ministerin, wollen Sie antworten. 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Über die Frage, wie Kur- und Badeorte 
möglichst weitgehend vor dem Lärm tieffliegender 
Luftfahrzeuge geschützt werden können, verhandelt 
mein Haus schon seit geraumer Zeit mit dem Bun-
desministerium der Verteidigung. Wir haben dem 
Bundesminister der Verteidigung — nach Rückfrage 
bei den Ländern — die Orte genannt, die vom Über-
fliegen ausgenommen werden sollten. Die Verhand-
lungen hierüber sind zwar noch nicht abgeschlossen. 
Doch hat mir der Herr Bundesminister der Verteidi-
gung bereits mitgeteilt, daß die von mir benannten 
Orte, soweit sie in Tieffluggebieten liegen, in die 
Tiefflugkarte eingetragen werden und die Flug-
zeugführer Anweisung erhalten, diese Orte nach 
Möglichkeit nicht zu überfliegen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Peiter! 

Peiter (SPD) : Frau Minister, können Sie die 
Namen der Orte sagen, die Sie angegeben haben? 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Herr Kollege Peiter, das sind 235 Orte. Die 
sind in eine Flugkarte eingetragen worden. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Peiter! 

Peiter (SPD) : ist die Flugkarte in Ihren Händen, 
oder können die Abgeordneten die Karte auch ein-
mal sehen oder erhalten? 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Ich bin gern bereit, den Abgeordneten, die 
eine solche Karte einsehen wollen, diese zur Ver-
fügung zu stellen. 

(Abg. Peiter: Ich darf darum bitten, Frau 
Minister!) 

Vizepräsident Schoettle: Herr Fellermaier! 

Fellermaier (SPD) : Frau Minister, besteht nicht, 
wenn hier 235 Orte ausgespart werden, die Gefahr, 
daß nach der Devise „Heiliger Florian" verfahren 
wird, daß dann nämlich andere Städte, die zwar 
nicht als Bäder klassifiziert sind, in denen es aber 
vielleicht in konzentriertem Maße Krankenanstal-
ten, Universitätskliniken usw. gibt, zwangsläufig in 
das Tieffluggebiet mit einbezogen werden müssen 
oder daß sich der Flugbetrieb in jenen Gebieten 
durch diese Verlagerung stark erhöht? 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Herr Kollege Fellermaier, die günstigste 
Lösung wäre ohne Zweifel die Einbeziehung der 
Frage der Militärflüge in das Fluglärmgesetz, das 
vom Bundestag zur Zeit beraten wird. Abgeordnete 
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Bundesminister Frau Strobel 
haben ja die Möglichkeit, das in ihren Ausschüssen 
zu beantragen. 

(Abg. Fellermaier: Das ist ein guter Hin

-

weis, danke!) 

Vizepräsident Schoettle: Frage 56 stellt der 
Abgeordnete Ollesch: 

Bis wann beabsichtigt die Bundesregierung, den ersten Bericht 
über den Stand und die Entwicklung der Luftverunreinigung 
vorzulegen? 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Herr Kollege Ollesch, nach dem Gesetz 
über Vorsorgemaßnahmen zur Luftreinhaltung aus 
dem Jahre 1965 hat die Bundesregierung jährlich 
einen zusammenfassenden Bericht über den Stand 
und die Entwicklung der Luftverunreinigung vorzu-
legen. Diese Berichtspflicht beginnt jedoch erst zwei 
Jahre, nachdem die für die Durchführung erforder-
lichen Vorschriften erlassen sind. Diese Vorschrif-
ten sind noch nicht erlassen; sie sind in der Vorbe-
reitung. Sie setzen zeitraubende wissenschaftliche 
Untersuchungen und Entwicklungen voraus. Wir 
haben sofort nach Inkrafttreten des Gesetzes eine 
Probestation errichten lassen. Das Ergebnis der Vor-
arbeiten läßt hoffen, daß wir bis Mitte des nächsten 
Jahres den Entwurf der Durchführungsvorschriften 
vorlegen können. 

Bei der Beratung des Gesetzes im Deutschen Bun-
destag und im Bundesrat war man sich durchaus dar-
über im klaren, daß es bis zur Durchführung des 
Gesetzes noch eines guten Stückes wissenschaftlicher 
Vorarbeit bedarf. Ich bin aber gern bereit, dem 
Gesundheitsausschuß des Deutschen Bundestages in-
zwischen einen detaillierten Bericht über den Stand 
der Vorarbeiten zu geben. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Ollesch! 

Ollesch (FDP) : Frau Minister, die Luftverunreini-
gung hat ja in bestimmten Gebieten in der Bundes-
republik in der Vergangenheit nicht zuletzt auch in 
Wahlkämpfen eine erhebliche Rolle gespielt. Ich 
kann mir nicht vorstellen, daß ein Bericht über die 
Entwicklung und den Stand — — 

Vizepräsident Schoettle: Herr Ollesch, würden 
Sie bitte fragen! 

Ollesch (FDP) : Ja, ich frage. 

Vizepräsident Schoettle: Sie geben Erklärun-
gen ab. 

Ollesch (MP): Nein, ich frage. 

Vizepräsident Schoettle: Sie isollen fragen! 

Ollesch (FDP): Ich frage Sie, Frau Minister, ... 

Vizepräsident Schoettle: Ja, jetzt kommt sie. 

Ollesch (FDP) : ... ob bei ,dem derzeitigen Stand 
der Luftverunreinigung die erforderlichen Maßnah-

men einen so langen Zeitraum in Anspruch nehmen 
müssen, vor allen Dingen, ob so umfangreiche wis-
senschaftliche Vorarbeiten notwendig sind, um einen 
Bericht über den jetzigen Stand zu geben. 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Herr Kollege Ollesch, es handelt sich bei die-
sem Gesetz ja um ein Vorsorgegesetz, und das be-
ruht auf einer neuartigen Konzeption, nämlich auf 
der Konzeption, daß mit Hilfe von fortlaufend re-
gistrierenden Meßgeräten eine Vielzahl luftverun-
reinigender Stoffe gemessen werden sollen, und 
zwar — und das ist das besondere daran — gleich-
zeitig mit den meteorologischen Verhältnissen. Dazu 
sind neuartige Apparate und auch Erfahrungen über 
die Reichweite der Stationen erforderlich. Das alles 
verlangt eben eine gewisse Zeit. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Ollesch! 

Ollesch (FDP) : Sind Sie, Frau Minister, in der 
Lage — Sie haben sich vorhin bereit erklärt, im 
Gesundheitsausschuß einen Bericht zu geben —, 
einen derartigen Bericht vor 1970 vorzulegen? 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Herr Kollege Ollesch, das kann ich nicht 
hundertprozentig mit Ja oder Nein beantworten. Der 
Bericht wird vorgelegt, so früh dies überhaupt mög-
lich ist. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Jacobi! 

Jacobi (Köln) (SPD) : Frau Minister, würden Sie 
bereit sein, in Ihrem Hause dafür Sorge zu tragen, 
daß die Prüfung der steuerlichen Ungleichbehand-
lung von Blockheizwerken und Heizkraftwerken 
möglichst beschleunigt zu Ende geführt wird, damit 
der Versucht gemacht wird, hier zusätzliche Maß-
nahmen zur Zurückdämmung der Luftverunreinigung 
zu treffen? 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Herr Jacobi, soweit mein Haus dazu in der 
Lage ist, gern. Aber aus Ihrer Frage schließe ich, 
daß daran auch das Finanzministerium beteiligt wer-
den muß. 

Jacobi (Köln) (SPD) : Das ist richtig, Frau Mini-
ster. Es ist das Finanzministerium mitbeteiligt. Aber 
Ihrem Hause liegt ein Brief vor — — 

Vizepräsident Schoettle: Sie sollen keine Aus-
künfte erteilen, Herr Jacobi, sondern allenfalls Fra-
gen stellen. Bitte! 

Jacobi (Köln) (SPD) : Danke sehr. 

Vizepräsident Schoettle: Ich rufe die Frage 57 
des Herrn Abgeordneten Reichmann auf: 

Warum hat die Bundesregierung den Gesetzentwurf über 
den Verkehr mit Kosmetika und Vorlage einer Verordnung 
gemäß § 5 Nr. 1 des Lebensmittelgesetzes noch nicht vorgelegt? 
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Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Herr Kollege Reichmann, die  vom Bundestag 
mit Entschließung vom 29. April 1964 gewünschte 
Verordnung über kosmetische Erzeugnisse konnte 
noch nicht erlassen werden, weil die vorhandenen 
wissenschaftlichen Unterlagen hierfür noch nicht 
ausreichen. Dies gilt z. B. für die  Stoffe, die als 
Arzneimittel verschreibungspflichtig ,sind; denn die 
Bedenklichkeit bei Arzneimitteln beruht in den 
meisten Fällen darauf, daß sie innerlich eingenom-
men werden, während bei kosmetischen Erzeug' 
nissen die Voraussetzungen ja andere sind. Das 
Bundesgesundheitsamt hat im Jahre 1965 in einer 
Liste diejenigen Stoffe zusammengestellt, gegen 
deren Verwendung bei der Herstellung von kos-
metischen Erzeugnissen gewisse theoretische Beden-
ken bestehen. Bei der Diskussion dieser Liste mit 
den obersten Landesgesundheitsbehörden hat sich 
aber, wie nicht anders zu erwarten war, 'gezeigt, 
daß die gesundheitliche Bedenklichkeit der ein-
zelnen Stoffe noch viel zu ungesichert ist, als daß 
ein allgemeines Verwendungsverbot dieser Stoffe 
ausgesprochen werden könnte. Ich habe deshalb das 
Bundesgesundheitsamt beauftragt, eine Kommission 
zu bilden, in der die für kosmetische Erzeugnisse 
benötigten wissenschaftlichen Erkenntnisse erarbei-
tet werden. Auf das Ergebnis der Arbeiten dieser 
Kommission muß ich warten. 

Für das vom Bundestag in derselben Entschlie-
ßung gewünschte Gesetz über den Verkehr mit kos-
metischen Erzeugnissen konnte 'ein Entwurf bisher 
nicht erstellt werden. Für einen Gesetzentwurf für 
den Verkehr mit Kosmetika gibt es bis jetzt keine 
Vorarbeit außer den genannten Vorarbeiten für die 
Verordnung und die Erörterung im Rahmen der 

 Gesamtreform des Lebensmittelrechts. Die hierfür 
zuständige Abteilung meines Hauses ist leider — 
das muß ich ganz offen sagen — personell, gemes-
sen an ihren Aufgaben, unterbesetzt. Dazu kommt 
die starke Inanspruchnahme durch die EWG. Wir 
haben beispielsweise für diese Abteilung allein 50 
einschlägige Verordnungen und Richtlinien der EWG 
zu bearbeiten. Das ist die hauptsächliche Ursache 
dafür, daß das Kosmetikgesetz bis jetzt nicht in 
Angriff genommen wurde. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Reichmann! 

Reichmann (FDP) : Frau Minister, bis zu welchem 
Zeitpunkt glauben Sie, daß die Problematik ab-
geklärt ist und dann die Verordnung erlassen 
werden kann? 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Wenn die Problematik der Fremdstoffe ab-
geklärt ist, kann die Verordnung erlassen werden. 
Ich kann Ihnen im Augenblick keinen Zeitpunkt 
dafür nennen. Die  Kommission ist erst von mir ein-
gesetzt worden. Ich weiß, daß das eine unbefriedi-
gende Antwort ist, aber ich kann wissenschaftliche 
Arbeiten jetzt nicht irgendwie formell begrenzen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Reichmann! 

Reichmann (FDP) : Frau Minister, war es nicht 
möglich, diese entscheidende Kommission früher 
einzusetzen? 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits-
wesen: Das war erst möglich, nachdem sich die 
Meinungsverschiedenheiten herausgestellt hatten. 

Vizepräsident Schoettle: Die Fragen ,aus dem 
Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des Bun-
deskanzleramtes werden im Einverständnis mit den 
Fragestellern schriftlich beantwortet. Es sind dies 
zunächst die Frage 61 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Lohmar: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die für die 
Öffentlichkeitsarbeit im Inland zur Verfügung stehenden Mittel 

in einem angemessenen Verhältnis auch der parlamentarischen 
Opposition zur Verfügung gestellt werden sollten? 

Die Antwort des Staatssekretärs von Hase vom 
14. November 1967 lautet: 

Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung hat 
nach der Vorbemerkung zu Kapitel 04 03 die Aufgabe, die 
Politik der Bundesregierung gegenüber den Organen des Nach

-

richtenwesens zu vertreten und die deutsche Bevölkerung über 
die politischen Ziele und die Arbeit der Bundesregierung zu 
unterrichten. Zur Erfüllung dieser Aufgabe stehen im Kapitel 
04 03 verschiedene Titelansätze zur Verfügung; in erster Linie 
Titel 314, der die Bezeichnung Öffentlichkeitsarbeit Inland" 
trägt. Die Erläuterung zu Titel 314 im Haushaltsplan stellt fest, 
daß die Mittel der Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung 
dienen. Mittel aus den Titeln des Presse- und Informations-
amtes können daher politischen Parteien nicht, also auch nicht 
der parlamentarischen Opposition, zur Verfügung gestellt wer-
den. Bei dieser Rechtslage ist zu berücksichtigen, daß die Bun-
desregierung als selbständiges Verfassungsorgan nicht Ausfüh-
rungsorgan der sie tragenden Parlamentsmehrheit ist, sondern 
auch in ihrer Öffentlichkeitsarbeit dem Gesamtparlament gegen-
übersteht. 

Dann die Fragen 62, 63 und 64 des Herrn Abge-
ordneten Borm: 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung eine Jubiläumsschrift 
zum einjährigen Bestehen der Großen Koalition vorbereitet? 

Wie wird diese in Frage 62 erwähnte Schrift finanziert? 

Gedenkt die Bundesregierung, im Inhalt dieser in Frage 62 
erwähnten Schrift zu berücksichtigen, daß es in der Bundes-
republik immer noch eine Opposition gibt? 

Die Antwort des Staatssekretärs von Hase vom 
14. November 1967 lautet: 

1. Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer im Haushalts-
plan festgelegten Aufgabe, die Bevölkerung über ihre Arbeit, 
ihre Ziele und Absichten zu informieren, einen kurz gefaßten 
Rechenschaftsbericht in Form einer Zeitungsbeilage heraus-
geben, der sich mit der Tätigkeit der Bundesregierung und 
ihrer Politik seit Bildung der Großen Koalition befaßt. 

2. Die Beilage wird aus Mitteln des Titels 314 im Einzelplan 
des Presse- und Informationsamtes finanziert, nach dessen 
Erläuterung im Haushaltsplan die Mittel „fur die Unterrich-
tung der Bevölkerung über das Programm der Bundesregie-
rung, insbesondere auf dem Gebiet der Finanz-, Wirtschafts- 
und Gesellschaftspolitik bestimmt" sind. 

3. Die Schrift gibt einen Rechenschaftsbericht über die Politik 
der Bundesregierung seit der Bildung der Großen Koalition. 
Es ist nicht Aufgabe der vom Presse- und Informationsamt 
herausgegebenen Veröffentlichungen, die Öffentlichkeit über 
Absichten und Ziele der im Parlament vertretenen Parteien, 
also auch der Opposition, zu unterrichten. Nach den haus-
haltsrechtlichen Bestimmungen hat das Presse- und Infor-
mationsamt die Aufgabe, die Politik der Bundesregierung zu 
vertreten. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Bundesregie-
rung ein selbständiges Verfassungsorgan und nicht Ausfüh-
rungsorgan der sie tragenden Parteien ist; sie steht vielmehr 
dem Gesamtparlament gegenüber. 
Die Bundesregieerung muß ihre Politik vor dem Gesamt-
parlament und gerade auch vor der parlamentarischen Oppo-
sition rechtfertigen. Auch diesem Auftrag dient die geplante 
Veröffentlichung. 

Damit ist die Fragestunde beendet. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

a) Große Anfrage der Fraktion der FDP 
betr. die Lage der Landwirtschaft 
— Drucksache V/2099 — 
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b) Große Anfrage der Fraktion der SPD 

betr. EWG-Marktordnung für Milch und 
Milchprodukte 
— Drucksache V/2133 — 

c) Beratung des Antrags der Fraktion der FDP 
betr. Erzeugerrichtpreis für Milch 
— Drucksache V/1967 — 

d) Beratung des Antrags der Fraktion der FDP 
betr. Getreidepreisausgleich 
— Drucksache V/1968 — 

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Wächter, Dr. Effertz, Logemann, Ertl, Sander, 
Reichmann, Walter und Genossen und der 
Fraktion der FDP 
betr. Gemeinsame Marktordnung für Milch 
und Milcherzeugnisse 
— Drucksache V/2100 (neu) — 

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Reichmann, Dr. Rutschke, Jung, Mauk, Schultz 
(Gau-Bischofsheim), Freiherr von Gemmingen 
und der Fraktion der FDP 
betr. EWG-Marktordnung für Rohtabak 
— Drucksache V/2175 — 

g) Beratung des Antrags der Fraktion der FDP 
betr. Erhöhung der Brennrechte bei Kartoffeln 
— Drucksache V/2193 — 

Wir kommen zunächst zu den Punkten 2 a und 
2 b. Die Anträge, die unter Punkt 2 der Tagesord-
nung aufgeführt sind, werden während der Aus-
sprache über die beiden Großen Anfragen begrün-
det. 

Zur Begründung der Großen Anfrage der Fraktion 
der FDP hat das Wort der Herr Abgeordnete Loge-
mann. 

Logemann (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Fraktion der FDP sah sich zur Ein-
bringung ihrer Großen Anfrage durch die Tatsache 
veranlaßt, daß sich die Große Koalition, die fast ein 
Jahr regiert, bisher noch nicht zur Agrarpolitik 
geäußert hat. 

(Zuruf von der SPD: Das stimmt gar nicht!) 

Weder in der Regierungserklärung noch in anderen 
Aussagen des Bundeskanzlers finden wir Hinweise 
auf die agrarpolitischen Vorstellungen des Kanzlers, 
der für die Richtlinien der Politik dieser Regierung 
die Verantwortung trägt. 

Dabei hat die deutsche Landwirtschaft nach un-
serer Auffassung besonderen Anspruch darauf, zu 
erfahren, was die Bundesregierung agrarpolitisch 
für die Gegenwart und die Zukunft denkt und plant. 
Die Landwirte in den sechs Partnerländern der EWG 
sind als Vorreiter in den Gemeinsamen Markt ge-
schickt worden. Die Harmonisierung anderer Wirt-
schaftsbereiche wie der Verkehrs-, Wirtschafts-, 
Steuer- und Sozialpolitik liegt demgegenüber noch 
weit zurück. Das gibt den deutschen Bauern in der 
Endphase des Gemeinsamen Markts das Recht, zu 
fragen: Wie soll es agrarpolitisch weitergehen? 

Wir erwarten deshalb, daß die Bundesregierung 
den von uns gestellten Fragen nicht ausweicht, son-

dern mit ihren Antworten der deutschen Agrar-
politik wieder Ziel und Richtung gibt. Allein schon, 
meine Damen und Herren, daß eine Große Anfrage 
notwendig wurde, zeigt, welche Bedeutung die Bun-
desregierung ihr bisher zuteil werden ließ. Wir 
können ihr Schweigen nur negativ werten angesichts 
der Ausführlichkeit, mit der sie laufend schwierige 
Probleme in anderen Wirtschaftsbereichen behan-
delt. Uns drängt sich deshalb die Frage auf: Schweigt 
der Herr Bundeskanzler, schweigt die Bundesregie-
rung, weil sie agrarpolitisch keine Konzeption hat 
oder sich nicht auf eine solche einigen kann? Das 
lange Hinauszögern der Beantwortung unserer 
Großen Anfrage ist dafür eigentlich schon Beweis. 

Ich habe mich sehr gefreut, Herr Bundeskanzler, 
als ich im Sommer von Ihrem Urlaub auf einem 
Bauernhof am Bodensee erfuhr und Bilder erschie-
nen, die Sie als Erntehelfer zeigten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sicherlich war Ihre Erntehilfe, Herr Bundeskanzler, 
für den betreffenden Bauern sehr nützlich. Aber ver-
stehen Sie bitte, daß alle in der deutschen Landwirt-
schaft von Ihrer agrarpolitischen Hilfe profitieren 
möchten. 

Leider ist das bisher in keiner Weise der Fall. 
Wir haben vielmehr den Eindruck, meine Damen 
und Herren, daß diese Große Koalition uns agrar-
fremde Mehrheiten bescherte und damit zu einer 
agrarpolitischen Sterilität führt, die in der Geschichte 
des Deutschen Bundestages als einmalig bezeichnet 
werden muß und die im krassen Gegensatz zu der 
agrarpolitischen Aktivität in den Koalitionen zwi-
schen CDU/CSU und FDP steht. 

(Beifall bei der FDP.) 

Durch Ihre agrarpolitische Abstinenz, Herr Bun-
deskanzler, im ersten Jahr Ihrer Regierungszeit 
wurde unserer Landwirtschaft, durch die Beschleuni-
gung im Gemeinsamen Markt mit bedingt, nicht wie-
dergutzumachender Schaden zugefügt. Sie kommen, 
Herr Bundeskanzler, aus dem schönen Land am Bo-
densee. Das erinnert mich an die Sage von dem 
Reiter vom Bodensee, der nach einem Ritt über den 
verschneiten See, als ihm bewußt wurde, in welch 
tödlicher Gefahr er sich befunden hatte, vor Schreck 
tot vom Pferd fiel. Ich weiß, Herr Bundeskanzler, 
daß die deutschen Bauern gute Nerven haben, und 
hoffe, daß sie nicht tödlich erschrecken, wenn sie 
eines Tages erkennen, in welch große Gefahr ihre 
Höfe durch die Regierung der Großen Koalition ge-
bracht wurden. 

(Beifall bei der FDP. — Lachen bei den 
Regierungsparteien.) 

Die heutige Agrardebatte, meine Damen und Her-
ren, die ich als eine agrarpolitische Bilanz nach der 
ersten Halbzeit der alljährlichen Agrardebatte zum 
Grünen Bericht werte, bekommt eine besondere Be-
deutung durch die neuesten agrarpolitischen Erklä-
rungen des Vizepräsidenten Mansholt in Agrarrat 
in Luxemburg und des Herrn Bundesfinanzministers 
Strauß in diesem Hause, auf die ich noch eingehen 
werde. 
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Logemann 
Damit darf ich überleiten zur ersten Frage: 

Welche Aufgaben hat nach Auffassung der Bun-
desregierung die deutsche Landwirtschaft in der 
nationalen Volkswirtschaft und in der EWG 
künftig zu erfüllen? 

Die Formulierung dieser Frage ist allgemein gehal-
ten und muß konkretisiert werden. Es fehlt dazu, 
wie gesagt, vom Bundeskanzler noch jegliche Aus-
sage. Dabei muß ich hinzufügen, Herr Bundeskanz-
ler, daß ich Pressemeldungen nach einem Gespräch 
des Herrn Bundeskanzlers und des Präsidenten des 
Deutschen Bauernverbandes nicht als agrarpolitisch 
verbindlich zu werten vermag. Bei den Vorgängern 
im Amt des jetzigen Bundeskanzlers gab es immer 
bei Regierungserklärungen und von Zeit zu Zeit 
Aussagen zur Agrarpolitik. Sie wurden zwar oftmals 
nicht realisiert, 

(Lachen und Zurufe von den Regierungs

-

parteien) 

konnten aber als agrarpolitische Absichtserklärun-
gen der jeweiligen Kabinette angesehen werden. 

(Erneutes Lachen und Zurufe.) 

Bundeskanzler Adenauer — das haben wir noch alle 
in Erinnerung — verstand es, seine agrarpolitischen 
Absichten besonders klar zu formulieren. 

(Lachen links.) 

Ich erinnere beispielsweise an das berühmte Rhön-
dorfer Paritätsversprechen — 1953 — mit der Fest-
stellung: die landwirtschaftlichen Preise und Löhne 
müssen in Parität zu den Preisen und Löhnen der 
gewerblichen Wirtschaft gehalten werden, oder an 
das Versprechen, die deutsche landwirtschaftliche 
Produktion müsse bei der Versorgung unserer Be-
völkerung mit Nahrung den Vorrang haben. 1955 
folgte unter Kanzler Adenauer das Landwirtschafts-
gesetz. Die agrarpolitischen Versprechungen des 
Bundeskanzlers Erhard 1964 vor der Agrarpreis-
harmonisierung sind noch in frischer Erinnerung. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Da waren Sie 
doch im Kabinett!) 

— Deshalb waren sie auch so gut. 

(Lachen und weitere Zurufe von der SPD.) 

Die einstimmige Verabschiedung des EWG-Anpas-
sungsgesetzes im Bundestag, die Zustimmung der 
Opposition und der Gesamtbevölkerung gab den 
Bauern die Hoffnung, im vorzeitig beginnenden Ge-
meinsamen Markt mit der gemeinsamen Bereitschaft 
aller zur Unterstützung bestehen zu können. Dabei 
gebe ich zu, daß es ungerecht wäre, alle agrarpoliti-
schen Schwierigkeiten der Regierung Kiesinger an-
zulasten. 

(Zuruf von der Mitte: Immerhin! — Zuruf 
von der SPD: Sehr großherzig!) 

Unter der Kanzlerschaft Erhards waren die Agrar-
probleme auch nicht restlos gelöst. 

(Zuruf links: Sagen Sie  „Erhard und  Mende"! 
 — Weitere Zurufe.) 

Aber in der Koalition mit der FDP war Vorsorge 
für eine reibungslose Überleitung unserer Landwirt

-

schaft in die EWG getroffen. Die FDP hat in der 
Opposition und in der Regierungsverantwortung 
vor den heute deutlich werdenden Schwierigkeiten 
eines Gemeinsamen Agrarmarktes gewarnt. 

(Sehr wahr! bei der FDP.) 

Uns war klar, daß gleiche Agrarerzeugerpreise von 
Sizilien bis zur Nordsee bei Unterschieden in Boden, 
Klima und Kosten den Landwirten der Partnerländer 
Probleme der schwierigsten Art bescheren würden 
und daß dabei die deutsche Landwirtschaft besonders 
betroffen sein würde. Die FDP bemühte sich deshalb 
bis zuletzt um die Koordinierung nationaler Markt-
ordnungen und warnte vor EWG-Agrarmarktord-
nungen. 

In diesem Zusammenhang muß auf das Verhalten 
unseres Herrn Bundesfinanzministers Strauß hinge-
wiesen werden. Herr Bundesfinanzminister Strauß 
war als damaliger CSU-Politiker, als es um den 
Beginn des Gemeinsamen Marktes ging, ein fana-
tischer Verfechter der EWG, etwa so nach dem 
Motto: Wir brauchen die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft schneller denn je, koste es was es 
wolle. Aber heute, wo es nun gilt, als Finanzminister 
aus dem, was damals beschlossen wurde, die Kon-
sequenzen zu ziehen, hört man von ihm etwas ganz 
anderes, so daß ich die Befürchtung habe, unser 
Finanzminister beginnt jetzt schon das Gebäude der 
EWG von unten her einzureißen, nämlich von der 
EWG-Agrarmarktfinanzierung her, wobei er in Ge-
fahr kommt, alles zu Fall zu bringen. 

Unter Bundeskanzler Kiesinger gibt es, wie ich 
schon ausführte, bisher weder Aussagen noch Taten 
zur Agrarpolitik. Herr Bundeskanzler, die Enttäu-
schung darüber in der Landwirtschaft wird von Tag 
zu Tag größer. Sie wurde zum erstenmal in der 
Öffentlichkeit deutlich, als Minister Höcherl auf dem 
Deutschen Bauerntag in München Grüße des Kanz-
lers übermitteln wollte und dafür statt Beifall Pfiffe 
und Protest für den Bundeskanzler ernten mußte. 
Das ist eine Reaktion darauf, Herr Bundeskanzler, 
daß Sie die Bauern bisher noch nicht zur Kenntnis 
genommen haben. Die Bauern fühlen sich auch heute 
noch als fünftes Rad am Wagen und werden künftig 
weiter entsprechend reagieren. 

Bei der Eingliederung der Landwirtschaft in die 
Volkswirtschaft — darauf darf ich jetzt zurückkom-
men — verlangen die deutschen Bauern keine Son-
derrechte, sie verlangen nicht mehr als die Gleichbe-
rechtigung. Die enge Verflechtung der modernen 
Industriegesellschaft mit der modernen Landwirt-
schaft wird auch in landwirtschaftlichen Kreisen er-
kannt. Die Landwirtschaft braucht die Kaufkraft der 
Industriegesellschaft. Wir sind an einer hohen Mas-
senkaufkraft interessiert. Umgekehrt ist die Land-
wirtschaft mit 21 Milliarden DM Betriebsausgaben 
jährlich ein wichtiger Partner in dieser Volkswirt-
schaft. Ich finde, das sollten vor allem auch die deut-
schen Arbeitnehmer erkennen. Die gesenkten deut-
schen Getreidepreise und die Kürzung der landwirt-
schaftlichen Investitionshilfen führten schon im Laufe 
der letzten Monate zu spürbaren Kaufrückgängen 
bei der Landmaschinenindustrie und in anderen Be-
reichen. Hohe Maschinenhalden auf Fabrikhöfen der 
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deutschen Landmaschinenhersteller sind dafür sicht-
bare Anzeichen. 

Ich stimme aber meinem Fraktionskollegen Dr. 
Menne voll zu, wenn er kürzlich auf einer Tagung 
der Verbindungsstelle Industrie/Landwirtschaft in 
Höchst verlangte, daß das gegenseitige Verständnis 
zwischen Industrie und Landwirtschaft — und ich 
möchte hinzufügen, auch mit den Gewerkschaften — 
vertieft werde. Er stellte weiter fest, daß Industrie 
und Landwirtschaft aufeinander angewiesen seien 
und verbunden seien .in dem Bekenntnis zu Eigen-
tum  und freier, eigenverantwortlicher Unternehmer-
tätigkeit als einem bestimmenden Merkmal unserer 
Gesellschaftsordnung. Seine weitere Forderung, in 
der EWG müsse es zu einem Produktionsausgleich 
zwischen den landwirtschaftlichen Erzeugerkosten 
in den Partnerländern kommen, wird von der Land-
wirtschaft sicherlich sehr begrüßt, ebenfalls wird es 
begrüßt, wenn er dafür die volle Unterstützung der 
deutschen Industrie ankündigt. Die Einordnung einer 
gleichberechtigten Landwirtschaft in die Industrie-
gesellschaft bedingt die Einordnung der landwirt-
schaftlichen Erzeugung in den Nahrungsverbrauch. 
Die Einfügung des landwirtschaftlichen Produktions-
volumens in die Versorgung unserer Bevölkerung 
mit Nahrung ist in der Bundesrepublik mit nur zirka 
70 % Nahrungsversorgung aus eigener Landwirt-
schaft einer politischen Willensentscheidung der 
Regierung unterworfen. 

Wir bitten Sie deshalb, Herr Bundeskanzler, sel-
ber dazu hier etwas zu sagen. 

Die deutsche Landwirtschaft ist, das möchte ich 
hinzufügen, wenn sie in Zukunft bestehen will, auf 
Chancen zur Steigerung ihrer Produktion angewie-
sen. Nur mit Höchsterträgen und höchster Arbeits-
produktivität in der Bodenproduktion und in der 
Veredelungswirtschaft sind die Belastungen, die auf 
der Landwirtschaft ruhen, verkraftbar. Meine Damen 
und Herren, die 21 Milliarden DM Gesamtverschul-
dung der deutschen Landwirtschaft und die Investi-
tionen, die zur Rationalisierung unserer Betriebe 
gemacht worden sind, sind eben nur dann verkraft-
bar, wenn wir die Chance zur Mehrerzeugung be-
halten, und vor allem sind Investitionen und Ratio-
nalisierung nur dann kostenmindernd, wenn die 
deutsche Landwirtschaft die Chance zur Mehrpro-
duktion erhält. 

Dabei unterstellen wir, daß es im Gemeinsamen 
Markt keine Garantie für deutsche Marktanteile 
geben kann und eine Produktion für die Interven-
tion, die uns Finanzminister Strauß unterstellt — so 
ist seinen Ausführungen zu entnehmen — finanziell 
zu schweren Belastungen führt. Es geht uns viel-
mehr um eine Erzeugung im Rahmen der Bedarfs-
deckung. Wir sehen eine Möglichkeit dazu in der 
verstärkten Förderung des deutschen Agrarexports. 
Untersuchungen der FAO ergeben immer wieder, 
daß in den Entwicklungsländern ein Fünftel der Be-
völkerung schlecht ernährt ist, ein Drittel unter Ei-
weißmangel leidet und mehr als die Hälfte generell 
mangelhaft ernährt ist. Der stellvertretende Gene-
raldirektor der FAO, Dr. Glesinger, erklärte kürz-
lich: Neben der Steigerung der Nahrungsmittelpro-
duktion in den Entwicklungsländern komme der 

Nahrungsmittelhilfe weiterhin besondere Bedeu-
tung zu. Die Auswirkungen der seit zwei Jahren 
herrschenden ausgeprägten Nahrungsmittelknapp-
heit in Indien und Pakistan seien durch die Liefe-
rung von 10 Millionen t Weizen gemildert und damit 
Millionen Menschen vor dem Hungertode gerettet 
worden. Nun aber müßten die schrumpfenden Vor-
ratsläger wieder aufgefüllt werden. 

Eine zweite Möglichkeit, die Produktionschancen 
auch in der EWG zu steigern, liegt in der Zunahme 
des Nahrungsverbrauchs. Die Frage dazu: Ist die 
Bundesregierung bereit, mit den Partnerländern 
dafür Sorge zu tragen, daß sie den EWG-Landwirten 
oder auch — das will ich gleich sagen — den Land-
wirten einer erweiterten EWG reserviert wird? Die 
ganz entscheidende Frage ist aber: In welchem Um-
fange bejaht die Bundesregierung die agrarische 
Selbstversorgung der sechs Partnerländer und eines 
vergrößerten Gemeinsamen Marktes? 

In der Frage 2 fragen wir nach der Einfügung 
unserer Landwirtschaft in die mittelfristige Finanz-
planung. Im Haushaltsjahr 1968 soll nach den Vor-
stellungen der Bundesregierung eine Kürzung um 
500 Millionen DM gegenüber dem Vorjahr erfolgen. 
Die nach dem EWG-Anpassungsgesetz fälligen Zah-
lungen sind, wenn wir hier alles umrechnen, fast 
völlig eingestellt. Die Kürzung dieser Finanzmittel 
für die deutsche Landwirtschaft bringt den deutschen 
Bauern in der Endphase des Gemeinsamen Marktes 
nicht wiedergutzumachenden Schaden. Dabei waren 
die jetzt zur Auszahlung kommenden Beträge Vor-
aussetzung für das Ja der deutschen Landwirtschaft 
zur vorzeitigen Preisharmonisierung in der EWG. 
Die Nichterfüllung der im EWG-Anpassungsgesetz 
eingegangenen Verpflichtungen wird von der Land-
wirtschaft als ein Wortbruch des Kanzlers und seiner 
Regierung angesehen. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Die Verweigerung der Erfüllung gegebener Ver-
sprechen stärkt draußen im Lande das Mißtrauen 
gegen Parlament und Regierung. Die Bildung einer 
immer stärker werdenden außerparlamentarischen 
Opposition auf dem Lande ist in der Tat die Reak-
tion auf nicht eingehaltene Kanzlerzusagen. 

Die Einkommenseinbußen der deutschen Landwirt-
schaft werden dabei noch verstärkt durch von der 
Regierung nicht genutzte Chancen der Erzeuger-
preispolitik. Die Regierung war bisher in keiner 
Weise bemüht, die Kürzung finanzieller Zuwendun-
gen durch preispolitische Maßnahmen auszugleichen. 
Ein typisches Beispiel für diese Behauptung ist das 
Verhalten der Regierung bei der Festsetzung der 
Agrarpreise, vor allem der Getreidepreise, für das 
nächste Wirtschaftsjahr. Unter Zugrundelegung des 
bis zum 1. Juli 1967 gültigen bisherigen deutschen 
Getreidepreises erleidet die Landwirtschaft durch 
die Senkung der Getreidepreise in diesem Jahr einen 
Preisverlust von, alles zusammen gerechnet, rund 
einer Milliarde DM. Dabei hätte die Bundesregie-
rung die Möglichkeit gehabt, in letzter Zeit den 
ersten Schritt zur Wiederherstellung des gesenkten 
nominellen deutschen Getreidepreises in der EWG 
zu tun. Dazu wären notwendig gewesen erstens die 
Unterstützung der Beschlüsse des Europäischen Par- 
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laments und des Deutschen Bundestages auf Anhe-
bung des Getreidepreises und zweitens die Bereit-
schaft der Bundesregierung, die aus dem EWG- 
Fonds zu zahlenden 560 Millionen DM für den Aus-
gleich der deutschen Getreidepreissenkung den 
Getreideanbauern nach der Getreidefläche zu zahlen. 

Wir fragen die Bundesregierung: Wann endlich 
wird sie ihre Vorstellungen zur Auszahlung dieses 
Betrages bekanntgeben? Die FDP vertritt bekannt-
lich die Auffassung, daß diese Ausgleichszahlungen 
den Getreideanbauern nach der Getreidefläche zu 
leisten sind. Ein entsprechender Antrag liegt dem 
Parlament vor. Wir lehnen alle Vorstellungen ab, 
Beträge von dieser Summe für andere Zwecke abzu-
zweigen. Ich darf hinzufügen, daß uns das schwie-
rige Problem der landwirtschaftlichen Betriebe mit 
Dauergrünland in der Bundesrepublik durchaus be-
kannt ist; aber dieses Problem darf nicht irgendwie 
mit Ausgleichszahlungen für Getreide gelöst wer-
den, sondern dazu kann man andere Vorschläge 
machen, für die ich jetzt im Rahmen meiner Aus-
führungen keine Zeit habe. Mit der Berücksichtigung 
der von mir soeben genannten beiden Forderungen 
wäre die Bundesregierung in der Lage gewesen, 
ohne eigene finanzielle Belastungen und ohne Be-
lastung der Verbraucher den bisherigen nominellen 
deutschen Erzeugerpreis für Getreide wiederherzu-
stellen. 

Die mit Zustimmung der Bundesregierung jetzt in 
Luxemburg beschlossenen Getreidepreise, die ja 
nicht nur von uns kritisiert werden, sondern auch 
gerade aus Kreisen der CDU-Kollegen eine noch 
viel schärfere Kritik erfahren, so möchte ich fast 
sagen, liegen weit unter den von uns gemachten 
Preisvorschlägen und unter den von Minister 
Höcherl im Ernährungsausschuß genannten Preis-
vorstellungen der Bundesregierung selbst. Alle 
Äußerungen deuten darauf hin, daß die deutschen 
Vertreter keine Anhebung der Brotgetreidepreise 
beantragt haben. Mit dem Mut zur Anwendung 
von Methoden, die z. B. Frankreich mit der „Politik 
des leeren Stuhles" erfolgreich anwendet, um seine 
Forderungen durchzusetzen, wäre die Bundesregie-
rung in der Lage gewesen, die vom Bundesrat, vom 
Europäischen Parlament und von der FDP verlang-
ten Preisvorstellungen zu realisieren. Die deutsche 
Delegation ging wieder einmal den Weg des gering-
sten Widerstandes und einigte sich auf Minipreise. 

(Beifall bei der FDP.) 

Interessant ist für uns in diesem Zusammenhang 
das Lob des Bundeswirtschaftsministers Schiller 
anläßlich der Eröffnung der „Woche des Verbrau-
chers und der Hausfrau" am 6. November 1967 
in Bad Godesberg. Dem Landwirtschaftsminister 
Höcherl wurde vom Wirtschaftsminister Schiller 
bescheinigt, daß er sich bei den jüngsten Luxem-
burger Agrarpreisbeschlüssen darum bemüht habe, 
den Aufschaukelungsprozeß bei den Agrarpreisen 
zu bremsen. Höcherl, so versicherte der Wirtschafts-
minister, sei eben wie er ein Verbraucherminister. 
Ich hoffe, Herr Kollege Dr. Schmidt (Gellersen), daß 
Sie den Wirtschaftsminister Schiller deshalb nicht 

aus der SPD ausschließen. Ich weiß, daß Sie hier 
völlig anderer Meinung sind. 

(Zuruf von der SPD: Wir sind eine liberale 
Partei!) 

Die zweite Preischance, die nicht genutzt wurde, 
war bei Rindfleisch gegeben. Der deutsche Rind-
fleischpreis liegt an der untersten Stelle der EWG- 
Rindfleischpreise. Dabei steht fest, daß die deut-
schen Erzeugungskosten dafür besonders hoch lie-
gen, bei Bauten z. B. 100 % über denen der Partner-
länder. Weiter ist unbestritten, daß bei Rindfleisch 
noch auf Jahre hinaus ein Bedarf in der EWG vor-
handen ist.  Auch bei Rindfleisch hätten durch zeit-
gerechte Interventionen höhere Orientierungspreise 
und ohne empfindliche Verbraucherbelastungen bes-
sere Erzeugerpreise erreicht werden können. 

Der in Aussicht gestellte Erzeugerrichtpreis für 
Milch wird im Jahre 1967 nicht erreicht, sondern 
wahrscheinlich um 1 bis 2 Pf unterschritten werden. 
Mit einem Anteil von 28 % der gesamten Verkaufs-
erlöse der deutschen Landwirtschaft kommt der 
Milcherzeugung besondere Bedeutung zu. Die Milch-
gelde :innahmen bestimmen den Lohn in den bäuer-
lichen Familienwirtschaften. Deshalb ist es unver-
antwortlich, wenn die Bundesregierung zur Ent-
wicklung der deutschen Milcherzeugerpreise keine 
konkreten Pläne vorlegt, sondern es den Bauern 
überläßt, sich an den sich laufend widersprechenden 
Aussagen des Herrn Landwirtschatfsministers zu 
orientieren. Der Katalog der Widersprüche, Herr 
Minister, zeigt ein Hin und Her Ihrer Aussagen, das 
mich an den plattdeutschen Dichter Fritz Reuter und 
sein Gedicht „De Wedd" erinnert, in dem er den 
Bäcker Swenn sagen läßt: „Hie geiht'e hen, do 
geiht'e hen". 

(Zuruf von der FDP: Wo blievt'e denn?) 

Herr Minister, ich bin gern bereit, Ihnen das vom 
Plattdeutschen ins Hochdeutsche zu übersetzen. 
Wenn Sie das Gedicht lesen wollen: es steht in dem 
Band „Läuschen un Rimels". Bei einer Übersetzung 
ins Bayerische könnte ich Sie  allerdings nicht unter-
stützen. 

(Heiterkeit bei der FDP.) 

Die FDP-Fraktion hat zur Lage in der Milchwirt-
schaft Anträge gestellt. Wir erwarten, daß die Bun-
desregierung die Widersprüche des Bundesministers 
Höcherl klärt und ihre Ziele bezüglich der weiteren 
Entwicklung auf milchwirtschaftlichem Gebiet be-
kanntgibt. 

Bei Kartoffeln führte das gute Ernteergebnis zu 
erheblichen Preisverlusten für die kartoffelanbau-
enden Landwirte. Nach Berechnungen der nieder-
sächsischen Landwirtschaftskammer und des nieder-
sächsischen Landwirtschaftsministeriums in Hanno-
ver muß trotz guter Ernte mit einem Verlust für die 
Erzeuger von Kartoffeln von etwa 250 DM je ha ge-
rechnet werden. Der Gesamtverlust in der Bundes-
republik wird auf zirka 350 Millionen DM zusam-
mengerechnet. Die Bundesregierung unternahm 
keine Versuche, den Preisverfall bei den Erzeuger-
preisen für Kartoffeln zu verhindern. Im Gegensatz 
dazu bemühte sich die Bundesregierung der Klei- 
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nen Koalition 1964, als es eine ähnliche Überschuß-
situation bei Kartoffeln gab, sofort um Sondermaß-
nahmen, die dann auch zu einer Marktentlastung 
durch Einführung einer Silierprämie führten. 

(Abg. Dr. Schmidt (Gellersen) : Welche 
Vorschläge haben Sie denn?) 

— Ich habe — Herr Dr. Schmidt (Gellersen), gut, daß 
Sie danach fragen — schon Vorschläge gemacht. Wir 
haben auch einen Antrag vorgelegt, der wahrschein-
lich heute noch dem Ernährungsausschuß überwiesen 
wird. In diesem Antrag verlangen wir z. B. — da 
sind wir mit Ihnen einig, glaube ich —, die Er-
höhung der Brennrechte. Das wäre schon eine 
Marktentlastung. 

(Abg. Dr. Schmidt (Gellersen) : Das macht nicht 
einmal ein halbes Prozent der Produktion aus!) 

— Das macht in einigen Gebieten doch eine entschei-
dende Entlastung beim Erzeuger aus. Ich könnte 
Ihnen noch eine Reihe weiterer Vorschläge auf-
führen. Aber das würde jetzt zu weit führen. 

Durch preispolitische Maßnahmen, meine Damen 
und Herren, wie sie von der FDP vorgeschlagen 
werden, wird der Verbraucher nicht überfordert. Im 
Jahre 1967 ist ein Rückgang der Preise für Ernäh-
rung um 0,8 % festzustellen. Der Anteil der Kosten 
für Nahrung an den Lebenshaltungskosten beträgt 
in der Bundesrepublik noch 35,4%. In allen anderen 
EWG-Ländern mit Ausnahme Belgiens liegt er 
höher. 

Die Entwicklung der landwirtschaftlichen Erzeu-
gerpreise zeigt eine Tendenz, die beweist, daß der 
Anteil der Landwirtschaft an den Ausgaben der 
Konsumenten für Nahrungsmittel von 1950 bis 1966 
von 64 auf 53 % zurückgegangen ist. Das Statistische 
Amt der Gemeinschaften hat die Preise für Nahrung 
in allen EWG-Ländern unter die Lupe genommen 
und dabei festgestellt, daß die Einführung gemein-
samer Agrarpreise entsprechend den EWG-Markt-
ordnungen, wie sie festgelegt sind, die deutschen 
Lebenshaltungskosten theoretisch nur um 0,137 % 
zu erhöhen brauchten. 

Die von der Bundesregierung vorgesehene mittel-
fristige Finanzplanung muß auch in ihrer Auswir-
kung auf die Landwirtschaft gesehen werden. Bei 
der Konzertierten Aktion des Herrn Bundeswirt-
schaftsministers Schiller werden jährliche Lohner-
höhungen im gewerblichen industriellen Bereich von 
5,5 % für die Periode von 1966 bis 1971 unterstellt. 
Das Netto-Einkommen bei den Arbeitnehmern soll 
durchschnittlich jährlich um 4,4 bis 4,8% steigen, der 
Netto-Gewinn der Unternehmer um 3,1 bis 4,6%. 

Unsere Frage an die Bundesregierung lautet dazu: 
Wie steht sie zu diesen Entwicklungen im indu-
striellen gewerblichen Bereich? Wie beurteilt die 
Bundesregierung im Vergleich dazu die landwirt-
schaftliche Einkommensentwicklung? Hierbei bleibt 
zu berücksichtigen, daß Lohnerhöhungen im gewerb-
lichen Bereich entsprechende Kostenerhöhungen für 
landwirtschaftliche Betriebsmittel bedeuten und daß 
nach den Vorstellungen des Landwirtschaftsministe-
riums selbst die Erzeugerpreise für landwirtschaft-
liche Erzeugnisse in der Bodenproduktion und in  

der Veredelungswirtschaft im gleichen Zeitraum um 
zirka 10 % sinken werden. 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
wenn sie in dieser Situation 

(Zuruf von der SPD: Welche sieht die FDP?) 

— darauf komme ich noch — noch zusätzlich die 
Finanzzuwendungen für den Einzelplan 10 und das 
EWG-Anpassungsgesetz kürzt, um ihre Verpflich-
tungen nach dem Landwirtschaftsgesetz und dem 
EWG-Anpassungsgesetz zu erfüllen? Das ist die 
ganz entscheidende Frage, die wir hier von der 
Opposition her zu stellen haben. 

(Beifall bei der FDP. — Zuruf von der CDU: 
Immer noch nicht fertig!) 

— Nein, aber es kommt jetzt die letzte Frage: Bleibt 
der bäuerliche Familienbetrieb entsprechend der 
Entschließung der Agrarkonferenz von Stresa 1958, 
der Definition des Agrarstrukturausschusses des 
Bundesernährungsministeriums von 1956 und der 
bisherigen Aussagen der deutschen Minister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Leitbild der 
künftigen Agrarpolitik der Bundesregierung? 

Meine Damen und Herren, diese Frage ist für 
uns besonders interessant, aber auch besonders 
aktuell nach den Äußerungen von Vizepräsident 
Mansholt und von Bundesminister Strauß in seiner 
Etatrede hier in diesem Hohen Hause. Die FDP 
— das darf ich vorweg sagen — ist seit eh und je 
ein leidenschaftlicher Verfechter des bäuerlichen 
Familienbetriebes. Das bedeutet allerdings nicht, 
daß wir hier bezüglich der Definition dieses Leit-
bildes als kalte Krieger der Agrarpolitik für eine 
landwirtschaftliche Betriebsform kämpfen, die in 
einer modernen landwirtschaftlichen Entwicklung 
überholt ist. Grundsätzlich erscheint uns die Fami-
lienwirtschaft nach den  Aussagen früherer Jahre 
auch als Leitbild für die künftige Agrarpolitik ge-
eignet. Eine Definition nach der idealen Betriebs-
größe, also nach Hektaren, lehnen wir ebenso ab 
wie den Versuch Mansholts, ihn nach optimalen 
Kuh-Zahlen abzugrenzen. Ausschlaggebend ist für 
uns, daß durch eine entsprechende landwirtschaft-
liche Nutzfläche bzw. durch Veredlung für zwei 
vollbeschäftigte Arbeitskräfte Einkommenschancen 
vergleichbarer Berufe zu erreichen sind. 

(Beifall bei der FDP.) 

Dabei unterstützen wir alle Bemühungen zur 
Verbesserung der Leistungsfähigkeit dieser Betriebe, 
z. B. durch die Förderung von Erzeugergemeinschaf-
ten zur Verbesserung und Konzentration des Markt-
angebotes, von Maschinenringen oder Maschinen-
gemeinschaften und von Zusammenschlüssen zu 
Betriebsgemeinschaften oder Gemeinschaftshaltun-
gen. Allerdings erwarten wir — auch das darf ich 
dazu sagen — von derartigen Kooperationen — das 
zeigen die bisherigen Erfahrungen — keine über-
wältigenden betriebswirtschaftlichen Vorteile. Unter 
Berücksichtigung dieser Merkmale kann die Fami-
lienwirtschaft gegenüber anderen Betriebsformen 
bestehen. Sie produziert nicht teurer als sogenannte 
Agrarfabriken oder Schweine- und Rinderkombinate. 
In diesem Zusammenhang ist eine Auseinanderset- 
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zung mit den Aussagen des Herrn Mansholt und 
des Herrn Finanzministers Strauß notwendig. Wer 
die Äußerungen des Vizepräsidenten der EWG und 
des deutschen Finanzministers vergleicht, kommt 
zu dem Ergebnis, daß sie in vielen Punkten einig 
sind. 

Zur künftigen landwirtschaftlichen Strukturpolitik 
in der EWG stellt Mansholt fest: 

Erstens. Der Verbesserung des landwirtschaft-
lichen Lebensstandards über die Preispolitik sind 
vom Finanziellen her Grenzen gesetzt. 

Zweitens. Eine Besserung allein über Produktions-
steigerung ist gleichfalls nicht möglich. 

Drittens. Durch eine sinnvolle allgemeine Regio-
nal- und Infrastrukturpolitik muß die Verminderung 
der Zahl der landwirtschaftlichen Erwerbstätigen be-
schleunigt werden, damit der Abstand zu anderen 
Wirtschaftsbereichen vermindert wird. 

Viertens. Vom einzelnen landwirtschaftlichen Be-
trieb her gesehen — meine Damen und Herren, das 
ist das Schwerwiegende — sind Vorstellungen vom 
Einfamilienbetrieb mit vielleicht 30 ha oder 30 Kühen 
überholt. Ziel könnte vielleicht ein bäuerlicher Be-
trieb von 80 bis 100 Kühen und 2 b is  3 Arbeits-
plätzen sein. 

Bundesfinanzminister Strauß verlangt in seiner 
Etatrede: 

Erstens. Die Überprüfung der bisherigen Agrar-
konzeption mit dem Ziel der Schaffung auf Dauer 
wettbewerbsfähiger Betriebsstrukturen. Herr Mini-
ster, Sie sagten dabei nicht, wie sie aussehen sol-
len. Vielleicht können wir das heute noch hören. 

Zweitens. Die beschlossenen Marktordnungen mit 
dem automatischen Zwang zur Intervention und zur 
Erstattung führten zur finanziellen Überforderung 
und reizten zur Überproduktion an. Herr Minister, 
Sie erwähnten in diesem Zusammenhang den Butter-
berg. Deshalb sei nach Ihrer Auffassung eine sinn-
volle Neuordnung nach 1969 erforderlich. 

Die dritte Feststellung, Herr Minister, war: Die 
agrarpolitischen Beschlüsse müssen künftig in einem 
tragbaren Rahmen gehalten werden. Mit dieser 
Äußerung zielt der Herr Minister nach meiner Auf-
fassung zweifellos auf eine Senkung der EWG- 
Richtpreise. 

Die FDP widerspricht diesen Auffassungen des 
Vizepräsidenten Mansholt und des Finanzministers 
Strauß. 

(Beifall bei der FDP.) 

Für die Preispolitik in der EWG — darauf wurde 
hingewiesen — bestehen für die Zukunft noch Mög-
lichkeiten. Die Preise in den EWG-Agrarmarkt-
ordnungen, meine Damen und Herren, dürfen doch 
nicht für alle Zeiten zementiert sein. Es gibt Revi-
sionsklauseln, um die Preise entsprechend der 
Kostenentwicklung verändern zu können. 

Zur Erhöhung der Produktivität und der Ver-
besserung des Lebensstandards durch beschleunigte 
Verminderung der Bauern entgegnen wir: Die 
Erhöhung der Produktivität der Arbeitskraft ist in 
der deutschen Landwirtschaft seit Jahren weit 

höher als in anderen Bereichen. Während die Pro-
duktivität seit 1950 in der Industrie um 85 0/o gestie-
gen ist, ist sie in der Landwirtschaft um 200 bis 
250 gestiegen. Die Arbeitskraft ist damit weit pro-
duktiver als in anderen Bereichen. Das ist erreicht 
worden durch einen stetigen, ich möchte sagen, 
geräuschlosen Abgang landwirtschaftlicher Erwerbs-
personen in Höhe von 100 000 bis 120 000 Menschen 
im Jahr in Verbindung mit einer längeren Arbeits-
zeit der in der Landwirtschaft verbliebenen Men-
schen. 

Mansholts Rezept des beschleunigten Gesund-
schrumpfens ist durch die Entwicklung der Land-
wirtschaft in den USA längst widerlegt. Trotz immer 
größerer Farmen, immer weniger Menschen in der 
Landwirtschaft und höherer Subventionen vergrö-
ßert sich bekanntlich in Amerika die Disparität zu 
anderen Berufen. Die Disparität in der Bundesrepu-
blik, möchte ich behaupten, ist weder ein Betriebs-
größen- noch ein agrarstrukturelles Problem, son-
dern vor allem ein Agrarpreisproblem. 

(Beifall bei der FDP.) 

Den Beweis für diese Behauptungen liefern Unter-
suchungen in einem niedersächsischen Landkreis, 
von dem wir, Herr Dr. Schmidt (Gellersen), nicht 
weit entfernt wohnen, einem Landkreis, der durch 
eine gesunde Agrarstruktur sowie durch gute und 
mittlere Böden ausgezeichnet ist und der nach mei-
ner Auffassung als Musterkreis in der EWG gelten 
kann. Denn die Bauern dieses Kreises nutzten den 
agrarwirtschaftlichen Fortschritt, folgen modernem 
Rat und bewirtschaften auf guten Böden mittlere 
und größere Höfe. Trotzdem — es, ist wichtig, das 
dabei zu sehen — stieg die Verschuldung in die-
sem EWG-Musterkreis von 1200 DM je Hektar 1960 
auf 1800 DM 1966/67. 

Durch dieses Beispiel bestätigt, haben wir von 
der FDP weniger Sorgen um die Existenz der klei-
nen Betriebe, aber ernste Befürchtungen um die 
Existenz größerer Höfe. Von meinen Sorgen nehme 
ich auch die Nebenerwerbs- und Zuerwerbsbetriebe 
aus. Auch diese Betriebsformen verdienen gefördert 
zu werden. Dazu wird der Kollege Ertl nachher 
noch etwas sagen. Denn diese Betriebsformen wer-
den sich mit Sicherheit als krisenfest erweisen. 

Ein letztes Wort zur Mansholtschen Aussage, statt 
30 ha und 30 Kühen sollte die Haltung von 80 bis 
100 Kühen das Ziel sein. Hier bescheinigen wir 
Herrn Mansholt, daß er mit dieser Aussage radikal 
abrückt vom Leitbild des bäuerlichen Familien-
betriebs. 

(Beifall bei der FDP.) 

Von den Kuhhaltern in der EWG, die  im Durch-
schnitt ,sechs Kühe halten, hätte künftig nach Mans-
holt nur noch jeder 15. eine Überlebenschance. 
Auch  in  dem als landwirtschaftliches Musterland be-
zeichneten Dänemark würde die Überlebenschance 
der Kuhhalter kaum größer sein. 

Mansholt läßt die Finanzierungsmöglichkeiten sei-
ner Vorschläge ungeklärt. Nach Professor Wein-
schenk bringt schon eine relativ kleine Vergröße-
rung  unserer landwirtschaftlichen Betriebe einen zu-
sätzlichen Finanzbedarf in der Bundesrepublik von 
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155 bis 180 Milliarden DM für die nächsten 15 bis 
20 Jahre. Für die EWG würden sich finanzielle Be-
lastungen ergeben, die für alle Partner untragbar 
wären. 

Wer sich bemüht, die Mansholtschen Vorschläge 
zu Ende zu denken, endet bei Betriebsformen öst-
licher Nachbarn, bei den landwirtschaftlichen Pro-
duktionsgemeinschaften oder der Kolchose. Wenn 
ich an das Leitbild 80 bis 100 Milchkühe denke, 
rieche ich schon in der Bundesrepublik die Rinder- 
und Schweinekombinate Mitteldeutschlands. 

Wir wiaren sehr überrascht, meine Damen und 
Herren, daß in der Fragestunde des Deutschen Bun-
destages Minister Höcherl um eine positive Inter-
pretation der Aussage Mansholts zum künftigen 
Familienbetrieb und zur Preispolitik bemüht war. 
Was dabei herauskam, glich dann dem Versuch 
einer Bagatellisierung. Die Aussagen des Finanz-
ministers  Strauß bedeuten in letzter Konsequenz, 
daß er dort endet, wo Vizepräsident Mansholt 
endet: mit dem Opfer der bäuerlichen Familien-
betriebe in der EWG und mit dem Anstreben von 
landwirtschaftlichen Betriebsformen, die nicht lei-
stungsfähiger sind als das,  was zerschlagen werden 
soll. 

(Beifall bei der FDP.) 

Zum Schluß darf ich darauf verweisen, daß die 
Fraktion der  Freien Demokraten zu den vorgetra-
genen agrarpolitischen Vorstellungen im Bundes-
tag Anträge vorgelegt hat *). Wir hoffen, daß die 

 deutsche Landwirtschaft in der heutigen Agrar-
debatte erfährt, welchen agrarpolitischen Kurs die 
Regierung der Großen Koalition zu steuern gedenkt. 
Soll ,die 'deutsche  Landwirtschaft die ihr zustehende 
Bedeutung in  der  Volkswirtschaft erhalten, oder 
soll der Weg der letzten elf Monate mit laufend 
gesteigerten einseitigen Belastungen unseres Berufs-
standes 'fortgesetzt werden? Das ist die entschei-
dende Frage, auf die wir eine Antwort erhoffen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort zur Be-
gründung der Großen Anfrage der Fraktion der 
SPD hat der Abgeordnete Welslau. 

Welslau (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zur Begründung der Großen Anfrage 
der Fraktion der SPD zur EWG-Marktordnung für 
Milch und Milchprodukte möchte ich im Auftrage 
meiner Fraktion folgendes darlegen. 

Die Probleme der strukturellen Überproduktion 
in bestimmten Bereichen, wie sie auch in der ver-
gangenen Woche dieses Hohe Haus beschäftigt 
haben, sind kennzeichnend für moderne Volkswirt-
schaften. Dennoch darf nicht übersehen werden, daß 
diese Probleme für viele Menschen, die die Zeiten 
des Mangels und der Not noch in lebendiger Erinne-
rung haben, oft schwer zu begreifen, wenn nicht 
sogar unverständlich sind. Ich meine, dies macht um 
so mehr unsere Verpflichtung deutlich, dieses Pro-
blem in diesem Hohen Hause eingehend zu disku

-

tieren. 
 

*) Siehe Anlage 2 

Die Situation auf dem Milchmarkt ist angesichts 
des stetig wachsenden Butterberges und steigender 
Aufwendungen für die EWG-Marktorganisation für 
Milch und Milchprodukte außerordentlich schwierig 
geworden. Die sozialdemokratische Fraktion hat 
deshalb Anfang Oktober eine Große Anfrage einge-
bracht, um der Bundesregierung Gelegenheit zu 
geben, eine ausgewogene Konzeption zur Lösung 
dieses Problems hier und heute dem Deutschen Bun-
destag wie der breiten Öffentlichkeit darzulegen. 
Das ist insbesondere zur Vorbereitung der Verhand-
lungen im EWG-Ministerrat erforderlich. In den 
nächsten Monaten muß als entscheidender Schritt 
die EWG-Marktordnung für Milch und Milchpro-
dukte erarbeitet und beschlossen werden. Sie soil 
am 1. April 1968 in Kraft treten. Das geschieht zu 
einem Zeitpunkt, an dem die bisherige EWG-Agrar-
politik sehr kritisch diskutiert und sogar von ihrem 
ureigensten Gestalter zum Teil in Frage gestellt 
wird. An diesem 1. April 1968 werden die Weichen 
für den endgültigen Zusammenbau der EWG-Agrar-
wirtschaften gestellt werden, und daraus ergeben 
sich vielfältige Auswirkungen. 

Nun konkret zur Situation! Über 25 % des land-
wirtschaftlichen Einkommens entstehen aus dem 
Verkauf von Milch. Das wurde soeben schon von 
dem Kollegen Logemann unterstrichen. Ja, in eini-
gen Betrieben sind es sogar 40 bis 50%. Damit wird 
jede Maßnahme, die den Milchpreis beeinflußt, zu 
einem Dreh- und Angelpunkt landwirtschaftlicher 
Einkommenspolitik überhaupt. 

Am 24. Juli 1966 wurde im EWG-Ministerrat der 
gemeinsame Richtpreis für Milch mit 3,7 % Fett auf 
41,2 Pf je Kilogramm frei Molkerei festgesetzt. Da-
mit wurde eine Erhöhung des bis dahin in der Bun-
desrepublik bestehenden Preises angestrebt. Hier 
soll allerdings zugegeben werden, daß diese Fiktion 
unter dem entschiedenen Druck der Regierungen 
Belgiens und Italiens zustande kam. Dennoch: diese 
Fiktion wurde bis vor wenigen Monaten von man-
chem Politiker als im Markt erzielbar vertreten und 
auch in der Öffentlichkeit verkauft. 

Meine Damen und Herren, wozu hat das geführt? 
Preis- und Ertragserwartungen sind der entschei-
dende Beweggrund für die Produktionsrichtung, auch 
für jede Umlenkung der Produktion. Für die Land-
wirtschaft stellen diese Preisfiktionen Daten dar. 
Daraus entstehen Arbeitseinsatz und Investitionen, 
im menschlichen Bereich Hoffnungen und auch Ent-
täuschungen. 

Zu Frage 1 a ist festzustellen: Ja, es sind Enttäu-
schungen geworden, der Richtpreis wird im Markt 
nicht erzielt. Deshalb fragen wir die Bundesregie-
rung, ob sie der Ansicht ist, daß die bisher zur Ver-
fügung stehenden Instrumente der Marktorganisa-
tion ausreichen, um den angestrebten Richtpreis 
Wirklichkeit werden zu lassen. 

Was ist noch geschehen, meine Damen und Her-
ren? Das Problem des Butterberges ist in  aller 
Munde. Die Vorratshaltung an Butter ist in der Bun-
desrepublik auf annähernd 80 000 t und in der EWG 
auf 225 000 t angestiegen. In der Hochsaison lag die-
ser Betrag noch erheblich höher. Sicher, in den aller- 
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letzten Wochen ist die Menge in der Bundesrepu-
blik wieder etwas zurückgegangen. Das geschah 
saisonbedingt durch die Butterschmelzaktion des 
Ernährungsministeriums und durch eine statistische 
Manipulation, wie das ja oft mit Statistiken ge-
macht wird. Aber das ist ganz sicher kein echter 
Saisonausgleich. Zur unmittelbaren Sicherstellung 
der Versorgung ist in Deutschland lediglich eine Vor-
ratshaltung von 35 bis 40 000 t und in der EWG von 
zirka 100 000 t Butter erforderlich. Meine Damen 
und Herren, die weit überhöhte Lagerhaltung kostet 
sehr viel Geld und macht die EWG-Agrarpolitik un-
populär und wenig glaubhaft. Wir entnehmen das 
den vielen Publikationen, auch wenn Sie nicht im-
mer von vollem Sachverstand zeugen. 

Langfristig müssen wir eine strukturelle Über-
produktion vermeiden. Die Nachfrage nach Ernäh-
rungsgütern ist weder sehr einkommenselastisch 
noch von den Konjunkturschwankungen abhängig, 
so daß das augenblickliche Zurückbleiben der Nach-
frage gegenüber der Produktion etwa mit der Tal-
sohle erklärt werden könnte. Bereits im vorigen 
Wirtschaftsjahr, 1965/66, ist der Prokopfverbrauch 
von Butter auf 8,4 kg abgesunken, während er im 
Jahre 1961/62 noch 8,8 kg betrug. Auch wenn die 
Überproduktion in der EWG zur Zeit nur 5 % be-
trägt und in der Bundesrepublik mit zur Zeit 96 Vo 
die völlige Selbstversorgung noch nicht erreicht ist, 
so erfordert die Vorratshaltung doch finanzielle Auf-
wendungen von beachtlicher Höhe. 

Wir müssen uns darüber im klaren sein, daß die 
Möglichkeiten des Exports, gemessen an den Über-
schüssen, doch sehr begrenzt sind. Bei einem völlig 
manipulierten Preis von unter 2 DM pro Kilogramm 
Butter haben die Erstattungen eine Höhe erreicht, 
die Laien tatsächlich zu zweifelndem Kopfschütteln 
verleiten muß. Dennoch sind die Absatzchancen so 
gering. Vielmehr liegt hier die Gefahr, meine Da-
men und Herren, daß, da die Erstattungen zum Teil 
aus dem EWG-Agrarfonds gewährt werden, einige 
EWG-Partnerländer Agrarpolitik auf Kosten anderer 
betreiben. 

Wir fragen deshalb die Bundesregierung, ob die 
2,24 Milliarden DM, die vor gut einem Jahr als 
Kosten für die gemeinsame Marktorganisation auf 
unsere Kleine Anfrage hin genannt wurden, auch 
heute noch als ausreichend angesehen werden. 
Meine Damen und Herren, in Brüssel — die Beamten 
der Bundesregierung sind ja häufig dort — geistern 
bereits weit höhere Schätzungen von 3 Milliarden 
DM und mehr durch die neuerbauten Räume und 
Flure. 

So wie unsere erste Frage darauf abzielt, ob die 
Instrumente des bisher erarbeiteten EWG-Konzepts 
ausreichen oder ob der sogenannte Instrumenten-
kasten nicht ergänzt werden müßte, möchten wir in 

 der zweiten Frage wissen, ob die schon beschlosse-
nen Instrumente die richtigen sind, um einkommens-, 
versorgungs- und finanzpolitisch die angestrebten 
Ziele zu erreichen. 

Ab 1. April 1968 soll eine Prämie für die Ver-
fütterung von Magermilch in Höhe von 5,5 Pf je 
Kilogramm gewährt werden. Das stellt sicher vor

-

dergründig einen durchdachten Ansatz dar, um zu 
einer vernünftigen Bewertung und Bezahlung des 
Milcheiweißes gegenüber dem Milchfett zu kommen. 
Ich muß hier ergänzend hinzufügen, daß in der Bun-
desrepublik die Verwertung des Milcheiweißes noch 
wesentlich geringer ist als in den anderen EWG-
Ländern. Aber welche Wirkung wird durch die Ge-
währung der Prämie von 5,5 Pf je Kilogramm ein-
treten? Die Molkereianlieferung wird stark anstei-
gen. Sie ist bisher in den einzelnen EWG-Partner-
ländern auf Grund der historischen Entwicklung 
noch sehr unterschiedlich. Sie reicht von 60 % der 
Milchproduktion in Frankreich bis über 90 % in den 
Niederlanden. 

Ich würde auch erwarten, daß sich die Molkerei-
anlieferung mit gewissen regionalen und auch von 
der Molkereistruktur bestimmten Unterschieden 
langfristig in den Partnerländern prozentual etwa 
angleichen wird. Aber jetzt wird doch gerade ein 
Instrument angesetzt, um die Molkereianlieferung 
sprunghaft ansteigen zu lassen. Besonders in Frank-
reich, aber auch in Belgien und in Italien, wird na-
türlich eine schnelle Umstrukturierung der Produk-
tionsverwendung vor sich gehen, die wiederum zu-
sätzliche Überschüsse und zusätzliche finanzielle Be-
lastungen auch des deutschen Steuerzahlers nach 
sich ziehen wird. 

Wir fragen die Bundesregierung: Wie soll diese 
beschleunigte Zunahme der Molkereianlieferung 
verhindert werden? Liegt hier nicht die Gefahr, daß 
die erdachten Instrumente nun gleich wieder stumpf 
werden oder gar ganz versagen? Darüber hinaus 
sehen wir die Gefahr, daß bei dem unterschiedlichen 
Entwicklungsstand mit der Molkereistatistik in den 
EWG-Ländern Mißbrauch getrieben werden kann, 
der dann zu ungerechtfertigten Zahlungen führt und 
die wache Öffentlichkeit mit Recht heftige Kritik 
üben läßt. 

Ich nannte bereits die Zahlen für die Butterlage-
rung in der Bundesrepublik und in der EWG. Ich 
betonte auch die Unmöglichkeit, diese Überschüsse 
jetzt etwa durch den Export entscheidend abbauen 
zu können. Unter der Ziffer 3 unserer Anfrage fra-
gen wir die Bundesregierung, was sie zu tun ge-
denkt, um diese Überschüsse auf ein erträgliches 
Maß . abzubauen. Werden die Bestimmungen des 
Milch- und Fettgesetzes laufend mit dem Ziele über-
prüft, neue und erweiterte Absatzmöglichkeiten 
z. B. für Trinkmilch zu schaffen? Dazu gehört z. B. 
der Verkauf in Schulen, in Gaststätten, an Kiosken 
und Sportstätten. Ist daran gedacht, z. B. durch 
eine Produktdifferenzierung bei der Milch- und 
Butterproduktion, d. h. Schaffung unterschiedlicher 
Qualitäten, den Absatz zu erweitern? Wird daran 
gearbeitet, bei der Käseproduktion, insbesondere 
bei speziellen Käsesorten, den offensichtlichen Rück-
stand der Bundesrepublik gegenüber einigen Part-
nerländern aufzuholen? Wir verfügen über etliche 
hervorragende wissenschaftliche Einrichtungen, die 
auf dem Gebiet der Milchforschung arbeiten, und 
wir sollten doch die von dort kommenden Anregun-
gen und Vorschläge schnell aufgreifen und auch 
neue Aufträge erteilen, um die Möglichkeiten des 
Marktes zu erkunden und auszuschöpfen. 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 134. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. November 1967 	6813 

Welslau 
Wir haben in der Bundesrepublik ein sehr fort-

schrittliches und international anerkanntes Lebens-
mittelrecht. Strenge Hygiene- und Qualitätsvor-
schriften führen dazu, daß der Verbraucher erst-
klassige Produkte angeboten bekommt, die der be-
rechtigten Forderung nach Ausschließung jeglicher 
Gesundheitsgefährdung voll gerecht werden, jeden-
falls nach dem heutigen wissenschaftlichen Stand. 
Das bringt für alle Beteiligten finanzielle Belastun-
gen mit sich. Wir fragen die Bundesregierung, wie 
sichergestellt werden soll, daß nach dem 1. April 
1968 beim grenzüberschreitenden Warenverkehr die 
Produkte aus Partnerländern ebenfalls diesen An-
forderungen genügen. Dies ist ein Teil der fehlen-
den Harmonisierung in der EWG. Es wird noch 
lange dauern, bis wir hier wie auch auf anderen 
Gebieten zu gleichen Bedingungen und Anforderun-
gen in allen EWG-Ländern kommen. 

In der Frage 5 haben wir die Verzahnung von 
EWG-Agrarpolitik und verbleibenden Möglichkeiten 
der nationalen Wirtschaftspolitik angesprochen. 
Diese Frage steht auch im Zusammenhang mit dem be-
reits erwähnten finanziellen Mehraufwendungen, die 
wahrscheinlich alle Vorausschätzungen übertreffen 
werden. In der mittelfristigen Finanzplanung haben 
wir für die Einzelhaushalte Plafonds beschlossen. 
Beim Einzelplan 10 sind die geschätzten Belastun-
gen für die EWG-Agrarpolitik den für nationale 
Maßnahmen verfügbaren Mitteln summarisch hinzu-
gefügt. Ich erinnere hier noch einmal an unseren 
Vorschlag, einen besonderen EWG-Agrarhaushalt 
auszuweisen. Die schon angedeutete Fehleinschät-
zung der für den EWG-Agrarfonds erforderlichen 
Mittel führt möglicherweise — um den Gesamt-
plafonds nicht zu überschreiten — zu einer völlig 
unvertretbaren Kürzung der für die nationale Agrar-
politik verbleibenden Mittel. Damit wird deutlich, 
wie sehr dieses Hohe Haus eines seiner hervor-
ragenden Rechte, nämlich das zur Gestaltung des 
Haushalts, eingeschränkt hat. 

Die preispolitischen Entscheidungen der EWG 
müssen zu ganz unterschiedlichen Reaktionen der 
Erzeuger in den einzelnen Staaten führen. Das ist 
bedingt durch unterschiedliche Kostenstrukturen und 
Wettbewerbsverzerrungen verschiedenster Art. 
Wenn auf diese Weise in einigen Ländern zu Mehr-
produktionen unübersehbaren Ausmaßes angereizt 
wird, führt das zu einem Verdrängungswettbewerb, 
der außerdem noch vom Staat und von der EWG 
organisiert und vom deutschen Steuerzahler ent-
scheidend mitfinanziert wird. So sieht nun in der 
Tat die EWG-Wirklichkeit aus, eine immer fataler 
werdende Situation. 

Ich habe in dieser Begründung unserer Großen 
Anfrage versucht, die sich durch den Milchsektor 

. für die deutsche Landwirtschaft, für die gesamte 
Öffentlichkeit wie auch für jeden verantwortungs-
bewußten Agrarpolitiker ergebenden Sorgen dar-
zutun. Die strukturelle Überproduktion bei Milch 
in der Gemeinschaft macht zum erstenmal die Gren-
zen der EWG-Agrarpolitik entscheidend deutlich. 
Es ist keine unrealistische Vision, ähnliche Pro-
bleme schon bald auch bei anderen Produkten zu 
erwarten. 

Wir erwarten von der Bundesregierung, daß sie 
bei den kommenden Verhandlungen im EWG-Mini-
sterrat über die neue Milchmarktordnung alle Mög-
lichkeiten ausschöpft und die bisherigen Erfahrungen 
in die endgültige Konzeption einfließen läßt. Wahr-
heit und Klarheit und Verantwortungsbewußtsein 
müssen im Mittelpunkt stehen. Der Landwirt als 
Erzeuger muß erfahren, ob und welches Risiko die 
Milchwirtschaft in Zukunft zu tragen hat. Dazu soll 
in der heutigen Aussprache ein Anfang gefunden 
werden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort zur 
Beantwortung der Großen Anfragen hat der Herr 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten. 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der sehr verehrte 
Herr Kollege Logemann hat eine spritzige und 
lebendige Einführungsrede gehalten, 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der CDU/CSU: Vorlesung! — Beifall bei 

der FDP) 

daß ich zunächst auf einige seiner Bemerkungen 
eingehen möchte, bevor ich mich der eigentlichen 
Beantwortung der Anfrage zuwende. 

Zunächst einmal hat er die Erinnerung an die 
kleine Koalition der CDU/CSU auf der einen und der 
FDP auf der anderen Seite beschworen. Er hat daran 
erinnert, welch große Leistungen diese Koalition 
vor allem auch für die Landwirtschaft gezeigt habe. 

Nun, auch ich erinnere mich sehr gut an diese 
kleine Koalition. Ich war Mitglied dieser kleinen 
Koalition. Aber ich muß folgendes sagen. Dort war 
es mit der koalitionsewigen Treue nicht so'  über-
mäßig gut bestellt. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU. — Zurufe 
von der FDP: Heute!) 

Der Partner FDP ist gelegentlich fremd gegangen. 

(Erneute Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Sonst wäre es dieser Koalition vielleicht gelungen, 
größere Leistungen zu vollbringen. Das war der ent-
scheidende Grund. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Ertl (FDP) : Herr Bundesminister, würden Sie 
dann wenigstens die Güte haben und mir bestätigen, 
daß z. B. der Landwirtschaftsminister vom Finanz

-

minister mehr Hilfe gehabt hat als jetzt? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Nein, auch das kann ich nicht 
bestätigen. 

(Heiterkeit.) 
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Ich erinnere mich an bittere Auseinandersetzungen. 

Aber ich erinnere mich auch an etwas anderes. 
Dieser FDP-Partner in dieser kleinen Koalition hatte 
eine gewisse Bewußtseinsspaltung. Auf der einen 
Seite war er offiziell im Kabinett vertreten, und zwar 
sehr, sehr kräftig, weit über die Parität hinaus, also 
in einer Disparität zum Nachteil der CDU/CSU. Aber 
er hat immer so kleine und geheime Kommando-
unternehmungen auf dem agrarpolitischen Gebiet 
gemacht, die sich mit der Koalitionslinie nicht ver-
tragen haben.  

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Wäch-
ter? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ja. 

Wächter (FDP) : Herr Bundesminister, entsinnen 
Sie sich der Äußerungen des Kollegen Dr. Reinhard, 
der vor wenigen Wochen einmal gesagt hat, die 
Agrarpolitik in der Großen Koalition klappe des-
wegen nicht, weil der Koalitionspartner eine andere 
Einstellung habe? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich weiß nicht, ob Herr Dr. 
Reinhard das gesagt hat. Wenn er es so gesagt 
haben sollte, dann würde ich ihm gern einige Infor-
mationen zur Verfügung stellen, damit wir die Dinge 
in Ordnung bringen. In der neuen großen Ehe gibt 
es gelegentlich auch einen Flirt, aber keine Ehe-
brüche. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine weitere Zwischenfrage? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Bitte. 

Sander (FDP) : Herr Minister, halten Sie es wirk-
lich für richtig, daß wir bei dem Ernst der Situation 
in der Landwirtschaft diese Probleme so auf diese 
leichte Art behandeln? 

(Oh-Rufe bei der CDU/CSU.) 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Kollege Sander, ich 
würde hinter dem Scherz den Ernst suchen, der da 
verborgen ist. Ich würde das an Ihrer Stelle tun. Das 
ist sehr deutlich zum Ausdruck gekommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aber man muß Ernst und Unfreundlichkeit nicht ver-
wechseln. 

Nun hat Herr Kollege Logemann eine ganze Reihe 
von Bemerkungen gemacht, die nicht in den An-
fragen selbst enthalten waren. In erster Linie bean-

standet er, daß sich der Regierungschef und die 
Große Koalition über die agrarpolitische Konzeption 
bisher nicht geäußert hätten. Ich glaube, daß der 
Herr Bundeskanzler noch Gelegenheit nehmen wird, 
im Verlauf der Debatte einzugreifen und das auch 
förmlich nachzuholen. Aber es gibt auch eine andere 
Konzeption, die sich nicht in Formen und nicht in 
Definitionen erschöpft. Das, was wir in der EWG 
in Brüssel zum Teil in nächtelangen Verhandlungen 
für die Landwirtschaft tun und herausgeholt haben, 
bei den Übergangsbestimmungen, bei der Zucker-
marktordnung, bei den Preisfestsetzungen, auch im 
Rahmen der Großen Koalition, das ist praktische und 
erfolgreiche Landwirtschaftspolitik, die dem Land-
wirt mehr nützt als die schönste Konzeption, in fei-
nem Lack aufgetragen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ferner will ich noch etwas anderes und sehr 
Ernstes sagen. Die Große Koalition hat weil aus 
den bereits dargestellten Gründen die Effizienz der 
Kleinen Koalition nicht bis zu dem Grade gesteigert 
werden konnte, zu dem die CDU/CSU bereit ge-
wesen wäre es unternommen, konjunkturpoli-
tische Fehler in Ordnung zu bringen, und sie ist 
daran, und zwar in ernsthafter Form und auf ganz 
großen Gebieten, finanzpolitisch und wirtschafts-
politisch den Konjunktureinbruch zu beseitigen. Sie 
hat das bereits mit Erfolg getan und damit eine auch 
agrarpolitisch wichtige Position, vielleicht sogar die 
entscheidendste und wichtigste Position, wiederher-
gestellt, nämlich die Massenkaufkraft, die der Land-
wirt braucht, um für seine Qualitätsprodukte eine 
Chance zu haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Ertl (FDP) : Herr Minister, würden Sie mir be-
stätigen, daß bis zur Großen Koalition ein CDU-
Mann das Wirtschaftsressort geführt hat und somit 
die Verantwortung für die Konjunkturpolitik getra-
gen hat, und daß Sie dem eben bestätigt haben, daß 
er das nicht fertiggebracht hat? 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Nein, keineswegs. Genau 
das Gegenteil! Wenn Sie mehr bei der Stange ge-
blieben wären, dann wäre es dem Kollegen Schmük-
ker gelungen, für seine guten Vorschläge, die schon 
auf dem Tische waren — für die jetzt die Geneh-
migung und Bewilligung durch das Parlament nach-
geholt werden muß —, damals schon das Plazet zu 
bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ferner hat der Kollege Logemann, wie das schon 
pauschal geschehen ist, beanstandet, wir hätten auch 
die Beantwortung dieser Anfrage hinausgezögert. Es 
wurde damals erklärt, 10 Anfragen seien gestellt 
worden, und keine werde beantwortet. Ich darf hier 
doch zur Richtigstellung darauf verweisen, daß ich 
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mich seit mehr als drei Wochen bereit erklärt habe, 
diese Große Anfrage zu beantworten. Ich glaube, 
daß ich innerhalb der Frist geblieben bin. Ich werfe 
anderen nicht gern vor, daß sie sich nicht mit 
äußerstem Fleiß bemühen, möchte aber auch ungern 
selber einen solchen Vorwurf einstecken. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Logemann, Sie sind nicht nur ein 
anerkannter Agrarpolitiker, sondern Sie sind auch 
— das weiß jeder — ein hervorragender praktischer 
Landwirt, mit großem Erfolg. Das stelle ich hier 
gern fest. Es paßt aber ganz und gar nicht zu Ihrer 
weiteren Behauptung, durch die Politik der Bundes-
regierung sei eine Gefahr für die Höfe entstanden. 
Das paßt nicht zu Ihren eigenen Leistungen, und 
das entspricht auch nicht einer genauen Analyse, — 
obwohl wir die Sorgen nicht unterdrücken wollen, 
ernste und berechtigte Sorgen. Wir wollen uns 
gemeinsam geistig anstrengen und nach Lösungen 
suchen. 

Dann haben Sie wieder das Thema der Mansholt- 
Rede behandelt, das bereits. Gegenstand einer 
Fragestunde war. Ich darf ganz kurz wiederholen: 
ich glaube, daß die Agrarpolitik des Vizepräsiden-
ten Mansholt, die weitgehend von ihm definiert und 
formuliert ist, einen Schutz nach innen und nach 
außen aufgebaut hat, zu dem wir aus eigener Kraft 
— wenn wir noch die frühere Situation ohne die 
EWG-Gemeinschaft hätten — wahrscheinlich nicht 
in der Lage wären. Ganz bestimmt wären wir dazu 
aber bei einem Konjunktureinbruch nicht in der 
Lage, weil dann andere Interessen überwiegen 
würden. 

Er hat keineswegs das so vereinfacht dargestellte 
Flächenprinzip aufgestellt, das sich überhaupt nicht 
als entscheidender und ausschlaggebender Maßstab 
für die Beurteilung der landwirtschaftlichen Kapa-
zität eignet. Vielmehr ist hier nach dem Betriebs-
potential zu gehen, das sich aus vielen ganz ver-
schiedenen Komponenten,  je  nach der Lage usw. — 
das wissen Sie alles ganz genau —, zusammen-
setzt. Das war seine Sorge, welchen Weg die vielen 
kleinen Betriebe — 6 bis 7 Millionen innerhalb der 
Gemeinschaft — gehen, wo die wirtschaftlich blei-
ben sollen. Das ist eine Sorge, die wir alle teilen, 
um die wir uns alle bemühen und die sich aus sozial-
politischen, soziologischen, wirtschaftlichen und vie-
len anderen Komponenten zusammensetzt. 

Er hat etwas erklärt, was wir jeden Tag erleben, 
daß nämlich die Landwirtschaft ebenso wie die 
Industriegesellschaft in einer unerhört revolutionä-
ren Entwicklung begriffen ist. Heute gibt es die 
Sicherheiten von damals nicht mehr, sondern die 
Umdrehungszahl unserer Entwicklung ist so gewach-
sen, daß immer mehr, vor allem kleinere Einheiten 
auch auf dem gewerblichen und industriellen Sektor, 
aus der Bahn geworfen werden und daß man bei der 
Massenversorgung immer mehr nach dem bekannten 
Prinzip: „Große Umsätze, geringere Stückkosten 
usw." zu verfahren hat. Sie können diese Tendenz, 
die in anderen Bereichen, mit denen wir heute schon 
in starker Konkurrenz stehen und morgen in der Ge-
meinschaft unmittelbar konfrontiert sein werden, 
die im amerikanischen Bereich zu Größenordnungen 

geführt hat, die ein Vielfaches der Größenordnun-
gen bei uns betragen. Was z. B. die gesamte chemi-
sche Industrie bei uns bedeutet, wird dort von Ein-
zelfirmen weit überboten. Sie kennen das bekannte 
Beispiel, daß der Gewinn einer einzigen amerika-
nischen Automobilfirma die Umsatzzahlen unseres 
größten Automobilwerks übersteigt. Das sind die 
Größenordnungen! 

Es besteht die Tendenz zu immer größeren Ein-
heiten. Sie hat auch die Landwirtschaft erfaßt, weil 
die Mechanisierung den Menschen die Möglichkeit 
gibt, mit besseren und stärkeren Aggregaten in die 
Bewirtschaftung zu gehen und auf diese Weise zu 
einem höheren Einkommen zu gelangen, und weil 
auf dieser Ebene auch der Facharbeiter, der Lohn-
empfänger sich einen Raum schaffen und eine Ein-
kommensentwicklung durchmachen konnte, die es 
dem gewerblichen Mittelstand und der Landwirt-
schaft außerordentlich schwer macht zu folgen. 
Diese Situation hat Herr Mansholt angesprochen. Sie 
bildet unsere ständige Sorge, und sie ist Gegen-
stand unserer ständigen Arbeit. Ich glaube nicht, 
daß er deswegen Tadel verdient. Ich werde dafür 
Sorge tragen, daß das Haus endlich einmal mit 
jedem Wort dieser Rede Mansholts vertraut ge-
macht wird, damit nicht, ich möchte einmal sagen, 
in einer gewissen Verkürzung, vielleicht mit Ab-
sicht, die Arbeit dieses Mannes und die Arbeit im 
Integrationsausschuß innerhalb der Gemeinschaft in 
einen ungerechten Verdacht gerät. 

Sie haben auch die Äußerungen des Herrn Bun-
desfinanzministers in seiner Haushaltsrede ange-
sprochen. Herr Minister Strauß wäre Manns genug, 
um sich selber hier zu verteidigen. Wenn Sie seine 
Rede nachlesen, werden Sie folgendes finden: Daß 
er als Finanzminister dafür Sorge zu tragen hat, daß 
wir im finanziellen Gleichgewicht bleiben, damit 
nicht Währungsschäden und wirtschaftspolitische 
Schäden eintreten, ist nicht nur sein gutes Recht, 
nicht nur seine Pflicht als Ressortminister, sondern 
ist die gemeinsame Aufgabe. Die hat er zunächst 
zu vertreten, und die wirkt sich natürlich in allen 
Bereichen, die Landwirtschaft nicht ausgenommen, 
haushaltsmäßig aus. Ich glaube sogar, daß eine 
politisch sich selbst gut verstehende Landwirtschaft 
bei einem solchen Sanierungsprozeß zur Wieder-
herstellung des finanzpolitischen Gleichgewichts gar 
nicht ausgenommen werden möchte, weil sie sich 
niemals von schwierigen und harten Aufgaben sel-
ber ausgeschlossen hat, meistens sogar die schwer-
sten Lasten getragen hat, wie das hier in diesem 
Zusammenhang der Fall ist. Und wenn der Bundes-
minister Strauß in der Haushaltsrede erklärt, wir 
müßten dafür Sorge tragen, daß wir leistungsfähige 
Höfe, und zwar in möglichst großer Zahl, stärken 
und ausstatten helfen, dann ist damit genau das 
ausgedrückt, was seit 1955/56 im Landwirtschafts-
gesetz steht; er geht von einem leistungsfähigen 
Betrieb aus, der der Familie die Möglichkeit gibt, 
ein modernes Einkommen zu erzielen in diesem 
Entwicklungsprozeß, der ja keine festen Daten 
kennt, sondern jeden Tag fortgeschrieben werden 
muß. Ich glaube, dazu war er berechtigt und ver

-

pflichtet, und er verdient keinen Vorwurf, sondern 
Anerkennung dafür, daß er das, was Ihnen damals 



6816 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 134. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. November 1967 

Bundesminister Höcherl 
nicht ganz gelungen ist, fest in die Hand nimmt, um 
das Gleichgewicht zu schaffen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Mini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Herr Minister, sind 
Sie  der Meinung, daß das finanzielle Gleichgewicht 
in der EWG hergestellt werden soll, indem man auf 
die Agrarpreise drückt, das heißt entweder die 
Agrarpreise der EWG nicht steigen läßt oder sogar 
senkt, wie es der Finanzminister vorgeschlagen hat, 
oder indem die finanziellen Zuführungen an Brüssel 
und die Rückflüsse von Brüssel in ein Gleichgewicht 
gebracht werden? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich weiß nicht, woher Sie die 
Behauptung nehmen, daß einer von uns, daß der 
Finanzminister Strauß oder irgendein anderer die 
Meinung vertreten hätte, das müßte auf diesem 
falschen Wege geschehen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Wir wissen doch selber genauso wie Sie, daß wir 
hier nicht auf die Preise drücken wollen. Ich werde 
hier noch Tatsachen auf den Tisch legen, die für 
sich selber sprechen. Wir wollen gar nichts drücken, 
aber wir wollen für finanzielle Ordnung auch in der 
EWG sorgen, wollen auch dafür eintreten, daß 
unser Defizit innerhalb der EWG so eng begrenzt 
wird, wie es überhaupt möglich ist, weil sonst die 
Marktordnungen wegen der Fülle der Ansprüche 
gefährdet werden. Das ist der Grund. Aber wir 
wollen die Dinge nicht auseinanderziehen, ich kom-
me noch auf diese Fragen zurück. 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Herr Minister, wie 
können Sie folgenden Satz von Herrn Finanz-
minister Strauß interpretieren  — ich darf ihn kurz 
verlesen —: 

Mit der Einführung weiterer Marktordnungen 
oder mit künftigen Beschlüssen des EWG-
Ministerrates über neue Agrarpreise kann sich 
auf diesem Gebiet ein zusätzliches Ansteigen 
der Ausgaben ergeben, das jedes vertrebare 
Maß übersteigt. 

(Zurufe von den Regierungsparteien: Na

-

türlich! Richtig!) 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Das ist angesichts der 
Wünsche, die einige Partner dort äußern, durchaus 
möglich, das ist eine berechtigte Gefahr, die wir 
selbst auch vom gutverstandenen landwirtschaft-
lichen Standpunkt aus einzuschränken versuchen, 
weil wir bei den Hauptmarktordnungen sehen wol-
len, daß wir sie erhalten können und daß wir die 
Last nicht übersteigern. 

Herr Kollege Logemann hat ferner behauptet, daß 
,ein Gespräch zwischen dem Präsidenten des Deut-
schen Bauernverbandes und seinem Generalsekretär 

auf der einen, dem Finanzminister und dem zu-
ständigen Ressortminister auf der anderen Seite 
kein Ersatz für eine agrarpolitische Konzeption der 
Bundesregierung sei. Das hat ja auch niemand be-
hauptet. Richtig ist, daß diese Aussprache notwendig 
war, daß sie von beiden Seiten gewünscht war, daß 
sie gut verlaufen ist und daß beschlossen wurde, 
sie so oft zu wiederholen, wie es der Anlaß und 
die Umstände gebieten. Ich glaube, damit sollten 
auch Sie zufrieden sein. 

Dann haben Sie sich als Historiker und als Ge-
schichtsforscher mit der Vergangenheit beschäftigt 
und haben die Rhöndorfer Gespräche ausgepackt. 
Ich will Ihnen dazu folgendes sagen: Die Agrar-
politik, an der Sie 14 Jahre beteiligt waren — so-
weit Sie sich an die Kabinettsdisziplin, die Koali-
tionsdisziplin gehalten haben —, 

(Heiterkeit.) 

war nicht ganz so schlecht. Man hat nämlich auf 
eine Größe spekuliert, und zwar auf die Tüchtig-
keit unserer Landwirte, und diese Spekulation ist in 
einem Maße in Erfüllung gegangen, daß wir uns 
nach dem verlorenen Krieg vom letzten Platz auf 
einen sehr guten Platz innerhalb der Gemeinschaft 
hinsichtlich der Leistungsfähigkeit unserer Höfe und 
der Produktivität unserer Landwirtschaft vorarbeiten 
konnten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich weiß gar nicht, was Sie an Ihrer eigenen Mit-
arbeit auszusetzen haben. Oder Sie wollen — wofür 
ich Verständnis hätte — zugeben, daß Sie agrar-
politisch nicht immer ganz bei der Stange geblieben 
waren und daß es eigentlich der Rest der Koalition, 
der koalitionstreue Teil war, der das ermöglicht hat. 
Das könnte ich verstehen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Sie haben auch den Münchener Bauerntag, eine 
sehr interessante und lebhafte Veranstaltung, zi-
tiert. Ich darf aber folgendes sagen: Ich habe für 
musikalische Veranstaltungen viel Verständnis, 
höre sie mir aber lieber in klassischer Form an. Ich 
rege mich allerdings auch nicht auf, wenn gepfiffen 
wird. Sie haben aber eines übersehen, Herr Kollege 
Logemann: Dort waren sehr viele DFU-Mitglieder, 
und die haben draußen schon Plakate verteilt. Es war 
gar nicht der Kernbestand der Delegierten, sondern 
es waren fremde Bestandteile, die diese Gelegenheit 
ausgenutzt haben. 

(Lachen bei der FDP.) 

Das hätten Sie noch dazusagen müssen, dann wäre 
Ihr Zitat richtig gewesen. 

Ferner haben Sie von der Kaufzurückhaltung, die 
sich zeigt, gesprochen. Es ist richtig, Herr Kollege 
Logemann, die allerneuesten Zahlen, die wir über 
den Betriebsmittelaufwand haben, zeigen, daß nicht 
mehr ganz die Zahlen erreicht werden, die wir aus 
den letzten Jahren kennen. Aber Sie wissen doch 
auch, daß es nicht nur hier, sondern auch in allen 
anderen Bereichen so aussieht. Ich nenne einmal die 
Automobilindustrie mit ihrer Absatzentwicklung. 
Ich könnte Ihnen auf dem gewerblichen Sektor eine 
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ganze Liste von Branchen vorlegen, die im letzten 
Jahr einen geringeren Umsatz hatten. Warum? Es 
gibt u. a. neben der Konjunkturlage auch den Zu-
stand einer gesättigten Volkswirtschaft. Es gibt also 
einmal eine obere Grenze, wo die Dinge dann in 
einem Modernisierungs- und Erneuerungsbedarf 
auslaufen. Das sind Pobleme, die sich hier ebenfalls 
niederschlagen, wenn auch nicht alles auf sie zu-
rückzuführen ist. 

Ich sage Ihnen ganz offen: So schwierig die Lage 
der landwirtschaftlichen Maschinenindustrie ist und 
so sehr wir bedacht sein müssen, hier keine Ent-
wicklung abzustoppen, vor allem was die neuen 
Entwicklungen betrifft, so sehr muß man auch sa-
gen, daß eine vorsichtige Kaufpolitik innerhalb der 
Landwirtschaft doch der Ausdruck einer vernünfti-
gen, vorsichtigen Haltung ist. So haben z. B. die 
Ersparnisse gerade in diesen Monaten einen Wel-
lenberg, so möchte ich einmal sagen, erklommen, 
und auch das muß man hier sehen. Das deutsche 
Volk handelt in dieser Frage mit einer volkswirt-
schaftlichen Vernunft, die Anerkennung verdient. 
Die Landwirtschaft macht als ein Teil, der so vielen 
Gefahren und so vielen Unsicherheiten ausgesetzt 
ist, keine Ausnahme. Im Gegenteil, sie beteiligt sich 
an diesem Trend, und ich wüßte nicht, was daran 
zu beanstanden wäre. 

Sie haben von der Verschuldung gesprochen und 
die Zahl von 21 Milliarden DM genannt. Ich bin der 
allerletzte, der diese Zahlen bagatellisieren möchte. 
Es sind ernste und schwierige Zahlen, die einen 
Niederschlag der unerhörten Entwicklung darstel-
len, die wir hinter uns haben. Es Ist ganz klar, daß 
in einer Branche, die nur beschränkt zur Eigenkapi-
talbildung in der Lage ist, und zwar nicht nur bei 
uns, sondern in allen Ländern — das hängt mit dem 
Kapitalumschlag und mit den administrativen Preis-
verhältnissen zusammen, die man ihr mit Rücksicht 
auf die kaufschwachen Konsumenten immer wieder 
zumutet —, eine Verschuldung eintritt. Aber man 
darf hier nicht nur von Verschuldung reden, sondern 
muß zunächst einmal von Fremdkapital sprechen. 

Es ist klar, daß selbst die stärkste und leistungs-
fähigste Branche nicht in der Lage war, nach dem 
Kriege neu aufzubauen und sich zu modernisieren, 
ohne Fremdkapital in Anspruch zu nehmen. Es gibt 
überhaupt keine Branche, die nicht Schulden hätte. 
Nur sind die Einzelheiten und die Entwicklungen 
in jeder Branche unterschiedlich. Nehmen Sie das 
Handwerk, nehmen Sie die großen Industrien! Wir 
müssen — ganz gleich, welchen Bereich Sie nehmen 
wollen — hier zunächst einmal von Fremdkapital 
sprechen und dieses Fremdkapital nach seiner wirt-
schaftlichen Verwendung beurteilen. Da gibt es in-
teressante Gesichtspunkte. 

Sie haben dann später das Beispiel Schleswig

-

Holstein mit seiner hohen Hektar-Verschuldung 
gebracht. Das ist ein interessantes Beispiel, das wir 
genau untersucht haben. Dabei hat sich folgendes 
herausgestellt. Die schleswig-holsteinische Land-
wirtschaft gehört in vielfacher Beziehung zu der 
modernsten und leistungsfähigsten, und die Ver-
schuldung in Schleswig-Holstein hat im übrigen 
auch — und das ist eine Bestätigung meiner Auf

-

fassung — in besonderer Weise den Charakter des 
Fremdkapitals deutlich gemacht. Dort sind nämlich 
auch die Arbeitseinkommen pro voller Arbeitskraft 
am stärksten gestiegen; das alles natürlich cum 
grano salis und in Pauschalurteilen. Es ist aber ein 
Zeichen dafür, daß dieses Fremdkapital zum aller-
größten Teil ökonomisch außerordentlich vernünftig 
und richtig eingesetzt wurde, um so schnell wie 
möglich den Anschluß zu bekommen. Bei der dorti-
gen Gesindeverfassung sind die Leute mit einem 
Schwung ausgeschieden, und es waren sofort Investi-
tionen notwendig. 

Allerdings gibt es auch andere Zeichen. Es gibt 
einen hohen Prozentsatz von Leuten, die in diesem 
Prozeß nicht die richtige Mitte gefunden haben. 
Das wird es immer wieder geben, und dort, wo so 
etwas unverschuldet eingetreten ist, meine Damen 
und Herren, sind wir verpflichtet, Hilfestellung zu 
leisten. Wir haben bisher für über 12 Milliarden 
DM dieser Verschuldung oder dieses Fremdkapitals 
Zinsverbilligung gewährt. Wir werden auch in die-
sem Jahre wieder 1,2 Milliarden DM in der bekann-
ten Teilung nach öffentlichen Krediten und nach 
privaten Hofkrediten in die Zinsverbilligung ein-
beziehen können. 

Vielleicht gibt es. — und ich höre davon — noch 
weitere Vorschläge, das eine oder das andere auf 
diesem entscheidenden Sektor zu tun. Wir haben 
nicht mehr viel Zeit. Die Übergangszeit läuft ab. 
Ich glaube, daß wir zunächst einmal auf dem Kredit-
sektor verstärkt etwas tun müssen, weil eine außer-
ordentliche und rasch vorübergehende Situation vor 
uns liegt. 

Sie haben den Agrarexport angesprochen, eine 
Einrichtung, die wir pflegen, wie Sie wissen, die 
wir unterstützen und die in diesem Jahr unter der 
Leitung des Herrn Fahrre schon eine ganz besonders 
kräftige Zunahme mit über 25 °/o erreicht hat. Ich 
glaube, das ist ein Zeichen, daß sich alle Beteilig-
ten, die dafür eine Verantwortung tragen, dieser 
Aufgabe bewußt geworden sind. 

Wenn Sie meinen, in der Entwicklungshilfe wür-
den wir den agrarpolitischen Sektor übersehen, dann 
muß ich auf die Formulierung der Entwicklungs-
politik der Bundesregierung hinweisen. Herr Kol-
lege Wischnewski hat bei der Beratung der letzten 
Großen Anfrage deutlich zum Ausdruck gebracht, 
daß bei der Entwicklungspolitik, von der deutschen 
Seite aus gesehen, soweit sie auf bilateraler Basis 
beruht — und das ist nach dem Wunsch der deut-
schen Regierung der bei weitem überwiegende Pro-
zentsatz —, die landwirtschaftliche Entwicklungs-
hilfe den Prioritätsplatz Nr. 1 einnehmen soll. 

Sie haben von Selbstversorgung und solchen Fra-
gen gesprochen. Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, sehen Sie es mir nach, wenn ich sage, daß 
Begriffe wie Selbstversorgung nicht mehr in unsere 
Landschaft passen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir haben eine andere Welt. Wir befinden uns 
in einer industriellen Verzahnung und Interdepen-
denz; wir haben 80 Milliarden DM Export, der ja 
gerade in diesen Monaten so entscheidend war, weil 
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er die stärkste Nachfragequelle dargestellt hat, nach

-

dem die innerdeutsche Nachfrage nachgelassen hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Hier können wir nicht von Selbstversorgung 
reden. Wenn wir etwas ansteuern, dann muß das 
eine große und immer größer werdende internatio-
nale Arbeitsteilung mit vernünftigen, behutsamen 
Übergängen sein. Das ist die Aufgabe. Ich glaube, 
da geht es nicht nur um den rein ökonomischen Be-
reich, sondern hier werden Verbindungen und Bin-
dungen angesprochen, die weit darüber hinaus 
reichen und in die große Politik hineingehen. 

Sie sagten, wir, die deutsche Delegation — ich 
kann als derzeitiger Ratsvorsitzender darüber be-
richten — hätten nicht alle Anstrengungen unter-
nommen, bei dem letzten Brüsseler Gespräch die 
Chancen auszunutzen. Ich weiß nicht, Herr Kollege 
Logemann, was für Chancen Sie meinen. Die Chan-
cen, die ich an diesem Tisch angetroffen habe, waren 
absolut gleich Null. Ich darf sie ganz kurz anspre-
chen. Die Italiener erklärten sich zunächst zu ganz 
und gar nichts bereit. Sie erklärten, sie seien mit 
Rücksicht auf ihre wirtschaftliche Preissituation nicht 
in der Lage, auch nur einen einzigen Schritt nach 
vorn zu machen. Hier besteht ein Widerspruch zu 
den Abstimmungen im Europäischen Parlament und 
zu Äußerungen, die man aus den Kreisen der COPA 
hören konnte. Aber die verantwortlichen Minister 
haben an diesem Tisch erklärt, sie könnten zunächst 
nichts unternehmen. Wir haben dreimal ansetzen 
müssen, und wir haben ein viertes Mal 26 Stunden 
lang lau und nachlässig und faul verhandelt, weil 
es uns einfach Spaß gemacht hat, 26 Stunden nichts 
zu tun und eine schwache Stellung zu beziehen. 

(Lachen bei der FDP.) 

Herr Kollege Logemann, ich .  will Ihnen etwas 
sagen, ich maße mir nicht an zu sagen, daß der Zeit-
faktor hier etwas Entscheidendes sei. Aber wenn 
26 Stunden verhandelt wird, dann möchte ich mei-
nen, daß hier eine Energieleistung vorliegt, die 
allein schon zum Ausdruck bringt, was dort ge-
schehen sein muß. 

Die französische Delegation wollte nur den Mais-
preis anheben und war an allen anderen Fragen 
nicht interessiert. Die holländische Delegation, die 
aus einer ganz anderen Wirtschaftslandschaft kommt, 
wollte auch nur eine ganz bescheidene Bewegung 
der Futtergetreidepreise. 

Meine Damen und Herren, diese Große Koalition, 
die immer als landwirtschaftsfeindlich bezeichnet 
und draußen schlechtgemacht wird, hat mir die größ-
ten Vollmachten gegeben. Es bestand Übereinstim-
mung im Kabinett, getragen vor allem auch von dem 
Mann, der die Richtlinien dieser Politik zu bestim-
men hat und der sich hierfür eingesetzt hat, und 
vom Wirtschaftsminister bis zum Außenminister und 
bis zum Gesundheitsminister — um nur einige her-
auszugreifen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Alle Mitglieder des Kabinetts, die der CDU/CSU 
angehören, haben sich hinter diese große Vollmacht 

gestellt, auch der deutsche Delegätionsleiter, Staats-
sekretär Hüttebräuker, von dem ich immer sage, er 
sei der letzte Preuße, den ich kenne. 

(Beifall in der Mitte.) 

Ihm konnte aber noch niemand vorwerfen, daß er 
irgendwie einen Standpunkt nachlässig und schwach-
vertreten hätte. Ich habe selber viel Proben in mei-
nem eigenen Hause erlebt, wie sehr er seinen Stand-
punkt wahrnimmt, und ich muß viele bayerische An-
strengungen verbinden, um mich hier durchzusetzen. 

(Beifall und Heiterkeit bei den Regierungs

-

parteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Mini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Ertl (FDP) : Herr Minister, darf ich Ihnen eine 
kleine Schnaufpause gönnen. Sind Sie nicht mit mir 
der  Meinung: wer sich so rechtfertigt, klagt sich 
auch gleichzeitig an, und sind Sie wirklich der 
Auffassung, daß ein Beschluß .des Europäischen 
Parlaments für Sie null und nichtig ist und auch 
keine Unterstützung bedeutet? 

(Zurufe von der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick! Ichmache darauf aufmerksam, daß der  Bun-
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten noch bei der Beantwortung einer Großen 
Anfrage ist und daß der Bundestagspräsident bis 
jetzt durch die  Finger gesehen hat, denn Zwischen-
fragen sind erst erlaubt — ich bitte, das in  der 
Geschäftsordnung nachzulesen —, wenn  die  Aus-
sprache eröffnet ist. Das andere war Toleranz, die 
wir uns gestattet haben. 

Herr Bundesminister, ich mache darauf aufmerk-
sam, daß Sie das Recht haben, Zwischenfragen ab-
zulehnen. Bis jetzt haben wir die Sache ja konzi-
liant gehandhabt. Ich würde aber doch bitten,  den 

 Minister jetzt erst einmal mit seiner Beantwortung 
zu Ende kommen zu lassen. Ich habe noch sehr viele 
Meldungen für die Aussprache. Es gibt eine sehr 
lange Rednerliste. Ich glaube, 'daß in  der  Aussprache 
noch Gelegenheit genug  besteht, die Fragen zu be-
antworten. 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Präsident, ich möchte 
von diesem Recht keinen Gebrauch machen. Ich 
möchte Sie auch bitten, die Konzilianz fortzusetzen, 
damit die Opposition nicht den Eindruck bekommt, 
wir hätten Angst vor ihren Fragen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Insofern, 
Herr Minister, kann ich Sie beruhigen. Hier brau-
chen Sie sich für 'die Opposition den Kopf nicht zu 
zerbrechen, denn ;die Opposition hat  bis  jetzt schon 
zwei Redner gemeldet und weitere drei ange-
kündigt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Angedroht! — 
Weitere Zurufe.) 
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Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich trete gern für das Recht 
der Opposition ein. Das ist noch eine alte versteckte 
Liebe aus der Zeit der Kleinen Koalition. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien. — 
Zuruf von der FDP.) 

Herr Kollege Ertl, ganz kurz: Ich halte die Be-
schlüsse .des Europäischen Parlaments für sehr 
wichtig, und ich halte sie für eine kräftige Unter-
stützung unserer Position. Leider haben unsere 
Partnerstaaten nicht .die Möglichkeit gehabt, bei 
ihren eigenen Vorschlägen diesen Standpunkt zu 
vertreten. Ich hätte es sehr gerne gesehen, wenn 
wir mit einem besseren Ergebnis nach Hause ge-
kommen wären. Ich hatte auf jeden Fall die Voll-
machten, und wir sind so weit gegangen, als es nur 
irgendwie möglich war. Wir haben vor allem zwei 
Dinge erreichen können, und die waren ganz und 
gar nicht 'einfach. Wir haben z. B. den Roggenpreis, 
der ja für die mageren Böden eine große Rolle 
spielt, doch sehr gut placieren können, und wir 
haben den sehr, sehr komplizierten Außenschutz für 
den Rindfleischpreis, der uns heute soviel Sorgen 
macht, verbessern können. Hier handelt es sich auch 
um eine Angelegenheit, die gerade dem Teil der 
Landwirtschaft hilft, der immer etwas auf der 
Schattenseite steht, nämlich den Futterbaubetrieben 
und  den  Grünlandbetrieben. 

Sie haben dann beanstandet, daß die Frage der 
560 Millionen noch nicht geklärt ist. Ich halte mich 
strikt an das Haushaltsrecht. Und im Haushaltsrecht 
steht, daß wir noch in diesem Jahr den ganz und gar 
nicht einfachen Verteilungsmodus bekanntgeben 
müssen. Sie werden doch Verständnis dafür haben, 
daß wir zumindest sehen wollen, wie sich das neue 
Getreidewirtschaftsjahr anläßt. Es wäre doch eine 
sinnlose Anstrengung, schon am ersten Tag des In-
krafttretens ohne Übersicht über den praktischen 
Verlauf eine so schwierige Frage im voraus pro-
gnostizierend lösen zu wollen. Wir haben durch den 
bisherigen Ablauf sehr viele und interessante Kennt-
nisse gewonnen, und ich darf Ihnen versichern, sie 
werden sich niederschlagen. 

Sie haben die alte Frage wiederholt, ob wir denn 
ganz streng bei der Getreideanbaufläche bleiben 
oder ob wir gar — ganz ungerechterweise, wie Sie 
meinen — für die Futterbaubetriebe etwas tun wür-
den. Ich habe Ihnen schon einmal sagen müssen, daß 
ich mehr auf die Solidarität innerhalb der Landwirt-
schaft vertraue. Aus volkswirtschaftlicher und preis-
politischer Sicht bin ich der Meinung, daß der Ge-
treidepreis viele Funktionen und viele Auswirkun-
gen hat. Er hat Auswirkungen beim verkauften Ge-
treide und bei der getreideabhängigen Veredlung. 
Er hat als Eckpreis mit all seinen Folgen und mit sei-
nen Auswirkungen auf das ganze agrarpolitische 
Preisniveau eine sehr erhebliche Bedeutung. Ich 
glaube nicht, daß es gerecht wäre, wenn wir diese 
Wirkungen einfach unterschlagen wollten. Aber Sie 
werden noch viele Gelegenheiten haben, die end-
gültige Lösung zu kritisieren. 

Sie haben weiter beanstandet, daß man den sehr 
verehrten Kollegen Dr. Schiller, der für die Kon-
junkturpolitik so gewaltige Anstrengungen machen 

muß, die der Landwirtschaft zugute kommen werden 
bei der Eröffnung der Verbraucherwoche als einen 
Verbrauchsminister bezeichnet hat. Meine verehrten 
Damen und Herren, hier ein ernstes Wort. Es gibt 
kaum ein Ressort, das nicht in einer Spannung lebt. 
Mein Ressort lebt z. B. in der Spannung zwischen 
Erzeugern und Verbrauchern; - dazu kommen andere 
Fragen handelspolitischer Art, die hier eine Rolle 
spielen und die nur im Kompromiß gelöst werden 
können. Oder nehmen Sie die vielen divergierenden 
Interessen und Konflikte, die der Verkehrsminister 
zu bewältigen hat. So ist es fast in jedem Ressort, 
nicht zuletzt auch bei Professor Schiller, der die Pro-
duktion auf der einen und die billige Versorgung 
auf der anderen Seite auf einen gemeinsamen Nen-
ner bringen soll mit den politischen Maßnahmen und 
Möglichkeiten, die zur Verfügung stehen. Mein 
Ressort nennt sich Ernährungs- und Landwirtschafts-
ministerium. Beides hat seine Berechtigung. Dieses 
Amt ist schwierig in einer Zeit, wo so vieles zusam-
menkommt, wo sich die Preisbeschlüsse, ein Kon-
junktureinbruch, eine mangelhafte Kaufkraft und 
fiskalische Schwierigkeiten kumulierend verbinden. 
Ein Landwirtschaftsminister, der nicht sieht und 
nicht sichtbar und deutlich macht, daß er sich dem 
Verbraucher verpflichtet fühlt, hätte seinen Beruf 
verfehlt. Er würde der Landwirtschaft Schaden zu-
fügen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich darf es bei diesen Bemerkungen zur Einleitung 
bewenden lassen und darf nun auf die Begründung 
der Großen Anfrage der Fraktion der SPD durch den 
Herrn Kollegen Welslau erwidern. Er meint zu-
nächst, der Milchpreis sei eine Fiktion. Ich möchte 
nicht so weit gehen. Herr Welslau, Sie haben eine 
sehr vorsichtige und sehr verantwortungsvolle Inter-
pretation gewählt: der Milchpreis, so wie er formu-
liert worden ist. Sie haben auch die anderen genannt, 
die es sehr schwer hatten, hier eine Bewegung zu 
vollziehen; Sie nennen Belgien und Italien. Das ist 
historisch richtig. Aber die Struktur des Milch-
preises beruhte auf Berechnungen der Kommission, 
die damals angestellt wurden. In der Zwischenzeit 
sind die Dinge in Bewegung geraten. 

Meine Damen und Herren, die Debatte heute er-
weckt den Anschein, als ob wir über eine statische 
Situation, über eine Gleichung mit höchstens einer 
oder zwei Unbekannten zu reden hätten. Das ist ein 
großer Irrtum. In dem Augenblick, in dem wir spre-
chen, bewegt sich ein großer Teil der Faktoren und 
der Elemente, die bei unserer Entscheidung eine 
Rolle spielen. Hier gibt es so viele Unbekannte von 
draußen und von drinnen, ein keineswegs vorauszu-
sehendes Verhalten der Produzenten und der Ver-
braucher, die von vielen Einflüssen mitbestimmt 
werden, daß wir es uns nicht erlauben können, mit 
festen Größen zu operieren. Deswegen ist auch kein 
Vorwurf an die Kommission erlaubt. 

In der Zwischenzeit — das werde ich noch bei 
der Einzelbeantwortung ausführen — hat die Produk-
tion eine Entwicklung genommen, mit der der Ver-
brauch nicht Schritt gehalten hat. Es erhebt sich das 
ganz große, aber keineswegs neue und immer wie-
derkehrende Problem der landwirtschaftlichen Über- 
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schüsse. Sie haben gegenüber den gewerblichen 
Überschüssen eine besondere Schwierigkeit, weil sie 
nicht stapelbar sind und weil sie viel schneller ver-
derben und deswegen eine andere Behandlung be-
anspruchen. 

Ich möchte nicht von Fiktionen reden, aber einige 
Größen, einige Daten, die in dieser Vorausberech-
nung, in diese Prognose eingebaut waren, haben 
sich in der Zwischenzeit sehr verändert. Wer glaubt, 
politische Beschlüsse allein seien in der Lage, eine 
Überschußsituation zu meistern, verkennt die Wirk-
lichkeit. Erzeuger, Verarbeiter, Verbraucher und po-
litische Kräfte zusammen müssen helfen, ein solches 
Programm auszuführen. 

Hier wurde wieder vom „Butterberg" gesprochen. 
Diese Wortbildung kehrt ja auch in anderen Zu-
sammensetzungen ständig wieder. Ich mag diese 
Art Alpinismus nicht. 

(Heiterkeit.) 

Ich könnte von Automobilberg und allen möglichen 
anderen Bergen sprechen. Ich weiß nicht, ob das die 
richtige Art und Weise ist, das Problem zu kenn-
zeichnen. Schließlich ist es nach der letzten Zählung 
immer noch so, daß unsere Buttererzeugung noch 
nicht einmal den eigenen Verbrauch voll deckt. Was 
sich hier nachteilig auswirkt, ist der Überhang aus 
der Vergangenheit, der auf das Jahr 1953, als die 
Käseeinfuhr liberalisiert wurde, zurückgeht. Nie-
mand hat das im Jahre 1953 voraussehen können, 
aber die Wirkungen verspüren wir heute, ebenso 
wie die Auswirkungen vieler Beschlüsse, die wir 
heute fassen, erst in vielen Jahren eintreten werden. 
Deswegen ist eine gewisse Vorsicht am Platz. 

Ich weiß nicht, ob es uns angesichts des Hungers 
in der Welt überhaupt erlaubt ist — Herr Kollege 
Welslau hat darauf hingewiesen —, in Zusammen-
hang mit wertvollen Nahrungsmitteln von Bergen 
zu sprechen, die rasch abgebaut werden müssen. 
Dabei muß auch bedacht werden, daß sich die 
Landwirtschaft in ihrer Erzeugung nicht so ohne 
weiteres umstellen kann. Sie ist viel mehr als andere 
Wirtschaftszweige von klimatischen und anderen un-
veränderlichen Faktoren abhängig. Sie kann sich 
also schon deswegen nicht von heute auf morgen 
umstellen. Außerdem könnte das nicht auf nationa-
ler Basis geschehen, sondern nur auf der der EWG. 

Wir, die wir an verantwortlicher Stelle stehen, 
sollten also darauf hinwirken, daß das, was in den 
Diskussionen draußen zu diesem Thema gesagt 
wird, richtiggestellt wird. Wir beobachten ja, daß 
man sich zu diesen Fragen oft leichtfertig äußert, 
ohne die Zusammenhänge darzustellen und auf den 
Kern der Probleme einzugehen. Auf diese Weise 
kann man das Problem freilich glänzend demago-
gisch behandeln. Dabei scheuen sich diejenigen, die 
das tun — ich könnte interessante Beispiele anfüh-
ren —, nicht, jedes zusätzliche Kostenelement, das 
ihnen entsteht, sofort auf den Verbraucher abzu-
wälzen. Bei sich halten sie das für erlaubt, bei den 
anderen sehen sie das als Todsünde an. Wenn hier 
mehr Objektivität Platz greift, dann werden wir die 
richtige Linie finden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich bitte um Entschuldigung, wenn ich der eigent-
lichen Beantwortung der Großen Anfrage diese Ein-
leitung vorangeschickt habe. Ich mußte das deshalb 
tun, weil hier einige Bemerkungen gefallen waren, 
die nicht unwidersprochen bleiben durften und auf 
der Stelle beantwortet werden mußten, damit sie 
nicht als unbestritten im Gedächtnis der Kollegen 
haften bleiben. Im übrigen enthielten sie ja nicht viel 
Neues; was da gesagt wurde, kennen wir längst. 
Aber nach altem deutschen Recht muß sich Rede und 
Antwort unmittelbar begegnen, damit die Argu-
mente kein falsches Gewicht erhalten. 

Ich wende mich nun zunächst der Beantwortung 
der Großen Anfrage der Fraktion der FDP zu. 

Die Frage Nr. 1 lautet: 

Welche Aufgaben hat nach Auffassung der 
Bundesregierung die deutsche Landwirtschaft 
in der nationalen Volkswirtschaft und in der 
EWG künftig zu erfüllen? 

Ich könnte hier mit einem biblichen Zitat beginnen 
und sagen: Warum fragst du mich? 

(Heiterkeit.) 

Das weiß natürlich jeder von uns, das weiß auch 
die FDP; aber sie möchte es nun einmal von der 
Bundesregierung hören, und diesen Gefallen möch-
ten wir ihr tun. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der 
deutschen Landwirtschaft in der nationalen Volks-
wirtschaft unter rein ökonomischen Aspekten unver-
ändert die Aufgabe zufällt, qualitativ hochwertige 
Ernährungsgüter zum unmittelbaren Verzehr und zur 
Weiterverarbeitung zu Nahrungs- und Futtermitteln 
zu erzeugen. Sie hat sich dabei moderner wissen-
schaftlicher Methoden der Landbautechnik und der 
neuesten betriebswirtschaftlichen Erkenntnisse bei 
marktgerechtem Verhalten unter Ausnutzung aller 
Gemeinschaftseinrichtungen zu bedienen. Diese Auf-
gabe erfährt durch den Einschluß der deutschen 
Landwirtschaft in die Gesamtwirtschaft der EWG 
keine Veränderung. 

Mit Sicherheit werden an die deutsche Landwirt-
schaft im Gemeinsamen Markt mit dem verstärkten 
Wettbewerb höhere Anforderungen sowohl an die 
Qualität ihrer Produkte als auch bei der Senkung 
der Betriebskosten gestellt. Zum Ausgleich stehen 
verbesserte Absatzmöglichkeiten im Großraum der 
EWG und die bleibende Hilfestellung der Bundes-
regierung zur Verfügung. 

In den ersten Nachkriegsjahren standen die Aus-
weitung der landwirtschaftlichen Produktion zur 
Sicherstellung der Ernährung der Bevölkerung und 
damit zwangsläufig die Erhöhung des Produktions-
volumens im Vordergrund. Heute hat die markt-
gerechte Erzeugung bei höchster Wirtschaftlichkeit 
den Vorrang. 

Die zweite Frage lautet: 

Wie beabsichtigt die Bundesregierung im Rah-
men der mittelfristigen Finanzplanung und an-
gesichts des sich vollziehenden gemeinsamen 
Agrarmarktes die ihr durch das Landwirtschafts- 
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Besetz, insbesondere die §§ 1 und 4, und das 
EWG-Anpassungsgesetz auferlegten Verpflich-
tungen zu erfüllen? 

Die Antwort darauf lautet folgendermaßen: 

Im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung  sind 
für den Ernährungsbereich folgende Bundesmittel 
vorgesehen: 1967 4,44 Milliarden DM, 1968 5,43, 
1969 5,30, 1970 4,66, 1971 4,47 Milliarden DM. In 
dem Ansatz für 1967 sind die Aufwendungen im 
Rahmen der Investitionsprogramme in Höhe von 
rund 320 Millionen DM nicht enthalten. 

Die Mittel des Einzelplans 10 dienen direkt und 
indirekt dazu, die Aufgaben zu erfüllen, die der 
Bundesregierung nach den beiden Gesetzen erwach-
sen. Dazu kommen noch Mittel aus der Abteilung 
Ausrichtung des EWG-Agrarfonds, die unmittelbar 
den Begünstigten zufließen und die ab 1969 voraus-
sichtlich eine Größenordnung von mehr als 200 Mil-
lionen DM je Jahr erreichen werden. 1968 werden 
etwas mehr als 100 Millionen DM erwartet. 

Um die sich insbesondere aus § 1 des Landwirt-
schaftsgesetzes ergebende Verpflichtung, der Land-
wirtschaft die Teilnahme an der fortschreitenden 
Entwicklung der deutschen Volkswirtschaft zu 
ermöglichen und der Bevölkerung die bestmögliche 
Versorgung mit Ernährungsgütern zu sichern, erfül-
len zu können, wird die Bundesregierung auch wei-
terhin neben hohen Ausgaben zur Verwirklichung 
der preispolitischen Zielsetzungen der Brüsseler 
Marktordnungen erhebliche Mittel für die in der 
nationalen Zuständigkeit verbleibenden Dauerauf-
gaben aufwenden. Dazu rechnen insbesondere Mit-
tel zur Verbesserung der Agrarstruktur, für die 
Modernisierung der Betriebsausstattung, der Ratio-
nalisierung der Vermarktung und zur Verbesserung 
der sozialen Lage in der Landwirtschaft. 

Im Entwurf des Einzelplans 10 für das Rech-
nungsjahr 1968 ist eine Ubersicht aufgenommen, in 
der die einzelnen Förderungsmaßnahmen den fol-
genden Ausgabeblöcken zugeordnet worden sind: 
Verbesserung der Agrarstruktur, Modernisierung 
der betrieblichen Ausstattung, landwirtschaftliche 
Sozialpolitik, Rationalisierung der Vermarktung, 
Verbesserung der Einkommenslage der landwirt-
schaftlichen Bevölkerung. Ich darf hier ergänzen: 
eine vernünftige, nach allen Seiten hin gerechte 
Preispolitik auf dem Feld der EWG. 

Unter die Verbesserung der Agrarstruktur fallen 
u. a. die bekannten Projekte der Flurbereinigung, 
die wir verstärken werden und die wir mit den 
Richtlinien des kommenden Jahres auch in größen-
mäßig andere Formen bringen werden, ferner die 
Betriebsaufstockung und Aussiedlung, die Förde-
rung der benachteiligten Gebiete und die Kredit-
verbilligung für die Landwirtschaft, wozu ich schon 
einigte Bemerkungen machen konnte. 

Zur Modernisierung der betrieblichen Ausstattung, 
die der Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Betriebe in der EWG dient, werden Investitions-
beihilfen nach Betriebsentwicklungsplänen gewährt, 
die bisher nach allgemeinem Urteil außerordentlich 
gut eingeschlagen haben und die in die Förderung  

der Betriebe endlich einmal eine Grundrichtung 
gebracht haben, die als Einheit gesehen werden 
muß. 

Zur Verbesserung der sozialen Lage in der 
Landwirtschaft leistet der Bund auf Grund der im 
Altershilfegesetz vorgeschriebenen Defizitdeckung 
erhebliche Zuschüsse an die landwirtschaftlichen 
Alterskassen. Auch hier ist es möglich, Vorschlägen, 
die aus dem Bereich der Koalition kommen, ent-
gegenzukommen und die Belastung mit Beiträgen 
vielleicht etwas zu verkürzen — in Richtung der 
Vorschläge des Regierungsentwurfs — und trotzdem 
das gleiche Ziel zu erreichen. 

Ferner gibt der Bund nicht gesetzlich normierte 
Zuschüsse zu den landwirtschaftlichen Berufs-
genossenschaften für die Verbesserung des Unfall-
schutzes in der Landwirtschaft. 

Zur Rationalisierung der Vermarktung wird die 
Bundesregierung die Maßnahmen im Rahmen der 
in der EWG bestehenden Möglichkeiten weiter-
führen, die sie z. B. im Rechnungsjahr 1967 mit 
205 Millionen DM gefördert hat. 

Zur Verbesserung der Einkommenslage der land-
wirtschaftlichen Bevölkerung sollen weiterhin u. a. 
auch Mittel für die Gasölverbilligung bereitgestellt 
werden. Sie kennen die Gesetzesvorlage und Sie 
kennen die günstige Entwicklung, die die Beratun-
gen tuber  den Landwirtschaftshaushalt genommen 
haben, die mit Zustimmung des Finanzministeriums 
so weit entwickelt werden sollen, daß in einem 
Jahr dreimal Vorauszahlungen geleistet werden, so 
daß der unmittelbare verbilligte Einkauf möglich ist. 
Ich glaube, das ist nach 16-, 17jahrelangen Bemü-
hungen nun doch schließlich etwas, und wir sollten 
alle Anstrengungen darauf konzentrieren, wie wir 
die Schwierigkeiten dieses Jahres und der ersten 
Monate des nächsten Jahres, die finanzpolitisch 
notwendig waren, in irgendeiner Form ausgleichen 
können. 

Weiter will die Opposition wissen: 

Welche Preiseinbußen muß die deutsche Land-
wirtschaft im laufenden Wirtschaftsjahr gegen-
über dem Vorjahr bei pflanzlichen und tierischen 
Erzeugnisse hinnehmen? 

Jedermann weiß — das ist die Antwort der Bundes-
regierung —, daß die  Preisbildung auf dem Ernäh-
rungssektor besonders schwierig abzuschätzen ist, 
weil zahlreiche und zum Teil divergierende Fak-
toren eine beträchtliche Rolle spielen. Vom laufen-
den Wirtschaftsjahr sind erst vier Monate ver-
gangen. Diese kurze Zeitspanne läßt noch kein ab-
schließendes Urteil über die Preisentwicklung für 
das ganze Wirtschaftsjahr zu. Auf dem Sektor der 
landwirtschaftlichen Erzeugerpreise sind zwei Be-
reiche zu unterscheiden:  die  Preise, die  durch poli-
tische Entscheidungen festgelegt werden, und die 
Preise, die durch das freie Spiel von Angebot und 
Nachfrage zustande kommen. 

Die Senkung der  deutschen Getreidepreise im 
Rahmen der Getreidepreisharmonisierung in der 
EWG ab 1. Juli 1967 ist ein derartiger administra-
tiver Eingriff in .das landwirtschaftliche Preisgefüge 
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im laufenden Wirtschaftsjahr. Nach vorsichtigen 
Schätzungen auf Grund der bisherigen Preisent-
wicklung und der geernteten Mengen kann bei den 
Getreideverkäufen mit einem rechnerischen Ein-
nahmeausfall von rund 280 Millionen DM gerechnet 
werden. 

Die Getreidepreissenkung hat unmittelbare Aus-
wirkungen auf das verkaufte Getreide und auf die 
Preise der getreideabhängigen Veredelung. Wegen 
der bekannten allgemeinen Interdependenz der 
landwirtschaftlichen Preise, die sich am  Getreidepreis 
als Eckpreis orientieren, sind noch weitere mittel-
bare Einbußen auf dem landwirtschaftlichen Preis-
sektor zu erwarten. 

Zum Ausgleich der direkten Einkommensminde-
rung bei Getreide und bei den getreideabhängigen 
Veredelungsprodukten, aber auch für die indirekten 
Folgeerscheinungen werden im laufenden Wirt-
schaftsjahr über die EWG 560 Millionen DM zur 
Verfügung gestellt werden. 

Welchen Einfluß die Mehrwertsteuer auf die land-
wirtschaftlichen Preise und damit auf das Einkom-
men der Landwirtschaft haben wird, läßt sich noch 
nicht voll übersehen. Ich glaube, ich brauche den 
Standpunkt des Bundesernährungsministeriums 
nicht darzulegen. Wir werden hier versuchen, eine 
vernünftige und nach vorn gerichtete Lösung zu 
suchen und zu finden, und ich rechne sehr auf die 
kollegiale Mitwirkung meiner Kollegen Schiller und 
Strauß. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Lachen bei der FDP.) 

Wie weit die Auffassungen, was die Einkommens-
schätzung betrifft, auseinandergehen, zeigt sich 
daran, daß ernst zu nehmende Prognosen zu dem 
Ergebnis kommen, daß auf Grund der bisherigen 
Preisentwicklung und 'der einmalig guten Ernte im 
Wirtschaftsjahr 1967/68, für die wir alle dankbar 
sein müssen und die wir nicht wegen der Preisaus-
wirkungen in Verdacht  bringen sollten, keine Min-
dereinnahmen — insgesamt gesehen — gegenüber 
dem Vorjahr erwartet werden. Ich meine hier die 
Mindereinnahmen zunächst einmal global. Dabei ist 
auch zu berücksichtigen, daß auf Grund der guten 
Futtererträge dieses Jahres die Ausgaben für Zu-
kauffuttermittel wahrscheinlich geringer werden. 

Die nächste Frage lautet, ob der bäuerliche Fami-
lienbetrieb entsprechend der Entschließung usw. 
nach wie vor das Leitbild der bundesrepublikani-
schen Landwirtschaft und der EWG-Landwirtschaft 
bleibe. Auch das ist keine ganz neue Frage, eine 
Frage, die ganz neue Tatbestände anspricht. Ich 
darf sie deswegen etwas kurz behandeln und fol-
gendes sagen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zum bäuer-
lichen Familienbetrieb hat sich nicht geändert. Der 
bäuerliche Familienbetrieb ist und bleibt das Leit-
bild der gegenwärtigen und zukünftigen nationalen 
Agrarpolitik. Das gilt auch für die Agrarpolitik der 
EWG. Die Regierungen der Mitgliedstaaten der EWG 
haben sich 1958 in Stresa hierauf festgelegt. Das 
entspricht auch dem ganzen Strukturbild ihrer Land-
wirtschaft, nach dem sich ja jede Politik zu orientie

-

ren hat. Wir haben ja nicht etwas im freien Raum zu 
schaffen; wir haben uns nach der Wirklichkeit zu 
orientieren. Die Mitgliedstaaten haben diesen 
Grundsatz auch in der Ausgestaltung der gemein-
samen Agrarpolitik immer wieder bestätigt. Es gibt 
dafür viele Beweise, die Sie alle kennen. Der Begriff 
des 'bäuerlichen Familienbetriebes ist im übrigen 
nicht statisch, sondern dynamisch zu sehen, und 
zwar dynamisch im Zuge der revolutionären Ent-
wicklung aller Lebensbereiche, auch der Landwirt-
schaft in der Industriegesellschaft. Hier sind für die 
Bundesregierung nicht nur ökonomische, sondern 
ebensosehr soziologische, raumordnungsmäßige und 
allgemein politische Gesichtspunkte entscheidend. 

Wie beurteilt die Bundesregierung nun die zu-
künftigen Chancen der Familienwirtschaften a) in 
der Bodenproduktion und b) in der Veredelungs-
wirtschaft? Das möchte ich folgendermaßen formu-
lieren. 

Zunächst ist festzustellen, daß die künftigen 
Chancen der Familienwirtschaften in der Bodenpro-
duktion und in ,der Veredelungswirtschaft nicht ge-
trennt beurteilt werden können. Die Bodenproduk-
tion ist in den Familienwirtschaften in der Regel 
die Vorstufe der Veredelungsproduktion, so daß 
eine Trennung, wie sie in der Frage enthalten ist, 
in .der Praxis keine besondere Bedeutung besitzt. 
Die Familienbetriebe, die ausschließlich Boden-

produktion betreiben, fallen zur Zeit zahlenmäßig 
nicht ins Gewicht. Ihre Chancen hängen weitgehend 
von der Bonität des Bodens, der Gunst des Klimas 
und vom Umfang der bewirtschafteten Fläche ab. 
Bei Familienbetrieben, die ausschließlich vom Ver-
kauf von Bodenprodukten leben, handelt es sich 
in der Hauptsache um Sonderkulturbetriebe. 

Unter durchschnittlichen Produktionsbedingungen 
ist der  Familienbetrieb auf Grund seiner Arbeits-
verfassung und anderer betriebswirtschaftlicher Ge-
gebenheiten geradezu prädestiniert, seine eigene 
Bodenproduktion nach konventionellen Methoden 
über 'die tierische Veredelung zu verwerten. Auf 
diesem Gebiet ist der Familienbetrieb bei entspre-
chenden tierischen Bestandsgrößen allen anderen 
Produktionssystemen heute überlegen. Ich glaube, 
das wird  auch in Zukunft so sein. Das reicht schon 
fast hinein in den Bereich der Dienstleistung, die ja 
in  der  Industriegesellschaft einen besonderen Rang 
hat. 

Die Chancen des Familienbetriebes werden .aller-
dings vom Markte her begrenzt, auf dem auf Grund 
zersplitterten und zeitweise überhöhten Angebots 
— wir haben bittere Erfahrungen aus der Gegen-
wart — eine unbeschränkte Konkurrenz herrscht. 
Deswegen werden wir alle Anstrengungen unter-
nehmen, um das Marktstrukturgesetz, das von 
dieser Seite des Hauses vorgelegt worden ist, zu 
forcieren 

(Beifall in der Mitte) 

im Gleichschritt mit den  EWG-Bemühungen auf 
derselben Ebene. — Ich sehe soeben den Kollegen 
Unertl in etwas bitterer Miene wegen des Markt-
strukturgesetzes. Um es zum zehntenmal zu sagen: 
der Handel soll dabei nicht vergessen werden; aber 
das Problem  ist ein berechtigtes Anliegen. 
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stehen allerdings auch unter dem Einfluß der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, der Auswir-
kungen der gemeinsamen Agrarpolitik und der 
Entwicklung der landwirtschaftlichen Produktion im 
europäischen Großraum. 

Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung in 
Zukunft den Zu- und Nebenerwerbsbetrieben im 
Bereich der landwirtschaftlichen Produktion bei? 
Der Kollege Logemann hat sich von jeder besonde-
ren Bemühung und Anstrengung für die Zu- und 
Nebenerwerbsbetriebe freigesprochen. Er meint, sie 
hätten es relativ leicht. Nun, ich weiß es nicht, ob 
es die Zu- und Nebenerwerbsbetriebe so sehr leicht 
haben. Sie haben es leicht, wenn sie einen guten 
Zuerwerb haben. Ob sie ihn aber haben, das ist 
die Frage. 

(Beifall in der Mitte.) 

Wenn der Nebenerwerbsbetrieb einen guten Haupt-
erwerb hat, gehört er nicht zu unseren Sorgenkin

-

dern. Aber ob er ihn hat und ob er ihn auf die 
Dauer haben wird und wie der ländliche Raum 
aussehen wird, das ist eine andere Frage. Wir 
haben doch gar kein Recht mehr, allein ökonomische 
Maßstäbe anzusetzen. Der ländliche Raum und 
diese Siedlungsstruktur, alles das ist mit dem 
Psychologischen und Ethischen verbunden. Das ist 
doch der Kern unseres Anliegens. Das geht weit 
über das rein Ökonomische hinaus. — Sie haben es 
sehr schwer, meine Herren von der FDP. Ich sehe 
auch Ihre Marktpolitiker und Ihre liberalen Streit-
kräfte hier gar nicht beisammen. Diese Fragen wer-
den Ihnen nicht geringe Schwierigkeiten machen. 

(Beifall in der Mitte. — Abg. Dorn: Warten 
Sie erst einmal ab! Das. geht gleich los!) 

Im Zuge der wirtschaftlich-technischen Entwick-
lung und der steigenden, durch die industrielle Um-
welt bestimmten Einkommenserwartungen als eines 
ganz entscheidenden Faktors der landwirtschaft-
lichen Erwerbspersonen kommt dem Problem der 
Zu- und Nebenerwerbsbetriebe eine wachsende, 
auch zahlenmäßig wachsende Bedeutung zu. Das gilt 
ungeachtet der Tatsache, daß die Zahl der landwirt-
schaftlichen Kleinbetriebe von 1949 bis 1966 um 
mehr als 500 000 Einheiten abgenommen hat. Das 
sei einmal denjenigen ins Stammbuch geschrieben, 
die sagen: Die Landwirtschaft bewegt sich nicht, sie 
erkennt die Zeichen der Zeit nicht. Nennen Sie mir 
irgendeinen anderen Bereich, in dem eine so gewal-
tige Umwälzung ohne Erschütterung vor sich gegan-
gen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der CDU/CSU: Siehe vorige Woche, Kohle!) 

— Ja, das ist vergleichbar. Ich komme zum Schluß 
noch ganz kurz darauf zurück. 

Da einer flächenmäßigen Aufstockung wegen der 
geringen Bodenmobilität, die wir auf dem Pachtsek-
tor etwas vergrößern wollen, in der Bundesrepublik 
enge Grenzen gesetzt sind und eine innere Auf-
stockung auf dem Sektor der flächenunabhängigen 
Veredelungsproduktion, weil es uns leider nicht ge-
lingen will, vernünftige Grenzen zu ziehen, damit 
ein klassisches Vorbehaltsgut der bäuerlichen Pro

-

duktion in bäuerlichen Händen bleibt, besonderen 
Schwierigkeiten begegnet, müssen neue Wege be-
schritten werden. 

So ist die Bundesregierung bemüht, außerland-
wirtschaftliche Arbeitsmöglichkeiten zu schaffen. 
Hier wirken regionale Wirtschaftspolitik und das 
Arbeitsförderungsgesetz des Kollegen Katzer zusam-
men, das hier ein breites Bildungsangebot für den 
ländlichen Raum zur Verfügung stellen will. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das sind Maßnahmen, die nicht allein der Land-
wirtschaftsminister hier zu vertreten hat. Das ist 
eine Gesamtverantwortung, die sich arbeitsteilig 
eben in Ressortverantwortung auflöst. Dieses außer

-

landwirtschaftliche Arbeitsangebot soll es den In-
habern von Zu- und Nebenerwerbsbetrieben ermög-
lichen, ein angemesssenes Einkommen aus kombi-
nierter landwirtschaftlicher und gewerblicher Tätig-
keit zu erreichen. Dabei unterliegt es der freien Ent-
scheidung eines jeden einzelnen, welchen Weg er 
einschlägt. Möglicherweise wird eine arbeitsexten-
sive Betriebsorganisation der Zu- und Nebener-
werbsbetriebe unter Ausschöpfung kostensparender 
Gemeinschaftseinrichtungen diese Entscheidung er

-
leichtern. 

Ich bin gerade der Meinung, daß die Strukturmaß-
nahmen den ganzen Raum, auch den mit sehr be-
scheidener Flächenstruktur, erfassen müssen, damit 
dort eine arbeitsextensive Wirtschaft durch größere 
Flurstücke möglich wird, damit das Einsetzen und 
das Überwechseln oder das Ergänzen auf dem ge-
werblichen Sektor von nicht ausgenutzter Arbeits-
kraft oder frei gemachten Arbeitskraft erleichtert und 
verbessert wird. Die Bundesregierung ist der Auf-
fassung, daß diese Entwicklung nur durch die ge-
samtwirtschaftlichen Maßnahmen, insbesondere 
durch Verbesserung der Infrastruktur in Gebieten 
mit ausgesprochen kleinbäuerlicher Struktur, geför-
dert werden kann. 

Nun darf ich mich der Beantwortung der Großen 
Anfrage der SPD zur EWG-Marktordnung für Milch 
und Milcherzeugnisse zuwenden. Ich darf vielleicht, 
damit ich nicht so viel Redezeit in Anspruch nehme, 
gleich mit den Antworten zur ersten Frage mit den 
Unterteilen a), b) und c) beginnen. 

Die EWG hat bisher in der Verordnung 13/64 nur 
eine Regelung für Milcherzeugnisse geschaffen. Die 
Regelung für Trinkmilch und Frischmilcherzeugnisse 
steht noch aus. Daß sich die Bundesregierung diese 
Dinge angelegen sein läßt und daß sie nicht über-
mütig an alten Zahlen und Daten festhält und glaubt, 
einen Justament-Standpunkt einnehmen zu können, 
mögen Sie daran ersehen, daß wir gestern erreichen 
konnten, daß am 11. Dezember innerhalb der EWG 
das Milchproblem aufgeworfen wird, und zwar mit 
all seinen Bestandteilen. Wir haben darauf gedrängt. 
Ich kenne die Sorgen dieses Hohen Hauses und ich 
kenne die öffentliche Diskussion. Wir wollen hier 
die politische Meinung des Parlaments und die 
öffentliche Diskussion und unsere eigenen Über-
legungen verwenden, um dort zu einer Lösung zu 
kommen. Es kommt daher darauf an, daß wir in all 
den Teilen, die hier eine Rolle spielen, zusammen- 
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wirken, gegenseitig Vertrauen setzen und nicht 
überall jede Bemerkung, jede Äußerung oder irgend-
welche archäologischen Bestandteile früherer Be-
merkungen gegenseitig als Material verwenden, um 
uns einen Guerilla-Krieg zu leisten, zu dem wir gar 
keine Zeit und gar keine Muße haben. 

In der Entschließung vom 24. Juli 1966 sind einige 
Grundsätze hinsichtlich der gemeinsamen Regelung 
ab 1. April 1968 festgelegt worden. Es können noch 
Änderungen notwendig werden. Das sei in aller 
Offenheit gesagt. Die endgültige Gestaltung . muß 
bis zum 1. April 1968 beschlossen sein. Bis dahin ist 
alles noch im Fluß. Ich darf Sie von der Opposition 
bitten, moderne Opposition zu machen und hier mit 
Vorschlägen zu kommen und sie auf den Tisch zu 
legen und uns mit besseren Überlegungen in den 
Schatten zu stellen. Wir werden sie dankbar auf-
greifen. Aber Sie haben uns hier reichlich geizig und 
reichlich zurückhaltend behandelt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Der gemeinsame Richtpreis ist ebensowenig wie 
der augenblickliche nationale Richtpreis ein Garan-
tiepreis — Sie wissen, welche Unterschiede wir in 
der Gegenwart haben —, sondern gilt als Ziel für 
die Landwirtschaftspolitik der EWG und ist Maß-
stab für die Festsetzung des Außenschutzes. Hier 
lassen Sie sich gleich einen Grundsatz mitteilen. 
Ich bin der Meinung, daß jede Regelung, ganz gleich 
wie sie aussehen mag, dafür sorgen muß, daß die 
Grönlandbetriebe, die nicht ausweichen können, daß 
Futterbaubetriebe, die nicht ausweichen können, 
daß die bäuerlichen Betriebe, die die Milchproduk-
tion zur Ergänzung ihres Sortimentes brauchen, daß 
diese drei Faktoren bei jeder Milchmarktordnung 
erste Priorität haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Der gemeinsame Richtpreis von 41,2 Pf frei Mol-
kerei ist am 24. Juli 1966 in einem interessanten 
großen Paket, in dem auch die Zuckermarktordnung 
enthalten war, festgelegt worden. Er hat selbst bei 
den Kollegen der Opposition — damals waren sie 
ja noch Regierungspartei — nur maßvollen Wider-
spruch gefunden, also den obligaten Widerspruch 
und nicht den fundierten und ernsthaften. 

(Heiterkeit in der Mitte.) 

Die Voraussetzungen, unter denen damals diese 
Beschlüsse gefaßt wurden, waren vor allem, daß 
die Konjunktur weiter ansteigt, sich also günstig 
entwickelt, und daß die Milcherzeugung und der 
Milchverbrauch sich in gleicher Weise entwickeln. 
Der Verbrauch von Milch und Milcherzeugnissen in 
der EWG ist dagegen erheblich hinter der Milcher-
zeugung zurückgeblieben. Zum Beispiel betrug 1967 
das Milchangebot plus 4 bis 5 % , der Verbrauch 
plus 1 bis 2 %, die Bevölkerung plus 0,9 %. Es ist 
selbstverständlich, daß bei der endgültigen Festle-
gung der Marktorganisation — hier gibt es keine 
Trennung zwischen Trinkmilchmarktordnung und 
allgemeiner Milchmarktordnung, sondern hier gibt 
es nur ein einheitliches Ganzes —, die bis dahin 
vorliegenden Ergebnisse der Entwicklung und die 
Erfahrungen aus der bisherigen Anwendung der 
Marktordnung berücksichtigt werden. Gegebenen

-

falls wird hierdurch eine Ergänzung und Änderung 
der bisherigen EWG-Konzeption notwendig, um 
langfristige Milcherzeugung und Milchverbrauch in 
Einklang zu halten. 

Ich darf Ihnen sagen: alle diese technischen Lö-
sungen sind für mich Mittel zum Zweck und kein 
Zweck an sich. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Die strukturellen Überschüsse natürlich, insbeson-
dere bei Butter und Magermilch, sind nach Lage der 
Dinge und auf Grund der derzeitigen Regelung und 
bisherigen Erfahrungen einfach nicht auszuschließen, 
— bei Produktion und Verbrauch, wie sie heute vor 
uns stehen. 

Was nun die Kosten der gemeinsamen Marktor-
ganisation für Milch und Milcherzeugnisse betrifft, 
so sind seinerzeit von der Kommission 2,24 Milliar-
den DM als jährlicher Betrag geschätzt worden. 
Neuberechnungen zwischen dem Bundesernährungs-
ministerium und dem Bundesfinanzministerium ha-
ben 2,73 Milliarden DM ergeben — genau weiß die 
Zahl niemand —, mit all dem Vorbehalt, der mit 
solchen Schätzungen verbunden ist. Die tatsächliche 
Entwicklung hängt entscheidend von dem Inhalt der 
endgültigen Regelung und der Entwicklung der 
Produktion und des Verbrauchs innerhalb der EWG 
ab. 

Was nun die nächste Frage — Frage 2 — betrifft, 
möchte ich zunächst folgendes sagen. In einigen Mit-
gliedstaaten der EWG ist die Molkereianlieferung 
im Verhältnis zur Milcherzeugung relativ niedrig, 
sie war z. B. 1966 in Belgien zirka 66%, in Deutsch-
land 80 %, jetzt 81 %, in Frankreich zirka 60 %, in 
Italien zirka 70 % und in den Niederlanden 91 %. 
Es muß deshalb mit einer beschleunigten Zunahme 
der Molkereianlieferung gerechnet werden, wenn die 
Stützung für Magermilch und Magermilchpulver zu 
Futterzwecken eingeführt wird. Dieser Zunahme, die 
aus anderen Gründen bereits zu verzeichnen ist, 
steht eine schwer quantifizierbare Einschränkung der 
Herstellung von Milcherzeugnissen im landwirt-
schaftlichen Betrieb gegenüber. Um einer aus dieser 
Entwicklung entstehenden Tendenz von Überschüs-
sen bei Butter und Magermilchpulver und einer da-
durch bedingten Kostensteigerung in der EWG ent-
gegenzuwirken, wird das Preissystem vielleicht 
auch geringere Erlöse für diese Erzeugnisse vor-
sehen müssen. Die EWG-Kommission hat die Zu-
nahme der Molkereianlieferung bei ihren Schätzun-
gen bereits in Rechnung gestellt. Ob sie der Wirk-
lichkeit entsprechen, wird die Praxis zeigen. 

Über die endgültige Durchführung der Stützung 
für Magermilch und Magermilchpulver zu Futter-
zwecken ist noch nicht entschieden. Auch hier wer-
den die bisherigen Erfahrungen berücksichtigt wer-
den müssen. Die Stützung für Magermilch und 
Magermilchpulver zu Futterzwecken soll in der EWG 
nur an Molkereien und verarbeitende Betriebe ge-
währt werden. Die Stützung läßt sich z. B. an buch-
mäßige Nachweise binden, so daß insgesamt ge-
sehen eine ordnungsgemäße Durchführung gesichert 
ist. Die Einführung einer — an und für sich 
erwünschten — amtlichen Molkereistatistik in allen 
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Mitgliedstaaten ist hierfür nicht unbedingt erfor-
derlich. 

Zu Frage 3: Die Probleme des Butterüberschusses 
sind nur über gemeinsame Maßnahmen im Rahmen 
der EWG zu lösen. Dafür kommen u. a. in Betracht: 
Verbesserung der Qualität der Trinkmilch durch 
Erhöhung des Fettgehaltes von 3,0 % auf 3,5 % 
(dadurch Einschränkung der Buttererzeugung in der 
Bundesrepublik um zirka 15 000 t, in der EWG um 
40 000 bis 50 000 t), Maßnahmen zur Steigerung des 
Verbrauchs von Butter in der EWG, Abbau aller 
preislichen Anreize zur Butterproduktion, Verände-
rung der Relation zwischen Milchfett und Milch-
eiweiß zugunsten von Milcheiweiß und viele andere 
Maßnahmen. 

Meine Damen und Herren, wir zerbrechen uns im 
Hause zusammen mit den Sachverständigen, mit der 
Praxis, mit dem Berufsstand seit Monaten den Kopf 
darüber, welche Form die beste ist. Es gibt hier kein 
entscheidendes und ausschlaggebendes Mittel, son-
dern nur ein Bündel von Mitteln auf EWG-Basis 
und nationaler Basis. Ansatzpunkt ist sowohl Erzeu-
ger wie Verarbeiter und Verbraucher. Es ist ein 
Bündel von Mitteln, das wir gemeinsam beraten und 
am 11. Dezember auf den Tisch legen müssen. Dann 
erst — wir sind so frei, das offen zu sagen — wol-
len wir sehen, ob die Praxis unsere Prognose be-
stätigt. Wir sind sogar bereit, jeden Tag einen 
neuen Entschluß zu fassen, wenn wir etwas Neues, 
etwas Besseres erfahren. Darum darf ich die Oppo-
sition, die ja ganz besonders dazu berufen ist, um 
ihrer Kritik im modernen Sinne gerecht zu werden, 
ganz kräftig aufrufen. 

Alle diese Maßnahmen wirken nur langfristig und 
sind abhängig von der Konjunkturentwicklung. Des-
wegen dieser Schwerpunkt in der Konjunkturpolitik. 
Eine Beschränkung der Butterbestände auf die Men-
gen des jährlichen Saisonausgleichs ist im Rahmen 
dieser Maßnahmen mit einer gewissen Marge mög-
lich, die in allen landwirtschaftlichen Bereichen mit 
mindestens 10 % angesetzt werden muß. Dabei ha-
ben wir die geringsten Bestände. Wir sind in der 
Milchpolitik neuer Art Neulinge, während andere, 
beispielsweise Holland, auf ganz andere Erfahrun-
gen zurückgreifen können. Sie alle haben höhere 
Bestände als wir — über uns will man herfallen. 

Zur Frage 4: Milch und Milcherzeugnisse aus Mit-
gliedländern müssen im Zeitpunkt des Verbringens 
in die Bundesrepublik den in der Bundesrepublik 
bestehenden hygienischen und sonstigen lebens

-

mittel- und milchrechtlichen Vorschriften genügen. 
Hier, meine Damen und Herren, auch ein Wort zu 
unseren Qualitätsleistungen. Wir haben mit die 
beste Milch und die besten Milchprodukte. Das sei 
einmal in aller Offenheit hier gesagt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Verhandlungen über die Angleichung der einschlä-
gigen Vorschriften in den Mitgliedstaaten sind zur 
Zeit im Gange. Bis zum Inkrafttreten dieser Vor-
schriften gelten die nationalen Bestimmungen. Ein-
geführte Lebensmittel unterliegen in gleicher Weise 
wie inländische der amtlichen Lebensmittelüber-
wachung. 

Zur fünften und letzten Frage: Es kann nicht be-
stritten werden, daß bei der angespannten Haus-
haltslage eventuelle Mehraufwendungen zu Lasten 
der nationalen Förderungsmaßnahmen im Einzelplan 
10 gehen. Die Bundesregierung wird deshalb be-
müht bleiben, solche Mehraufwendungen zu verhin-
dern. Es kommt dabei entscheidend darauf an, daß 
die Mitgliedstaaten der EWG ihre Milcherzeugung 
nicht weiter im bisherigen Maße ausweiten. Aber 
hier kann nur gemeinsam vorgegangen werden — 
nicht, daß sich einige besonders Tüchtige und 
Schnelle auf Kosten unserer eigenen Marktposition 
zusätzlichen Gewinn verschaffen. 

Das, meine Damen und Herren, waren die Ant-
worten auf die gestellten Fragen. Ich bin Ihnen 
außerordentlich dankbar dafür, daß hier auf dem 
halben Wege zum nächsten Grünen Bericht land-
wirtschaftliche Fragen  in  aller Breite diskutiert wer-
den. Ich bin deswegen dafür dankbar, weil diese 
Diskussion noch im Spannungsfeld der Diskussion 
über die Kohlefrage steht, die hier in so verant-
wortungsbewußter Form geführt worden ist und die 
so viel Zustimmung im Hause gefunden hat. Es be-
steht hier eine große Verwandtschaft; es gibt ein 
Strukturproblem Kohle und Energie insgesamt, und 
es gibt ein Strukturproblem Landwirtschaft. Sie un-
terscheiden sich dadurch, daß das eine regional auf 
zwei Länder konzentriert ist, um die herum sich ein 
ganzer Bereich von sekundären und tertiären wirt-
schaftlichen Einrichtungen gruppiert, daß es sich da-
gegen bei dem Strukturproblem der  deutschen Land-
wirtschaft um 4 Millionen Menschen und 1,4 Millio-
nen Einheiten handelt, die über den ganzen deut-
schen Raum verstreut sind, von denen die Land-
wirtschaft jährlich 100 000 Menschen zum Einsatz 
in der Volkswirtschaft abgibt. Das sind zwei in ihrer 
Struktur und ihrer Thematik etwas verschiedene, 
dem Kern nach aber gleiche Dinge. Ich bekenne mich 
zu dem Strukturproblem Kohle und seinen Lösungs-
notwendigkeiten, weil ich weiß, daß nur ein solches 
Bekenntnis und eine gerechte Beurteilung dieser Fra-
gen auch die Stimmen glaubwürdiger macht, daß 
wir nicht mehr verlangen, als was dort gewährt 
wird, und daß wir den anderen die Gerechtigkeit ge-
währen wollen, die wir selber in Anspruch nehmen. 
Ich bin dem Fraktionsvorsitzenden der CDU/CSU, 
dem Kollegen Barzel, besonders dankbar dafür, daß 
er schon bei der Kohledebatte diese Zusammenhänge 
herausgestellt hat. 

Ich darf Ihnen noch einmal dafür danken, daß 
heute Gelegenheit zu dieser Aussprache ist. Ich 
hoffe, im Verlaufe der Aussprache oder am Schluß 
bei der Zusammenfassung noch den einen oder an-
deren Zweifel ausräumen und Sie ermuntern zu 
können zu einer gemeinsamen Agrarpolitik, zusam-
men auch mit dem Berufsstand, mit der deutschen 
Landwirtschaft, die in ihrer bisherigen Leistung 
etwas so Einmaliges hingestellt hat, daß ich sagen 
muß: Wenn es einen Vertrauensfaktor gibt, dann ist 
es die deutsche Landwirtschaft und ihre bisherige 
Leistung. Das ist eine Basis, von der aus wir arbeiten 
können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Sie haben 
die Antwort auf die Großen Anfragen gehört. Ich er-
öffne die Aussprache. — Ich gebe das Wort zu einer 
zusätzlichen Erklärung dem Herrn Bundeskanzler. 

Dr. h. C. Kiesinger, Bundeskanzler: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich hätte mich auch 
nicht gescheut, die Aussprache zu eröffnen. Aber ich 
bin ausdrücklich von Herrn Kollegen Logemann ge-
beten worden, als Kanzler, d. h. als der Mann, der 
die Richtlinien der Politik zu bestimmen hat, eine 
prinzipielle Antwort auf seine Anfrage zu geben. 
Ich hätte diese Antwort auch dann geben müssen, 
ich hätte in dieser Debatte das Wort auch dann neh-
men müssen, wenn ich nicht dazu aufgefordert wor-
den wäre. Denn, meine Damen und Herren, ich 
konnte nicht kürzlich in der Kohledebatte das Wort 
nehmen und bei dem mindestens ebenso wichtigen 
Bereich der Landwirtschaft in der heutigen Aus-
sprache schweigen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Beide Bereiche unserer Volkswirtschaft sind, wie 
wir wissen, dringend auf die Hilfe des Staates ange-
wiesen, wenn auch beide aus ganz verschiedenen 
Gründen, und für beide Bereiche gilt, was ich in der 
Kohledebatte gesagt habe: daß wir eine ebenso öko-
nomisch sinnvolle wie politisch-menschlich gute Lö-
sung finden müssen. In beiden Bereichen ist es not-
wendig, der betroffenen Bevölkerung klar zu sagen, 
was ist, was werden kann und was nach unserem 
Willen werden soll. Nur so können wir den Betrof-
fenen das Vertrauen in ihre eigene Zukunft und das 
Vertrauen zu uns geben und stärken. 

In der Regierungserklärung — das ist von vielen 
in der bäuerlichen Bevölkerung beachtet worden — 
ist auf die Landwirtschaft nicht eingegangen worden. 
Die Regierungserklärung hat, wie Sie sich erinnern 
werden, darauf verzichtet, in der bis dahin üblichen 
Weise die ganze Breite der politischen Aufgaben 
aufzufächern. Sie hat die nicht behandelten Pro-
bleme keineswegs deswegen nicht erwähnt, weil sie 
sie nicht für bedeutsam gehalten hätte. Ganz im Ge-
genteil! Hier handelt es sich — denken Sie an den 
weiten Bereich der Gesellschaftspolitik — gerade 
um Problemkreise, die so schwierig sind, daß sie mit 
ein paar Sätzen in einer kurzen Regierungserklärung 
nicht abgetan werden konnten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir alle erinnern uns daran, daß im Vordergrund 
unserer Sorgen — abgesehen von der Außenpolitik 
und der Deutschlandpolitik — damals die Überwin-
dung der Wirtschaftsflaute und die Ordnung der 
öffentlichen Finanzen standen. Ich habe in der Re-
gierungserklärung, meine Damen und Herren, auf 
die sehr ernste wirtschaftliche und finanzielle Situa-
tion in der Bundesrepublik hingewiesen, und ich 
meine, manchmal sollten wir uns daran erinnern, 
wie es damals aussah. 

Ich will bei dieser Gelegenheit nicht dramatisie-
ren. Ich habe gehört, was der Vorsitzende der SPD 
zu der damaligen Situation gesagt hat. Er hat nach 
meiner Meinung dramatisiert. Meine Damen und 
Herren, es war eine kritische Situation, und ich 

meine, auch die Christlich-Demokratische Union und 
auch die Freien Demokraten sollten ihr Maß an Mit-
verantwortung für die damalige Lage nicht abstrei-
ten. Aber auch die Sozialdemokratische Partei sollte 
wissen und zugeben, daß jene Situation durch einen 
jahrelangen Prozeß herbeigeführt wurde, in dem wir 
über unsere Verhältnisse gelebt und disponiert 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Damit will ich es mit meiner Antwort auf die Aus-
führungen meines verehrten Kollegen Brandt 
bewenden lassen, aber ich glaube, es war notwen-
dig, das zu sagen. 

Ich sagte damals, daß die Regierung entschlossen 
sei, zu entscheiden, was entschieden werden muß, 
ohne Rücksicht auf ein anderes Interesse als das 
des gemeinen Wohls. Es waren keine sehr popu-
lären Maßnahmen, die wir treffen mußten, und mir 
liegt immer noch im Ohr, wie ich von allen Seiten 
hörte: „Herr Bundeskanzler, nun ergreifen Sie 
drastische Maßnahmen! Die deutsche Bevölkerung 
ist bereit, die notwendigen Opfer zu bringen." Nun, 
ich will nicht behaupten, daß ich in dieser Bezie-
hung allzu optimistisch war. Wir haben ja auch, 
als wir dann unsere harten Maßnahmen treffen 
mußten, manche Kritik erfahren. Es ist halt im 
menschlichen Leben so, daß man die Opfer lieber 
bei anderen als bei sich selber sieht. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Trotzdem glaube ich, daß unsere Bevölkerung 
verstanden hat, daß diese Maßnahmen notwendig 
waren. Ich bin davon überzeugt, auch unsere 
Bauern haben verstanden, daß sie Opfer bringen 
mußten: Kürzungen gesetzlich schon festgelegter 
Hilfen, zusätzliche Belastungen in einer ohnehin 
außerordentlich schwierigen Situation. 

Meine Damen und Herren, wenn ich zu diesem 
Problem nichts anderes zu sagen hätte als den Hin-
weis darauf, daß jeder einzelne und jede Gruppe 
unserer Bevölkerung im Blick auf die Sanierung, 
die wir durchführen mußten, Opfer bringen mußten, 
dann hätte ich geschwiegen — auch in dieser Aus-
sprache — und hätte mir den bäuerlichen Unmut 
wie auch den Unmut anderer Betroffener — eben 
gefallen lassen müssen im Blick auf das, was diese 
Regierung nach bestem Wissen und Gewissen ent-
scheiden mußte. Aber, meine Damen und Herren, 
das ist eben nicht das einzige Wort, das der Bundes-
kanzler zur Lage der deutschen Landwirtschaft zu 
sagen hat. Ich begrüße daher diese Gelegenheit, 
nun meine Auffassung darzulegen. 

Wir alle wissen, in welch schwierigem Anpas-
sungsprozeß sich unsere Landwirtschaft im tech-
nisch-industriellen Zeitalter und im Übergang 
zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft befindet. 
Wenn nun in einer solchen ohnehin schwierigen 
Zeit des Übergangs und der Anpassung, die allein 
schon genug Anforderungen an Intelligenz, Energie, 
an Lebensmut und an Opferbereitschaft fordert, 
jene Zumutungen hinzukommen, die wir durch die 
Haushaltsmaßnahmen, die mittelfristige Finanzpla-
nung, stellen mußten, dann kann ich wohl begrei-
fen, daß in unserer bäuerlichen Bevölkerung Sorgen 
wuchsen. 
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Bundeskanzler Dr. Kiesinger 
Diese Sorgen bezogen sich auf folgende Über-

legungen: ob dieser geschichtliche Prozeß der An-
passung an das technisch-industrielle Zeitalter und 
der Einbeziehung in den Gemeinsamen Markt, in 
den die deutsche Landwirtschaft hineingerissen 
wurde, überhaupt kontrolliert und gesteuert wer-
den könne, ob die Regierung die Bedeutung der 
Landwirtschaft — und zwar nicht nur ihre volks-
wirtschaftliche Bedeutung, sondern ihre ganze Be-
deutung für unser Volk — erkenne und anerkenne 
und ob sie fähig und entschlossen sei, nach dieser 
Erkenntnis zum Schutz der Lebensinteressen unserer 
Landwirtschaft und unserer bäuerlichen Bevölke-
rung zu handeln. Wenn man solche Sorgen hat, 
meine Damen und Herren, und dazu häufig noch 
auf das Unverständnis anderer Kreise unserer Be-
völkerung stößt, die sagen, jährlich würden Milliar-
dengeschenke an die Landwirtschaft verteilt, die 
nicht erkennen, daß die Zuwendungen, die wir an 
die Landwirtschaft machen, nicht Geschenke für 
unsere Bauern, sondern Leistungen für unsere ganze 
Volkswirtschaft und für unser ganzes Volk sind, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

dann wird die Last der Sorge eben noch größer. 

Nun erkläre ich zu diesen Sorgen folgendes: Die 
Bundesregierung hat die volle Erkenntnis der Be-
deutung der deutschen Landwirtschaft für unsere 
Volkswirtschaft und für unser Volk und anerkennt 
diese Bedeutung in vollem Umfange. Die Bundes-
regierung hat den festen Willen, jeder bäuerlichen 
Existenz, und zwar gerade den bäuerlichen Familien-
betrieben, wo immer Lebenswille und Lebens-
fähigkeit vorhanden sind, die Existenzsicherung zu 
geben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Bundesregierung wird ihre Politik dahin aus-
richten, daß die Lebensinteressen der deutschen 
Landwirtschaft, die bereits erhebliche Opfer für das 
große und notwendige Werk der europäischen 
Einigung gebracht hat, in der künftigen Entwicklung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft mit be-
ständiger Energie gewahrt und gesichert werden. 

Daß das alles nicht einfach ist, meine Damen und 
Herren, brauche ich nicht zu versichern. Wenn man 
über Agrarprobleme im Zusammenhang mit der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft spricht, hat 
man oft das Gefühl, daß diese Probleme eigentlich 
nur noch von ganz wenigen Leuten gründlich ver-
standen werden. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Diese Komplizierung der Agrarpolitik erfordert von 
all denen, die sich ihr widmen, ein besonders 
hohes Maß an Arbeitsenergie und an Sachverstand. 
Ich möchte die Gelegenheit wahrnehmen, diesen 
Frauen und Männern für Ihre Arbeit herzlich zu 
danken. 

(Beifall in der Mitte und bei Abgeordneten 
der SPD.) 

Dieses Wort des Dankes, meine Damen und Herren, 
darf ich aber auch an unsere ganze bäuerliche 
Bevölkerung richten. 

Herr Kollege Logemann, Sie haben gesagt, ich 
hätte mich in den Ferien als Erntehelfer betätigt. 
Ich verbringe meine Ferien gern unter der bäuer-
lichen Bevölkerung, weil ich sie einfach von Herzen 
gern habe. Ich habe als Abgeordneter zweier bäuer-
licher Wahlkreise im württembergischen Oberland 
seit vielen Jahren, seit 1949, die bäuerlichen Pro-
bleme genau erfahren. Zudem wohnte noch Bern-
hard Bauknecht in meinem Wahlkreis, 

(Beifall in der Mitte) 

der natürlich genau aufpaßte, daß ich mir auch die 
nötige Mühe gab, um mich mit den Problemen der 
Landwirtschaft, als Städter, der ich doch war, ver-
traut zu machen. Ich habe die Entwicklung der bäuer-
lichen Bevölkerung in diesen Jahren genau verfolgt, 
meine Damen und Herren. Wenn ich an die Zeiten 
meiner Jugendferien auf dem Lande denke und 
dann den bäuerlichen Menschentypus von heute 
damit vergleiche: welch ein Wandel! Welch pracht-
vollen Menschenschlag trifft man vor allem unter 
unseren jungen Bauern! 

(Beifall in der Mitte und bei Abgeordneten 
der SPD.) 

Wie oft habe ich mit solchen jungen, modernen 
Bauern nicht nur über ihre eigenen Nöte und Sorgen, 
sondern auch über die großen politischen Fragen 
unserer Zeit diskutiert und bei ihnen eine größere 
Aufgeschlossenheit und größere Kenntnis gefunden 
als bei manchen anderen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Meine Damen und Herren, das sage ich nicht als 
Schmeichelei. Ich sagte: Uns geht's ums Bauerntum 
nicht nur aus volkswirtschaftlichen Gründen, sondern 
weil wir diesen guten Menschenschlag für unser 
Volk, wo immer es geht, erhalten wollen. 

Meine Damen und Herren, zuletzt auch ein Wort 
des Dankes an die Bäuerin. 

(Beifall in der Mitte.) 

Ich weiß, was die Bauernfrau von früh bis spät 
leistet. Ich weiß, was die ganze landwirtschaftliche 
Bevölkerung von früh bis spät leisten muß. Daß 
sie es mit Freudigkeit in der Zukunft tun wird und 
kann, dafür müssen wir unseren Beitrag leisten. 
Diese Regierung weiß, was sie der großartigen Lei-
stung der deutschen Landwirtschaft — es gibt nicht 
nur ein auf die Industrie beschränktes, deutsches 
Wirtschaftswunder, sondern auch eines in der Land-
wirtschaft — schuldig ist. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
Beifall bei Abgeordneten der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Bauknecht. 

Bauknecht (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zunächst eine Vorbemerkung: 
Ich werde mich in meinen Ausführungen auf die 
Anfrage der FDP beschränken. Mein Kollege Bauer 
(Wasserburg) von der CSU wird nachher auf die 
Milchprobleme eingehen. 
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Bauknecht 
Eine zweite Bemerkung: Herr Bundeskanzler, ich 

bin, glaube ich, berechtigt, Ihnen im Namen der 
CDU/CSU-Fraktion dafür zu danken, daß Sie die 
Landwirtschaft in ihrem Wert gleichgestellt haben 
mit der Kohle — dem ist wirklich so — und daß Sie 
die Leistungen der Landwirtschaft anerkannt haben. 
Ich bin mir dessen bewußt, daß das keine leeren 
Worte waren, sondern Ihr heiliger Ernst und Ihr 
Wille. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie haben bestimmt die Möglichkeit, innerhalb Ihres 
Kabinetts die berechtigten Wünsche, die laufend 
von unserer Fraktion an Sie herangetragen werden, 
bestmöglich zu erfüllen. Für diese Bereitschaft Ihnen 
im voraus herzlichen Dank! 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich einige 
weitere Vorbemerkungen machen. Die Entwicklung 
der Landwirtschaft, wie sie sich uns darstellt, ist 
keine typisch deutsche Erscheinung, sondern sie ist 
in allen Industrieländern dieselbe. Das Zurückblei-
ben der landwirtschaftlichen Einkommen in allen 
Industrieländern Europas, das zum Teil bedrohliche 
Formen angenommen hat, kann niemand bestreiten. 

Die Landwirtschaft hat mit ihren steigenden 
Investitionen im Zuge der Rationalisierung hohe 
Produktivitätsfortschritte erzielt. Das haben vorhin 
auch unser Bundeskanzler und davor unser Land-
wirtschaftsminister anerkannt. Dabei ist aber fest-
zustellen, daß die Verschuldung der Landwirtschaft 
— Herr Bundesernährungsminister, in der Replik 
auf meinen Kollegen Logemann sind Sie darauf 
eingegangen — leider größer und schwerwiegender 
ist als die der übrigen Wirtschaft. Bei einer Ver-
schuldung von 21 Milliarden DM insgesamt beträgt 
die Verschuldung pro Hektar im Durchschnitt 
1500 DM. Wie gravierend das ist, kann sich jeder 
ausmalen, der einigen Begriff hat von der Leistungs-
möglichkeit der Landwirtschaft. 

Eine weitere Erscheinung in allen Staaten Europas 
besteht darin, daß der Landwirtschaft die  Vorteile 
vorenthalten wurden, die sie aus den höheren 
Erträgen ihrer Arbeit und ihres eingesetzten Kapi-
tals hätten ziehen können und die sie in die Lage 
versetzt hätten, nach und nach den Rückstand auf-
zuholen, der im Vergleich mit dem wirtschaftlichen 
Einkommen anderer Berufsgruppen leider immer 
noch vorhanden ist. 

Mit dieser Vernachlässigung — ich rede zunächst 
einmal von Europa allgemein — geht einher eine 
oft übermäßige Entvölkerung landwirtschaftlicher 
Gegenden und ländlicher Ortschaften. Was in der 
Landwirtschaft geschieht, ist also für ,den gesamten 
ländlichen Raum von gewichtiger Bedeutung. Wenn 
'Umfang und Tempo  der heutigen Wandlungen in 
der  Landwirtschaft deren wirtschaftliche Möglich-
keiten übersteigen und die soziale Disparität weiter 
zunehmen sollte, ist das auch mit einer schwer-
wiegenden Störung des Gleichgewichts im ländlichen 
Raum verbunden, die den allgemeinen wirtschaft-
lichen Aufschwung beeinträchtigen könnte. 

Eine letzte Vorbemerkung: Da die Landwirtschaft 
immer stärker vom Marktgeschehen abhängig ist, ist 
die Preis- und Marktpolitik so zu gestalten, daß sie 

den gutgeführten Landwirtschaftsbetrieb in die Lage 
versetzt, auf die Produktionskosten zu kommen. 
Herr Bundesernährungsminister und Herr Bundes-
kanzler, ich habe feststellen können, daß sich das 
wie ein roter Faden durch Ihre Bekenntnisse ge-
zogen hat. Wir alle hoffen, daß sich das realisieren 
läßt. 

Vom Herrn Bundeskanzler wurde darauf hin-
gewiesen, daß heute bestimmte Faktoren gegeben 
sind, die unsere Lage zusätzlich erschweren. Da ist 
zunächst einmal die Tatsache zu nennen, daß die 
Mittel für die EWG-Anpassung vom Haushalt 1966 
an wegen der offenkundigen Finanzmisere laufend 
gekürzt werden mußten. Das zweite ist, daß die Voll-
endung des  EWG-Agrarmarktes durch die Getreide-
preissenkung um 10 bis  12%, die auch das Erzeuger-
preisniveau der übrigen Agrarprodukte ins Rutschen 
gebracht hat, einseitig zu Lasten der Bundesrepublik 
geht. 

Auf einen dritten Umstand, der hier bisher noch 
nicht genannt worden ist, möchte ich 'besonders hin-
weisen. Es mag richtig sein, es liegt im Zuge der 

 Zeit und wird auch vom Volke gewünscht, daß wir 
gegenüber dem Osten eine neue Politik der Auf-
geschlossenheit zeigen. Aber leider wird diese Poli-
tik wesentlich mit  Mitteln der Wirtschaftspolitik 
betrieben. Dabei bieten uns die Völker des Ostens 
ihre überschüssigen Agrarprodukte zusätzlich an, 
wo doch der  EWG-Raum schon total überfüllt ist. 
Das sollte bei der künftigen Politik beachtet wer-
den, damit hier nicht neue Schäden eintreten. 

(Beifall in der Mitte.) 

Herr Bundesminister, Sie haben mit Recht gesagt, 
man sollte auch einmal darauf hinweisen, daß die 
Leistungen je Arbeitskraft in der Landwirtschaft 
seit 1951 stärker gestiegen sind als in der übrigen 
Wirtschaft. Die Landwirtschaft erzeugt heute je 
Arbeitskraft dreimal soviel Getreidewerte wie im 
Jahre 1951. Kein anderer Wirtschaftszweig hat 
derart hervorragende Leistungen in der Rationali-
sierung aufzuweisen wie die Landwirtschaft. Wie 
kann man da in der Öffentlichkeit immer noch 
davon sprechen, in der Landwirtschaft werde Rück-
ständigkeit konserviert?! Das müssen wir mit aller 
Entschiedenheit zurückweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die schmerzliche Tatsache, daß im Zuge der mittel-
fristigen Finanzplanung die  im Zusammenhang ruit 
der Getreidepreissenkung versprochenen zusätz-
lichen 260 Millionen DM viermal gekürzt werden 
müssen — nämlich 1966, 1967, 1968 und 1969 —, 
hat bei uns die größte Beunruhigung und die größte 
Enttäuschung ausgelöst. Denn die Landwirtschaft 
hatte damals ,deswegen zugestimmt, weil sie einen 
Silberstreifen am Horizont sah und glaubte, die 
Getreidepreissenkung werde einen neuen Frühling 
in Europa bringen und die politische Einigung för-
dern, nichts aber ist geschehen. 

Dieses große Opfer, das damals die deutsche Land-
wirtschaft gebracht hat, damit es mit der euro-
päischen Einheit vorwärtsgeht, darf jetzt nicht ein-
seitig zu Lasten der Landwirtschaft gehen. Das, was 
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hier geschehen ist, ist auch mit der Grund für eine 
gewisse Unruhe und eine gewisse Existenzangst 
draußen in der Landwirtschaft. 
Ich bin mir klar darüber, daß sich die Bundesregie-

rung darum bemüht, einen Ausgleich zu schaffen, 
zunächst einmal auf dem Weg über Brüssel. Aber 
das entspricht nicht dem EWG-Anpassungsgesetz, 
das damals in diesem Haus einstimmig angenommen 
wurde. Sicher, die Lage mag wegen der Finanzpla-
nung schwierig sein. Aber es muß doch gesehen 
werden, daß es die deutsche Landwirtschaft bei dem 
neuen niedrigen Agrarpreisniveau auf der anderen 
Seite mit unverändert hohen Kosten zu tun hat, 
während bei den anderen EWG-Partnern die Löhne, 
Baukosten und zahlreiche Produktionsmittel zum 
größten Teil um etwa 20% niedriger sind als in der 
Bundesrepublik. Zweifellos werden sich dort die 
Produktionskosten eines Tages an das deutsche 
Niveau anpassen, aber es geht eben darum, die Zeit 
bis dahin zu überbrücken. Insofern hatten wir darauf 
gehofft, daß das EWG-Anpassungsgesetz die not-
wendigen Hilfen bringen würde, und hier haben 
sich eben Schwierigkeiten ergeben. 
Ich erinnere auch an jene völlig falsche These, die 

damals in Brüssel verkündet wurde: Ach Gott, was 
bedeutet schon der Getreidepreis in Europa, ihr 
müßt veredeln, dann kommt ihr viel weiter; der Ge-
treidepreis spielt keine Rolle! — Meine Damen und 
Herren, wie ist es gekommen? Schon bevor der neue 
Getreidepreis kam, hatten die Preise wichtiger Ver-
edlungsprodukte wie Schweinefleisch, Eier und Hüh-
ner einen Tiefstand erreicht, wie wir ihn seit 1951 
nicht mehr gehabt hatten. Auch das muß gesagt wer-
den: daß diese These völlig falsch war. Darum ist 
es heute um so mehr notwendig, daß wir alles dar-
ansetzen, das Getreidepreisniveau wieder anzuhe-
ben, damit nicht die großen und die mittleren land-
wirtschaftlichen Betriebe auch noch genötigt sind, 
Schweine, Eier und Hühner zu erzeugen. Um das 
geht es wesentlich. 
Hier hat die Bundesregierung sicherlich eine große 

Möglichkeit, bei den künftigen Verhandlungen in 
Brüssel darauf hinzuwirken, daß wenigstens für das 
Getreide, das im Jahre 1968 angesät und 1969 ge-
erntet wird, das alte Preisniveau erhalten oder wie-
der angestrebt wird. Denn in der Tat ist es so: Diese 
Getreidepreise von 1951 haben heute nur noch eine 
Kaufkraft, die um 20 % gesunken ist. 

Ein Weiteres: Durch die Senkung des Getreide-
preises auf dem Getreidesektor selber, also bei 
Mehl, Brot, Backwaren, hat der Verbraucher prak-
tisch keinen Vorteil, aber wir einseitig den Schaden. 
Auch das muß einmal gesagt werden. 

Meine Damen und Herren, man hat davon ge-
sprochen, daß im Laufe der Entwicklung des Sozial-
produkts alle Stände ihren Anteil haben sollen. Vor-
hin wurde gesagt, daß man an eine Aufwärtsent-
wicklung von etwa 4, 5 oder 6% denkt. Wir erleben 
es ja jeden Tag — im Augenblick wird wieder in 
einem Bundesland gestreikt —: Jeder versucht, eben 
nicht nur den Status quo zu erhalten, sondern an 
dieser Aufwärtsentwicklung teilzunehmen. Deshalb 
ist es unmöglich, daß man in der Landwirtschaft ab-
steigt, niederes Einkommen erhält, während andere  

mit dem Status quo nicht zufrieden sind. Das ist eine 
ganz bedeutsame Sache. Daher rührt auch die große 
Unruhe, weil man sieht, daß man bei anderen zu-
legt. Ich will jetzt gar keinen Berufsstand nennen; 
Sie wissen alle, was ich damit meine. Also dieser 
einseitige Abstieg ist die große Schwierigkeit. Wenn 
man kein Geld hat, um hier den Ausgleich zu schaf-
fen, dann bleibt eben nichts anderes übrig, als die 
Dinge auf den Markt zu bringen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Jaeger.) 

Ich will jetzt von der Milch nicht reden. Dazu wird 
der Kollege Bauer nachher reden. Aber, meine Da-
men und Herren, es ist ein ganz klarer Fall: Wir 
konnten bisher unseren einigermaßen auskömm-
lichen Milchpreis eben nur dadurch halten, daß wir 
über Bund und Länder Hilfen von 1 Milliarde DM 
bekommen haben. Das hört nun zum 1. April völlig 
auf. Ich weiß nicht, was man da sagen soll. Dann 
müssen wir eben um der Wahrheit willen den Aus-
gleich auf dem Markt bekommen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeord-
neter Bauknecht, gestatten Sie dem Abgeordneten 
Peters eine Zwischenfrage? 

Bauknecht (CDU/CSU) : Bitte sehr. 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Herr Kollege, sind 
Sie auf Grund der Ausführungen, die Sie jetzt ma-
chen, in denen Sie den Kollegen Logemann bestäti-
gen, bereit, auch in Ihrer Partei und in der Koalition 
die Folgerungen zu ziehen? 

Bauknecht (CDU/CSU) : Herr Peters, wir kennen 
uns doch schon so lange, daß Sie daran nicht zwei-
feln dürften. Diese Ausführungen, lieber Herr Pe-
ters, mache ich nicht in Verfolg der Rede des Herrn 
Logemann, sondern ich hatte sie mir schon vorher 
zusammengestellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, vorhin wurde die 
Frage der Überschüsse angesprochen. Herr Bundes-
minister, es ist ein ganz klarer Fall, daß man im 
Laufe der Zeit, wenn sich auf die Dauer auf be-
stimmten Gebieten der Produktion nicht nur sai-
sonale, sondern auch strukturelle Dauerüberschüsse 
anbahnen, überlegen muß, — auch wir sind bereit, 
hierzu Überlegungen anzustellen —, wie man die 
Dinge in Ordnung bringen kann. Aber es würde 
den Rahmen der Debatte sprengen, heute auf alle 
diese Einzelheiten einzugehen. Sie wissen genau, 
daß ich mit Ihnen persönlich schon seit Monaten 
über diese Frage diskutiere. Wir haben wenigstens 
bei uns auch das Beispiel vom Zucker, und wir ha-
ben in anderen Ländern ähnliche Vorgänge und 
ähnliche Überlegungen. 

Aber, meine Damen und Herren, was uns im 
Augenblick eben so schmerzlich berührt, ist, daß wir 
offenbar aus Mangel an Geld nicht bereit sind, bei-
spielsweise etwas für den Agrarexport zu tun. Vor-
hin wurde der Agrarexport ja angesprochen. Aber 
hierbei ist es doch notwendig, daß alle Überschuß-
staaten die gleichen Rückerstattungen gewähren 
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und nicht die Bundesrepublik einseitig viel weniger 
als die anderen. So geht es natürlich nicht. Man darf 
das nicht auf Grund der Tatsache, daß wir wenig 
Geld haben, hinausschieben. Sonst kann man näm-
lich von einem normalen Wettbewerb überhaupt 
nicht reden. 

Herr Bundesminister, Sie haben vorhin anklingen 
lassen, daß die CDU-Fraktion einen Vorschlag un-
terbreiten werde, nach dem die 260 Millionen DM, 
die bisher eigentlich als reine Zuschüsse für die 
Landwirtschaft gegolten haben, im Zuge des EWG-
Anpassungsgesetzes nicht untergehen dürften und 
wir Mittel und Wege finden müßten, sie der Land-
wirtschaft in irgendeiner Form zugute kommen zu 
lassen. Meine Auffassung, Herr Peters, deckt sich 

-- Herr Peters! — Er hört ja gar nicht zu. Ich wollte 
Sie ansprechen. 

(Zuruf des Abg. Peters [Poppenbüll].) 

Meine Fraktion ist zu dem Vorschlag. bereit, die 
260 Millionen DM, die mangels Masse jetzt nicht 
als normale Zuschüsse gegeben werden, nun wegen 
der Gefahr, daß die Verbesserung der Agrarstruk-
tur in schwere Bedrängnis gerät, der Landwirtschaft 
als Kapitalmarktdarlehen zu niedrigsten Zinssätzen 
zu gewähren. Das kann man tun, ohne das Volumen 
des Haushalts zu sprengen. Man muß eben die Mit-
tel — Sie sind ja Haushaltsexperte — in den Einzel-
plan 10 einsetzen, natürlich zu Lasten verschiedener 
anderer Titel. Aber das ist notwendig, weil sonst 
große Gefahren drohen. 

Schauen Sie sich einmal die Zahlen an! Schauen 
Sie sich einmal an, was man bei der mittelfristigen 
Finanzplanung vorhat! Was sollen denn die Bauern 
denken?. Heute sind ja Millionen von Hektar noch 
nicht flurbereinigt. Bislang gab man noch 80 % 
öffentliche Mittel, und diese Hilfen sind heute schon 
nahezu auf 60 % gekürzt. Weil man also hier nicht 
abbauen darf, ist es notwendig, entsprechende Mit-
tel bereitzustellen. Auch wenn man davon redet, 
das sei eine Art dritter Investitionshaushalt, muß 
man wissen, daß diese Hilfen für die Landwirtschaft 
in erster Linie dringend gebraucht werden für die 
Verbesserung der Agrarstruktur. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Peters. 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Herr Kollege Bau-
knecht, wollen Sie diese Mittel dann als Zuschüsse 
oder als Darlehen weitergeben? 

Bauknecht (CDU/CSU) : Man kann sie, wie Sie 
wissen, wegen des Volumens nicht als Zuschüsse 
geben. Sie würden aber, als Darlehen mit möglichst 
niedrigem Zinssatz gegeben, wesentlich zur Verbes-
serung der Agrarstruktur beitragen. Ich erinnere 
hier nur an die Notwendigkeit der Verbeserung der 
Wasserwirtschaft. Hier hat man die Mittel für die 
Wasserversorgung, die Abwasserbeseitigung ge-
strichen und bei der Flurbereinigung, dem Wege-
bau usw. empfindlich gekürzt. Da gibt es noch drin-
gende Vorhaben, und diese müssen eben so dotiert 
werden, daß auch finanzschwache Gemeinden und 

finanzschwache Landwirte, die sich daran beteiligen, 
einen Anreiz haben, entsprechende Maßnahmen 
durchzuführen. Wenn die Mittel fehlen, kann man 
all das nicht machen. Daher sind wir bereit, in dieser 
Richtung zu arbeiten. 

Im übrigen deckt sich das auch weitgehend mit den 
Auffassungen des Berufsstandes, der einsichtig ge-
nug ist, wenn ihm gesagt wird, daß man das nicht 
mehr als direkte Subvention geben könne. Sie wis-
sen, daß der Präsident des Deutschen Bauernverban-
des gesagt hat, dann solle man wenigstens diese je-
weiligen 260 Millionen DM in eine Art revolvie-
renden Fonds tun. Ob das das Richtige ist, ist eine 
Frage für sich. Wenn man sie als zinsverbilligte Dar-
lehen, die auf dem Kapitalmarkt aufgenommen wer-
den könnten, gäbe, wäre das praktisch dasselbe. 

Im übrigen möchte ich noch feststellen, Herr Bun-
desminister und Herr Bundeskanzler — ich glaube, 
das ist auch durchgeklungen —, daß das politische 
Werden Europas am allerwenigsten an der Land-
wirtschaft scheitert. Sie ist in ihren Vorleistungen 
außerordentlich weit gegangen, und sie müßte als 
Musterbeispiel eines politischen Denkens für die 
Zukunft dargestellt werden. Das hätte sie wirklich 
verdient. Was hat man denn auf dem Gebiet des 
Verkehrs erreicht? Wie wenig hat man bei den Steu-
ern getan! Auf sozialem Gebiet ist man ja heute 
auch noch nicht zu einer Angleichung gelangt. Hier 
muß man also sagen, daß die Landwirtschaft große 
Vorleistungen erbracht hat, und das sollte man hono-
rieren. 

Noch ein paar Bemerkungen zu der Frage des 
Familienbetriebes, des Nebenerwerbs- oder des Zu-
erwerbsbetriebes. Herr Bundesminister, Sie haben 
mit Recht gesagt, daß der Begriff des bäuerlichen Fa-
milienbetriebes nicht statisch, sondern dynamisch zu 
sehen sei. Durch neue Arbeitsmethoden und durch 
die Technisierung in der Landwirtschaft stellt sich 
die Frage nach der Größe der Betriebe. Sie wird dis-
kutiert. Ich glaube aber, wir sollten die Frage so 
stellen: Wie kann eine Familie, die im wesentlichen 
aus zwei Generationen, entweder aus den Alten und 
den Neuverheirateten oder aus der eigentlichen 
Generation und den Kindern, besteht und die ein 
Arbeitspotential von zwei Vollarbeitskräften dar-
stellt der Ein-Mann-Betrieb hat sowieso keinen 
Wert; das ist überholt —, ein Arbeitseinkommen 
erzielen, das ihr das Fortkommen ermöglicht? Das 
ist das Entscheidende, und darauf muß der Betrieb 
ausgerichtet werden. 

Sicher bleibt der Familienbetrieb die sinnvollste 
Betriebsform. Irgend jemand, vielleicht war es Herr 
Logemann, hat vorhin gesagt, man täusche sich, 
wenn man glaube, man könnte durch Zusammen-
schluß einiger Betriebe  in  dieser überbetrieblichen 
Arbeitsgemeinschaft die Leistungen erhöhen. Ich 
kann das nur bestätigen. Damit wird kein Mehr an 
Arbeitsproduktivität erzielt, Im übrigen ist das ein 
problematisches Unterfangen. Das muß man sich 
wirklich überlegen. 

Aber eines wird notwendig sein. Jegliche Struk-
turverbesserung ohne ein genügendes Preisniveau, 
das sich an den Erfordernissen der Struktur gesun- 
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der Betriebe zu orientieren hat, kann kein Allheil-
mittel zur Verbesserung der Lage der Landwirt-
schaft sein. Auch die Größe des Betriebes allein ist 
nicht entscheidend. Ich nenne hier die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika. Mein Heimatland, Baden-
Württemberg, hat eine durchschnittliche Betriebs-
größe von 5,7 ha. Die USA haben eine Durchschnitts-
größe von 134 ha, und trotzdem muß der amerika-
nische Steuerzahler 28 Milliarden im Jahr aufbrin-
gen, um diese Landwirtschaft lebensfähig zu erhal-
ten. Ich bin Ihnen, Herr Bundeskanzler, deswegen 
sehr dankbar dafür, daß Sie zum Ausdruck gebracht 
haben: Auch eine moderne Landwirtschaft kann 
ohne Hilfen der Öffentlichkeit nicht auskommen. 
Diesen Faktor müssen wir anerkennen, 'und das 
sollte allerdings von der Öffentlichkeit in der Bun-
desrepublik etwas mehr eingesehen werden. 

Ich komme zum Schluß. Wer seine Landwirtschaft 
aus freien Stücken aufgeben will, wer eine bessere 
Verdienstmöglichkeit hat, den soll man nicht hal-
ten. Aber viele wollen ihren Besitz erhalten, wol-
len Nebenerwerbsbetrieb bleiben oder Zuerwerbs-
betrieb werden, und die darf man nicht völlig von 
bestimmten Hilfen ausschließen. Wer von den Jun-
gen aufgeben will, dem soll man — vorhin wurde 
das Arbeitsförderungsgesetz genannt — Umschu-
lungshilfen geben, und den Alten sollte man viel-
leicht ein zusätzliches, vorzeitiges Altersgeld geben, 
wie das in Holland und in Frankreich der Fall ist 
und wie es neuerdings, wie ich vor ein paar Tagen 
gehört habe, auch in Großbritannien eingeführt ist. 
Also hier besteht noch ein Mangel, der beseitigt 
werden muß. Bei den Zuerwerbsbetrieben sind Hil-
fen für Umstellungsinvestitionen und eine zusätz-
liche Beratung durch Bund und Länder erforderlich. 

Meine Damen und Herren, namens meiner Frak-
tion habe ich zu erklären, daß von uns alles getan 
wird, die Landwirtschaft in diesem technischen Zeit-
alter so zu gestalten, daß sie die gleichen Erwerbs-
chancen wie jeder andere Betrieb in einer anderen 
Berufsgruppe hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schmidt (Gellersen). 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Gestatten 
Sie mir, eingangs zu sagen,  daß auch wir die Erklä-
rung des Herrn Bundeskanzlers zur Lage der Land-
wirtschaft zustimmend zur Kenntnis nehmen. 

Herr  Minister Höcherl hat den Vorteil oder, wenn 
Sie so wollen, den Nachteil gehabt, sich mit den 
Antworten auf zwei Große Anfragen beschäftigen 
zu müssen. Ich glaube bemerkt zu haben, daß er 
bei manchem Punkt etwas unwillig in der Beant-
wortung gewesen ist.  Nun, ich verstehe das. Aber 
ich selber bin frei und ungebunden. Dennoch ist es 
außerordentlich schwer, meine Damen und Herren, 
bei der Vielfalt der hier aufgerufenen Punkte eine 
in sich geschlossene Rede zu halten. Ich habe mir 
vorgenommen, zu einem ganz speziellen Sachpro-
blem einen ernsthaften Beitrag zu leisten, und das 

war auch der Wunsch des Herrn Ernährungs-
ministers. 

Meine Damen und Herren, die FDP entfaltet in 
ihrer Oppositionsrolle eine sehr große Aktivität. 

(Zuruf von der FDP: Bravo! — Zuruf von 
der CDU/CSU: Sagen wir: Betriebsamkeit!) 

Aber das ist kein Novum. Das hat sie auch schon 
in der Koalitionszeit getan, allerdings ohne daß sie 
dafür im Herbst 1965 Erntedank feiern konnte. 

(Abg. Genscher: Warten Sie mal ,ab! — 
Weitere Zurufe von der FDP.) 

- Beruhigen Sie sich doch, Herr Genscher. Es  
kommt ja noch viel besser. 

(Heiterkeit.) 

Nun, diese agrarpolitische Aktivität, die nach 
Quantität mißt und nach Qualität schreit, wird 'aller 
Wahrscheinlichkeit nach auch in den 'nächsten Jah-
ren nicht viel einbringen. Immerhin, ich will die 
Verdienste der  FDP um das Zustandekommen dieser 
Debatte nicht schmälern. Unser eigener bescheide-
ner Beitrag mit einer so furchtbar sachlichen und 
fachlichen Anfrage nimmt sich dagegen recht küm-
merlich aus. Aber, wie gesagt, Qualität und Quan-
tität sind zweierlei. 

Meine Herren von der FDP, eine ganz beschei-
dene Frage am Anfang: 

(Zuruf von .der FDP: Nur Mut!) 

Hatten Sie bei dieser Großen Anfrage als Teil Ihrer 
agrarpolitischen Aktivität etwa ein so hehres Bild 
im Auge wie das der amerikanischen „Lage der 
Nation" ? Nun, eine Botschaft über die Lage der 
Landwirtschaft ist ,die Antwort des Ministers Hö-
cherl in  der  Tat nicht gewesen. 

(Lachen und Beifall bei der FDP.) 

Sie konnte das in dieser Zeit auch gar nicht sein, 
zumindest nicht eine frohe Botschaft sein. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Ich möchte fast sagen — wenn  mir  das erlaubt 
ist; das trifft insbesondere für die Antwort auf 
unsere Große Anfrage zu —, sie hat auch noch 
manches „Löcherl" offengelassen. Bei den anstehen-
den Problemen können wir es uns in diesem Hause 
nicht leisten, leere Grundsatzdebatten zu führen und 
etwa die Diskussion über den Grünen Bericht 1967 
zu wiederholen. Wir haben auch gar keine Zeit, 
uns hier im Schattenboxen zu üben. Trainingsstun-
den dafür können die Interessierten in ihren Dorf-
versammlungen in genügender Zahl absolvieren. 

(Zuruf von ,der FDP: Sie haben ja jetzt drei 
Tage trainiert!) 

— Das überlassen Sie uns. 

Die aktuellen Probleme sind aber so brennend 
geworden, daß man jeden — — 

(Zuruf des Abg. Schmitt-Vockenhausen.) 

— Ich möchte nur feststellen, daß man jeden Ab-
lenkungsversuch abwehren sollte. Das erwartet die 
Landwirtschaft von uns. Die frühere Politik viel-
deutig formulierter Freundlichkeiten an die Adresse 
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der Bauern wird um so Weniger Anklang finden, je 
deutlicher die Versäumnisse von gestern, an denen 
Sie, meine Herren von der FDP, maßgeblich beteiligt 
gewesen sind, zutage treten. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von  der FDP: 
Beispiele!) 

— Ich habe hier nur von Versäumnissen gespro-
chen. — Unsere Landwirtschaft befindet sich in 
einem strukturellen Wandlungsprozeß, der den in 
der vorigen Woche so ausführliche diskutierten 
Problemen des Steinkohlenbergbaus nicht nachsteht. 
Das zwingt dazu, wie dort rechtzeitig Überlegungen 
anzustellen, mit welchen konkreten Mitteln eine 
ähnlich unerfreuliche Entwicklung verhindert wer-
den kann, wie wir sie jetzt dort erleben. 

Aufgabe der heutigen Debatte sollte es deshalb 
sein, dafür zumindest einige sachliche Ansatzpunkte 
herauszuarbeiten; darum will ich mich nachher be-
mühen. Selbst wenn es manchen Leuten nicht in das 
taktische Konzept paßt: es ist an der Zeit, festzu-
stellen — das darf ich wiederholen aus der ver-
gangenen Zeit —, daß die Lage, die die Große 
Koalition vor 11 Monaten auf dem Agrarbereich 
vorgefunden hat, eine Kontinuität der alten Politik 
nicht mehr zuläßt. Darüber sind wir uns ja in-
zwischen auch einig. 

Die Antwort des Ernährungsministers Höcherl auf 
die Große Anfrage der FDP war meines Erachtens 
ausführlich und auch angemessen. Wir nehmen sie 
zur Kenntnis. Ich selbst will mich mit diesen Fragen 
im einzelnen gar nicht auseinandersetzen. Entweder 
müßte man sie in Lehrbuchmanier für die Grund-
stufe behandeln, oder man müßte der FDP sagen, 
daß sie sich den Haushalt erst einmal anschauen 
sollte, um sich über die agrarpolitische Richtung der 
Bundesregierung zu informieren. 

Für die Beantwortung der Frage 3 müßte man 
nach meiner Meinung sogar die Fähigkeit zu Visio-
nen besitzen. Auf ein solches Glatteis will ich mich 
an dieser Stelle nicht begeben. Ich will mich in 
diesem Bereich nur auf zwei Fragen beschränken. 

Die Ausgleichszahlungen für die Getreidepreis-
senkung an die deutsche Landwirtschaft sind in den 
Haushalt des kommenden Jahres eingestellt. Die 
560 Millionnen DM ersetzen wahrscheinlich oder 
möglicherweise nur einen Teil der Einkommens-
verluste, die die deutsche Landwirtschaft als Opfer 
auf dem EWG-Agrar-Altar darbringen muß. Aber 
eines ist klar: diese Zahlung aus dem EWG-Fonds — 
das möchte ich grundsätzlich feststellen — gehört 
der deutschen Landwirtschaft. Kein noch so ge-
schickter spitzer Rotstift eines geplagten Bundes-
finanzministers wird da je eine Streichung vor-
nehmen. 

Diese Vereinbarung ist doch auf festeren Grund 
und Boden gebaut als die Wahlversprechungen 
früherer Tage. Diese Finanzmittel — das darf eine 
weitere grundsätzliche Feststellung sein — ge-
hören den deutschen Bauern, die von dem Ein-
kommensverlust unmittelbar betroffen sind. Daran 
darf kein Zweifel bestehen. Auch die gute Ernte 
dieses Jahres darf uns nicht dazu verleiten, Scheu-
klappen aufzusetzen. An einer vernünftigen Lösung  

zur Verteilung der 560 Millionen DM sollten wir 
alle in diesem Hause gemeinsam arbeiten. Jeden-
falls werden wir — daß ist eine Vereinbarung mit 
dem Koalitionspartner — darüber rechtzeitig reden. 

Zu ,den Visionen des Vizepräsidenten der EWG-
Kommissionen Mansholt über die zukünftige und 
erforderliche Agrarstruktur möchte ich im Augen-
blick keine Stellung beziehen. Wir tun gut daran, 
meine ich, wenn wir uns nach Vorlage des nächsten 
Grünen Berichts an Hand konkreter Zahlen in eini-
gen Monaten damit befassen. 

Dann noch eines, Herr Minister. Eine Bemerkung 
in Ihrer Antwort auf die  Frage 2 der FDP-Anfrage 
kann ich nicht ohne Widerspruch passieren lassen. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Sie sprechen von einer Gasölverbilligung als Maß-
nahme zur Verbesserung der Einkommenslage. Ich 
habe bei der ersten Lesung des Haushalts dieser 
Auffassung bereits widersprochen. Ich darf darauf 
verweisen; ich glaube, diese meine Ausführungen 
sind noch in frischer Erinnerung. Auch im Ernäh-
rungsausschuß haben wir 'bei 'der Beratung dieses 
Gesetzes die Diktion des Gesetzes geändert, ohne 
zunächst das vorgeschlagene Verfahren zu ändern. 

Wir wollen in diesem Fall ganz von 'dem reden 
und das auch im Gesetz zum Ausdruck bringen, was 
es ist: keine Verbilligung, sondern eine Steuer-
rückerstattung. Das kostet den Finanzminister kei-
nen roten Heller. 

Anläßlich der Haushaltsdebatte vor einer Woche 
habe ich wegen dieser heutigen Aussprache keine 
besonderen Bemerkungen zum Finanzänderungs-
gesetz und die darin gesehene faktische Aufhebung 
des EWG-Anpassungsgesetzes gemacht. Dazu muß 
ich, so leid es mir tut, heute einiges sagen, schon 
deshalb, weil dieser Punkt im Brennpunkt der 
landwirtschaftlichen Diskussion steht und ich selber 
aus meiner damaligen Erklärung hier im Plenum 
laufend zitiert werde. Es ist noch sehr vielen in guter 
Erinnerung, daß das EWG-Anpassungsgesetz auf 
Zusagen ,des damaligen Bundeskanzlers Erhard vom 
30. November 1964 gegenüber den Vertretern des 
Deutschen Bauernverbandes zurückgeht. Heute wis-
sen wir, daß Professor Erhard von den zuständigen 
Ressortministern, nämlich den Herren Dahlgrün und 
Schwarz, schon darüber unterrichtet war, daß man 
nicht in ,der Lage sein würde, diese Zusagen einzu-
halten. Leider hat es fast drei Jahre gedauert, bis 
diese Tatsache ans Licht kam; denn diejenigen, die 
Bescheid wußten, haben sich bedauerlicherweise 
nicht bereitgefunden, offen darüber zu sprechen. Als 
ich dann am 10. Dezember 1964 hier  an dieser Stelle, 
als ,das EWG-Anpassungsgesetz zur Beratung an-
stand, gewisse Zweifel anmeldete, wurde von der 
damaligen Bundesregierung präzise erklärt, die dar-
in vorgesehenen Maßnahmen hielten sich im Rah-
men der Finanzvorausschau, die uns als Opposition 
natürlich nicht zugänglich war. Das allein hat uns 
damals bewogen, unsere Bedenken zurückzustellen. 
Es ist sicherlich keine Suche nach billigen Entschul-
digungen, wenn ich hier feststelle, daß unsere Hal-
tung ganz anders ausgesehen hätte, wenn man uns 
damals nicht die Unwahrheit gesagt hätte. Nicht 
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nur der Bundeskanzler hat damals geschwiegen, 
sondern erst recht der Bundesfinanzminister. Daß 
nun ausgerechnet die gleiche Partei, die damals den 

 Bundesfinanzminister gestellt hat und die doch 
eigentlich hätten Bescheid wissen müssen, heute 
ganz scheinheilig nach diesem Gesetz fragt, ist für 
mich nur schwer begreiflich. 

(Beifall bei den  Regierungsparteien.) 

Immerhin ist festzustellen, daß die Artikel 112 und 
113 des Grundgesetzes vor drei Jahren nicht anders 
ausgesehen haben als heute. 

(Beifall bei der SPD.) 

Was uns betrifft, so wollen wir uns keineswegs 
um die Verantwortung herumdrücken. Keineswegs! 
Aber wer es für die richtige Taktik hält, die eigene 
Vergangenheit dadurch zu bewältigen, daß er sein 
eigenes Versagen demjenigen anhängt, der schließ-
lich schweren Herzens das sehr unerfreuliche Erbe 
übernommen hat, der darf sich nicht wundern, wenn 
er auf Leute trifft, die über ein intaktes Erinne-
rungsvermögen und über ein gutes Archiv verfügen; 
das gehört nämlich dazu. Falls es die Opposition für 
richtig hält, anstelle eigener Gedanken noch weitere 
Beiträge zur jüngeren Agrargeschichte zu liefern, 
werden wir ihr die Antwort nicht schuldig bleiben. 

Wenn es der FDP darauf angekommen wäre, einen 
positiven Beitrag zu leisten, dann hätte sie auf den 
Ursprung des EWG-Anpassungsgesetzes zurück-
gehen müssen, nämlich auf die seinerzeit in einer 
Regierungserklärung hier festgehaltene Begründung, 
wonach ein Ausgleich gewährt werden solle für be-
stehende Wettbewerbsverzerrungen in der EWG 
— ich zitiere —, „so lange deren Harmonisierung 
noch nicht auf andere Weise hergestellt ist". 

Diese Grundidee ist nicht einmal schlecht, weil 
man sich klar darüber war und sein mußte, daß 
eine Harmonisierung einige Zeit erfordern würde. 
Diese Zeit sollte aber mit befristeten Leistungen 
des Bundes überbrückt werden. 

Nachdem nun inzwischen eine völlig andere Situa-
tion gegeben ist, wird man sich doch Gedanken 
machen müssen, wie man jene Aufgaben beschleu-
nigt lösen kann, von denen man damals glaubte, sie 
seien nicht ganz so eilig. 

Die Opposition hätte die Bundesregierung — auch 
die gegenwärtige Bundesregierung — fragen müs-
sen, welche Wettbewerbsverzerrungen heute noch 
bestehen und wie sie sich deren Beseitigung vor-
stellt. Das wäre konkret gefragt, für das ganze 
Haus hochinteressant, und ich meine, für die Tätig-
keit der Bundesregierung in Brüssel sogar äußerst 
nützlich. Hier muß der Hebel angesetzt werden, 
wenn wir überhaupt weiterkommen wollen. 

(Abg. Dorn: Warum haben Sie denn das 
nicht gefragt?) 

— Wir wollten Ihnen doch auch noch etwas über-
lassen. — Daß dies nicht einfach sein wird, ist 
jedem klar, der sich eingehend mit dieser Materie 
befaßt hat. Andererseits wird nach immerhin fünf 
Jahren gemeinsamer Marktordnungspolitik doch 
allmählich die Frage akut, wann sich eigentlich der 
Ministerrat mit den Grundlagen der Preispolitik 

befassen will, z. B. mit den Beihilfen einerseits oder 
auch mit den Agrarpreisen andererseits. 

Wenn der französische Außenminister in diesen 
Tagen in der Nationalversammlung in Paris zu ver-
stehen gegeben hat, das Interesse Frankreichs gelte 
vor allem der endgültigen Regelung der Agrar-
finanzierung, so dürfte dazu von deutscher Seite 
eine ganze Menge anzumerken sein. Das gilt ins-
besondere für den Sektor Milch; denn die Milch wird 
uns von allen Marktordnungsprodukten das meiste 
Geld kosten. Damit, meine Damen und Herren, bin 
ich bei dem Antrag der FDP-Drucksache V/2100 (neu) 
und der Großen Anfrage meiner Fraktion. Ich bitte 
noch einmal um Verständnis dafür, daß ich nunmehr 
einige Details hier vortrage, die aber, so meine ich, 
für die Verhandlungen der Bundesregierung von 
Bedeutung sein können. 

Die Bundesregierung hat die Aufwendungen für 
diese Milchmarktordnung in der EWG mit 2,73 Mil

-

liarden DM beziffert. Ich glaube nicht, daß ich meine 
Informanten bloßstelle, wenn ich die neueste Schät-
zung der Kommission bekanntgebe, in der mehr 
als 3 Milliarden DM genannt werden. Nun, das ist 
nicht ganz so erschreckend, wie es sich zunächst an-
hört; denn schließlich geben die sechs Partnerländer 
zusammen heute schon in nationaler Verantwortung 
und zum Teil auf Grund von EWG-Verordnungen 
etwa 2,5 Milliarden DM pro Jahr für die Milch aus. 
Dennoch ist es natürlich unausbleiblich, daß bei 
Summen dieser Größenordnung die Frage auftaucht, 
ob die Mittel tatsächlich effektiv und sinnvoll ver-
wendet werden, sinnvoll im Interesse der Erzeuger, 
der Verbraucher, aber auch der Steuerzahler. Erzeu-
ger wie Verbraucher sind, natürlich jeder von seinem 
Standpunkt aus, an angemessenen Preisen interes-
siert. Das ist ihr gutes Recht, das kann ihnen nie-
mand streitig machen. Aber ebenso ist es das Recht 
des Steuerzahlers, zu verlangen, daß sich die Kosten 
in tragbaren Grenzen halten und nicht Gelder in 
ein Faß ohne Boden geschüttet werden. Ich bin der 
Meinung, daß zwischen diesen Interessen eine Syn-
these gefunden werden muß; aber ich glaube nicht, 
Herr Bundesminister — und Sie werden vielleicht 
mit mir derselben Meinung sein —, daß das bisher 
entwickelte Instrumentarium der EWG-Milchmarkt-
ordnung dazu ausreicht. 

Der derzeitige Milchüberschuß in der EWG be-
trägt ungefähr 4,5 % der Produktion, das sind 3,5 
Millionen t Vollmilch. Diese Situation ist bedenklich, 
aber nicht unbedingt bedrohlich. Wenn man davon 
ausgehen könnte, daß das Mißverhältnis von Pro-
duktion und Absatz nicht größer wird, dann wären 
sowohl auf der Seite der Erzeugung wie auf der 
Seite des Absatzes durchaus Maßnahmen und Ent-
wicklungen möglich, die in absehbarer Zeit zu einer 
Anpassung von Angebot und Nachfrage führen 
würden. Es ist deshalb nicht unsere Absicht ge-
wesen — das möchte ich ganz deutlich sagen —, die 
augenblickliche Situation zu dramatisieren. Was uns 
zu unserer Initiative veranlaßt hat, ist vielmehr die 
ganz sichere Erwartung, daß das in Brüssel bisher 
entwickelte Konzept in einer geradezu diabolischen 
Konkurrenz zu weiteren Überschüssen führen wird 
und führen muß. Diese Entwicklung, dessen bin ich 
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absolut sicher, schadet dem Erzeuger ebenso wie 
dem Steuerzahler, und der Verbraucher geht dabei 
völlig leer aus. 

(Beifall bei der SPD.) 

Bei diesem Brüsseler Konzept handelt es sich vor-
erst nur um einen sehr weiten Rahmen in Gestalt 
einer mehr oder weniger koordinierenden Marktord-
nung und um eine Reihe von Grundsatzbeschlüssen, 
über deren Ausgestaltung natürlich in den nächsten 
Monaten gesprochen werden muß. Es besteht also 
heute noch die Möglichkeit einer Weichenstellung, 
und diese Chance — diesen Appell möchte ich an die 
Bundesregierung richten — sollte unbedingt genutzt 
werden. Dafür gibt es leider kein Patentrezept, Herr 
Bundesminister; ich bestätige Ihre Auffassung. Eine 
sinnvolle EWG-Milchpolitik kann nur aus einer Viel-
zahl aufeinander abgestimmter Maßnahmen be-
stehen, deren Zweckmäßigkeit immer wieder, Jahr 
um Jahr, überprüft werden muß. Ich möchte Sie in 
diesem Hause nicht mit technischen Einzelheiten 
langweilen, ich gestatte mir nur, auf einige Fakten 
hinzuweisen, die zum Verständnis dieses äußerst 
schwierigen Problems — schwieriger als das Pro-
blem bei Kohle und Stahl — notwendig sind. 

In der Antwort der Regierung wird unsere Ver-
mutung bestätigt, daß es nicht in erster Linie der 
Produktionszuwachs ist, der zu Bedenken Anlaß 
gibt, sondern der Anstieg der Molkereianlieferung. 
Wir haben zur Zeit eine Differenz zwischen Produk-
tion und Anlieferung von 20 Millionen t Vollmilch. 
Das ist mehr als ein Drittel der gesamten EWG-
Milcherzeugung. Mindestens die Hälfte dieser 
Menge geht heute als Vollmilch in den Futtertrog. 
Die Verfütterung bringt aber in jedem Fall den 
schlechtesten Erlös. Naturgemäß sind deshalb die 
Landwirte bestrebt, auch diese Milch an die Mol-
kerei abzuliefern. Soweit sich das in einer organi-
schen Weise entwickelt, ist dagegen nichts einzu-
wenden. Bedenklich aber scheint mir, daß das EWG-
Milchkonzept so, wie es heute aussieht, Tausende 
von Betrieben geradezu zwingen wird — insbeson-
dere in Frankreich —, mehr Milch als bisher zur 
Molkerei zu bringen; denn dafür erhalten sie einen 
sicheren Erlös, selbst dann, wenn aus dieser Milch 
nur Interventionsbutter hergestellt werden kann. 
Außerdem bekommen sie für jedes Kilogramm zu-
rückgenommener Magermilch einen Zuschuß von 
5,5 Pf. Die Annahme ist durchaus realistisch, daß 
sich der derzeitige Überschuß von 3 bis 3,5 Millio-
nen t auf diese Weise innerhalb von ein bis zwei 
Jahren auf 6 Millionen t Milch erhöht. Aus diesen 
6 Millionen t Milch können 270 000 t Butter herge-
stellt werden, die mit Sicherheit in der EWG nicht 
abzusetzen sind. 

Bei den derzeitigen Weltmarktbedingungen wird 
allein der Export dieser Butter — ohne Lager- und 
Verwaltungskosten — 1,35 Milliarden DM kosten, 
ein Betrag, der sich auf 1,7 Milliarden DM erhöht, 
wenn auch noch die Magermilch in Form von Mager-
milchpulver exportiert werden muß. Eine steigende 
Molkereianlieferung bedeutet natürlich auch höhere 
Magermilchprämien, und so läßt sich ohne Mühe 
ausrechnen, wann der Punkt gekommen sein wird, 

wo auch dem gutwilligsten Finanzminister die Puste 
ausgeht. 

Leider wird die Sache aber dadurch verschlimmert, 
daß ein Export nur in sehr begrenztem Umfang mög-
lich ist, weil es an Käufern fehlt. Nach Lage der 
Dinge ist es völlig überflüssig, sich für die nächsten 
Jahre Hoffnungen — ich sage: Hoffnungen — auf 
einen nennenswerten Export zu kommerziellen Be-
dingungen zu machen. Der milchwirtschaftliche 
Außenhandel der EWG wird sich auf den Austausch 
von Spezialitäten beschränken. Alle Länder haben 
ihre Märkte in der Welt abgeriegelt. Dazu gehören 
auch die so liberalen Vereinigten Staaten von 
Amerika, die ihren Erzeugern — das möchte ich 
Ihnen doch einmal sagen — einen Milchpreis sichern, 
von dem die Bauern in der EWG nur träumen kön-
nen. 

Die geringe Nachfrage auf dem Weltmarkt und das 
Dumping der Ostblockländer haben den Weltmarkt-
butterpreis jetzt schon auf die Hälfte des Preises 
heruntergedrückt, den die am billigsten produzie-
renden Länder in der Welt verlangen müssen. Wenn 
nun auch noch die EWG-Länder als Anbieter auf-
treten, und zwar in Mengen, die dem gesamten 
Jahresexport Neuseelands und Australiens entspre-
chen, dann ist an einen Verkauf überhaupt nicht 
mehr zu denken. 

Von welcher Seite man auch immer die Sache 
ansieht — es ist einfach ein Gebot der praktischen 
Vernunft, nichts unversucht zu lassen, um die Über-
schüsse im Gemeinsamen Markt so gering wie mög-
lich zu halten. 

Aus der Antwort des Herrn Ernährungsministers 
auf die Große Anfrage könnte man den Eindruck 
gewinnen, daß die Bundesregierung einen weiteren 
Druck auf die Preise als Ultima ratio ansieht. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Es wird dort erklärt, man müsse mit einer beschleu-
nigten Zunahme der Molkereianlieferung rechnen, 
und dann heißt es weiter: 

Um einer aus dieser Entwicklung entstehenden 
Tendenz von Überschüssen bei Butter und 
Magermilchpulver und einer dadurch beding-
ten Kostensteigerung in der EWG entgegen-
zuwirken, wird das Preissystem geringere Er-
löse für diese. Erzeugnisse vorsehen müssen. 

So weit das Zitat. Man muß nicht unbedingt ein 
Experte in Milchfragen sein, um beurteilen zu kön-
nen, daß das darauf hinausläuft, alle Erzeugererlöse 
im Bereich der Milch zu reduzieren. 

Meine Damen und Herren, aus Milch kann man 
aber nicht nur Butter und Magermilchpulver her-
stellen. Diese beiden Produkte bringen heute den 
niedrigsten Erlös. Die Milchwirtschaft wird also 
bestrebt sein, andere Erzeugnisse zu verkaufen. 
Nachdem nun aber auch die EWG inzwischen bei 
Käse zum Selbstversorger geworden ist, werden 
sich die Käsepreise ganz automatisch nach den Prei-
sen für die beiden Stützungsprodukte orientieren. 
Zu allem Überfluß sorgt die Automatik des EWG-
Systems auch noch dafür, daß der Trinkmilchpreis 
dieser Entwicklung folgen muß. 
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Wenn das Debakel verhindert werden soll, wird 

man auch noch einige andere Vorschläge in die Prü-
fung einbeziehen müssen. In diesem Zusammenhang 
scheint es mir der Überlegung wert zu sein, den 
Butterinterventionspreis zu regionalisieren und die 
Magermilchprämie zu senken, gleichzeitig aber die 
Preise der mit Magermilchpulver konkurrierenden 
Eiweißfuttermittel anzuheben. Für die Erzeuger 
wäre eine solche Lösung erträglicher als ein glo-
baler Preisrückgang. 

Meine Damen und Herren, sollte es. sich heraus-
stellen, daß sich die Verwendung der Stützungs-
mittel für Magermilch nicht einwandfrei kontrollie-
ren läßt, müßte erwogen werden, die Prämien auf 
die getrocknete und besonders gekennzeichnete 
Magermilch für Futterzwecke zu beschränken. Diese 
Forderung läßt sich im Interesse der Steuerzahler 
sicher vertreten. Es gehört wenig Phantasie dazu, 
sich vorzustellen, wie die Öffentlichkeit reagieren 
würde, wenn sie eines Tages erfährt, daß erheb-
liche Mittel in die falschen Kanäle geflossen sind, 
weil man es den Begünstigten zu leicht gemacht hat. 
Eben weil man nicht in jede Molkerei einen Poli-
zisten stellen kann, ist die Gefahr nicht von der 
Hand zu weisen, daß die Milchanlieferung auf dem 
Papier noch schneller zunimmt als in Wirklichkeit. 

Die übrigen Maßnahmen, die in der Antwort des 
Herrn Bundesernährungsministers aufgezählt sind, 
finden im Grundsatz unsere Zustimmung. Allerdings 
glauben wir, daß noch erläutert werden sollte, Herr 
Bundesminister, an welche Maßnahmen zur Steige-
rung des Butterverbrauchs und an welche Maßnah-
men zum Abbau von preislichen Anreizen zur But-
terproduktion eigentlich gedacht ist. Mit einer Er-
höhung des Fettgehalts in der Trinkmilch wird auch 
der Verbraucher einverstanden sein; denn das be-
deutet nicht nur eine objektive Qualitätsverbesse-
rung, sondern damit verbessert sich auch der Ge-
schmack. Damit kann ohne Zweifel ein Beitrag zur 
Lösung des Milchfett-Problems geleistet werden, 
aber eben nur e i n Beitrag, mehr auch nicht. 

Wenn wir der Milch etwas mehr von ihrem natür-
lichen Fett belassen, dann können wir damit die 
Butterproduktion in der Gemeinschaft um höchstens 
50 000 t verringern. Das ist eine ganze Menge; aber 
es reicht bei weitem noch nicht aus, um damit die 
Überschußsituation zu beseitigen. 

In dem Katalog der Bundesregierung wird außer-
dem eine bessere Bewertung des Milcheiweißes ge-
nannt. Auch darüber wird man diskutieren können. 
Allerdings muß man sich natürlich darüber im kla-
ren sein, daß sich der strukturelle Überschuß der 
sechs EWG-Länder zur Zeit nicht nur auf 100 000 t 
Butter beschränkt, sondern daß dazu noch minde-
stens 130 000 t Magermilchpulver kommen, die sich 
auch nur mit erheblichen Exportzuschüssen expor-
tieren lassen. 

Es bedeutet keine Kritik an den Ausführungen 
des Ernährungsministers, wenn ich hier feststelle, 
daß die genannten Maßnahmen nicht ausreichen 
werden, um den Anstieg der Milchverarbeitung er-
heblich zu bremsen. Erst recht genügen sie aber 
nicht, um einen Erzeugerrichtpreis von 39,3 Pf zu 
erwirtschaften. Dieser Preis ist und bleibt — Herr 

Bundesminister, Sie entschuldigen die Wiederho-
lung dessen, was mein Kollege Welslau gesagt hat 
— eine Utopie. Sie erinnern sich, ich sprach in die-
sem Hause schon einmal von einer Fata morgana. 
Ich kann nur bedauern, daß die vorige Bundesregie-
rung das nicht offen zugegeben hat. Ich möchte hier 
niemanden zu nahe treten. Es war aber einfach 
nicht in Ordnung, zu erzählen, ein durchschnitt-
licher Milcherlös von 39,3 Pf ab Hof sei realisierbar. 
Man muß sich doch einmal in die Lage eines Land-
wirts versetzen, der einer solchen Zusage vertraut, 
darauf seine Investitionen aufbaut und dann sieht, 
daß das gar nicht in Ordnung geht. Wer heute sagt, 
daß das vor einem Jahr nicht vorauszusehen war, 
war einfach falsch beraten. Die Sachverständigen 
hatten das damals schon längst erkannt. 

Ich möchte Sie im folgenden nicht weiter mit kom-
plizierten Kalkulationen ermüden. Eines ist aber 
sicher: Wer immer noch behauptet, daß die derzeiti-
gen Instrumente der EWG-Milchmarktordnung und 
die dafür vorgesehenen Mittel ausreichten, um 
einen höheren Nettoerlös ab Hof als 37 bis höch-
stens 371/2 Pf in der Bundesrepublik zu erwirtschaf-
ten, macht entweder sich oder seinen Hörern etwas 
vor. Selbst um das eben genannte Niveau wird 
noch hart gerungen werden müssen. Die höchsten 
Anstrengungen der Milchwirtschaft werden notwen-
dig sein, um diesen von mir genannten Preis zu er-
reichen. Es ist gar keine Frage, daß dieser Preis aus 
der Sicht der deutschen Erzeuger bei unserem all-
gemeinen Kostenniveau als unzureichend bezeich-
net werden muß. Es wird deshalb zu den Aufgaben 
einer künftigen europäischen Milchpolitik gehören, 
den gemeinsamen Realpreis zu verbessern. Im 
Augenblick aber kommt es in erster Linie darauf 
an, einen weiteren Rückgang der Realpreise zu ver-
hindern. Es gilt weiter, den deutschen Marktanteil 
so gut wie möglich zu verteidigen. Das allein erfor-
dert schon gewaltige Anstrengungen. 

Meine Damen und Herren, die Verhandlungen in 
Brüssel werden in den  nächsten Wochen außer-
ordentlich schwierig sein. Dabei wird es zu der 
besonderen Aufgabe der deutschen Delegation ge-
hören, den Tendenzen entgegenzuwirken, die darauf 
hinauslaufen, statt eines gemeinsamen Milch-
marktes einen Verdrängungswettbewerb der einen 
Milchwirtschaft gegen die andere zu organisieren. 
Das läßt sich aber nur mit einer offensiven und 
nicht mit einer defensiven Politik erreichen. 

Unter diesem Gesichtspunkt ist z. B. auch das 
Problem der Einzugs- und Absatzgebiete zu sehen. 
Was den Franzosen ihr Getreideerfassungssystem 
ist, das sind für uns die Einzugs- und Absatzgebiete 
unserer Molkereien. Das ist Geschichte. Das ist Tra-
dition. Das hat auch einen guten Sinn und Zweck 
gehabt. Das deutsche  System der Einzugs- und Ab-
satzgebiete — das kann nicht geleugnet werden  — 
hat  unbestreitbar eine ganze Reihe vor Vorteilen, 
die allerdings — und das darf nicht verschwiegen 
werden — auch mit erheblichen Nachteilen ver-
bunden sind. Ich möchte es  mir  versagen, auf die 
Frage einzugehen, weshalb man es eigentlich in der 
Vergangenheit nicht fertiggebracht hat, diese Nach-
teile wieder ein bißchen zu mindern. Es dient z. B. 
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weder den realen Interessen der Landwirtschaft im 
ganzen noch den Interessen der Verbraucher im 
ganzen, mit Hilfe regionaler Monopole eine Pro-
duktion zu fördern, die erstens zu teuer ist und 
zweitens nicht gerade die beste Trinkmilch hervor-
bringt. 

Aber nicht dieser Nachteile, sondern der Vorteile 
wegen wird man zugeben müssen, daß es nicht 
möglich ist, die deutsche Regelung von einem Tag 
zum andern abzuschaffen. Das hat auch .die Kom-
mission in Brüssel eingesehen. Ich bin darüber 
unterrichtet, daß der neue Marktordnungentwurf 
für Milch eine Übergangsklausel enthalten wird, die 
eine Beibehaltung der Einzugs- und Absatzgebiete 
mindestens für ein Jahr ermöglicht. Das ist ver-
nünftig und ist zu begrüßen. In dieser Zeit muß 
sich die Milchwirtschaft umstellen. Das wird mit 
Hilfe eines Marktstrukturgesetzes nach Drucksache 
V/1544 auch zu erreichen sein. Es scheint mir  die 
richtige Intention von morgen zu sein,  die  tra-
ditionellen Lieferbeziehungen nicht durch eine Un-
zahl von privatwirtschaftlichen und privatrecht-
lichen Liefervertragen, sondern durch ein sinnvolles 
Neues zu ersetzen. Hätten Sie schon vor zwei Jah-
ren unserem Entwurf zur Marktstrukturverbesse-
rung zugestimmt, dann würde uns das alles heute 
leichter fallen. Ich freue mich,  daß ich mich neuer-
dings  in ehrenwerter Gemeinschaft mit einigen 
Koalitionskollegen befinde. Diese agrarpolitische 
Zuneigung, die sich da anbahnt, nehmen wir in 
aller Bescheidenheit, aber auch mit Selbstbewußt-
sein als Kompliment zur Kenntnis. 

(Beifall bei der SPD.) 

Jetzt drängt natürlich die Zeit, und das muß der 
Milchwirtschaft ganz nüchtern und ;hart gesagt wer-
den. Diese Umstellung muß von der Wirtschaft 
selbst durchgeführt werden. Ebenso wie die Wirt-
schaft überfordert wäre, wenn man ihr zumutete, 
nur Agrarpolitik zu treiben und Agrarprobleme zu 
lösen, ist es vom Staat zuviel verlangt, wenn man 
erwartet, daß .er der Wirtschaft Entscheidungen ab-
nimmt, die sie selber treffen kann. Mann muß der 

 Milchwirtschaft sagen — ich wiederhole das —, daß 
eine Beibehaltung der Einzugs- und Absatzgebiete 
auf längere Sicht überhaupt keine Chance hat und 
daß die  Erfüllung von Forderungen nach einer wei-
teren Verlängerung nur mit anderen Zugeständ-
nissen möglich sein wird, und die können für uns 
sehr teuer werden. Beschränkungen des Wett-
bewerbs sind und bleiben der Todfeind der Ge-
meinschaft. Wenn einige Professoren behaupten, 
daß die Beibehaltung der Einzugs- und Absatz-
gebiete rechtlich zulässig sei, dann ist damit noch 
lange nicht gesagt, daß das auch praktisch möglich 
und erwünscht ist. 

Hat man sich denn eigentlich überlegt — ich 
sage das, weil die Berufsverbände so sehr danach 
schreien —, daß nicht nur die Milchwirtschaft der 
anderen EWG-Länder bei uns ihre Produktion ab-
setzen will, sondern daß auch unsere Milchwirtschaft 
nach neuen Kunden suchen muß? Hat man aber auch 
daran gedacht, daß wir bei bestimmten Erzeugnissen, 
z. B. bei der sogenannten H-Milch und bei der H-
Sahne, über einen Vorsprung verfügen, den nur wir 

nützen können und mit dem wir möglichst rasch auf 
den Märkten der EWG Fuß fassen müssen? Es ist 
unlogisch, zu erwarten, daß die Partnerländer uns 
ihre Märkte öffnen, wenn wir einen Teil unseres 
Marktes aus grundsätzlichen Erwägungen geschlos-
sen halten. 

Unlogisch erscheint es mir auch, ausgerechnet die-
sen Teil der deutschen Trinkmilchmarktordnung her-
auszugreifen und ein anderes Element dieser deut-
schen Regelung, nämlich die Preisspaltung, über-
haupt nicht zu erwähnen. Es geht darum, daß auf die 
Erzeugnisse des unelastischen Bedarfs — dazu ge-
hört vor allem die Trinkmilch — eine Abgabe er-
hoben wird, um damit den Erlös für die sogenannte 
Werkmilch, also für Butter und Käse, zu stützen. Die 
Behauptung, daß eine solche Regelung in Brüssel 
nicht durchzusetzen wäre, ist nicht mehr aufrecht-
zuerhalten. Die Vereinigung der europäischen Milch-
wirtschaft, Assilec genannt, in der sämtliche priva-
ten und genossenschaftlichen Molkereien im Ge-
meinsamen Markt vertreten sind, hat sich in einer 
umfangreichen Stellungnahme ausdrücklich für eine 
solche Lösung ausgesprochen, falls ein vernünftiger 
Richtpreis anders nicht erreicht werden kann. In 
einer Stellungnahme heißt es — ich zitiere —: 

Um die Festsetzung eines zu niedrigen Richt-
preises zu vermeiden, kann sich die europäische 
Milchwirtschaft unter bestimmten Bedingungen, 
und wenn es notwendig erscheint, an der Reali-
sierung des Richtpreises beteiligen, und zwar 
durch eine Abgabe auf die Erzeugnisse, deren 
Nachfrage unelastisch ist. 

Das ist ein Wort! 

(Zuruf von der FDP: Saure Milch!) 

Ist diese Preisspaltung bereits gründlich geprüft 
worden? Ich würde den Herrn Bundesminister bitten, 
diese Frage durch seine Mitarbeiter noch einmal 
ganz gründlich prüfen zu lassen. Nach meinem Dafür-
halten sollte es nicht unmöglich sein, diese Frage bei 
den Beratungen in Brüssel aufzuwerfen. Das wird in 
Brüssel vielleicht auf mehr Sympathie stoßen als die 
Verlängerung der Regelung über die Einzugs- und 
Absatzgebiete bis zum Jahre 1970. Von der Sache 
her besteht kein vernünftiger Grund, diese Abgaben-
regelung abzulehnen. Diese Lösung ist für alle Teile, 
vor allen Dingen auch für die Erzeuger und für die 
Steuerzahler, weit weniger kostspielig als ein zu-
sätzlicher Preisdruck und eine zusätzliche Ausgaben-
erstattung zu Lasten des Fonds. Auch die Verbrau-
cher würden nicht unnötig belastet. Wenn die Orga-
nisation der deutschen Landwirtschaft allerdings der 
Meinung sein sollte, sie hätten davon keinen Vor-
teil, dann wäre die Frage zu stellen, ob sie etwa an-
nehmen, daß bei einem allgemein sehr stark ge-
drückten Werkmilchpreis der Trinkmilchpreis auf die 
Dauer gehalten werden kann. 

Damit ist die Skala der möglichen Steuerungs-
maßnahmen noch nicht erschöpft. Man wird z. B. auch 
über die Vorschriften über die Qualität der Anliefe-
rungsmilch reden müssen. Eine bessere Qualität wird 
— das zeigen die Erfahrungen der Vereinigten Staa-
ten — vom Verbraucher durchaus honoriert. Das be-
ginnt schon bei der Fütterung. Sehr ärgerlich sind 
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doch die Folgen eines sogenannten Rationalisie-
rungseffektes, die kein vernünftiger Landwirt gut-
heißen kann. Ich meine damit den Einsatz bestimm-
ter ölhaltiger Futtermittel, die nicht nur zu einer un-
sinnigen Steigerung der Butterproduktion führen, 
sondern auch die Qualität der Butter verschlechtern. 
Ob ein Verbot der Ölsaatenexpeller als Bestandteil 
von Futtermitteln über ein bestimmtes Maß hinaus 
auf die Dauer ausreichen wird, ist sehr zweifelhaft. 
Man sollte deshalb prüfen, ob es nicht zweckmäßiger 
ist, diese genannten Futterkomponenten in die EWG-
Fettmarktordnung einzubeziehen. 

Keine von den vielen genannten Maßnahmen 
stellt ein Patentrezept dar. Damit ist wirklich nicht 
der Stein der Weisen gefunden. Die überall zutage 
tretenden Vorschläge zur Lösung der Milchprobleme 
sind sehr, sehr zahlreich. Erst heute haben sich die 
Verbraucherverbände  in  der Bundesrepublik dazu 
geäußert, und zwar mit teils ganz beachtlichen An-
merkungen zur Qualitäts- und Absatzfrage. 

(Abg. Bauer (Wasserburg) : Dazu werde ich 
noch etwas sagen!) 

Nun, keiner dieser Vorschläge kann das Über-
schußproblem mit einem Schlag beseitigen. Mit 
einer sinnvollen Kombination lassen sich zumindest 
aber die größten Flurschäden verhindern. Die Aus-
wirkungen für Erzeuger, Verbraucher und Steuer-
zahler lassen sich dann vielleicht in tragbaren Gren-
zen halten. Ich glaube, wir können der deutschen 
Landwirtschaft mit gutem Gewissen versichern, daß 
wir nichts unversucht lassen, um ihr zu einem ange-
messenen Erlös zu verhelfen. Alle Zusagen darüber 
hinaus sind nicht zu verantworten. 

Diejenigen, die erklärt haben, die Milchprämie 
des Bundes werde bis 1970 unverändert fortgezahlt 
und die deutsche Milchmarktordnung werde bis da-
hin gelten, dürften inzwischen erkannt haben, welche 
verheerenden Wirkungen solche Parolen in den 
Köpfen vieler angerichtet haben. Diese meine War-
nung gilt auch für jene Leute, die da immer be-
haupten, dieser Richtpreis für Milch sei ein halber 
Festpreis und sei ohne besondere Schwierigkeiten 
zu erreichen. 

(Zuruf von der FDP: Wer behauptet das?) 

Ein gesunder Realismus, meine Damen und Her-
ren, auch Sie von der FDP, bedeutet doch nicht, daß 
wir in der EWG freiwillig und leichtfertig auf irgend-
welche Positionen verzichten oder natürliche Interes-
sen preisgeben. Das können Sie doch auch Minister 
Höcherl nicht nachsagen. Nur eines müssen wir tun: 
wir müssen mit Ehrlichkeit gegenüber der Land-
wirtschaft und der Öffentlichkeit handeln. 

Gestatten Sie mir dazu noch einen letzten Hinweis. 
Er geht an die Adresse des Herrn Ministers. Bei 
einem Sachverständigengespräch, Herr Bundesmi-
nister, Mitte dieses Jahres haben Sie nach einem 
Protokoll folgendes erklärt: 

Bei Milch besteht demnach unter den augen-
blicklichen Bedingungen eine ausweglose Situa-
tion. Wenn in Anbetracht der Lage keine ein-
schneidende Änderung der Bedingungen vorge-
nommen wird, steht zu befürchten, daß nach 
einem kurzen Milchfrühling im nächsten Jahr 

ein Zusammenbruch erfolgt, der die gesamte 
Agrarkonzeption der EWG gefährdet, weil die 
Regierungen und die Steuerzahler nicht bereit 
und in der Lage sind, die entsprechenden Mittel 
in der Milchmarktordnung aufzubringen. 

Ich finde das sehr treffend und richtig. Leider habe 
ich diese eindringliche Darstellung in Ihrer Antwort 
auf unsere Große Anfrage vermißt. 

Ich vermag einfach nicht einzusehen, was die 
Bundesregierung hindern kann, die Lage so darzu-
stellen, wie sie nun einmal ist. Wenn das schon in 

 der Vergangenheit nicht geschehen ist, dann ist 
das für uns heute kein Maßstab. Die Bundesregie-
rung, aber auch wir alle in diesem Hause haben 
die verdammte Pflicht und Schuldigkeit, dem Men-
schen in der Landwirtschaft das zu sagen, was ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Der Nebel in den Gehirnen ist gefährlicher als der 
auf der Straße. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Schmidt (Gellersen), gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Dorn? 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Bitte sehr! 

Dorn (FDP) : Herr Kollege Schmidt (Gellersen), 
darf ich Sie so verstehen, daß Sie meinen, die Bun-
desregierung habe heute in der Sachfrage nicht so 
geantwortet, wie es mit den Realitäten überein-
stimmen müßte? 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Doch, die Bun-
desregierung hat die gestellten Fragen ganz kon-
kret, nüchtern und richtig beantwortet. Das habe ich 
schon zweimal gesagt. Ich hätte nur den Wunsch 
gehabt, daß sie die Situation noch realer und auch 
in diesem Hause noch klarer und härter dargestellt 
hätte. Das habe ich nur gesagt. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluß. 
Lassen Sie mich noch zwei Anmerkungen machen. 

Wir befassen uns hier im Grunde mit einer Ma-
terie, die manchem außerhalb, aber auch innerhalb 
dieses Hauses, als lästig erscheinen mag. Aber es 
geht hier wie bei Kohle und Stahl um Menschen, um 
10% der Erwerbstätigen. Es geht um die Existenz 
dieser Menschen. Wir werden bald einiges davon zu 
spüren bekommen, wie die Existenzangst auch auf 
dem Lande um sich greift. 

Über den geistigen und politischen Standort der 
Menschen auf dem Lande wird oft orakelt. Hervor-
ragende Persönlichkeiten versuchen sich in der Be-
stimmung dieses Standorts. Sind diese Menschen auf 
dem Lande demokratisch oder radikal, liberal oder 
national, fortschrittlich oder konservativ? Meine 
Damen und Herren, die Kategorien, die ich gerade 
genannt habe, passen nicht einmal mehr in die so-
ziologischen Anfangssemester. So einfach ist das 
nun eben nicht. Wäre es anders, dann wäre auch die 
Agrarpolitik ein einfaches Geschäft. Ich glaube über-
haupt nicht, daß sie ein Geschäft ist. Sie ist leider 
eine schwierige und leidige Sache. 
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Ich weiß vielmehr, daß diese Menschen auf dem 

Lande — ich kenne sie zu gut — aufgewacht sind, 
wie es manche andere noch nicht sind, daß sie kri-
tisch sind und daß sie Fragen stellen. Auf diese Fra-
gen wollen sie eine Antwort haben, und zwar heute, 
jetzt. Sie wollen nicht in die Kategorien vergangener 
Zeiten eingeordnet werden. Aber diese Auseinan-
dersetzung haben wir noch vor uns, wahrscheinlich 
im kommenden Jahr. 

Zum anderen. Wir stoßen — das hat mein Freund 
Welslau bei der Begründung der Großen Anfrage 
deutlich gemacht — besonders in den Bereichen der 
strukturellen Überproduktion an die Grenzen der 
bisherigen Agrarpolitik. Ich will das hier ganz ge-
wiß nicht als einen Mangel darstellen. Dieser ge-
waltige Produktivitätsfortschritt, der in unserer 
Agrarwirtschaft im letzten Jahrzehnt erzielt worden 
ist, der jetzt allen so sichtbar ist und deutlich wird, 
ist das hart errungene Ergebnis der Arbeit der Men-
schen auf dem Lande. Das hat unternehmerischen 
Mut verlangt bei all den vielfältigen Investitionen, 
die der Umstellungsprozeß erforderlich machte, und 
das ist dem unermüdlichen Arbeitseinsatz insbeson-
dere der Betriebsleiter zu danken, die nicht nach 
Urlaub und geregelter Freizeit fragen können, wo 
in anderen Bereichen die 40-Stunden-Woche bereits 
selbstverständlich geworden ist. Das zur Klarstel-
lung. 

Doch Agrarpolitik wird nicht ausschließlich von 
der und für die Agrarwirtschaft gemacht. Sie ist ein-
zuordnen in die wirtschaftlichen, gesellschaftlichen 
und politischen Erfordernisse der Gesamtheit und 
unserer Zeit. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn Mangel und Not herrschen, dann ist Agrar-
politik leicht. Produktionssteigerung ist dann das 
einzige Ziel dieser Politik, und staatliche Förde-
rungsmaßnahmen sind einzig auf dieses Ziel abzu-
stellen. 

(Zuruf des Abg. Ertl.) 

— Heute, Herr Kollege Ertl, ist das anders. Die 
Grenzen der bisherigen Agrarpolitik werden von 
Tag zu Tag deutlicher. Die Konzeption der bisherigen 
Politik muß neu durchdacht und überprüft werden. 
Da gehe ich mit dem Bundesfinanzminister völlig 
einig, der aus dem Zwang zur Ordnung der öffent-
lichen Finanzen zu dieser Schlußfolgerung gekom-
men ist. 

Die Äußerungen Mansholts erscheinen mir als eine 
Flucht nach vorn. Wir dürfen uns nicht etwa — das 
will ich bei dieser Gelegenheit sagen — die Ge-
samtheit der agrarstrukturellen Maßnahmen aus 
den nationalen Händen nehmen lassen. Dazu ist das 
Zusammenwachsen so unterschiedlicher Agrarwirt-
schaften ein zu langwieriger und schwieriger Prozeß. 
Und der von dem deutschen Steuerzahler finanzierte 
Verdrängungswettbewerb darf nicht stattfinden. Er 
muß verhindert werden. Das ist Aufgabe der deut-
schen Delegation. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir müssen jetzt schnell den Weg zu einer 
neuen rationalen EWG-Agrarpolitik finden, die auch  

in den Zeiten des Überflusses dem Erzeuger ein an-
gemessenes Einkommen und dem Verbraucher die 
beste Versorgung zu vertretbaren Preisen garan-
tiert. Das alles muß auch für die Finanzminister in 
erträglichen Grenzen gehalten werden. 

Meine Damen und Herren, am Ende der heutigen 
Debatte werden wir feststellen können, ob alle 
Beiträge, die hier geleistet werden, dieser Notwen-
digkeit eines Beitrags zu einer neuen Politik Rech-
nung getragen haben. Aber das wird wohl nach Lage 
der Dinge kaum zu erwarten sein. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der 
CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat  der 
 Abgeordnete Ertl. 

Ertl (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nach dieser in der Quantität sicherlich un-
übertreffbaren Rede des Kollegen Schmidt möchte ich 
nur feststellen: Bei der SPD ist offensichtlich die Luft 
raus und die Milch sauer. 

(Sehr gut! bei der FDP. — Lachen und Zu

-

rufe von der SPD.) 

Das, Kollege Schmidt, muß man jenen sagen, die 
andere Leute qualifizieren wollen und selbst im 
Glashaus sitzen. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Für uns war aber manches interessant, Kollege 
Schmidt. Wenn ich Ihre Ausführungen jetzt mit 
denen des Kollegen Bauknecht vergleiche, frage ich 
mich: Wer unterstützt denn überhaupt noch die Kon-
zeption dieser Regierung? Wer ist denn noch dafür? 
Sie sind doch alle dagegen! 

(Beifall bei der FDP.) 

Sie haben uns einmal gesagt, wir seien Opposition 
in der Koalition. Dazu kann ich nur sagen: hier 
gibt es nur noch eine Opposition, die Opposition der 
Koalition gegen eine Regierung. Das muß ich hier 
einmal sagen. 

(Beifall bei der FDP. — Zuruf von der SPD: 
Herr Ertl, die Praxis wird es beweisen!) 

— Ja, bitte sehr, ich habe Sie hoffentlich nicht falsch 
verstanden, oder Sie haben sich vielleicht alle falsch 
ausgedrückt; mit „Sie" meine ich den Kollegen Bau-
knecht oder den Kollegen Schmidt. Kollege Schmidt 
hat ja lange genug über die Milch geredet und da-
bei immer festgestellt, daß hier „Nebel" sei. Was 
heißt denn das? — Nebel ist doch nicht etwas 
Imaginäres! Wer hat denn die 39 Pf versprochen? — 
Die  hat doch der Herr Minister versprochen. Da 
sagt man immer: irgendwer habe es versprochen. 
Nein, man sollte die Dinge beim Namen nennen und 
sollte nicht so tun, als ob. Darum geht es doch. Das 
ist nicht klar und ist auch gar nicht wahr. Das wollen 
wir einmal feststellen, und das sei einmal in aller 
Deutlichkeit vorweg gesagt. 

Lieber Kollege Schmidt, Sie haben sich dann auch 
— und das ist natürlich Ihr gutes Recht — mit der 
Oppositionsrolle der FDP befaßt. Wir geben zu, daß 
wir auch in Zeiten der Koalition mit der CDU/CSU 
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Motor in der Agrarpolitik gewesen sind. Darauf 
sind wir stolz. 

(Beifall bei der FDP. — Zurufe von der SPD.) 

Das geben wir gerne zu. Wir sind so selbstlos 
gewesen, obwohl uns die Bauern das nicht honoriert 
haben. Das, was jetzt allerdings mit dieser Regie-
rung los ist, kapieren die Bauern schon. Sie wissen, 
was sie da zu erwarten haben. Das ist dann ein 
Fortschritt, und das werden wir bei den nächsten 
Wahlen dann schon sehen. 

(Beifall bei der FDP. — Lachen und Zurufe 
von den Regierungsparteien. — Zuruf des 

Abg. Dröscher.) 

— Na ja, Kollege Dröscher, wir werden uns noch 
darüber unterhalten. Sie haben ja gerade ihren Buß- 
und Bettag in Godesberg gehabt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP. — 
Lachen und Zurufe von der SPD.) 

Sie wissen das genau, Sie, Herr Dröscher, ganz 
besonders; Sie sind ja der Apostrophierte, der von 
Wehner an die Leine Genommene, und das wer-
den auch die Wähler wissen. 

(Abg. Dröscher: Wenn Sie so weitermachen, 
wandern Sie noch nach ganz rechts! — 

Weitere Zurufe von der SPD.) 

— Na ja, wissen Sie, Herr Dröscher, Sie waren 
schon einmal ganz rechts. Aber, mein Gott, es gibt 
Leute, die gehen schon einmal von rechts nach ganz 
links und drehen sich sehr gern im Kreis; aber wo 
sie stehen, das müssen wir ihnen überlassen. 

Ich will Ihnen einmal etwas sagen, Herr Kollege 
Schmidt: Ich möchte nicht auf die Rolle der SPD in 
der Opposition eingehen; aber hier liegt ein schö-
nes Dokument — wir haben nämlich auch Archive, 
Kollege Schmidt —, ein Protokoll über den dritten 
Tag beim Parteitag in Karlsruhe 1964. Da hat der 
Kollege Schmidt gesagt: 

Aber es geht nicht nur um die Frage der 
Getreidepreise. Sie spielen bestimmt nicht die 
Rolle, die man ihnen immer zumißt. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

— Ja, das hat er gesagt. Und die Käte Strobel  — 
die  Frau Bundesminister von heute — hat gesagt: 

Liebe Genossinnen und Genossen! Ich bin in 
der unangenehmen Lage, meinem Freund Mar-
tin Schmidt widersprechen zu müssen. 

(Heiterkeit bei der FDP. — Zurufe von der 
Mitte und von der SPD.) 

Und dann hat sie den Martin Schmidt herunter

-

gebuttert. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP.) 

Und dann kam der Professor Genosse Schiller, der 
sagte: „Genossinnen und Genossen! Ich kann in allen 
Punkten die Käte Strobel bestätigen." — Na, und 
wissen Sie, was das war? Das war Agrarpolitik in 
einer Form, bei der man auf die Landwirtschaft nicht 
Rücksicht nimmt. Darum ging es, und das war es, 
was Sie in der Opposition nicht wirksam gemacht 
hat, leider zum Nachteil der deutschen Landwirt- 

schaft. So mußten wir damals für Sie stellvertretend 
in der Koalition einspringen. 

(Beifall bei der FDP. — Zuruf von der 
Mitte: Sie haben es doch immer schwer! — 
Lachen bei der SPD. — Zuruf von der SPD: 

Witzbold!) 

— Wissen Sie, es ist wenigstens gut, daß die SPD 
mit mir noch etwas zu lachen hat; mit sich selber 
kann sie sicherlich schon nimmer lachen. Da ist ihr 
das Lachen vergangen, zumindest mit ihren Partei-
freunden. Das ist bei mir noch etwas anders. 

Der Kollege Bauknecht hat heute ebenfalls eine 
phantastische Oppositionsrede gehalten. Er hat im 
Grunde bestätigt, daß die FDP recht hat, nämlich 
daß diese Regierung weder zielstrebig noch tatkräf-
tig politisch handelt, und zwar weder hier noch in 
Brüssel. Dafür danken wir ihm. Hier sind wir einer 
Meinung. Ich muß sagen, Kollege Bauknecht: Sie 
haben offensichtlich — nach Höcherl — einen Ehe-
bruch begangen; Sie hätten bei der alten Ehe blei-
ben müssen. Dann stände es um die Landwirtschaft 
besser. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir hatten heute die Freude und die Ehre, auch 
den Herrn Bundeskanzler zu hören. Er hat es so 
ähnlich gemacht wie der Fraktionsvorsitzende 
Schmidt bei den Bergarbeitern. Man könnte beinahe 
sagen: SPD-Schmidt-Bergarbeiter: Entdeckt das Herz 
für die Bergarbeiter! Wir freuen uns darüber. Wir 
wissen, daß man Politik ohne Herz nicht machen 
kann. Dafür entdeckt dann der Bundeskanzler das 
Herz für die Bauern. 

(Lachen und Zurufe von den Regierungs

-

parteien.) 

Herzhafte Worte, aber nicht politische Worte waren 
es — gemütvoll, wunderschön. Nun, Herr Bundes-
kanzler, Sie haben aber auch gesagt, daß Sie sich 
aktiv bemühen werden. Sie können sich darauf ver-
lassen: die Opposition wird Sie beim Wort nehmen. 
Hoffentlich geht es Ihnen nicht so wie Ihrem Vor-
gänger mit seinen Zusagen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Das sei Ihnen ins Stammbuch geschrieben, und wir 
werden hier das Wächteramt übernehmen. Es waren 
ja alles wunderschöne Worte, die hier gesagt wur-
den; nur die Tatsachen, die wurden nicht sosehr an-
gekündigt. Es wurde das schöne Wetter, die Lage 
und die Bäuerin — die darf natürlich nicht verges-
sen werden — — Kollege Ehnes, Sie wollten sicher-
lich etwas sagen? 

Ehnes (CDU/CSU) : Herr Kollege Ertl, Sie  sagen: 
 Hoffentlich geht es Ihnen, Herr Bundeskanzler, nicht 

so wie Ihrem Vorgänger. Meinen Sie damit Ihr 
Wahlplakat, wo Sie draufgeschrieben haben: „Wer 
Erhard will, muß FDP wählen"? 

(Anhaltende Heiterkeit und Beifall bei den 
Regierungsparteien.) 

Ertl (FDP) : Herr Kollege Ehnes, in der Psycho-
logie gibt es den Begriff „Erinnerungsverklärung". 
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Dann gibt es außerdem noch den Begriff eines per-
manenten Irrtums. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und der Freud

-

schen Fehlleistung!) 

Dem letzten — und der Freudschen Fehlleistung — 
sind Sie offensichtlich unterlegen. Denn sonst müß-
ten Sie wissen, daß die CSU im letzten Landtags-
wahlkampf den Erhard-Kopf so groß an jede Decke 
und Ecke gemalt hat, daß selbst ich beinahe der 
Meinung war, man muß CSU wählen, obwohl sie 
bereits das Messer wetzte, um Erhard abzuschießen, 
und das unter dem Motto: Wer CSU wählt, wählt 
Erhard! So war die Tatsache. Aber das haben Sie 
offensichtlich vergessen. 

(Beifall bei der FDP. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

— Da muß sich ja hier mal was rühren. 

(Heiterkeit. — Zuruf von der CDU/CSU: 
Das ist der Ernst der Sache!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Marquardt (SPD) : Herr Kollege Ertl, da Sie 
so ein Tatmensch sind und Taten sehen wollen, darf 
ich Sie in aller Bescheidenheit fragen, wo die Taten 
sind, die Sie landauf, landab versprochen und ange-
kündigt haben: Sie würden um jeden Preis den Ge-
treidepreis halten und Sie würden um jeden Preis 
ein Veredelungsschutzgesetz durchsetzen? Können 
Sie mir einmal sagen, wo die Taten sind? 

Ertl (FDP) : Verehrter Kollege Marquardt, dazu 
kann ich nur sagen, Sie haben offensichtlich die 
letzten Debatten alle nicht verfolgt. Sie hätten 
unsere Reden hier im Parlament hören müssen. 

 
(Zurufe von den Regierungsparteien: Reden! 

Reden! — Taten!) 

Daß dann eine Koalition zerbrochen ist und daß ein 
Bundeskanzler nicht in der Lage war, seine Zusagen 
zu halten, und daß eine SPD-Opposition dauernd 
unsere agrarpolitische Arbeit torpediert hat, das 
hat erst zu diesem Zustand geführt. 

(Beifall bei der FDP. — Zuruf von der SPD: 
Sie  hatten doch die Mehrheit!) 

Nun, meine sehr verehrten, wir haben uns gefreut 
über das, was der Herr Bundeskanzler gesagt hat, 
insbesondere auch über den Familienbetrieb. Das 
waren alles Worte, die man berücksichtigen muß. 
Aber uns wäre lieber gewesen, er hätte klar und 
deutlich gesagt: Wie wird er das Einkommen der 
Landwirtschaft sichern? Wie hält er es mit den ge-
setzlichen Verpflichtungen, die aus Landwirtschafts-
gesetz und EWG-Anpassungsgesetz da sind? Er ist 
doch schon dabei, zu ändern. 

Und, Herr Kollege Marquardt, Ihnen ins Stamm-
buch geschrieben: Es gibt nur eine Fraktion, die vor 
der dreifachen Negativkomponente gewarnt hat. 
Hier an diesem Platze habe ich es wiederholt ge-
sagt: Das Einkommen der Landwirtschaft wird ge-
senkt, die Verbraucherpreise werden eher erhöht  

als gesenkt, und obendrein zahlt der Steuerzahler 
drauf. Das ist eine dreifache Negativkomponente. So 
ist es hier gesagt worden. Das kann man nicht als 
erfolgreiche Politik verkaufen. Hier hätten Sie uns 
unterstützen müssen in  der Opposition und auch die 
CDU. Dann wäre der Getreidepreis in dieser Form 
nicht gesenkt worden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dröscher? 

Ertl (FDP) : Bitte! 

Dröscher (SPD) : Würden Sie uns sagen, was wir 
bzw. Sie nicht gemacht hätten? 

Ertl (FDP) : Das kann ich Ihnen sagen. Dann 
hätten wir den Vorschlag der FDP aufnehmen kön-
nen, die Agrarpreise erst im Jahre 1970 zu harmo-
nisieren. Das wäre ein großer Fortschritt gewesen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich kann auch noch mehr Auskunft geben. Es ist 
vielleicht ganz gut, wenn Sie die Wahrheit hier er-
fahren. 

Der Herr Bundesminister Höcherl hat sich heute 
bei den Antworten als zweifacher Fachmann be-
währt. Er hat sich zunächst als Bibelfachmann be-
währt. Er hat das Bibelzitat gebracht: Warum fragst 
du mich? Ich erinnere mich jetzt, daß dieses Wort 
Kain an Abel gesprochen hat. Ich hoffe nicht, daß 
er der Kain der deutschen Landwirtschaft werden 
will. Ich hoffe nicht, daß er das werden will. 

(Heiterkeit.) 

Aber es ist ihm auch ein Zweites hier gelungen. 
Er hat sich hier als ein Fachmann für Ehebruch be-
tätigt, als ein glänzender Fachmann. Ich habe eigent-
lich gedacht, für einen CSU-Mann sei es gar nicht 
möglich, so detaillierte Kenntnisse über Flirt und 
Ehebruch zu haben. Aber es scheint nun doch der 
Fall zu sein. Ich möchte ihm aber bezüglich der 
Koalitionsehe doch mitgeben, sich daran zu erin-
nern, daß Koalitionsehen meistens im ersten Jahr 
noch ganz gut funktionieren. Ab dann wird es 
problematisch. Dann beginnt auch die Zeit wechsel-
seitiger Ehebrüche. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Ehnes? 

Ehnes (CDU/CSU) : Herr Kollege Ertl, soll das 
eine Bestätigung sein, daß sich die CSU mehr in 
der Legalität bewegt? 

Ertl (FDP) : Ja, wissen Sie,  mit der  Legalität ist 
das so wie mit dem Grundgesetz unter dem Arm. 
Da habt ihr ja besondere Erfahrungen in der CSU, 
wie man außerhalb der Legalität steht. 

(Lachen bei den Regierungsparteien. — 
Heiterkeit rechts. — Abg. Dorn: Etwas 

außerhalb der Legalität!) 
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— Ja, ja, in der CSU gibt es unbestritten parlamen-
tarische Fachleute für solche Verhaltensweise. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Ertl, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Ott? 

Ertl  (FDP): Bitte! 

Ott (CDU/CSU) : Herr Kollege Ertl, Sie sprachen 
vorhin von dem ersten Jahr der Koalition. Sind Sie 
bereit, zuzugeben, daß eine Koalitionsehe, wie sie 
die Kleine Koalition war, die von Anfang an unter 
Erpressungen eines Koalitionspartners steht, sicher-
lich den Keim des Zerfalls in sich trägt? 

(Heiterkeit. — Lachen rechts. — Unruhe.) 

Ertl (FDP) : Also ich bin erstens nicht bereit, das 
zuzugeben, und zweitens müßten wir in puncto 
Erpressung von der CSU dann etwas gelernt haben! 

(Lachen bei den Regierungsparteien. — 
Anhaltende Unruhe.) 

Am 6. September haben die Freien Demokraten 
ihre Große Anfrage zur Lage der Landwirtschaft 
eingebracht. Die Bundesregierung hat über zwei 
Monate gebraucht, um jetzt antworten zu können, 
nachdem sie über ein Jahr gebraucht hat, um über-
haupt einmal grundsätzlich Stellung zu nehmen zu 
agrarpolitischen Problemen. Interessanterweise hat 
als erster aus der Bundesregierung der Bundes-
finanzminister Strauß Stellung genommen: mit der 
Forderung nach einer neuen Agrarkonzeption, die 
heute auch von dem Kollegen Schmidt unterstrichen 
wurde. 

Einer Bonner Korrespondenz zufolge betrachtete 
Bundesminister Höcherl die Forderung des Bundes-
finanzministers nach der unausweichlichen Über-
prüfung der bisherigen Konzeption als einen 
Affront. Ich nehme an, daß der Herr Minister dazu 
noch etwas sagen wird. So war es zu lesen. Offen-
sichtlich hat hier die Koordinierung innerhalb der 
Bundesregierung noch nicht stattgefunden. 

Die Antwort der Bundesregierung ist trotz des 
langen Beantwortungszeitraumes unbefriedigend, ja 
in ihrem Inhalt geradezu dürftig. Da der Herr Bun-
desernährungsminister auch mit Unterstützung der 
Opposition so großen Wert auf den Befähigungs-
nachweis in der Landwirtschaft legt, muß man sich 
bei der Beantwortung dieser Großen Anfrage natür-
lich ernstlich fragen, ob es bei ihm schon zur Ge-
hilfenprüfung reicht. 

(Oh-Rufe in der Mitte.) 

In der Antwort auf die Frage 1 der Großen An-
frage wird zwar ausdrücklich auf die Senkung der 
Betriebskosten hingewiesen, aber mit keinem Wort 
erwähnt, in welcher Form die Bundesregierung im 
Rahmen ihrer Wirtschaftspolitik beabsichtigt, die 
Preise für Betriebsmittel zu senken. Dazu würde 
auch der Abbau — jetzt bitte ich den Kollegen 
Schmidt aufzupassen — der noch immer bestehen-
den Wettbewerbsverzerrungen bzw. das Gleich-
ziehen der Harmonisierung anderer Wirtschafts

-

bereiche, vor allem des steuerlichen und des sozia-
len Bereichs gehören. Nach wie vor bestehen bei 
harmonisierten Preisen große Kostenunterschiede 
zuungunsten der deutschen Landwirtschaft, die von 
dieser nicht zu vertreten sind, sondern im politi-
schen Bereich ihre Begründung finden. Die Preis-
politik zugunsten der deutschen Landwirtschaft 
scheint in der Großen Koalition abgeschrieben zu 
sein. 

Im übrigen ist zu der Beantwortung unserer 
Frage 1 zu sagen, daß wir die Belehrung darüber, 
daß der deutschen Landwirtschaft die Aufgabe zu-
fällt, hochwertige Ernährungsgüter zum Verzehr 
zu erzeugen, gern entgegennehmen, Allerdings, das 
ist keine neue Erkenntnis. Die Antwort — — 

(Zuruf von der Mitte: War Ihre Fragestel

-

lung denn so neu?) 

— Das stand in unserer Fragestellung nicht drin, 
Herr Kollege. 

(Zuruf von der SPD.) 

Die Antwort auf unsere Frage 2 beinhaltet wiederum 
— — Wollen Sie etwas sagen? 

(Zurufe von der SPD: Sehen Sie, jetzt 
sollten Sie Milch haben! — Heiterkeit.) 

— Ja, saure Milch von Schmidt. 

Die Antwort auf unsere Frage 2 beinhaltet wie-
derum den Versuch, in der Öffentlichkeit den Ein-
druck zu erwecken, als würden im Rahmen der 
mittelfristigen Finanzplanung die Förderungsmaß-
nahmen für die Landwirtschaft sogar verstärkt 
fortgeführt. Damit wird ganz geschickt übergangen 
und vertuscht, daß im Haushaltsentwurf für 1968 mit 
eingeplant sind die Aufwendungen für den Getreide-
preisausgleich für das Jahr 1967 in Höhe von 560 
Millionen, 

(Zuruf von der Mitte: Das hat niemand ver

-

schwiegen) 

die Vorfinanzierung für die EWG-Marktordnung mit 
580 Millionen mehr als im Vorjahr sowie die Gas-
ölgutscheine 

(Zuruf) 

— da haben Sie recht, darauf haben Sie hingewie-
sen — mit 300 Millionen. Das ergibt insgesamt 
Mehraufwendungen von 1044 Millionen DM. Zieht 
man dabei Kürzungen von rund einer halben Mil-
liarde insbesondere für Strukturmaßnahmen ab, so 
ergibt sich eine Kürzung von rund 900 Millionen. 
Damit dürfte der Landwirtschaftsetat sicherlich der 
meistgekürzte Etat überhaupt sein. Angesichts dieser 
Tatbestände kann von einer Erfüllung des Land-
wirtschaftsgesetzes und des EWG-Anpassungsgeset-
zes keine Rede sein. 

Der Herr Minister hat in seiner Rede das Alters-
hilfegesetz für die Landwirtschaft angesprochen. 
Auch hier müssen wir feststellen, daß auf Grund 
des Art. 6 des Finanzänderungsgesetzes, in dem 
eine Beitragserhöhung vorgesehen ist, zwar neue 
Lasten, aber keine neuen Leistungen festgelegt wer-
den. In diesem Zusammenhang kann man wohl 
nicht von einer Verbesserung der sozialen Lage der 
Landwirtschaft sprechen. Im übrigen dürfte die all- 
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gemeine Einkommensverminderung infolge der 
EWG-Preisbeschlüsse und der Nichterfüllung der 
zugesagten Ausgleichszahlungen sicherlich die 
soziale Lage der Landwirtschaft in Zukunft ver-
schlechtern. Es stellt sich von selbst die Frage: wo 
bleibt die „soziale Symmetrie" für die Landwirt-
schaft? 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

(Abg. Ertl: Ja, bitte!) 

Fellermaier (SPD) : Herr Kollege Ertl, wür-
den Sie mir zustimmen, wenn ich sage, daß die 
Strukturverschiebungen in unserer Gesellschaft 
weder vor der Kohle noch vor der Landwirtschaft 
noch vor anderen Zweigen unserer Volkswirtschaft 
haltmachen können? 

Ertl (FDP) : Ich muß Ihnen ganz offen sagen: ich 
verstehe Ihre Frage nicht. Selbstverständlich wer-
den sich Strukturverschiebungen bemerkbar machen. 
Aber Strukturverschiebungen muß man doch nicht 
mit sozialer Schlechterstellung erkaufen und erzwin-
gen. 

(Zustimmung bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
weitere Zusatzfrage? 

(Abg. Ertl: Bitte!) 

Fellermaier (SPD) : Herr Kollege Ertl, würden 
Sie zugeben, daß die Große Koalition in diesem 
einen Jahr ihres Bestehens gerade im Bereich der 
Strukturpolitik sich anschickt, langfristige Verbes-
serungen herbeizuführen, vor allem, um Fehler zu 
korrigieren, die noch in der Zeit gemacht worden 
sind, als Sie ein so maßgeblicher Koalitionspartner 
waren und für die Finanzpolitik verantwortlich 
zeichneten? 

Ertl (FDP) : Herr Kollege Fellermaier, ,da kann ich 
nur sagen: Sie haben mit Recht gesagt „anschickt". 
Schicken Sie sich nur sehr stramm an! Ob was dar-
aus wird, werden wir später sehen. 

(Heiterkeit bei der FDP.) 

Die Beantwortung der Frage 3 hat sich die Bun-
desregierung mehr als leicht gemacht. Mit etwas 
mehr Fleiß hätte man sicherlich bereits jetzt Näheres 
über die Mindererlöse der Landwirtschaft infolge 
des allgemeinen Preisverfalls in diesem Jahr sagen 
können. Selbst vor einem Jahr war es rein theore-
tisch möglich, Verlustrechnungen aufzustellen. Da-
mals ging man von der Annahme aus, daß die Land-
wirtschaft mit Einnahmeverlusten von etwa 900 Mil-
lionen DM rechnen müsse. Ich will aber hier ein-
mal dem Herrn Bundesminister als fleißiger Abge-
ordneter, möchte ich sagen, behilflich sein. Ich habe 
mir von einem Schweinemastbetrieb Preisaufstel-
lungen und Ertragsberechnungen geben lassen, und 
zwar von einem Betrieb, der jährlich in der Zeit 
von August bis Oktober rund 75 Schweine verkauft. 
Vor einem Jahr war dort noch ein Rohüberschuß je 

Tier von 60,35 DM auf Heller und Pfennig genau, 
auf Grund der Buchführung errechnet. Dieses Jahr 
sind es 13,90 DM. Ich glaube, da hätte man auch 
den Preisverfall in toto ausrechnen können. — Bitte! 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Herr Kollege Ertl, würden 
Sie mit mir darin übereinstimmen, daß der schlech-
tere Schweinepreis in diesem Jahr nicht zunächst 
eine Folge der EWG-Beschlüse ist, sondern auch 
eine Folge des sehr guten Schweinepreises im vori-
gen Jahr und damit eines wachsenden Angebots 
auch am inländischen Markt? 

Ertl (FDP) : Ich kann Ihnen leider nicht recht 
geben, Herr Kollege Ritz. Es ist eine Auswirkung 
des gesenkten Getreidepreises und sicherlich einer 
gestiegenen Produktion. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So geht es nicht! 
Die Beweisführung steht aber aus!) 

— Bitte, bitte! Darüber können wir uns ja noch 
unterhalten. — Es ist also immer nur die Überpro-
duktion. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das glauben Sie 
doch selber nicht, was Sie da sagen!) 

— Natürlich glaube ich das; sonst hätte ich es ja 
nicht gesagt. 

Nun, wir werden auf die Frage der Verlustrech-
nung und der Einnahmeverluste beim Grünen Be-
richt zurückkommen. 

Fatal, möchte ich allerdings meinen, ist es, wenn 
der Herr Minister argumentiert, daß sich infolge der 
guten Ernte global Ertragsminderungen nicht erge-
ben. Man kann letzten Endes nicht eine gute Ernte 
zum Maßstab für die Preispolitik machen. Es wäre 
natürlich, wenn schon bei der Landwirtschaft so ein 
„Stillhalteabkommen" beschlossen worden ist und 
wenn schon Preissenkungen erfolgt sind, zu begrü-
ßen, wenn auch in übrigen Wirtschaftsbereichen 
ähnliche Preissenkungen zu verzeichnen gewesen 
wären. Das wäre dann eine echte Konzertierte 
Aktion. 

Keineswegs befriedigt die Antwort auf Frage 5. 
Auch hier bestehen zwischen Absichtserklärungen 
und politischer Praxis offensichtlich breite Klüfte. 
Wie wären sonst die Ausführungen von Herrn Mi-
nister Strauß über eine neue Agrarkonzeption und 
die jüngste Erklärung des Herrn Präsidenten Mans-
holt über die zukünftige Agrarstrukturgestaltung zu 
verstehen? 
Auch Herr Bundesminister Höcherl sprach von 

 einer dynamisch-revolutionären Entwicklung. Wo ist 
auf diesem Sektor die Zielplanung der Großen 
Koalition? Oder gibt es nur hier im Rahmen der 
Großen Koalition und auch bezüglich der Bundes-
regierung und der EWG-Kommission Zielkonflikte? 
Damit die Bundesregierung Klarheit und Wahrheit 
verwirklichen kann, haben wir zu diesem Problem 
einen Entschließungsantrag eingebracht. 

Ich möchte hier einmal die ganze Zwielichtigkeit 
der Antworten herausstellen. Da wurde zunächst in 
der Antwort erklärt, die Mansholtsche Konzeption 
sei gar nicht abzulehnen, also Mansholt — ja! Dann 
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wurde von Minister und Kanzler gesagt: auch Fa-
milienbetriebe — ja! Und dann sagte man wiederum: 
neue Agrarkonzeption — ja! Was soll jetzt hier 
eigentlich langfristig sein? Wir Freien Demokraten 
sind der Meinung, daß sich dieser Strukturwandel 
natürlich in einer dynamischen Volkswirtschaft voll-
zieht, aber daß das in der Landwirtschaft ein lang-
fristig-kontinuierlicher Prozeß sein muß und daß 
man nicht die Agrarpreispolitik hernehmen darf, um 
diesen Prozeß überrasch zu beschleunigen und damit 
ein Auslöschen vieler Betriebe zu erzwingen. Das 
ist die Frage, und hier unterscheiden wir uns eben 
von den Kollegen von der SPD. 

(Abg. Schmidt [Gellersen] : Wo sind wir 
eigentlich?) 

In der Beantwortung der Frage 5 wurde wohl-
weislich übergangen, welche Schwierigkeiten da-
durch entstehen, daß durch die Senkung des Ge-
treidepreises die Landwirtschaft veranlaßt und ge-
zwungen wird, noch mehr in die Veredelungswirt-
schaft einzusteigen. Auch davor haben wir ständig 
gewarnt. Diese Schwierigkeiten gehen sehr leicht 
zu Lasten der kleineren Familienbetriebe und jener 
Betriebe, die von Natur aus zur Veredelungswirt-
schaft gezwungen sind. Die Freien Demokraten 
haben vor dieser Entwicklung immer gewarnt. Jetzt 
kommt hinzu, daß die Intervention bei Veredelungs-
produkten wesentlich teurer wird und sich der 
Finanzminister dadurch veranlaßt sieht, die Be-
grenzung der Produktion durch Preisdruck zu for-
dern. Das bedeutet wiederum, daß man eben einen 
Teil unserer bäuerlichen Betriebe in möglichst kur-
zer Zeit aus der Produktion ausscheiden lassen will. 
Das sollte die Bundesregierung dann wenigistens in 
Offenheit und Fairneß den deutschen Bauern sagen, 
damit sie wissen, woran sie sind. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Sagen Sie 
es auch laut!) 

— Ich bin anderer Meinung, ich würde eine andere 
Politik machen. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Sie erzählen 
Märchen!) 

Hier kommt die Frage: Was ist die ökonomisch 
sinnvolle Lösung, damit es auch eine gute politische 
Lösung wird? Die Freien Demokraten wollten dem 
Herrn Bundesminister Gelegenheit geben, anläßlich 
der Beantwortung ihrer Großen Anfrage endlich ein 
klares Wort auch zum Schicksal der deutschen 
Klein- und Nebenerwerbslandwirte zu sagen. Diese 
Chance hat er nicht wahrgenommen, obwohl heute 
nicht mehr von dem von ihm angekündigten Klein-
bauernprogramm die Rede ist. Übrig geblieben sind 
die — das ist eine allgemeine Erkenntnis — Infra-
strukturmaßnahmen. Sicherlich richtig! Aber von 
einer speziellen Förderung der Kleinbauern steht 
nichts mehr darin. Bei allen Förderungsrichtlinien 
sind sie ausgeschlossen, auch bei den Baumaß-
nahmen. Auch beim Grundstücksverkehrsgesetz gibt 
es für sie keine Steuervergünstigungen. Die Folgen 
sehn wir. Mit Recht hat der Bundesminister darauf 
hingewiesen: 500 00 Betriebe, 2,5 Millionen Men-
schen ausgeschieden. Das ist eine großartige Aus-
bildungsbeihilfe für die übrige Wirtschaft, weil 

diese Menschen ihre Jugend auf dem Bauernhof 
verbracht haben. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Sozial

-

romantik!) 

Dann hört man aber immer: wir wollen besonders 
die kleinen Betriebe fördern. Ja, dann muß man 
ihnen doch eine Chance geben. Deshalb fragen wir 
ganz konkret: Sollen beispielsweise die kleinen 
Landwirte in Zukunft nur Selbstversorgerbetriebe 
sein oder sollen sie auch für den Markt produzieren? 
Daß muß man ihnen doch ganz klar sagen. Wir 
wissen um die nützliche soziale und politische 
Funktion der Kleinbauern im Musterland Baden-
Württemberg, wo neben einer guten Industrie zahl-
reiche existenzfähige Familienbetriebe, viele Klein-
betriebe bestehen, die letzten Endes ihre Haupt-
einnahmequelle als Industriefacharbeiter haben. Wir 
wissen auch, daß im letzten Jahr die Arbeitslosig-
keit im Bayerischen Wald deshalb nicht zu einem 
großen sozialen Problem wurde, weil dort eben 
viele Arbeiter noch einen kleinen Betrieb haben. 
Die Frage ist: wollen wir das in der Zukunft? Ich 
bin der Meinung, ja. 

Und nun kommt die Frage zur Infrastruktur: Brin-
gen Sie einmal nach Wegscheid in den Bayerischen 
Wald Industrie hin! Da wird sich, Kollege Feller-
maier, die Große Koalition noch viel einfallen lassen 
müssen. Aber mit schönen Liebeserklärungen allein 
kann man auf die Dauer den Kleinbauern natürlich 
nicht helfen, das muß hier einmal gesagt werden. 

Ich möchte aber noch einige grundsätzliche Be-
merkungen machen. Diese Debatte soll der Großen 
Koalition auch Gelegenheit geben, einmal ihre klare 
Zielsetzung oder — nach Schiller — Zielplanung 
bezüglich der Stellung unserer Landwirtschaft im 
Rahmen der Politik der Großen Koalition, insbeson-
dere natürlich im Rahmen ihrer Wirtschafts- und 
Agrarpolitik, aber auch im Rahmen der Europa-
politik, darzustellen. 

Welche Funktion hat die Landwirtschaft in unse-
rer Zeit? Agrarpolitik war in den letzten 50 Jahren 
je nach den politischen Umständen immer wieder 
von einer anderen Zielsetzung bestimmt. Das macht 
auch den Strukturwandel in unserer Zeit so schwie-
rig. So gab es eben eine Zeit, in der gesagt wurde: 
„An der Stelle des nur zaghaft betriebenen und 
nur durch innerpolitische Gegenkäufe gehinderten 
Agrarschutzes erhebt sich nun der elementare Wille, 
das Landvolk als Blutquelle der Nation gegen jeden 
Widerstand zu erhalten." 

(Hört! Hört! bei der FDP.) 

Sie werden sicherlich meinen, das ist ein Mann, der 
meine große Bewunderung hat. Nein, diese Aus-
führungen stammen von dem wissenschaftlichen 
Agrarpolitiker Schiller, der ein großartiges Buch 
über Marktregulierungen geschrieben hat. Ich würde 
dem Herrn Bundesernährungsminister empfehlen, 
dort einmal manch großartige Erkenntnis über das 
Bauerntum nachzulesen. Ja, so ändern sich die Zei-
ten, kann man sagen. 

Diese Große Koalition müßte doch eigentlich für 
die Landwirtschaft eine großartige Sache sein. Zum 
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erstenmal haben wir einen Wirtschaftsminister, der 
von der Wissenschaft her ein gelernter Agrarpoli-
tiker ist. Da kann es doch gar nicht mehr gefehlt 
sein, da kann es doch kein Gesundschrumpfen mehr 
geben. Das müßte doch eine großartige Sache sein. 
Und so meinen wir, daß der Herr Wirtschaftsmini-
ster Schiller nicht nur stolz sein müßte, Verbraucher-
minister zu sein, wie sein Kollege Höcherl stolz ist 
als Ernährungsminister, sondern daß er auch stolz 
sein müßte, gelernter Agrarpolitiker zu sein. 

(Zuruf von der FDP: Das waren auch andere 
Zeiten!) 

Wir haben aber nicht nur einen sehr tüchtigen, 
wissenschaftlich gebildeten agrarpolitischen Wirt-
schaftsminister in diesem Kabinett, wir haben auch 
einen Bundeskanzler, der heute sein Bekenntnis, 
sein herzhaftes Bekenntnis für die Landwirtschaft 
erneuert hat, einen Bundeskanzler, der vor einem 
Jahr stolz verkündet hat: Jetzt wird wieder regiert: 
Er war als Ministerpräsident von Baden-Württem-
berg ein überaus wortreicher und warmherziger 
Freund der Landwirtschaft und hat gleichzeitig 
natürlich in Wahlaufrufen der FDP immer eins aus-
gewischt. — Herr Kollege Stark! 

Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Ertl, glauben Sie, daß Sie mit diesen Polemiken — 
ich möchte mich jedes weiteren Werturteils ent-
halten — der Sache der  Agrarpolitik, um  ,die es 
hier gehen sollte, einen Dienst erweisen? 

Ertl (FDP) : Herr Kollege Stark, ich kann nur 
sagen: Wahrheit tut weh. 

(Beifall bei der FDP.) 

Es tut mir leid, aber das sei doch hier einmal ge-
sagt. 

An diese Einstellung wird man wohl erinnert, 
wenn  der  Präsident des Badischen Landwirtschafts-
verbandes, Raither, in einem Schreiben den Bundes-
kanzler an seine  frühere positive Haltung erinnert. 
Ich will hier auch einmal zur Verlesung bringen – 
ich darf mit Genehmigung des Herrn Präsidenten 
zitieren —, was in einem Aufruf mit Bild steht. 
Herr Kollege Stark, wenn Sie sich über Polemik 
unterhalten wollen, müssen Sie einmal lesen, was 
damals alles Infames über die FDP in einem Wahl-
brief der CDU verbreitet wurde. Dann hätten Sie 
sich heute noch zu schämen. Das möchte ich Ihnen 
in aller Deutlichkeit sagen.  Damals hieß es: 

Zu den  großen Zielen unserer Agrarpolitik 
gehört nicht nur die Erhaltung unserer hei-
mischen Ernährungsgrundlage, sondern .auch 
die  Sorge  um einen gesunden Organismus unse-
res Volkes und nicht zuletzt die  Herstellung 
voller Gleichheit der Landbevölkerung im Bil-
dungs- und Ausbildungswesen. 

Ich unterstreiche das. 

Hierzu bedarf es auch der  Sicherung vieler mitt-
lerer und aller jener kleineren Existenzen der 
Landwirtschaft, die  lebenswillig sind, aber auch 
der Förderung von Zu- und Nebenerwerbs

-

formen. Maßnahmen auf lange Sicht sollen die 

Agrarstruktur in unserem durch mannigfache 
Siedlungsformen gekennzeichneten Land ver-
bessern. Auch wollen wir unter Bewahrung 
guter alter Tradition das Dorf im wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen Bereich er-
neuern. 

Wir unterstreichen das auch. Wir hoffen nur, daß 
das auch die Richtschnur der Politik ist, die der 
Herr Bundeskanzler leitet. Das haben wir nur zu 
sagen. 

Es muß nun entschieden werden: Was ist ökono-
misch sinnvoll und politisch richtig? 

Ich meine auch, für die Agrarpolitik dieser Re-
gierung müßte es ein besonderer Vorteil sein, daß 
zwei profilierte Mitglieder der CSU in diesem Ka-
binett sitzen, der Vorsitzende der CSU, Herr Finanz-
minister Strauß, und Hermann Höcherl als Landwirt-
schaftsminister. 

Nun, der Herr Bundesfinanzminister hat nicht erst 
bei seiner Haushaltsrede bezüglich der Agrarkon-
zeption seine Übereinstimmung oder zumindest 
seine nahe Verwandtschaft mit Mansholtschen The-
sen angekündigt, sondern bereits vor einem Jahr 
anläßlich der Eröffnung der IKOVA seine Vorstel-
lungen zur deutschen Landwirtschaft im Rahmen der 
EWG kundgetan. Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, das sollten Sie einmal hören, das sollten 
auch die Minister hören. Sie  sollten dazu Stellung 
nehmen, damit die Landwirtschaft Klarheit und 
Wahrheit bekommt. Er sagte damals: 

Wenn die Bundesregierung heute etwa die 
gleiche Summe wie Frankreich in den land-
wirtschaftlichen Ausgleichsfonds zahlt, aber nur 
die Hälfte des von ihr eingezahlten Geldes zu-
rückerhalten wird, so ist das auch ein Beweis da-
für, daß einmal die Startposition der deutschen 
Landwirtschaft im Gemeinsamen Markt gar nicht 
so schlecht ist, daß andererseits der deutschen 
Seite erhebliche Opfer für das Zustandekommen 
des gemeinsamen Agrarmarktes abverlangt wer-
den, die durch politische Gegenleistungen hono-
riert werden sollen. 

Nun, das haben wir ja gesehen. Der Kollege Bau-
knecht hat auf den Frühling hingewiesen, der nicht 
gekommen ist. 

Frankreich ist nun einmal der landwirtschaft-
liche Großerzeuger unter den Sechs. Es verfügt 
über die günstigsten Produktionsvoraussetzun-
gen, die größten Erzeugungsreserven und die 
größte landwirtschaftliche Nutzfläche. Frank-
reich hat aber auch eine Verbesserung und Mo-
dernisierung seiner Agrarstruktur besonders 
nötig, wenn es zu einer wesentlichen Hebung 
seiner landwirtschaftlichen Produktivität kom-
men will. Die unzweifelhaften Vorteile, die 
Frankreich heute vom Gemeinsamen Agrarmarkt 
hat, müssen sich mit dem jetzt eingeleiteten 
übernationalen Rationalisierungsprozeß, der alle 
Beteiligten zu einer europäischen marktgerech-
ten Erzeugung zwingt, letzten Endes doch für 
alle auswirken. Übrigens 
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— jetzt passen Sie auf, meine Herren von der CDU 
und CSU  — 

war  es den sechs Partnern schon bei der EWG 
klar, daß das Schwergewicht des deutschen In-
teresses auf dem Industriemarkt und das 
Schwergewicht des französischen Interesses auf 
dem Agrarmarkt liegen würde. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das 
waren klare Worte, und ich meine, das war auch 
eine Konzeption. Dann braucht man sich nicht zu 
wundern, wenn die neue Agrarkonzeption gefordert 
wird. Wir fordern die Bundesregierung auf, hierzu 
Stellung zu nehmen, weil das für die Landwirtschaft 
sehr wesentlich ist. 

Nun, man braucht sich bei dieser Situation nicht zu 
wundern, wenn draußen ein Unmut zutage tritt, 
von dem Kollege Bauknecht gesprochen hat. Der 
Landwirtschaftsminister hat es in keiner Koalition 
leicht. Das geben wir zu. Das gibt es gar nicht, daß 
es ein Landwirtschaftsminister leicht hat. Er müßte 
ja geradezu eine Cheruskereigenschaft haben, wenn 
er sich hier durchsetzen könnte. Das brauchen wir 
nicht von ihm zu erwarten. So möchte ich natürlich 
darauf hinweisen, daß draußen harte Worte fallen. 

Ich zitiere hier nur einmal eines aus meinem 
Lande Bayern. Ich könnte viele zitieren. So sprach 
der Direktor Ermann vom Bayerischen Bauernver-
band — sein Präsident Ehnes ist unter uns —: „Wir 
Bauern fühlen uns verraten und verkauft". — So 
schrieb es das landwirtschaftliche Wochenblatt von 
Bayern in seinem Bericht. Das hat nicht ein FDP-
Mann gesagt, ich betone das. Der Herr Kollege 
Sühler, der bis in die letzte Legislaturperiode hier 
als CSU-Abgeordneter in unseren Reihen saß, der 
wiederum der Präsident vom Kollegen Röhner ist, 
der sein Direktor ist, sprach von der Ziellosigkeit 
und Planlosigkeit der Agrarpolitik dieser Regie-
rung. Ich habe das nicht gesagt. Ich kann hier nur 
zitieren. 

Im übrigen hat der Kollege Röhner im gleichen 
Zusammenhang in der letzten Woche die Ausführun-
gen des Herrn Finanzministers Strauß ausdrücklich 
begrüßt, auch im Hinblick auf eine neue Agrar-
konzeption. Das sage ich nur, um Klarheit und Wahr-
heit zu schaffen. 

Der Herr Präsident Feury, auch ein prominentes 
Mitglied der bayerischen CSU, sagte den Unmut, 
der zur Zeit in der Landwirtschaft herrsche, könne 
kein Mensch übelnehmen. Ich habe dem nichts hinzu-
zufügen. Das sind Tatsachen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren. Das ist die Stimme draußen, und 
zwar nicht die Stimme von oppositionellen Agrar-
politikern draußen, sondern von Freunden dieser 
Koalition. 

(Hört! Hört! bei der FDP.) 

So ist es. Es tut mir leid, aber es muß einmal darauf 
hingewiesen werden, daß so die Stimmung draußen 
ist. Ich nehme an, daß das auch die Regierung zur 
Kenntnis nimmt. 

Ich möchte auch hier sagen: wir als Opposition 
werden dafür sorgen, daß draußen nicht anders ge

-

redet wird als hier drinnen — oder als gar hier drin-
nen geschwiegen wird, 

(Beifall bei der FDP) 

sondern da werden wir auch in der Zukunft für Klar-
heit und Wahrheit sorgen. Daß eine solche Debatte 
auch Anlaß sein muß, Bilanz zu ziehen, möchte ich 
hier noch einmal ganz deutlich sagen. Wir Freien 
Demokraten brauchen uns unserer Regierungsbetei-
ligung nicht zu schämen. Wir haben auch nicht Wun-
der gewirkt; wir erwarten das auch nicht von dieser 
Regierung. Wir haben aktiv gewirkt. Das will ich 
hier einmal sagen: die Zeiten sind vorbei, wo auf 
Antrag von Freien Demokraten der Milcherzeuger-
preis erhöht wird, der Zuckerrübenpreis erhöht wird, 
und die Zeiten sind auch vorbei, wo Förderungsmaß-
nahmen für die Landwirtschaft erheblich ausgewei-
tet wurden. Ich möchte Sie auf folgendes hinweisen: 
1961, als wir noch nicht in der Koalition waren, wur-
den für die Agrarförderung 1150 Millionen DM aus-
gegeben. Bereits im Jahre 1962 haben wir diese För-
derung auf 2135 Millionen DM aufgestockt, und als 
wir aus der Koalition ausschieden, belief sie sich auf 
3289 Millionen DM. Wir hatten die Absicht, unsere 
Zusagen einzuhalten. Wenn das die neue Regierung 
nicht tut, ist es nicht unsere Schuld. 

Ich möchte hinzufügen: seit Wochen und Monaten 
liegt in bezug auf die Treibstofffrage ein Antrag von 
uns vor, den Bauern ungefärbten Treibstoff abzu-
geben. Machen Sie es doch nicht so kompliziert! 
Stimmen Sie doch diesem Antrag zu. Jetzt fangen 
Sie wieder mit Auszahlungen an, mit neuer Büro-
kratie, mit neuen. Verwaltungskosten. Wir haben 
uns im Ausschuß darüber unterhalten. Aber weil es 
hier gesagt worden ist, muß ich darauf hinweisen. 

Ich muß auch auf die Milchwirtschaft zu sprechen 
kommen. Hier hat der Kollege Schmidt viel Richtiges 
gesagt. Ich unterstreiche das, was der Kollege 
Schmidt auch bezüglich des Milcherzeugerprei-
ses — gesagt hat. Hier hat er der Klarheit und 
Wahrheit alle Ehre erwiesen. Das möchte ich mit 
Dank anerkennen und bestätigen. 

(Beifall bei der FDP. — Zuruf von der SPD: 
Einer, der das Herz am rechten Fleck hat!) 

— Ja, Sie wissen, wir können es auch miteinander. 

Ich wundere mich, daß eine angesehene, objektive 
landwirtschaftliche Wochenzeitung in der letzten 
Wochen einen Kommentar unter dem Leitwort 
„Milchlüge" gebracht hat und dabei darauf hinge-
wiesen hat, daß man offensichtlich wieder dabei ist, 
von Versprechungen abzurücken. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dröscher zu einer Zwischenfrage. 

Dröscher (SPD) : Herr Ertl, habe ich Sie vorhin 
richtig verstanden, daß Sie sagten, während der 
Beteiligung der FDP an der Koalition sei der Land-
wirtschaftshaushalt ganz erheblich, um mehrere 
Milliarden DM gestiegen, und ist es in diesem Zu-
sammenhang richtig, daß heute und früher auch von 
Ihrer Seite festgestellt wurde, daß wir in all den 
Jahren über unsere Verhältnisse gelebt haben und 
daß das eben eine Ursache des Zusammenbruchs 
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war? Trifft das nicht auch auf diesen Haushalt zu? 
Und gibt es nicht in der FDP Teile, die vor der 
Bundestagswahl 1965 und nachher sich gegen die 
landwirtschaftlichen Subventionen gewandt haben? 

Ertl (FDP) : Das letzte muß ich abstreiten, Herr 
Kollege. 

(Abg. Dröscher: Das kann ich Ihnen schwarz 
auf weiß beweisen. Dr. Friderichs zum Bei

-

spiel!) 

— Herr Kollege Dröscher, ich bin Ihnen für Ihre 
Frage sehr dankbar, weil diese Frage mir endlich 
einmal Anlaß gibt, die grundsätzlichen Meinungs-
unterschiede aufzuzeigen. Sie wissen, daß die 
Freien Demokraten immer und immer wieder eine 
Agrarpolitik vertreten haben, in deren Mittelpunkt 
für die Landwirtschaft kostendeckende Preise ste-
hen. Je eher man diese erreicht hätte, um so eher 
hätten wir auf Staatshilfe verzichtet. 

(Beifall bei der FDP.) 

Dabei möchte ich betonen, daß es seit Jahren ein 
Irrtum ist, all das, was man unter Förderung der 
Landwirtschaft versteht — ich denke hier an die 
Flurbereinigung und anderes —, als Subventionen 
zu bezeichnen. Das ist eine Antwort auf Ihre Frage. 
Das ist unsere Meinung. Wir haben uns dann immer 
unter dem Zwang der Verhältnisse auf Kompromisse 
geeinigt. Aber eins muß ich Ihnen ganz offen sagen: 
wir Freien Demokraten haben daraus kein Hehl 
gemacht, daß, wenn man der Landwirtschaft aus 
politischen Gründen Preisminderungen und Ein-
kommenseinbußen zumutet, Ausgleichszahlungen 
geleistet werden müssen, weil das dem Prinzip von 
Treu und Glauben entspricht. Was jetzt gemacht 
wird, widerspricht dem Prinzip von Treu und Glau-
ben. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Dr. Stark zu 
einer Zwischenfrage. 

Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Ertl, können Sie mir einen Weg zeigen, wie wir 
auf dem Milchgebiet, das wir ja sehr eingehend 
erörtert haben, einen kostendeckenden Preis errei-
chen können? 

Ertl (FDP) : Oh  ja,  Herr Kollege Stark. Aber Sie 
werden zugeben, daß ich das hier im Plenum nicht 
kann. Da müßte ich längere Ausführungen machen. 

(Zurufe von den Regierungsparteien.) 

Wir sind der Meinung, daß wir auch im Trinkmilch

-

preis noch höher gehen können. Im übrigen ist das 
Butterdilemma ein importiertes Dilemma; das muß 
auch einmal gesagt werden. Es ist kein nationales 
Produktionsproblem. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Fellermaier? 

Fellermaier (SPD) : Herr Kollege Ertl, ich möchte 
die Frage .des Kollegen Stark erweitern und Sie 

fragen — Sie sind ja doch ein so guter Kenner der 
europäischen Zusammenhänge —, in welchem Land 
in Europa es diese kostendeckenden Preise gibt, die 
nach Ihrer Meinung so leicht zu erzielen sind. 

Ertl (FDP) : In Großbritannien und  in  der Schweiz, 
und im übrigen gibt es in vielen Ländern in Europa 
viel bessere Kosten-Preis-Relationen als bei uns. 

(Zuruf von 'der SPD: Was sagen Sie, in 
Großbritannien?) 

— Da hat man doch ,den Paritätspreis. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen]: Hören Sie 
doch auf!) 

— Sie haben keine Vorstellung vom Paritätsgesetz 
in Großbritannien und auch nicht von der Schweiz. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich darf Sie um etwas mehr Ruhe bitten, 
um  den  Ablauf 'der Verhandlungen zu erleichtern. 

Ertl (FDP) : Es tut mir leid, Herr Präsident. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen]: Es ist von 
der Sache her nicht zu ertragen!) 

— Ich kann es nicht ändern. 

In dem Artikel unter der Überschrift „Milchlüge", 
der zitiert wurde, wurde auch an die Zusage erin-
nert, .die ,der Herr Bundesminister gemacht hat, daß 
dann, wenn der Milcherzeugerpreis, wie in Brüssel 
ausgehandelt, nicht erreicht wird, gegebenenfalls 
die Prämienzahlung fortgesetzt wird. Herr Kollege 
Schmidt hat schon darauf hingewiesen. Wir fragen 
den Minister: Wie wird es mit dieser Zusage sein? 
Oder ist es wiederum eine prähistorische Frage der 
Opposition? Dann tut es mir leid. Es handelt sich 
um Fragen, die ,der Herrr Bundesminister gestellt 
hat. Wenn er daraus prähistorische Fragen macht, 
dann müssen wir eben einen fossilen Minister 
fragen; dann bleibt uns nichts anderes übrig. 

Ich möchte auch zum Obstbau noch eine Bemer

-

kung machen. Unser Obstbau hat heute große Sor-
gen. Ich meine, die Bundesregierung sollte hier noch 
Gelegenheit nehmen, zu sagen, wie es mit der Sta-
bilisierung der Märkte ausgeht. Es geht nicht an, 
daß die anderen Mitgliedstaaten mit Gemeinschafts-
mitteln Maßnahmen zur Stabilisierung der Märkte, 
zur Regelung des Angebots finanzieren und ,daß wir 
im eigenen Bereich nichts haben. Das schafft Wett-
bewerbsverzerrungen. Auch die Frage der Einfuhr 
wäre hier noch anzuschneiden. 

Ich komme nun zusammenfassend zum Schluß. 

(Abg. Fellermaier: Jetzt kommen die Re

-

zepte!) 

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, daß die 
neue Bundesregierung durch Vorlagen und durch 
Erklärungen aus den Fraktionen offensichtlich dar-
an ist, die gemeinsame agrarpolitische Basis, die es 
bisher unter den Fraktionen gegeben hat, still-
schweigend zu verlassen. Das ist deutlich sichtbar 
am Abbau des bisherigen agrarpolitischen Instru-
mentariums. Aus den Reihen der Koalition selber 
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wird eine neue Agrarkonzeption gefordert, aller-
dings erst nachdem wir sie durch unsere Große An-
frage zur Stellungnahme aufgefordert haben. Wir 
fordern die Regierung auf, uns diese Konzeption 
vorzutragen, damit wir dann Stellung nehmen kön-
nen. Auch von Ihnen möchte ich das gerne einmal 
hören, Herr Kollege Schmidt. Sie fragen immer nach 
unseren Stellungnahmen. Wir würden gerne auch 
Ihre Agrarkonzeption hören. 

In diesem Zusammenhang muß noch einmal mit 
aller Deutlichkeit darauf hingewiesen werden, daß 
die Erzeugerpreise für die Landwirtschaft immer 
weniger für das Verbraucherpreisniveau maßgebend 
sind. Das hat sich bei der Senkung des Getreide-
preises deutlich gezeigt und ist bei den Fleischprei-
sen permanent festzustellen. Auch dem Verbrau-
cherverband sei einmal gesagt, daß die Erzeuger-
preise heute nicht mehr die Bedeutung für die Ver-
braucherpreise haben, die sie ehedem einmal gehabt 
haben. Im übrigen sind die Ausgaben der normalen 
Familie für Lebensmittel trotz steigenden Konsums 
von hochwertigen Lebensmitteln und Südfrüchten 
laufend gesunken. Wir können heute noch mit einem 
Anteil von 25% rechnen. Damit ist erwiesen, daß 
die Kaufkraft auf dem Sektor der Ernährungspro-
dukte in einem Ausmaß wie selten in einem anderen 
Sektor gestiegen ist. 

Die Bundesregierung sollte daher ernstlich daran 
gehen, ihre agrarpolitische Lethargie aufzugeben 
und zurückzukehren zu einer aktiven Agrarpolitik 
mit dem Ziel, die bäuerliche Landwirtschaft krisen-
fest, leistungsfähig und konkurrrenzfähig zu machen. 

Für uns Freie Demokraten gelten nach wie vor 
Landwirtschaftsgesetz und EWG-Anpassungsgesetz 
als bindendes und verpflichtendes Recht. Nachdem 
die Bundesregierung offensichtlich nicht in der Lage 
ist, ihre Zusagen für Ausgleichszahlungen zu erfül-
len, fordern wir eine Revision der Agrarpreise, wie 
es in den Dezember-Abmachungen 1964 ausgehan-
delt wurde. Ich freue mich, daß wir bereits im vor-
hinein die Zustimmung des Kollegen Bauknecht zu 
diesem unserem Entschließungsantrag bekommen 
haben. Ich nehme an, daß er diese Zusage im Namen 
der CDU-Fraktion gemacht hat. Wir fordern die 
Wiederherstellung des ursprünglichen deutschen Ge-
treidepreises für das nächste Wirtschaftsjahr. Gleich-
zeitig erachten wir es für notwendig, daß die Förde-
rungsmaßnahmen langfristig gestaltet werden. Das 
gilt insbesondere für die Maßnahmen zur Agrar-
strukturverbesserung, zu Investitionen und zur Ver-
besserung der Marktposition der Landwirtschaft. Die 
Opposition im Deutschen Bundestag wird das Wäch-
teramt für die Erhaltung der Landwirtschaft über-
nehmen und die Bundesregierung permanent zu 
Wahrheit und Klarheit zwingen. 

Nun ein persönliches Wort zum Herrn Minister. 
Mein politischer Vater, das langjährige Mitglied des 
Deutschen Bundestages Frühwald, hat dem Herrn 
Bundesminister in seiner Antrittsrede in Bayern 
folgendes mit auf den Weg gegeben. Er sagte etwa 
folgendes: Sie haben eine neue Chance: Niklas, der 
Begründer; Lübke, der Gestalter; Schwarz, der Be-
wahrer; Höcherl kann sich das Prädikat „Vollender" 
erwerben. — Wir hoffen, daß er das Prädikat „Voll

-

ender" nicht im Sinne des „Liquidators" erwirbt, 
sondern wir hoffen, daß er die Landwirtschaft in 
dem Sinne vollendet, daß sie konkurrenz- und lei-
stungsfähig bleibt. 

(Beifall bei der FDP. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Bauer (Wasserburg). 

Bauer (Wasserburg) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lassen 
Sie mich gleich beim letzten beginnen. Ich habe nicht 
die Absicht, in den Catcher-Stil einzutreten, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

der den ersten Teil der sonst in weiten Bereichen 
von mir mitgetragenen Ausführungen des Kollegen 
Ertl kennzeichnete und der auch im letzten Teil wie-
der zum Vorschein kam bei dem unglaublichen An-
griff gegen den amtierenden Bundeslandwirtschafts-
minister, in der Unterstellung, daß er zum Liquidator 
der deutschen Landwirtschaft werden würde. Lieber 
Kollege Ertl, so billig, so im Parterre geben wir uns 
nicht, darauf lassen wir uns einfach nicht ein! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Im übrigen habe ich erhebliche Zweifel, ob Sie 
hier soeben auf diesem Pult des Hohen Hauses 
unserem Lande Bayern und den süddeutschen Land-
schaften einen guten Dienst erwiesen haben, als Sie 
mit diesem Lederhosen-Stil hier losgezogen sind. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Damit haben Sie die negative Vorstellung genährt, 
die man vielfach von uns Bayern und von den Süd-
deutschen hat. Ich habe in keiner Weise den Ehrgeiz, 
es Ihnen darin gleichzutun. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie haben es in diesem guten Gespräch des Hohen 
Hauses — ich hatte das Gefühl, daß es in seinem 
ersten Teil gut war — mit Ihren Ausführungen 
fertiggebracht, den Bundeskanzler und eine ganze 
Reihe von Bundesministern zu vertreiben, weil es 
ihnen einfach zu dick war, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Zu dumm!) 

— und vielleicht zu dumm —, was Sie aufgetragen 
haben. Ich bin der Meinung, daß Sie damit der 
Landwirtschaft und der Landwirtschaftspolitik einen 
schlechten Dienst erwiesen haben. 

(Beifall in der Mitte.) 

Aber damit genug. 

Herr Kollege Schmidt, darf ich ein Wort an Ihre 
Adresse sagen. Sie haben es sich natürlich nicht ver-
kneifen können, die lange Zeit der Enthaltsamkeit in 
der Opposition noch einmal im Geist zu beschwö-
ren. Ich sage das also ganz brav und vorsichtig, weil 
ich Ihre schwierige Position innerhalb Ihrer Partei 
kenne. Der Weg zur Volkspartei ist halt schwierig; 
insbesondere bei einer Agrardebatte zeigt sich das. 
Aber ich weiß nicht, ob es richtig ist, daß Sie 
immer wieder solche Versuche unternehmen, wie 
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Sie das hier getan haben. Das gilt auch für den Kol-
legen Ertl, der zunächst eine Katastrophenstimmung 
bezüglich der Lage unserer Landwirtschaft und der 
Agrarpolitik zu erzeugen versuchte und dann die 
vier Landwirtschaftsminister mit ihrer nahtlos an-
einanderschließenden Arbeit im Dienste der deut-
schen Landwirtschaft beschwor. Da komme ich nicht 
ganz mit. Ich kann nur sagen: links die SPD, rechts 
die FDP, — Gott sei Dank, daß es in dieser Frage 
noch die CDU in der Mitte gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Schmidt, Sie wissen so gut wie ich, 
daß diese Landwirtschaftspolitik nicht so schlecht 
gewesen sein kann. Welche Aufgaben hat sie denn 
in der Zeit nach 1945 erfüllt? Kollege Ertl hat es 
am Schluß mit ein paar Stichworten angedeutet. 
Ich darf es Ihnen noch einmal ins Gedächtnis rufen: 
Die deutsche Landwirtschaft — und das gilt auch für 
den Landwirtschaftsminister — hat ihren ersten 
Auftrag, die rasche Beseitigung des Hungers, in 
einer großartigen Weise erfüllt. Sie hat ihren 
zweiten Auftrag, Devisen zu sparen, damit die gro-
ßen Schwungräder unserer Wirtschaft wieder in 
Gang gebracht werden konnten, großartig erfüllt, 
und ich meine, sie hat sich auch bei der dritten Auf-
gabe, die Landwirtschaft allmählich in die Markt-
wirtschaft einzugliedern, durch die Schaffung der 
Marktordnungsgesetze bis zur Stunde großartig be-
währt. 

Wenn wir jetzt auf dem Wege zur EWG und 
zur größeren Wirtschaftsgemeinschaft vor Schwie-
rigkeiten stehen, dann, meine Damen und Herren, 
sollte es eigentlich von links bis rechts nur ein 
einziges Trachten und Streben geben, nämlich daß 
wir uns gegenseitig darin überbieten, wie wir auch 
die nächste, die vierte Phase  in der deutschen 
Agrarpolitik so gut wie nur möglich alle mitein-
ander durch unsere eigenen positiven, nach vorn 
gerichteten Beiträge gestalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Am Beginn meiner Ausführungen heute wollte 
ich eigentlich sagen, daß ich es zutiefst bedaure — 
nach der guten Einführung, die Sie gestern und 
vorgestern in der Presse und zum Teil auch im 
Rundfunk in Vorbereitung dieser Debatte lesen 
und hören konnten —, daß wir bei dieser anderen 
großen Strukturdebatte, worauf meine Vorredner 
schon sehr oft 'hingewiesen haben, heute nicht auch 
das Forum der Bevölkerung draußen durch das 
Fernsehen haben konnten. Was heute miteinander 
zu besprechen war, wäre für die Bevölkerung drau-
ßen mindestens ebenso wichtig gewesen wie das, 

 was wir bei der  Energiedebatte hier abzuhandeln 
hatten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich habe mich eigens beim Präsidenten erkundigt, 
ob etwa das Fernsehen gewaltsam durch irgend-
eine Weisung von dem Haus ferngehalten wurde. 
Aber das ist nicht der Fall. Der Präsident sagte: 
Selbstverständlich hätten die Leute da  sein können. 
Aber vielleicht beginnt hier schon unsere gemein-
same Aufgabe, nämlich klarzumachen, was hier 
eigentlich abgehandelt wird, und herauszustellen, 

welch großer Teil der Bevölkerung betroffen ist. 
Ich glaube, der Kollege Schmidt war es, der von 
10 % der Erwerbstätigen sprach, über deren Schick-
sal, über deren künftiges berufliches und mensch-
liches Ergehen wir hier sprechen, über deren 
Schwierigkeiten wir uns hier miteinander zu unter-
halten haben,  um deren Lösung wir zu ringen 
haben. Ich glaube, es wäre durchaus gerechtfertigt 
gewesen, wenn wir auch bei dieser Debatte das 
große Auge  der  breiten Öffentlichkeit durch 'das 
Deutsche Fernsehen gehabt hätten. 

Meine Damen und Herren, von diesem Haus wird 
in den großen Fragen unserer Nation zu Recht 
immer ein klärendes Wort erwartet und auch Hilfe 
und Unterstützung dort, wo es notwendig und an-
gebracht ist. Wir sollten diese Debatte mehr in den 
Versuch ausklingen lassen, das Gemeinsame her-
vorzukehren, als herauszustellen, was uns mög-
licherweise trennt. Ich jedenfalls möchte für meinen 
Teil versuchen, einen positiven Beitrag zu diesem 
Tag, zu dieser Stunde und zu diesem Ausklang zu 
leisten. 

Wir alle — da schließe ich jetzt selbstverständlich 
auch meinen Kollegen Ertl mit ein — 

(Abg. Ertl: Danke schön!) 

haben, .als wir in dieses Haus entsandt wurden, 
eine Verpflichtung übernommen. — Ja, Herr Kol-
lege Ertl, manchmal konnte man bei Ihren Aus-
führungen Zweifel bekommen. Ich muß wirklich 
sagen, ich habe es zutiefst bedauert. Aber erinnern 
Sie mich bitte nicht noch einmal daran! 

Über dieser unserer heutigen Debatte steht doch 
unausgesprochen die Frage derjenigen, die  heute 
hier waren. Lange Zeit saßen sehr viele Landwirte 
auf allen Seiten ,dieses Hauses auf der Zuschauer-
tribüne. Denken 'Sie auch an die Menschen draußen, 
die heute nach Bonn geschaut haben! Eine breite 
Öffentlichkeit im Lande draußen stellt ein paar Fra-
gen. Die erste Frage ist: Werden unsere wirtschaft-
lichen Anstrengungen und Opfer durch diesen ein-
mal rasch erwarteten politischen Frühling in 
Europa wirklich gerechtfertigt sein? Natürlich wird 
uns diese Frage auf Schritt und Tritt gestellt. Aber 
glauben Sie denn wirklich, daß wir Europa rascher 
bekämen, wenn wir hier unentwegt nicht anderes 
täten, als Zweifel in diesen gemeinsamen Weg zu 
setzen? Wer den Glauben an ,die politische Gemein-
schaft in Europa aufgegeben hat, der schreibt einen 
wesentlichen Teil unserer Überlebensmöglichkeit 
für die nächsten Jahrzehnte ab. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Eine zweite Frage steht unausgesprochen über 
dieser Debatte. Unsere Landwirtschaft stellt uns mit 
Recht die Frage: Wer von uns draußen in der Land-
wirtschaft wird auf diesem Weg in die Wirtschafts-
union eine echte Überlebenschance haben? Ich habe 
mich gefreut, in einer dpa-Meldung von gestern ge-
lesen zu haben, daß nicht nur die Bergleute an Ruhr, 
Rhein und Saar, sondern auch die Bauern im ganzen 
Bundesgebiet in Erregung um ihre Existenz fürch-
ten. Ich war sehr froh, daß ich dort nicht wieder das 
Wort von der Radikalisierung gelesen habe. Denn 
heute kann man ja beinahe über kein Sachproblem 
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mehr sprechen, wo nicht das Wort von der Radikali-
sierung mitschwingt und mitklingt. Ich weiß nur 
nicht, wem es eigentlich nützen sollte. Aber daß 
natürlich eine Erregung da ist, daß es viele besorgte 
Fragesteller gibt, ist selbstverständlich. 

Meine Damen und Herren, hier wurden bereits 
die zwangsläufigen und unvermeidlichen Etatkür-
zungen im Rahmen der mittelfristigen Finanzpla-
nung, die Erzeugerpreissenkung bei den Bodenpro-
dukten, insbesondere bei Getreide, seit dem 1. Juli 
dieses Jahres, die stark gedrückten Preise bei den 
Veredelungsprodukten, die im Laufe dieses Jahres 
stark gefährdete Massenkaufkraft, der im Rahmen 
der EWG-Agrarpolitik eingeleitete Abbau von Er-
zeuger-Subventionen bei der Milch, angesprochen. 
ebenso wie der wachsende Widerstand — das sage 
ich auch ganz deutlich — gegen die adäquat be-
schlossenen und notwendigen Preisanhebungen, die 
Unsicherheit über den europäischen Milch-Erzeuger-
preis und nicht zuletzt die scheinbar offene Frage 
an diese Koalition, welchen Platz man uns, der 
Landwirtschaft, in ihrer politischen Konzeption 
zuweist. 

Gestatten Sie mir ein klärendes Wort für meine 
Freunde. Wahrscheinlich werde ich, ähnlich wie der 
Herr Bundeskanzler, hinterher gesagt bekommen, 
das, was ich gesagt hätte, sei nichts anderes als 
Blabla, nichts anderes als ein billiges Bekenntnis 
und nichts anderes als eine nichtssagende Aussage 
gewesen. Das ist jedenfalls heute versucht worden. 
Ich bin über dieses Engagement des Bundeskanzlers 
heute in dieser Debatte sehr glücklich und sehr froh, 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

und ich glaube nicht, daß es Aufgabe des Regie-
rungschefs, des Mannes, der die Richtlinien der 
Gesamtpolitik zu bestimmen hat, ist, etwa die Auf-
gaben seines Ressortministers hier zu übernehmen 
oder des Finanzministers hier zu übernehmen und 
in die Einzelheiten zu gehen. Seien Sie, Herr Kol-
lege Ertl, davon überzeugt — das gilt für Sie, für 
Ihre Fraktion, für uns alle —: wir werden den Bun-
deskanzler bei jeder passenden Gelegenheit, immer 
dann, wenn es notwendig wird, an diese Stunde 
erinnern können. Mir ist dieses Kanzlerwort etwas 
wert. 

Gestatten Sie mir also ein klärendes Wort für 
meine Freunde. Ich bin der Auffassung, daß Struk-
turwandel, wo immer er erkennbar wird, im Berg-
bau, im Mittelstand, in der Landwirtschaft, gleich-
gewichtig gewertet, behandelt und auch unterstützt 
werden muß, wenn es notwendig ist. Wir wider-
setzen uns auch in Zukunft jedem Wunsch, die 
deutsche Landwirtschaft in eine Nord- und Süd-, in 
eine Groß- und eine Klein-Landwirtschaft ausein-
anderdividieren zu lassen. Denn Agrarstrukturpolitik 
ist keine isolierte Maßnahme für den Vollerwerbs

-

betrieb oder für den Familienbetrieb, sondern für 
uns Teil einer regionalen Wirtschaftspolitik. Dieser 
Tatsache wird nach meiner Auffassung nur der 
gerecht, der weiß, daß auf dem Lande in unseren 
Dörfern und in den Gemeinden neben den Voll-
erwerbsbauern auch Zu- und Nebenerwerbsland-
wirte leben, für die der lohnende Absatz ihrer Pro-
dukte ebenso von Interesse ist wie eine florierende  

gewerbliche Wirtschaft, in der sie meistens den 
anderen Teil ihres Einkommens verdienen. 

Gerade dieser Teil unserer Landbevölkerung ist 
geeignet, das Verständnis zwischen dem einen und 
dem anderen Wirtschaftsbereich, zwischen Stadt 
und Land, besonders zu fördern und dazu beizu-
tragen, den oft unvermeidlichen Interessenkonflikt 
mit Würde und Anstand auszutragen. 

Um so bedauerlicher ist es, daß allen gutgemein-
ten Versuchen zum Trotz absichtlich, aus Unwissen-
heit, aus Wichtigtuerei — ich weiß es nicht —, 
heute immer noch Behauptungen in die Welt gesetzt 
werden, die nicht diesem Ausgleich dienen können. 
Und jetzt komme ich zu dem, was ich vorhin schon 
in meinem Zwischenruf gemeint habe. Gestern 
erschienen von der Arbeitsgemeinschaft der Ver-
braucherverbände zwei Beiträge, offensichtlich als 
Begleitmusik, als Ouvertüre für diese unsere heu-
tige Debatte, auf die ich die zuständigen Ressort-
minister für Wirtschaft und Landwirtschaft ausdrück-
lich aufmerksam machen möchte; denn sie sind ja 
Beitragszahler in diesen Verein hinein. 

Ich greife hier nur ein paar Aussagen aus diesen 
Papieren auf. Da ist die Rede vom „stagnierenden 
Verbrauch der Milchprodukte". Meine Damen und 
Herren, zur gleichen Zeit hat der Bundesernährungs-
minister Veröffentlichungen bekanntgegeben, nach 
denen für 1967 in einer Vorausschau mit einer Stei-
gerung bei der Trinkmilch um 2 %, bei Rahm um 
5%, bei Schnittkäse um 15%, bei halbfestem 
Schnittkäse um 18% gerechnet werden könne. Da 
ist weiter von den „deutschen Butterhalden" die 
Rede, obwohl man ohne Schwierigkeiten hätte fest-
stellen können, daß der echte deutsche Buttervorrat, 
nämlich der strukturelle Überschuß, bei uns sowieso 
praktisch keine Rolle spielt. Pro Kopf der Bevölke-
rung — das sei an die Adresse der Verbraucher ge-
sagt — beträgt der echte Buttervorrat zur Zeit nur 
0,7 kg. Meine Damen und Herren, denken Sie ein-
mal ein bißchen darüber nach, wenn irgendwo in der 
Welt wieder einmal Schwierigkeiten sein sollten, 
was dann 0,7 kg Butter pro Kopf der Bevölkerung 
für die Sicherstellung der Ernährung auch nur über 
wenige Wochen hinweg bedeuten würde. Ich will 
etwas hinzufügen, um zu zeigen, wie gut unsere 
Lage im Vergleich zu den anderen Ländern ist. Bei 
den Franzosen beträgt dieser Buttervorrat 2 kg pro 
Kopf der Bevölkerung, ein Drittel davon bei uns. 
Trotzdem wird sofort wieder von „Butterhalden" ge-
sprochen. Da wird in diesem Blättchen die Begren-
zung des Milchtitels im Brüsseler Agrarfonds und 
die Beteiligung der Erzeuger an den Überschußver-
lusten gefordert. Meine Damen und Herren, stellen 
Sie sich die gleiche Forderung vor bei der Beseiti-
gung der kleinen Autohalden, die wir in der Ver-
gangenheit gehabt haben, etwa durch die Auto-
mobilarbeiter, oder der vorhandenen Kohlenhalden 
etwa durch die Kumpels! Dann wird verständlich, 
wie unerfreulich solche Beiträge für eine sachliche 
Diskussion sind. Ferner wird von laufend gestiege-
nen Verbraucher- und Erzeugerpreisen geschrieben, 
während zur selben Stunde im Monatsbericht des 
Herrn Bundeswirtschaftsministers Schiller zu lesen 
gewesen wäre — er stellt das dort fest —, daß die 
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industriellen Erzeugerpreise um 1,1% niedriger 
lägen als 1966, daß die Preise für die Bauleistungen 
an Wohngebäuden um 3,1% niedriger lägen als 
1966 und daß die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise 
um 6,7 % niedriger lägen als 1966. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Da wird die Forderung aufgestellt, daß die Pro-
duktivität der Landwirtschaft noch wesentlich schnel-
ler steigen müsse als bisher. Bisher haben wir 
500 000 ausgeschiedene Betriebe und mehr als 2 Mil-
lionen umgesetzte und freigesetze Arbeitskräfte in 
diesem Bereich. Wir haben jährlich immer noch 
durchschnittlich 30- bis 35 000 ausscheidende Be-
triebe mit rund 80- bis 100 000 Menschen in diesen 
Betrieben. Der Herr Bundesernährungsminister hat 
das schon erwähnt. Und dieses Tempo soll nach die-
ser Forderung noch gesteigert werden! Erlauben Sie 
mir hier ganz in Ruhe wieder den Vergleich mit der 
Kohle. Dort sollen — so hören wir es im Laufe 
der nächsten fünf bis zehn Jahre weitere 40- bis 
50 000 Bergarbeiter umgesetzt bzw. in den Ruhe-
stand versetzt werden. Wir alle wissen ganz genau, 
von welchen menschlichen und materiellen Opfern 
dieser Prozeß begleitet ist. Und nun stellt man eine 
solche Forderung nach gesteigertem Tmpo im Be-
reich der Landwirtschaft, obwohl leicht beim BEM 
hätte nachgelesen werden können, daß gerade die 
dadurch erhoffte, geforderte und erwünschte Pro-
duktivität von 1951 bis 1966 in der Industrie um 
85%, aber bei dieser so oft gelästerten und wieder 
einmal fälschlicherweise zitierten Landwirtschaft um 
164 % gestiegen ist. 

Das alles ist eine bittere Begleitmusik zu den 
Sorgen, die wir hier gemeinsam besprechen wollen, 
und selbst diese Begleitmusik wiegt noch schwerer 
als die rein wirtschaftlichen Dinge, um die es geht. 
Diese Auslese läßt sich selbstverständlich noch fort-
setzen. Mir und meinen Freunden liegt nur daran, 
rechtzeitig auf solche Beiträge zur Aufklärung der 
Verbraucher aufmerksam zu machen. Vielleich sollte 
man neben der offensichtlich zu muntere fließenden 
Geld-Pipeline aus dem Landwirtschafts- und Wirt-
schaftsministerium die Informations-Pipeline ein biß-
chen verstärken. Sollte das zur Versachlichung die-
ser Berichte auch nicht helfen, dann sollte man die 
personelle Zusammensetzung dieses Vereins einmal 
etwas durchleuchten. 

Gestatten Sie mir noch einige Bemerkungen zur 
Milchpolitik. Ich bedaure, Herr Kollege Schmidt, daß 
wir diese Debatte heute führen müssen. Ich weiß, daß 
auch Sie den Zeitplan nicht übersehen konnten. Wir 
führen diese Debatte heute, ohne zu wissen, welche 
entscheidenden, ergänzenden und noch ausstehenden 
Vorschläge die Kommission zur Vervollständigung 
der Milchmarktordnung eigentlich machen wird; wir 
führen sie in Unkenntnis der von der Bundesregie-
rung im Bereich der Milchpolitik einzuleitenden 
Maßnahmen. Ich höre von recht interessanten  Pro-
jekten, und ich hätte gewünscht, daß sie der Bundes-
landwirtschaftsminister heute schon hätte auf den 
Tisch legen können. Das ist aus vielen Gründen 
nicht möglich, und das ist deshalb bedauerlich, weil 
zu leicht wieder die Legende aufkommen könnte: 
Da unterhalten wir uns sieben, acht Stunden über 

eine Große Anfrage, und dann stellt dieses Parla-
ment, das doch vorrangig ein Anrecht auf Informa-
tion hat, möglicherweise 14 Tage oder drei Wochen 
später fest, daß im Hause dieses Ministeriums alle 
möglichen Vorlagen waren, die man aber heute 
nicht verkünden konnte. Ich bin sicher, Herr Kol-
lege Schmidt, und meine Kollegen von der SPD, daß 
es nicht die Absicht Ihrer Fragestellung war, die 
Bundesregierung zu veranlassen, schon vor dem 
Brüsseler Gefecht ihren Aufmarschplan — um mich 
jetzt einmal militärisch auszudrücken — und ihre 
Taktik offenzulegen. Wir sollten uns und ich will 
mich bezüglich der Milchpolitik auf einige Feststel-
lungen und Anregungen beschränken. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Ich auch!) 

— Gut, ich weiß es, Herr Kollege Schmidt. Ich habe 
es so aufgefaßt. Ich sagte es schon. 

Erstens. Die deutsche Milchmarktordnung — das 
lassen Sie midi einmal sagen, weil da auch so eine 
Mär durch das Land geht, als ob es sich hier um 
Relikte aus der Zeit des Reichsnährstands und des 
„Dritten Reichs" handle — ist von unseren Kollegen 
im Reichstag vor 1933 in ihren Grundzügen beschlos-
sen worden und ist die Konsequenz aus leidvollen 
Erfahrungen der vorausgegangenen Jahre. Sie hat 
sich über mehr als 30 Jahre so bewährt, daß wir 
bemüht sein sollten, so viel wie möglich des Bewähr-
ten in die kommende EWG-Ordnung einzubauen. 
Dazu gehören auch die Instrumente der kostengün-
stigsten Erfassung und Verteilung von Milch und 
Molkereiprodukten, eine Preisregelung für Trink-
milch und klare, für alle sechs Länder geltende 
Hygiene- und Gütevorschriften. 

Übrigens, Herr Kollege Schmidt, auch für diese 
Frage der zweckmäßigsten Absatz- und Einzugs-
gebietsregelung hat sich dieselbe Organisation, die 
Assilec, ausgesprochen. Auch dort hat man sich ver-
ständigt. Natürlich gibt es unterschiedliche Vorstel-
lungen. Ich glaube nicht, daß wir unsere eigenen 
Vorstellungen etwa unmodifiziert in die EWG brin-
gen können. Es würde ihnen gar nichts schaden, 
wenn wir zu Modifizierungen kämen. 

Meine Damen und Herren, unsere Milcherzeuger 
haben in der Verbesserung der Qualität ungeheure 
Anstrengungen hinter sich. Ich erinnere in diesem 
Zusammenhang nur an das Projekt der Tuberkulose- 
und Bangbekämpfung, die wir als eines der wenigen 
Länder in Europa längst hinter uns haben und die 
unserer Landwirtschaft sehr, sehr viel Geld gekostet 
haben. Bisher galt doch bei allen Gemeinschafts-
regelungen die Ausrichtung nach der fortschrittlich-
sten Regelung. Gilt das etwa bei der Milchmarkt-
politik nicht? So müßten wir, wenn es wäre, einen 
wesentlichen Teil unserer bisherigen deutschen 
Spielregeln in der künftigen gemeinsamen Gesetz-
gebung wiederfinden. 

Ich gehe zweitens davon aus, daß die Fragesteller 
mit uns zusammen den festgelegten Milcherzeuger-
richtpreis bejahen und bereit sind, die Konsequen-
zen daraus zu ziehen. Meine Damen und Herren, ich 
verstehe eigentlich die Welt nicht mehr. Da ist es 
dem deutschen Landwirtschaftsminister und den an-
deren fünf nunmehr gelungen, einen — wie ich gern 
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zugebe, an der oberen Grenze befindliche — Preis-
orientierung zu beschließen, und dann gehen wir 
deutschen Abgeordneten sofort hierher und setzen 
Zweifel darein, ob das je zu erzielen sein wird! 
Meine Damen und Herren, ein ideales Ziel kann 
man nicht hoch genug setzen, und man kann nicht 
lange genug danach streben, um es früher oder 
später einmal zu erreichen. Aber von vornherein die 
Zielsetzung möglichst niedrig zu halten und dann 
Fleißarbeit zu leisten, um später über dieses Ziel 
hinauszuschießen, das werden Sie in dieser Frage 
in Europa nicht erleben. Darum bedaure ich hier 
auch die Aussagen des Kollegen Schmidt, der diesen 
Erzeugerrichtpreis oder Orientierungspreis, wie Sie 
ihn nennen wollen, doch sehr angezweifelt hat. Ich 
bin der Meinung, als Zielsetzung sollte er bleiben. 
So ist er beschlossen, und danach sollten wir unsere 
Arbeit ausrichten. 

Ich gehe weiter. In diesem Zusammenhang möchte 
ich ausdrücklich hinzufügen, daß zur Frage dieses 
Richtpreises natürlich die Auslegungen des Herrn 
Bundeslandwirtschaftsministers in seiner Antwort 
gehören. Ich spare sie mir jetzt, um rasch fertig zu 
werden. 

Im übrigen solte man die in der EWG vorhandene 
Überproduktion — und dazu lassen Sie mich bitte 
noch ein Wort sagen — nicht als ganz unlösbar be-
trachten. Hier unterscheide ich mich, Herr Kollege 
Welslau, etwas von Ihren Sorgen, die Sie hier zum 
Ausdruck gebracht haben. Wir Deutschen haben im 
Bereich der Milch keine Überproduktion in die 
Ehegemeinschaft der Sechs, wenn Sie so wollen, 
eingebracht. Auch nach dem jetzigen Produktions-
stand von 1967 erreichen wir in diesem Jahr voraus-
sichtlich nur einen Versorgungsgrad von etwa 95 
bis 96 %. Das ist heute schon gesagt worden. 

Die strukturellen Überschüsse in der EWG-Mol-
kerei, wenn ich es einmal so sagen darf, sind nach 
den jüngsten Aussagen — nicht etwa unseres Land-
wirtschaftsministers, sondern der EWG-Kommission 
- auf jährlich 35 000, höchstens 40 000 t geschätzt. 
Wenn allein die  Verbesserung der Konsummilch-
qualität von der eingestellten Milch mit 3 % auf 
Vollmilch mit 3,5% ausreichen würde, diesen struk-
turellen Überhang zu beseitigen, dann wäre doch 
hier ein Weg, den wir gemeinsam gehen könnten 
im Interesse dieser von uns — scheinbar von allen 
— gleichermaßen gut gemeinten Agrarpolitik. 

Ein Weiteres! Wenn die  Preise — hiermit be-
gründe ich gute Getreide- und Zuckerrübenpreise — 
für die Bodenprodukte, insbesondere für Getreide 
und Zuckerrüben, in der Zukunft nicht vernachlässigt 
werden und  die  Relation von Milch- zum Rinder-
orientierungspreis elastisch je nach der Erzeugnis-
lage gehandhabt wird, so sind die befürchteten 
Milcherzeugungsreserven wesentlich geringer zu 
veranschlagen. Nur einen einzigen fachlichen Ein-
wand, Herr Kollege Schmidt! Sie haben z. B. die 
relativ geringe Ablieferungsquote in Belgien und 
Frankreich angesprochen. Dazu lassen Sie mich bitte 
noch sagen, ''daß in den beiden Ländern erstens eine 
große Hausindustrie, wenn Sie so wollen, eine 
starke handwerkliche Milchverarbeitung, vorhanden 
ist und ,daß gleichzeitig der Ab-Hof-Verkauf von 

Milch und Milchprodukten in diesen beiden Ländern 
eine viel größere Rolle 'spielt als bei uns. Nun kön-
nen Sie sagen: Trotzdem wird die zur Molkerei 
gehen. Aber dann wird auch nichts mehr produziert, 
und die Molkereien können in diese bisherige Pro-
duktion eintreten. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Die Hälfte 
geht aber in den Futtertrog!) 

— Das ist richtig, Herr Kollege Schmidt, hier kann 
ich Ihnen nicht widersprechen. 

Wenn in ,der Bundesrepublik außerdem die  Be-
schäftigungschancen außerhalb der Landwirtschaft 
— auch 'das ist eine Sache, die ich noch einmal ganz 
deutlich machen möchte — so günstig bleiben wie 
bisher und die Möglichkeiten in der EWG bundes-
deutsches Format annehmen, dann wird die Stall-
arbeit bald überall zur wenig beliebten Arbeit ge-
hören. Diese Bremse in der Milchproduktion ist in 
Wirkung, Umfang und Ausmaß überhaupt nicht ab-
zuschätzen. 

Die Einnahmen aus der Milch bringen dem Bun-
deslandwirt heute ein Drittel seines Einkommens, 
mit den Rindererlösen zwei Drittel. In den Grün-
landgebieten, in der Marsch, in den Mittelgebirgen, 
im Voralpen- und Alpenland sind diese Erlöse aus 
der Milchviehhaltung oft die einzige Einnahme. 
Deshalb ist es auch berechtigt und begründet, daß 
wir uns über diese zweite große Einnahmensäule 
der Landwirtschaft — nämlich das, was aus der 
Milchviehhaltung kommt — hier in diesem Hause 
ganz besonders unterhalten. Deshalb sage ich noch 
einmal von diesem Platz aus: ich bitte den Bundes-
kanzler und seine Bundesregierung, bei allen ein-
schlägigen Entscheidungen daran zu denken, daß 
bei der Neuordnung der Milchmarktpolitik der deut-
schen Landwirtschaft keine neuen Einkommensein-
bußen mehr zugemutet werden können. Diese Land-
wirtschaft hat auf dem Weg in die EWG bisher 
schon ein Stück Kreuz auf sich genommen und ein 
Stück Opfer gebracht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Diese deutsche Landwirtschaft hat viel dazu bei-
getragen, die europäische Einigung voranzubringen. 
Ich glaube, einer meiner Vorredner hat es bereits 
gesagt. Sie muß im Rahmen der aktivierten Ost-
politik immer wieder neue Opfer in Kauf nehmen. 
Sie wird von den agrarischen Interessen der Indu-
strieprodukte abnehmenden Drittländer ständig 
erneut beeinflußt. Dieselbe Landwirtschaft kann 
eines Tages im Zeichen des doch in allen Zeitungen 
in aller Welt bekannten, immer mehr wachsenden 
Hungers an politischer Bedeutung nur zunehmen. 

Lassen Sie mich eine Schlußbemerkung machen! 
Reiche Ernten und Nahrungsmittelüberschüsse dür-
fen von einem Volk und seiner Regierung und sei-
nem Parlament nicht mit Bedrückung und Pessimis-
mus betrachtet werden. Hier sollten wir es vielmehr 
mit dem amerikanischen Landwirtschaftsminister 
Freeman halten, der trotz aller Schwierigkeiten, die 
auch die Amerikaner mit diesem Problem haben, 
einmal sagte: Diese Überschüsse sind eigentlich ein 
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wirkliches Problem gerade dieser modernen Indu-
strieländer. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Rinderspacher. 

Dr. Rinderspacher (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Gestatten Sie, daß ich 
zu einem kleinen Teilproblem der Agrarpolitik 
einige Ausführungen mache. Ich möchte Ihnen nicht 
vorenthalten, daß ich meinen Fraktionsfreunden 
versprochen habe, mich auf fünf Minuten zu 
beschränken. 

(Beifall.) 

Ich werde mich bemühen, diese Zeit einzuhalten. 

In seiner Antwort auf die Großen Anfragen der 
FDP und der SPD hat Herr Minister Höcherl recht 
positiv über die Zukunft der Zu- und Nebenerwerbs-
betriebe im Bereich der landwirtschaftlichen Pro-
duktion gesprochen, und dies obwohl ihm natürlich 
sehr gut bekannt ist,  daß seit 1956 die Zahl der 
landwirtschaftlichen Kleinbetriebe um 500 000 ab-
genommen hat. Als Abgeordneter aus Südwest-
deutschland begrüße ich die Versicherung des Mini-
sters, die Bundesregierung wolle den Gegenden mit 
einem besonders hohen kleinbäuerlichen Anteil bei 
der Verbesserung der Infrastruktur helfen. 

Ich meine, daß keinesfalls die soziale Seite über-
sehen werden kann und darf, wenn da und dort 
kurzerhand die radikale Verminderung der Zahl 
kleinerer Betriebe vorgeschlagen wird, damit andere 
Betriebe entsprechend vergrößert werden können. 
Ein radikaler Abbau wäre — machen wir uns nichts 
vor — auch politisch kaum zu verkraften. Auch ein 
anerkannter Experte wie Sicco Mansholt sollte dies 
nicht ganz vergessen. Vor allem wir Süddeutschen 
wissen, daß nicht nur wirtschaftliche Überlegungen 
hier am Platze sind, sondern auch Überlegungen im 
gesellschaftlichen und raumplanerischen Bereich. 

Vor allem sehen wir den sozial-ökonomischen 
Strukturwandel als eine Chance für das Land an: 
Wenn die Landbewirtschaftung in steigendem Maße 
als Nebenberuf ausgeübt wird, so müssen wir das 
als Tatbestand hinnehmen, aber auch in unsere 
agrar- und gesellschaftspolitischen Überlegungen 
mit einbeziehen. Vor allem haben wir es als Be-
standteil der freien Lebensgestaltung anzusehen, 
wenn ehemalige Kleinbetriebe bereit sind, ihr 
Land als Zu- oder Nebenerwerbsbetrieb zu bewirt-
schaften. 

Natürlich ist nicht zuzugeben, daß die Zu- oder 
Nebenerwerbsbetriebe die von Manskolt — und 
nicht nur von ihm — Herr Staatssekretär Hütte-
bräuker ist nicht da — 

(Zurufe: Doch!) 

— Entschuldigung; der Herr Minister war zu breit, 
ich konnte den Herrn Staatssekretär nicht sehen — 
verlangte verstärkte „Mobilität des Bodens" be-
hindern. 

Angesicht der Tatsache, daß in den letzten 15 
Jahren die durchschnittliche Betriebgröße nur von 7  

auf 10 ha gestiegen ist sollten wir uns überlegen, ob, 
wir auf dem bisherigen Weg fortschreiten können, 
der im wesentlichen in der beschleunigten Aufstok-
kung und in der Aussiedlung besteht, die mit 
hohen Kapitalrisiken verbunden ist. 

Die Zahl der Zu- und Nebenerwerbsbetriebe hat 
sich auch im Sog der industriellen Hochkonjunktur 
kaum verändert, in einigen Gebieten sogar ver-
größert, weil Vollbetriebe in Nebenerwerbsstellen 
umgewandelt wurden. Mir scheint, daß diese Zu- 
oder Nebenerwerbsbetriebe bewiesen haben, daß sie 
bestehen können, selbst in der Hochkonjunktur. 

Die Bedenken wegen der marktgerechten Leistung 
solcher Zu- und Nebenerwerbsbetriebe sind zwar 
durchaus berechtigt, sind sind aber zu überwinden 
durch passende Betriebsorganisation, mit den Tech-
niken einer sinnvollen Bewirtschaftung, marktge-
rechten Angebotsform sowie der zwischenbetrieb-
lichen Zusammenarbeit. Auch Bedenken wegen der 
Arbeitsüberlastung von Ehefrauen und Kindern 
können überwunden werden. Vor allem sollten sehr 
arbeitsintensive Betriebsformen vermieden werden. 
Notwendig ist eine ständige und zielstrebige Bera-
tung, die allerdings heute noch nicht überall ge-
währleistet ist. 

Wir sollten aber auch nicht vergessen: Die Gren-
zen zwischen Stadt und Land werden fließender, das 
Sozialgefälle wird vermindert, das Leben auf dem 
Lande wird wieder lebenswerter, wenn es gelingt, 
die Zu- und Nebenerwerbsbetriebe in einem gesun-
den Ausmaß zu erhalten. Die Abwanderung in die 
Industrieorte können wir nicht verhindern, aber 
doch wesentlich vermindern, wenn wir eine ziel-
strebige Regionalpolitik betreiben, die viel guten 
Willen, allerdings auch viel Geld kostet. 

Der Zu- und Nebenerwerbsbetrieb am Rande der 
Industriezentren stellt nicht ein Übergangsstadium 
zum endgültigen Aufgeben des Kleinbetriebes dar. 
Aus betriebswirtschaftlichen Gründen muß das nicht 
sein, aus gesellschafts- und strukturpolitischen Grün-
den soll das auch nicht sein. Das hat nichts mit Ro-
mantik und noch weniger mit Ideologie zu tun. Ich 
habe es bewußt vermieden, nur die technisch-öko-
nomische Seite aufzuzeigen. Die sozialen und ge-
sellschaftspolitischen Anliegen sind für mich den rein 
wirtschaftlichen mindestens gleichrangig. 

Viele Kleinbauern, selbst solche mit mittelgroßen 
Betrieben sehen im Festhalten an Grund und Boden 
die sicherste Form des Eigentums, bessern aber ihr 
Einkommen durch eine Nebentätigkeit in anderen 
Berufen auf und erreichen damit zusätzlich eine Kri-
senfestigkeit, die nicht zu unterschätzen ist. Anderer-
seits bietet die nebenberufliche Tätigkeit in  der 
Landwirtschaft oft einen willkommenen, auch ge-
sundheitlich sehr erfreulichen Ausgleich bei einsei-
tigen Hauptberufen. Die Seßhaftigkeit der Pendler, 
die an ihrem Besitz hängen, spricht gegen eine Ge-
setzmäßigkeit der Landflucht. 

Den Vorwurf, die Klein- und Nebenerwerbs-
betriebe seien für die landwirtschaftliche Über-
produktion verantwortlich, weist Prof. Priebe — 
wie mir scheint, mit Recht — zurück; denn ein Auf-
geben dieser Betriebe und ihr Aufgehen in größeren 
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Einheiten würde die Marktleistung dieser vergrö-
ßerten Betriebe beträchtlich fördern. Damit will ich 
keineswegs den unrentabel arbeitenden Neben-
erwerbsbetrieben das Wort reden. Diese sind ein 
marktstörender Faktor. Das muß aber nicht so sein. 
Die oft auf kleinster Fläche mit größtem wirtschaft-
lichem Erfolg arbeitenden Weinbauern meiner ba-
dischen Heimat beweisen, daß Klein- oder Neben-
erwerbsbetriebe keineswegs rückständig sein müs-
sen. Wo der sichtbare und kalkulierbare Erfolg sich 
mit intensiver Beratung vereinigt, braucht der Zu- 
und Nebenerwerbsbetrieb an Fortschrittlichkeit 
und Intensität nicht hinter dem Vollerwerbsbetrieb 
zurückzustehen. 

Der hessische Landwirtschaftsminister Tröscher, 
der sich mit der „sozialen Aufrüstung" in Hessens 
Dörfern große Verdienste erwarb, hat darauf hin-
gewiesen, daß die Kombination der Betriebsgrößen 
für die Gesamtheit den höchsten sozialen und öko-
nomischen Nutzen erwarten läßt. Wenn man das 
Problem der Zu- und Nebenerwerbsbetriebe nicht 
nur von der ökonomischen und technischen Seite 
betrachtet, sondern den Schwerpunkt auf die gesell-
schaftspolitischen Zielsetzungen richtet, dann wird 
man dieser Betriebsform für die Zukunft durchaus 
eine gute Chance geben können. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, wir kennen das alle, wie schrecklich 
kurz fünf Minuten sind, wenn man selber redet. 
Aber es waren tatsächlich nur acht Minuten, und 
das ist immerhin die kürzeste Rede des Tages 
gewesen. 

Außerdem hat Herr Dr. Rinderspacher, wie ich 
hörte, heute Geburtstag. Wir gratulieren herzlich. 

(Beifall.) 

Mir liegen noch sechs Wortmeldungen zu diesem 
Tagesordnungspunkt vor. Wir müssen außerdem die 
Punkte 3 bis 9 heute unbedingt erledigen, davon 
ein Punkt mit Debatte. Darf 'ich jetzt also doch 
Herrn Dr. Rinderspacher den nachfolgenden Red-
nern als Beispiel hinstellen. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Wächter. 

Wächter (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich möchte dem Beispiel 
des Kollegen Dr. Rinderspacher weitgehend folgen. 
Auf der anderen Seite gebe ich aber zu bedenken, 
daß ich die Aufgabe habe, gleichzeitig zwei Anträge 
meiner Fraktion zu begründen. Darüber hinaus hat 
mir meine Fraktion die Aufgabe gestellt, auch zu 
der Großen Anfrage der SPD betr. EWG-Milch-
marktpolitik Stellung zu nehmen. 

Lassen Sie mich zu der Begründung des einen 
Antrags, den wir für außerordentlichdringlich hal-
ten,  ides  Antrags auf Erhaltung bzw. gegen den 

 ersatzlosen Wegfall der  deutschen Milchmarkt-
ordnung, folgendes sagen. Über die Frage der Bei-
behaltung der bewährten deutschen Milchmarktord-
nung, die durch mehrere Jahrzehnte das ordnende 
Element ider deutschen Milchwirtschaft gewesen ist, 

herrscht bei uns in der Bundesrepublik trotz vor-
liegender Gutachten von Professoren völlige Un-
klarheit. Nach neuesten Äußerungen, Herr Bundes-
landwirtschaftsminister, soll bei den Gesprächen 
zwischen dem Bundeskanzler Kiesinger und dem 
Präsidenten des Deutschen Bauernverbandes von 
dem Kanzler eine Zusage gegeben worden sein, 
daß die deutsche Delegation bei den  in  Brüssel an-
stehenden Verhandlungen — — 

Vizepräsident Dr. Mommer: Einen Augen-
blick, Herr Abgeordneter. Meine Damen und 
Herren, Sie wissen: die Fotografen lauern immer, 
wenn man an  der .  Regierungsbank Klimmzüge 
macht. Vorsicht! — Herr Abgeordneter, fahren Sie 
bitte fort! 

Wächter (FDP) : Ich darf mich erneut an den 
Herrn Bundeslandwirtschaftsminister wenden, weil 
er soeben nicht zugehört hat. Ich habe die Frage 
aufgeworfen, ob bei den Besprechungen zwischen 
dem Bundeskanzler und dem Präsidenten Rehwinkel 
von seiten des Bundeskanzlers konkrete Zusagen in 
der Richtung gemacht worden sind, daß die deutsche 
Milchmarktordnung bis zum 1. Januar 1970 erhalten 
bleibt. Wenn das der Fall sein sollte, dann möchte 
ich weiter fragen, Herr Bundeslandwirtschaftsmini-
ster, wie Sie von sich aus diese Zusage verwirk-
lichen wollen. Wird sich die deutsche Delegation bei 
den Verhandlungen in Brüssel insbesondere auf den 
Art. 43 Abs. 3 des EWG-Vertrages berufen? Diese 
Möglichkeit hat sie. Nach dem Gutachten, das von 
Professor Jaenicke im Auftrage des Deutschen Bau-
ernverbandes erstellt worden ist, steht der deut-
schen Delegation dieses Vetorecht zu, wenn die be-
absichtigte EWG-Marktorganisation keine gleich-
wertigen Sicherheiten für die Erhaltung des Milch-
erzeugerpreisniveaus bietet. Bislang liegt unseres 
Wissens ein Vorschlag der EWG-Kommission noch 
nicht vor. Der Kollege Schmidt (Gellersen) hat kon-
kretere Angaben gemacht. Ich wäre Ihnen, Herr 
Minister, sehr dankbar, wenn Sie auf diese konkre-
ten Angaben einmal eingingen. 

Nach einer Ankündigung der Presse vom 10. Ok-
tober ist damit zu rechnen, daß diese Vorlage in 
Bälde kommt. Nach dieser Meldung ist aber die Bei-
behaltung staatlich geregelter Einzugs- und Absatz-
gebiete nicht zulässig. In ähnlicher Weise, Herr 
Minister, hat sich auch Vizepräsident Mansholt 
ausgesprochen. Sie persönlich, Herr Bundeslandwirt-
schaftsminister, haben in der Öffentlichkeit, wahr-
scheinlich aus politischen, unter Umständen auch 
aus taktischen Gründen — darüber liegt eine ganze 
Anzahl von Pressemeldungen vor —, dafür plädiert, 
daß die altbewährte deutsche Milchmarktordnung 
über den 1. April 1968 hinaus erhalten bleibt. Aber 
sie haben nicht gesagt, wie lange. Herr Staatssekre-
tär Hüttebräuker tritt — ebenfalls laut Pressemel-
dungen — aus ökonomischen Gründen für die Auf-
hebung der §§ 1 und 2 ein. Nach seiner Ansicht ver-
hindert § 1 den Willen zur Strukturverbesserung. 
In ähnlicher Hinsicht äußerte sich Herr Ministerial-
dirigent Wittig in einem Vortrag am 5. Oktober in 
Weihenstephan. Darauf näher einzugehen, verbietet 
mir die vorgerückte Zeit. Nach Ansicht von Wittig 
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— soweit sollte ich doch noch auf seine Äußerungen 
eingehen — hat aber die Bundesrepublik mit der 
Unterzeichnung des Vertrages von Rom zu erken-
nen gegeben, daß sie bereit ist, nationale Ordnun-
gen zugunsten gemeinsamer Marktordnungen auf-
zugeben. 

Für uns, Herr Minister, ergibt sich die Frage, ob 
die EWG-Kommission wirklich einhellig der Mei-
nung ist — hier liegen andere Äußerungen von dem 
Kollegen Schmidt (Gellersen) vor —, daß die deut-
sche Milchmarktordnung nicht EWG-konform ist, 
wie es u. a. aus verschiedenen Pressemeldungen über 
Äußerungen von Mansholt hervorgeht. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Das ist doch 
gar keine Frage!) 

Stutzig haben meine Freunde und mich die Er-
klärungen von Staatssekretär Hüttebräuker gemacht, 
und zwar nach dem Ergebnisvermerk über ein Ge-
spräch mit Sachverständen über die Milchprobleme, 
das bekanntlich Ende Juli 1967 stattgefunden hat. 
Nach diesen Äußerungen ist also folgendes festzu-
stellen: 

Das Bundeslandwirtschaftsministerium ist we-
gen der Einzugs- und Absatzgebiete nach §§ 1 
und 2 der Milchmarktordnung in Brüssel vor-
stellig geworden und hat eine Übergangsfrist 
mindestens bis zum 1. 4. 1970 anstatt deren Auf-
hebung beantragt, um die Ziele des Artikels 39 
des Vertrages nicht zu gefährden und die not-
wendigen Strukturverbesserungen 

— innerhalb der Molkereiwirtschaft — 

durchzuführen. 

Die Kommission soll sich angeblich dahingehend 
geäußert haben, daß sie einen Vorschlag vorlegen 
werde, in dem derartige Übergangsregelungen nicht 
vorgesehen sind; wenn die Bundesregierung eine 
solche wünsche, müsse sie einen entsprechenden 
Vorschlag im Rat vorbringen, und der Rat habe dar-
über zu entscheiden. 

Dieser unterschiedlichen Ansicht der Bundesregie-
rung möchte ich unsere eigene, in unserem Antrag 
dargelegte klare Konzeption entgegensetzen. Wir 
sind der Meinung, daß man auf die Dauer nicht einer 
ersatzlosen Aufhebung des im Milch- und Fettgesetz 
verankerten Systems als ordnendes Element in der 
gesamten Milchwirtschaft in Brüssel zustimmen 
sollte. Dazu verweisen wir auf die rechtliche Seite, 
die durch das Gutachten von Professor Jaenicke klar-
gelegt worden ist. Wir sind weiterhin der Ansicht, 
daß die Bundesregierung versuchen sollte — so 
heißt es in unserem Antrag —, sowohl im Inter-
esse der Erzeuger und nicht zuletzt auch im Interesse 
der Verbraucher, und zwar aus hygienischen Grün-
den, sich dafür einzusetzen, daß die Regelung in den 
§§ 1 und 2 des Milch- und Fettgesetzes in nicht dis-
kriminierender Weise auf alle Mitgliedstaaten über-
tragen wird. 

Wir möchten gerade in diesem Zusammenhang, 
Herr Minister, auf die segensreiche Tätigkeit der 
milchwirtschaftlichen Arbeitsgemeinschaften im Inter-
esse der deutschen Milchwirtschaft hinweisen. Hier-
für sind bekanntlich die §§ 14 und 22 des Milch- und 

Fettgesetzes die Grundlage. Die Arbeitsgemeinschaf-
ten sind es im wesentlichen gewesen, die mitverant-
wortlich waren für die Förderung der Qualität, der 
Hygiene, der Werbung und vieles andere mehr. 

Wir fragen die Bundesregierung: Wird sie sich in 
konsequenter Weise für die Erhaltung der milch-
wirtschaftlichen Arbeitsgemeinschaften einsetzen? 
Wann und in welchem Sinne wird die Bundesregie-
rung die am 13. Oktober von dem Obmann der 
Arbeitsgemeinschaft der milchwirtschaftlichen Lan-
desvereinigungen gestellten fünf Fragen beantwor-
ten? 
Schließlich fordern wir in unserem Antrag, Herr 

Minister, die Offenlegung des für das Bundesland-
wirtschaftsministerium von Professor Dehringer er-
stellten Gutachtens. Je mehr sich die beiden Gut-
achten von Professor Jaenicke und Professor Dehrin-
ger gleichen, desto besser ist die Verhandlungsposi-
tion der deutschen Delegation in Brüssel im Sinne 
unseres Antrages. Uns geht es mit unserem Antrag 
um eine Rückenstütze für die deutsche Delegation im 
Sinne unseres Antrages durch den Deutschen Bun-
destag. 
Lassen Sie mich nun, meine sehr verehrten Damen 

und Herren, einiges zu der Großen Anfrage der SPD 
sagen, die nach unseren beiden Anträgen einge-
reicht worden ist. Wir sehen darin eine wertvolle 
Ergänzung unserer beiden Anträge und eine logische 
Folge der am 31. Oktober 1966 eingereichten Kleinen 
Anfrage der SPD. 

Die Beantwortung dieser Kleinen Anfrage der 
SPD vom 31. Oktober 1966 — sie ist vorhin schon 
von dem Kollegen Dr. Schmidt (Gellersen) erwähnt 
worden —, in der der Bundeslandwirtschaftsminister 
seinen jetzigen Koalitionskollegen die optimistische 
Antwort gab, daß der rationell arbeitende Betrieb 
nicht nur in Ausnahmefällen, sondern im Durch-
schnitt den Richtpreis von 41,2 Pf erreichen kann, 
ist damals von dem Kolegen Dr. Schmidt (Gellersen) 
als ein Höcherlsches Märchen bezeichnet worden. 
Das auch heute noch unter den veränderten Ver-
hältnissen zu erwähnen, Herr Minister, dient ledig-
lich der chronologischen Klärung und der Anerken-
nung der guten Ubersicht des Kollegen Schmidt 
(Gellersen) über die Preisentwicklung und hat nicht 
etwa etwas mit der Konfrontierung gegenteiliger 
Ansichten der jetzigen Koalitionsparteien zu tun. 

Bundesminister Höcherl hat an seinem damaligen 
Standpunkt lange festgehalten, bis er sich dann doch 
zu der jetzt allgemein gültigen Meinung durch-
ringen mußte, daß die Erreichung seiner Preis-
vorstellung tatsächlich in das Reich der Märchen 
gehört. Nach dieser klaren Situation hat Herr 
Minister Höcherl doch noch vorübergehend seine 
alten Preisvorstellungen wieder aufleben lassen; so 
z. B. in Schleswig-Holstein beim Landtagswahlkampf, 
wo er in seinen Reden die Behauptung aufstellte, 
daß die Senkung des Getreidepreises in der Zukunft 
durch höhere Milchpreise weitgehend ausgeglichen 
würde. Höflich ausgesprochen, Herr Minister, ist 
das in einer solchen Situation reiner Zweck-
optimismus. Ich meine, daß sich Bismarck — die 
Aussagen sind doch bekannt — gegebenenfalls er-
heblich unhöflicher ausgedrückt haben würde. 
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Wir fragen jetzt die Bundesregierung, Herr 

Minister, wie sie sich zu den Erwägungen der EWG-
Kommission stellt und wie sie sich verhalten will, 
falls diese sich in Form einer Vorlage der Kommis-
sion im Ministerrat konkretisieren will. Für uns 
sind die Fragen der SPD-Fraktion 1 b) und 1 c) 
entscheidend, in denen gefragt wird, ob die Bundes-
regierung der Meinung ist, daß durch die Markt-
organisation für Milch und Milcherzeugnisse lang-
fristige strukturelle Überschüsse verhindert werden; 
daneben sind die Kosten angeschnitten, darauf will 
ich nicht weiter eingehen. 
Wenn ich die Bundesregierung in ihrer Antwort 

richtig verstanden habe, verneint sie diese beiden 
Fragen. Sie hat sich allerdings unklar ausgedrück, 
wie überhaupt ihre heute gegebene Antwort spe-
ziell in bezug auf die Große Anfrage der SPD be-
weist, wie unklar die Konzeption der Bundesregie-
rung in der Milchpolitik ist. Darauf hat im übrigen 
ja auch schon mein Kollege Logemann hingewiesen, 
als er auf die Auslagen hinweis und hier Reuter 
erwähnte: Hie geiht 'e hen, do geiht e hen, und 
letzten Endes weet 'e nick, woben 'e geiht. 
Auch das gehört in die Rubrik, Herr Minister, daß 

mit den agrarpolitischen Halbinformationen — um 
nicht etwas anderes zu sagen — endgültig Schluß 
gemacht werden sollte. Dieses Wort, Herr Minister, 
stammt allerdings nicht von mir — ich will darauf 
ehrlich hinweisen —, sondern von dem CDU-Land-
wirtschaftsminister Hasselmann, der das im Wahl-
kampf zu den niedersächsischen Landtagswahlen im 
Mai dieses Jahres geprägt hat. Es wäre interessant, 
festzustellen, an welche Adresse das von Herrn 
Minister Hasselmann gerichtet wurde. 
Auch Herr Präsident Rehwinkel betont erneut in 

seinem Brief an den Bundeskanzler, daß der Milch-
preis wahrscheinlich um mehr als 2 Pfennig ab 
1. April 1968 unterschritten würde. Welch traurige 
Bilanz, Herr Minister, nach Ihrer optimistischen 
Beantwortung der Kleinen Anfrage der SPD, und 
diese Antwort ist gerade gut ein Jahr alt. 
Trotzdem erwägt die EWG-Kommission — darauf 

hätten wir gern Ihre Antwort —, den nach dem 
Beschluß des Ministerrates zum 1. April 1968 zu er-
höhenden Interventionspreis zu senken bzw. die 
Pflicht zur Intervention ganz aufzuheben und die 
Stützungsbeträge für Milcheiweiß über die Mager-
milch herabzusetzen. 

(Abg. Fellermaier: Sollen wir eigentlich 
bis Mitternacht hier tagen, Herr Wächter?) 

— Aber entschuldigen Sie, genauso lange, wie Ihr 
Kollege Schmidt (Gellersen) gesprochen hat, kann 
auch ich sprechen, und ich spreche hier als Vertreter 
der Opposition. Das Recht müssen Sie mir zuge-
stehen. 

(Beifall bei der FDP.) 

In der heutigen Agrardebatte ist es für uns wich-
tig, Herr Minister, mit allem Nachdruck auf die Be-
strebungen der Bundesregierung hinzuweisen, die 
Milchproduktion, wenn auch auf der EWG-Ebene, 
auf eine gewisse Höhe zu beschränken. Im Gespräch 
ist zur Zeit die Beschränkung auf die Produktions-
höhe von 1964 bis 1966, d. h. die Produktion in die-
ser Höhe einfrieren zu lassen bzw. Überproduktion 

dem Erzeuger mit Weltmarktpreisen zu bezahlen. 
Diese Vorschläge sind damals nach dem Ergebnis 
vom März ventiliert worden. Hieraus ergeben sich 
eine ganze Anzahl von unmöglichen Konsequenzen. 
Gewiß, viele der aufgestellten Thesen sind von 
den Sachverständigen verworfen worden. Aber eini-
ges steht noch im Raum. Darauf näher einzugehen, 
verbietet die Zeit. Aber das ist gegebenenfalls im 
Ernährungsausschuß selbst möglich. 

Für uns' wie für die gesamte Landwirtschaft erge-
ben sich in diesem Zusammenhang folgende Fragen, 
auf deren klare Beantwortung wir Anspruch haben. 
Weswegen ist die Bundesregierung als erstes Part-
nerland dazu gekommen, diese Frage zur Debatte zu 
stellen, obwohl — das ist vorhin auch aus den Aus-
führungen des Kollegen Bauer hervorgegangen — 
wir bei uns keinen echten Überschuß, zumindest von 
der Produktionsseite her, haben? Und jetzt die ent-
scheidende Frage, Herr Minister: Zeichnen sich 
irgendwelche ernstlichen Absichten der anderen 
Partnerstaaten ab, insbesondere bei Frankreich und 
den Niederlanden, diesen deutschen Erwägungen zu 
folgen? Ist der Bundesregierung bekannt, daß zur 
Zeit insbesondere in den Niederlanden starke und 
erfolgreiche Bestrebungen festzustellen sind, die 
Milchproduktion noch erheblich zu steigern? Glaubt 
die Bundesregierung, daß die französische Regierung 
die Produktionsreserven — auch das ist vorhin 
schon angeschnitten worden —, die in der geringe-
ren Leistung pro Kuh und vor allem in der geringe-
ren Ablieferungsquote liegen, nicht dazu nutzen 
wird, zusätzlich in den Export zu gehen? Beabsich-
tigen Sie denn überhaupt, Herr Bundesminister, 
diese Kontingente nachher auf die verschiedenen 
Betriebsarten zu verteilen? Ich nenne hier Acker-
baugebiete, die Hackfruchtgebiete und die Futter-
baugebiete. Wollen Sie das gemeinsam mit den 
Landesregierungen machen, oder wollen Sie den 
Schwarzen Peter gegebenenfalls den Landwirt-
schaftskammern oder den Berufsorganisationen zu-
spielen? Ist die Bundesregierung der Meinung, daß 
eine Kontingentierung bei den Betrieben erfolgen 
soll, die infolge von Entwicklungsplänen über die 
Entwicklungshilfe, beispielsweise bei uns in Nieder-
sachsen den Stufeninvestitionsplan, gezwungen sind, 
ihre Produktion zu steigern? Wir wollen Sie diese 
Frage regeln? Ich könnte noch auf die wasserwirt-
schaftlichen Maßnahmen eingehen. Aber das will 
ich hier jetzt nicht mehr tun. Das sind eine ganze 
Anzahl von Fragen von eminenter Wichtigkeit, die 
in unmittelbarem Zusammenhang mit der Tendenz 
zur Kontingentierung der Milchproduktion stehen. 
Sie könnten noch um eine Vielzahl weiterer Fragen 
vermehrt werden. 

Nun werden Sie, Herr Minister, und die Herren 
der SPD und der CDU an mich die Frage richten, 
wie wir uns die langfristige Entwicklung der Milch-
konzeption in der Bundesrepublik vorstellen. Ich 
antworte zunächst einmal mit einer Gegenfrage, 
meine sehr verehrten Kollegen. Schon lange war 
bekannt, daß wir im Jahre 1970 eine Überproduk-
tion um 10 % haben würden. Zur Zeit haben wir 
einen Selbstversorgungsgrad von 103 %. Darauf 
hätte sich die Bundesregierung also einstellen müs-
sen. 
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Wächter 
Die steigenden Anforderungen an den Garantie-

fonds passen eben nicht in die mittelfristige Finanz-
planung des Bundesfinanzministers, und das ist, wie 
bereits erwähnt, besonders in seiner Rede zur Ein-
bringung des Haushaltsplans 1968 sichtbar gewor-
den. Muß aber deswegen die deutsche Landwirt-
schaft vor die vielen von mir aufgeführten Fragen 
gestellt werden? 

Wir ° sagen — und das ist unsere Konzeption —: 
Weswegen beteiligen wir uns nicht im Rahmen un-
serer eigenen Produktion an den Exportmöglichkei-
ten, wie es die anderen Länder machen? Wir sind 
derselben Meinung wie der Kollege Lücker von der 
CSU, der nach einer VWD-Meldung mit Recht ge-
sagt hat, eine Beschränkung des Garantiefonds stehe 
im vollen Gegensatz zu der Konzeption der EWG. 
Für diese Konzeption der EWG allerdings sind nicht 
wir verantwortlich, sondern Sie, meine Damen und 
Herren von der CDU und der SPD. 

(Zurufe von den Regierungsparteien.) 

Aber welche Gegensätze werden mit dieser Erklä-
rung von Lücker und der gegenteiligen Meinung des 
Bundesfinanzministers und des Bundeslandwirt-
schaftsministers innerhalb der CSU sichtbar! 

(Anhaltende Zurufe von den Regierungs
-parteien.) 

— Entschuldigen Sie, Sie wissen genau, daß wir 
dem Vertrag von Rom nicht zugestimmt haben. Dar-
auf gehen doch meine Bemerkungen hinaus. 

(Beifall bei der FDP. — Erneute Zurufe von 
den Regierungsparteien.) 

Im Grunde paßt die Einstellung auch nicht zur 
Konzeption des Bundeslandwirtschaftsministers. Ich 
darf daran erinnern, daß wir vor wenigen Tagen 
vom Bundeslandwirtschaftsminister zu einem Abend 
eingeladen waren, wo uns neben lukullischen Ge-
nüssen auch geistige Kost vorgesetzt wurde in  Form 
eines Films mit dem Titel „Die Zukunft hat bereits 
begonnen". In diesem Film wurde sehr lebhaft 
für den Agrarexport geworben. Weswegen, Herr 
Bundeslandwirtschaftsminister, sind Sie nicht ent-
sprechend dem Vorbild der anderen Partnerstaaten 
dafür, Anträge bei den Regierungen der Drittländer 
zu stellen, die sich um den Export von Milcherzeug-
nissen bemühen? Das tun Sie nicht. 

Herr Bundeslandwirtschaftsminister, auf der 
Anuga in Köln sind beim Milch-, Fett- und Eierkon-
tor Vertreter anderer Staaten gewesen, beispiels-
weise Englands, Japans und anderer mehr, die sehr 
lebhaftes Interesse für den Import deutscher Milch-
erzeugnisse gezeigt haben. Insbesondere von japa-
nischer Seite wurde bestätigt, daß Bedarf an Gouda-
Käse, Magermilchpulver und auch an Butter besteht. 
Aber immer wieder wird den Betreffenden gesagt, 
die deutsche Regierung stelle keine Anträge. Das 
Milch-, Fett- und Eierkontor hat jetzt von Hamburg 
aus eine Niederlassung in England aufgebaut und 
darüber hinaus einen Beobachter nach Japan ge-
schickt. 

Weswegen werden diese Anträge nicht gestellt? 
Wir können hier nur Vermutungen aussprechen, und 

zwar möchte ich diese Vermutungen in Fragen klei-
den, damit Sie darauf reagieren können. Ist es etwa 
die Furcht, daß über einen entsprechenden Export 
deutscherseits in Zukunft der Garantiefonds zu sehr 
belastet wird? Oder spielt, wie hier zu hören ist, der 
Umstand eine Rolle, daß man den anderen Partner-
staaten versprochen hat, wir wollten ihre Marktbe-
ziehungen nicht stören und nicht in ihre Absatzge-
biete eingreifen? Darauf, Herr Bundeslandwirt-
schaftsminister, haben wir eine Antwort zu bekom-
men. 

Das ist ein ganzes Paket von Fragen, Herr  Bun-
deslandwirtschaftsminister, welches ich Ihnen heute 
vorgelegt habe. Ich hatte an sich auf Empfehlung 
meiner Kollegen die Absicht, diese Fragen in einem 
Katalog zusammenzufassen. Dann haben sie mir 
aber gesagt, dessen bedürfe es gar nicht, denn der 
Bundeslandwirtschaftsminister habe ein so fabel-
haftes. Gedächtnis und so viel taktisches Geschick, 
daß er alle diese Fragen beantworten werde. Nun 
warte ich allerdings darauf, ob meine Kollegen 
recht haben. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. Zum Schluß 
soll man ja immer etwas Humorvolles sagen. Herr 
Bundeslandwirtschaftsminister, wir haben uns in 
den letzten Fragestunden auf Ihre Veranlassung 
hin so etwas auf höherer Ebene bei Frage und Ant-
wort bewegt. Das wurde so lustig von der „Deut-
schen Bauernzeitung" mit dem Hinweis kommen-
tiert: „Höcherl und die himmlischen Mächte". Ich 
möchte mich gern auf dieses Geleise begeben und 
Ihnen doch den Rat geben — nicht Ihnen allein, son-
dern gegebenenfalls auch Ihrer gesamten Frak-
tion —: Sollten Sie Ihre agrarpolitischen Vorstellun-
gen nicht doch ändern, weil Sie sonst zu leicht Gefahr 
laufen, sehr schnell von der deutschen Landwirt-
schaft nach Psalm 14 Vers 3 gemessen zu werden? 
Ich glaube, er ist Ihnen bekannt; deswegen brauche 
ich ihn hier nicht aufzusagen. 

(Heiterkeit. — Zurufe von der FDP.) 

— Bei den Kollegen von der CDU und der CSU ist 
das eine Selbstverständlichkeit. Wenn meine eige-
nen Kollegen Fragen stellen, dann werte ich das 
nicht als Bildungslücke. Ich bin aber gern bereit, das 
nachher bei einem Glas Bier zu sagen. 

(Zuruf von der SPD: Auch wir hätten es 
gern gehört!) 

— Ja, dann muß ich Sie unterrichten. Psalm 14 
Vers 3 heißt wie folgt: 

Aber sie alle sind abgewichen und allesamt 
untüchtig, da ist keiner, der Gutes tue, auch 
nicht einer. 

Sie, verehrter Herr Minister, nehmen das von mir 
als einen ehrlichen und freundschaftlichen Rat, und 
ich bin der festen Überzeugung, daß Sie diesen als 
solchen werten. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Marquardt: 
Herr Wächter, können Sie es mit Ihrer 
Ideologie vereinbaren, daß Sie den Mini

-

ster zu einem Glas Bier einladen und nicht 
anläßlich einer Milchdebatte zu einem Glas 

Milch?) 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Der Herr Redner 
hatte schon geendet, so daß der Zwischenruf nicht 
mehr ankam. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Ritz. 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich darf Ihnen zuvor 
versichern, daß ich meinen ganzen Ehrgeiz darein-
setzen werde, ,das Acht-Minuten-Limit  des Herrn 
Kollegen Dr. Rinderspacher zu unterbieten. 

Meine Damen und Herren, hier ist heute sehr viel 
über die sehr wichtigen Fragen der Preis- und 

 Marktpolitik gesprochen worden, auch über die 
Frage, die in der Großen Anfrage der FDP enthalten 
war, nach dem bäuerlichen Familienbetrieb. Ich 
glaube, wir können der Antwort, die der Bundes-
minister darauf gegeben hat, zustimmen, daß näm-
lich der bäuerliche Familienbetrieb auch in Zukunft 
Leitbild bleiben wird und daß das natürlich in einer 
dynamischen Betrachtungsweise zu sehen ist. 

Das heißt aber auch, daß die vorhandenen Größen 
und betriebswirtschaftlichen Strukturen nicht unver-
ändert bleiben. Wenn man dazu ja sagt, wird man es 
auch bejahen, daß in Zukunft, wenn auch nicht in 
dem Tempo wie bisher, aus dem Bereich der klei-
nen und kleinsten Vollerwerbsbetriebe weitere Be-
triebe hinauswandern in den Bereich der Zu- und 
Nebenerwerbsbetriebe. Gerade dazu hat Herr Kol-
lege Rinderspacher etwasgesagt. Ich möchte hierzu 
nur eines sagen: Wenn wir den Landwirten dieses 
Zu- und Nebenerwerbseinkommen in Zukunft si-
chern wollen, dann bedarf es natürlich auch der 
Förderung der gesamten Infrastruktur und der Schaf-
fung gewerblicher Arbeitsplätze, und zwar in einer 
erreichbaren Entfernung zum bisherigen Wohn- 
und Hofplatz und nicht in irgendeinem Pendler-
bereich, der täglich einfach nicht mehr zu bewältigen 
ist. 
Herr Bundesminister, lassen Sie mich in diesem 

Zusammenhang nur um eines bitten: die Bundes-
regierung möge daran festhalten, daß die regionale 
Wirtschaftsförderung bei der anstehenden Finanz-
verfassungsreform zu einem Teil der Gemeinschafts-
aufgaben wird. Wir haben doch den Tatbestand, daß 
es weiterhin gerade die finanzschwachen Länder 
sind, in denen diese Probleme besonders hart an-
stehen. Ich glaube, sie können langfristig sinnvoll 
nur gelöst werden, wenn sie tatsächlich zu einer ech-
ten Gemeinschaftsaufgabe von Bund und Ländern 
werden. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Das hat auch 
die Bundesregierung vorgeschlagen!) 

— Ja, lieber Herr Kollege Schmidt, ich habe Herrn 
Minister Höcherl ja nur ermuntert, an dieser Ein-
stellung festzuhalten; denn wir wissen, daß die 
Länder über den Katalog der Gemeinschaftsauf-
gaben einige andere Vorstellungen entwickelt 
haben. 
Wir sollten in diesem Zusammenhang aber auch 

sagen, daß von ,den in der Öffentlichkeit leider so 
oft und viel verpönten Agrarsubventionen in der 
Vergangenheit schon ein großer Teil der Mittel für 
Maßnahmen der Infrastrukturverbesserung einge-
setzt worden sind. Auch das ist, glaube ich, not

-

wendig, um sichtbar zu machen, daß aus dem Agrar-
etat nicht immer etwa einseitige Förderungsleistun-
gen für den Landwirt, sondern für die gesamte länd-
liche Struktur gewährt wurden. 
Meine Damen und Herren, ein Wort zum Voll-

erwerbsbetrieb. Lassen Sie mich ganz offen folgen-
des sagen. Ich weiß eigentlich nicht, woher man den 
Mut nimmt, angesichts der amerikanischen Erfah-
rungen und des amerikanischen Beispiels den 
Nur-Großbetrieb als das Modell einer künftigen 
Landwirtschaft darzustellen. Selbst ein Blick in 
unsere Grünen Berichte müßte uns  in  der Richtung 
ein wenig ernüchtern. Ich will damit sagen, — und 
das ist hier auch schon angeklungen —, daß die  opti-
male Betriebsgröße nicht nach Hektar zu bemessen 
ist — das hat der Herr Minister selbst ausgeführt —, 
sondern daß sie sich aus einer Fülle von Faktoren 
zusammensetzt. 
Wenn aber der bäuerliche Familienbetrieb auch 

in der zukünftigen Landwirtschaft weithin ein mitt-
lerer Betrieb sein wird, dann werden sich daraus na-
türlich auch für die betriebswirtschaftliche Ausrich-
tung Konsequenzen ergeben. Denn wir sind nun ein-
mal auch in die allgemeine Wirtschafts- und Markt-
dynamik mit einbezogen. Das Angebot an Agrar-
produkten wird in Zukunft in vielen mittleren Be-
trieben erzeugt werden. Ich sage hier ganz offen: 
Wir werden alle Anstrengungen unternehmen müs-
sen, um mitzuhelfen, daß wir im Hinblick auf die 
qualitative Vereinheitlichung, auf die Erfassung, auf 
die Anpassung an die Erfordernisse des Marktes 
das tun, was notwendig ist. 
Herr Kollege Schmidt (Gellersen) hat gesagt, er 

freue sich oder er erwarte von uns, daß wir uns 
dort einander annäherten. — Nun, Herr Schmidt 
(Gellersen), wir sagen ja nicht etwa, wir hätten für 
diese Dinge keinen Sinn gehabt. Denken Sie etwa 
— ich war damals noch nicht dabei — an die Vor-
stellungen und die Entwürfe zum Marktstruktur-
fondgesetz. Ich würde sagen, wir sind uns näherge-
kommen. Wir müssen uns näherkommen, um diese 
Fragen nun tatsächlich sinnvoll und zukunftsträchtig 
zu lösen. Ich glaube nicht, daß wir hier auseinander 
sind. 
Meine Damen und Herren, ich bin auch der Mei-

nung, daß im Bereich der kooperativen — — 

(Zuruf des Abg. Burgemeister.) 

— Vielen Dank, Herr Burgemeister; drei Minuten 
also noch! — Ich bin auch der Meinung, daß im Be-
reich der Formen von Kooperation keine Allheilmit-
tel zu suchen sind. Aber ich glaube, wir müssen sie 
wählen. Wir müssen sie auch im Bereich der über-
betrieblichen Zusammenarbeit, im Bereich der Bo-
denproduktion, wählen. Ich denke hier sehr bewußt 
an die Maschinenringe. Wir sollten die Bundeslän-
der, die schon heute die Errichtung leistungsfähiger 
Maschinenringe fördern, in ihren Bemühungen un-
terstützen und sollten sagen, daß das eine Sache 
ist, die man durchaus weiterentwickeln sollte. 

Denn davon werden wir auszugehen haben: 
Wenn der mittlere Betrieb auch in Zukunft der 
bäuerliche Betrieb sein soll, wird eben eine Voll-
mechanisierung nach den neuesten technischen Mög-
lichkeiten auf der Basis der kleineren Betriebsein- 
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Dr. Ritz 
heit nicht möglich sein, und da müssen wir uns nach 
kooperativen Formen umsehen, um sowohl im Hin-
blick auf die Kapitalentlastung, im Hinblick auf die 
Bewältigung des Problems der Arbeitskräfte und 
auch im Hinblick auf die berühmt-berüchtigte harte 
Mitarbeit der Frau hier nach sinnvollen Lösungen 
zu suchen. 

(Abg. Dr. Rinderspacher: Sie haben schon 
verloren!) 

— Ich habe schon verloren? Dann hat die Angabe 
von Herrn Kollegen Burgemeister nicht gestimmt, 
Herr Dr. Rinderspacher. Das tut mir schrecklich leid. 
Aber der Präsident hat ja auch eine Uhr. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluß. Natürlich wird es Strukturveränderungen 
auch im Bereich der Landwirtschaft weiterhin geben. 
Nur sollten wir uns gegen die Ansicht wehren, das 
sei etwas, was völlig neu über uns komme, was 
nie dagewesen sei. Ich will das einmal an einem 
Bild darzustellen versuchen. Wenn ich heute drau-
ßen einem 70- oder 75jährigen Bauern begegne, 
der sogar noch wertvolle Arbeit auf dem Hofe 
leistet, komme ich im Gespräch mit ihm zu dem 
Ergebnis, daß er in seiner Kindheit das Getreide 
mit der Sichel gemäht hat, daß er dann zunächst in 
der Kolonne mit ,der Sense gemäht hat,  daß er in 
seinem vollen Mannesalter sehr fortschrittlich ge-
wesen ist und sich einen Ableger zugelegt hat, und 
dann schaffte er sich — welche Revolution! — einen 
Binder an. Und dieser gleiche Mann sagt nun in 
seiner gleichen beruflichen Lebenstätigkeit auch ein 
volles Ja dazu, daß sein Sohn sich einen Mäh-
drescher anschafft. Meine Damen und Herren, ich 
frage Sie: wo ,gab es in den letzten 50 Jahren 
revolutionäre Veränderungen, die tiefgreifender ge-
wesen wären als das, was sich ,auf einzelnen bäuer-
lichen Häfen getan hat? Deshalb habe ich viel Ver-
trauen in die dynamische Anpassungsfähigkeit un-
serer Landwirtschaft; denn sie hat diese Anpas-
sungsfähigkeit bewiesen. Wenn wir mit den ent-
sprechenden notwendigen Anpassungshilfen in die-
sem Bereich unseren Verpflichtungen nachkommen, 
dann wird die Landwirtschaft auch sicher manche 
schwierige Periode überstehen, und ich meine: dazu 
sollten wir alle mithelfen. 

(Beifall 'bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Der Rekord der 
Kürze bleibt bei dem Geburtstagskind mit 8 gegen 
9 Minuten. — Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Ehnes. 

Ehnes (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich glaube, in der heutigen Debatte 
sollten eine Reihe von Sonderkulturen noch ange-
sprochen werden. 

(Zuruf des Abg. Wächter.) 

— Auch Braugerste, Herr Wächter; ein echtes baye-
risches und deutsches Anliegen, auch wenn Ihnen 
das vielleicht nicht gefällt. 

(Widerspruch des Abg. Wächter.) 

Gestatten Sie mir zunächst eine Bemerkung zu 
der vorliegenden Marktordnung für Tabak. Es ist 
ein echtes Anliegen, daß in diesem Bereich die 
Monopolstellungen unserer Partner gebrochen 
werden und unseren Erzeugern in der Bundesrepu-
blik im Rahmen dieser Marktordnung die gleiche 
Wettbewerbschance gegeben wird, die jene wollen, 
die mit uns in der Gemeinschaft stehen. 

Zweitens muß hier die Situation auf dem deut-
schen Hopfenmarkt erwähnt werden. Da möchte ich 
den Herrn Bundesminister bitten, einmal zu prüfen, 
ob nicht in diesem Bereich der Art. 19 des GATT-
Vertrages Anwendung finden könnte. Gerade in 
diesem Bereich ist ein Preiszusammenbruch zu ver-
zeichnen, der alles übertrifft, was bisher in der 
Hopfenwirtschaft geschehen ist. 

Ein weiteres Anliegen, das bezüglich der Höhen-
gebiete eine besondere Würdigung erfahren sollte, 
ist die beantragte Erhöhung der Brennrechte dort, 
wo der Kartoffelanbau naturbedingt in den Höhen-
lagen als Notwendigkeit in die Fruchtfolge des Be-
triebes bleiben muß. Hier stehe ich auf dem Stand-
punkt, daß in Zukunft auch neue Genossenschafts-
brennereien errichtet werden sollten, wenn man den 
Betrieben in diesen Höhengebieten in Zukunft die 
Chance geben will, im Bereich der Agrarwirtschaft 
zu einem gesicherten Einkommen zu gelangen. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Die Chance 
haben sie doch gehabt!) 

Ich möchte damit überleiten zu dem, was meine 
Kollegen schon erwähnt haben. Es geht doch um 
ein Anliegen des ganzen Hohen Hauses. Wir haben 
am 30. Juni dieses Jahres einen gemeinsamen Be-
schluß zur Revision der Getreidepreise gefaßt. Da 
kann also nicht irgend jemand oder eine Partei 
oder eine Gruppe für sich in Anspruch nehmen, daß 
sie allein das Erstgeburtsrecht hätte. Das gesamte 
Hohe Haus hat am 30. Juni einstimmig diesen Be-
schluß gefaßt. Nach meiner Auffassung hat der Kol-
lege Ertl in seinem Zitat seinem großen politischen 
Vorbild wenig Ehre in Nachahmung gemacht. Denn 
der Kollege Frühwald, mein Vorgänger als Ver-
bandspräsident des Bauernverbandes Mittelfranken, 
ist für die fränkische Wirtschaft ein so großes Vor-
bild, daß der, der ihn als sein Vorbild anspricht, 
sich überprüfen muß, ob er nicht ein ungeratener 
Sohn in Form von Aussagen und Zitaten wird, die 
der Wahrheit nicht entsprechen, obwohl gerade er 
die Wahrheit in den Vordergrund seiner Betrachtung 
gestellt hat. Ich darf Ihnen, Kollege Ertl, sagen: Herr 
Frühwald würde hier keine Unwahrheit und Halb-
wahrheiten aussprechen, sondern die reine Wahr-
heit sagen. Die Aussage, die der Direktor des 
Bauernverbandes Mittelfranken, Herr Ermann, an-
läßlich der Frankenschau in Nürnberg gemacht hat, 
lautete: 

Die fränkischen Bauern fühlen sich verraten und 
verkauft, wenn an der italienischen Grenze 
durch seuchenpolizeiliche Maßnahmen Dinge ge-
macht werden, die gegen die Marktordnung ver-
stoßen, und wenn auf westdeutschen Märkten 
die Märkte von Großeinkäufern manipuliert 
werden, um die Abschöpfungsbeträge in die 
eigene Tasche abzuführen. 
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Das war die Aussage des Direktors Ermann. Ich 
kann Ihnen zur Beruhigung nur sagen: Herr Direk-
tor Ermann wird sich in der Aussage von seinem 
Präsidenten, also mir, nicht unterscheiden, weil seine 
Verantwortung als Direktor unseres Verbandes viel 
zu groß ist. Ich darf Ihnen sagen, die Sprachregelung 
' zwischen Herrn Ermann und Herrn Kollegen Röhner 
und mir ist viel mehr koordiniert als die Sprach-
regelung zwischen Ihnen und manchen Leuten von 
der Freien Demokratischen Partei, die ich jetzt 
nicht namentlich nennen möchte. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Ehnes (CDU/CSU) : Bitte! 

Vizepräsident Dr. Mommer: Bitte, Herr Ab-
geordneter Ertl! 

Ertl (FDP) : Herr Kollege Ehnes, würden Sir mir 
bestätigen, daß ich jetzt hier vor mir eine Seite des 
Landwirtschaftlichen Wochenblatts des Bayerischen 
Bauernverbandes habe, in der der Satz kommt — 
und zwar in der Einleitung —: 

Wenn auf dem mittelfränkischen Bauerntag in 
Nürnberg dieser Tage BBV-Direktor Heinrich 
Ermann die harte Aussage traf, daß „wir Bauern 
verraten und verkauft sind", so braucht man 
sich darüber nicht mehr zu wundern. 

Geben Sie mir zu, daß das drinsteht und daß ich das 
zitiert habe? Ist das wahr oder ist das nicht wahr? 

Ehnes (CDU/CSU) : Herr Kollege Ertl, ich zeichne 
nicht verantwortlich für das bayerische Wochenblatt. 
Ich zeichne verantwortlich für 32 000 fränkische 
Bauern, deren erster Vorsitzender ich gegenwärtig 
bin. Deswegen lasse ich diese Polemik nicht zu, weil 
sie nur eine Spaltung bedeutet und eine Diskrimi-
nierung der Leute, die nichts anderes wollen, als 
dieser Landwirtschaft in dieser schwierigen Über-
gangsphase zur Seite zu stehen. Ich kann Ihnen nur 
noch einmal wiederholen: Sorgen Sie dafür, daß die 
Sprachregelung in Ihren Reihen so stimmt, wie sie 
bei meinem Direktor Ermann und mir stimmt. Dann 
würde ihre Agrarpolitik in der Zukunft so aussehen, 
. daß diese Differenzen nicht mehr in Frage kommen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
 noch eine Zwischenfrage? 

Ehnes (CDU/CSU) : Bitte! 

Ertl (FDP): Herr Kollege Ehnes, ich frage Sie: 
 Warum haben Sie in der Zeitung des Bauernver-

bands, dem Landwirtschaftlichen Wochenblatt von 
Bayern, nicht dementiert? Oder lassen Sie in der 
Presse Unwahrheiten zu, um dann hier angebliche 
Wahrheiten zu sagen? 

(Beifall bei der FDP.) 

 

Ehnes (CDU/CSU) : Herr Kollege Ertl, wenn ich 
die Zitate Ihres Parteivorsitzenden mit den Aus-
sagen einzelner Abgeordneter Ihrer Fraktion ver-
gleiche, dann hätte ich einen Katalog von Wider-
sprüchen. Deswegen lasse ich auf diese Weise nicht 
mit mir sprechen. Schreiben Sie das bayerische 
Wochenblatt an, wenn Sie interessiert sind, ob diese 
Aussage gemacht worden ist, wie Sie sie darstellen, 
oder ob sie stimmt, wie ich sie hier dargelegt habe, 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der FDP.) 

als die reine Wahrheit. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Reichmann. 

Reichmann (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Nach dieser Polemik 
wieder zurück zur Sache. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer hat denn 
Polemik gemacht?) 

Ich möchte mich angesichts des Zeitdrucks ganz 
kurz fassen und nur unseren Antrag Drucksache 
V/2175 begründen, zu dem uns ein bedrängendes Pro-
blem Veranlassung gab. Es handelt sich um die Be-
drückung, in die immerhin 10 000 Familienbetriebe 
des Tabakanbaus durch die Übergangsschwierig-
keiten gekommen sind. 

Infolge des Zollabbaus im Drittlandhandel und 
der Unsicherheit in der Tabakwirtschaft, die durch 
den uns bereits vorliegenden Entwurf einer Tabak-
marktordnung Drucksache V/2039 verursacht sind, 
aber auch infolge der Befürchtungen der Tabak-
wirtschaft hinsichtlich der Auswirkungen der Mehr-
werststeuer hat sich die Vermarktung von Tabak 
zur Zeit der Ernte 1967 derart verschlechtert, daß die 
Weiterführung des deutschen Tabakanbaus in der 
Übergangszeit in diesen Familienbetrieben ernstlich 
gefährdet ist. Trotz der hervorragenden Tabakquali-
tät und des großen Bedarfs fielen zur Zeit die 
Tabakpreise bei einem Verkauf bereits von einem 
Viertel der Tabakernte im Durchschnitt um 75 DM 
je Zentner Schneidegut und um 35 DM je Zentner 
Zigarrengut. 

Demgegenüber ist der Tabakanbau und die Tabak-
wirtschaft in den hauptsächlichen tabakanbauenden 
EWG-Ländern Frankreich und Italien durch die 
Tabakmonopole vom Erzeuger umfassend in allen 
Stufen  der Be- und Verarbeitung bis. zum Endver-
braucher kostendeckend kontinuierlich geregelt und 
gesichert. Der Tabakanbau in der EWG wird des-
halb so oder so bleiben. 

Im Ministerrat ist bereits die Einführung der 
EWG-Tabakmarktordnung beschlossen. Dabei wird 
die Bundesrepublik bezahlen müssen, ob wir unse-
ren Tabakanbau durchhalten oder nicht. Deshalb 
stehen wir jetzt vor der Entscheidung und Verant-
wortung, ob wir im Rahmen der Tabakordnung nur 
für die anderen zahlen oder auch die deutschen 
Tabakpflanzer ebenfalls daran partizipieren lassen 
und vor allem diese normalerweise lohnende Son-
derkultur, die für 10 000 Familienbetriebe existenz- 
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entscheidend ist, uns und unserer Volkswirtschaft 
erhalten. 

Angesichts dieser entscheidenden und bedrängen-
den Situation bezweckt unser Antrag deshalb erstens 
für die Schneideguttabake, daß die Bundesregie-
rung zusichert und im Ministerrat erforderlichen-
falls erwirkt, daß für die Übergangszeit die bisheri-
gen Regelungen für unsere Tabakernten und Alt-
vorräte bis zur EWG-Tabakmarktregelung erhalten 
bleiben. 

Unser Antrag bezweckt zweitens, daß Zigarrengut 
ebenfalls im Prinzip nach dem bisherigen Verfahren 
behandelt wird. Dieses Verfahren ist von der Bun-
desregierung und. den Beneluxstaaten der EWG 
für die künftige EWG-Marktregelung vorgeschlagen 
worden. Demnach soll den Tabakpflanzern wiederum 
für die Ernte 1967 bis zur EWG-Regelung ein För-
derungsbeitrag gewährt werden, der sich aus dem 
Unterschiedsbetrag zwischen dem erzielten Markt-
erlös und den Erzeugungskosten ergibt. Diese Rege-
lung ist um so dringlicher, weil nach den Vorschlä-
gen der EWG das Jahr 1967 Basisjahr für den kom-
menden Tabakmarktpreis sein soll. Nach dem bis-
herigen Marktverlauf, bei dem ein Viertel der dies-
jährigen Ernte verkauft wurde, wäre schätzungs-
weise ein Aufwand von 4,2 Millionen DM erforder-
lich. Dieser Betrag könnte nach meiner Überzeu-
gung sehr wohl im Rahmen der vorgesehenen 1. 1/2 
Milliarden DM für Marktregelungsaufgaben im Rah-
men des Haushalts 10 untergebracht werden. 

Bei der Beurteilung und Entscheidung ist zu be-
rücksichtigen, daß die Bundesregierung im Mai 1966 
im Ministerrat der EWG einer Vorentscheidung zu-
gestimmt hat, nach der die Bundesrepublik jetzt 
schon fast 20 Millionen DM an die italienischen Ta-
bakpflanzer zahlt. Demnach sind die 4,2 Millionen 
an die eigenen Tabakpflanzer doch mehr als ge-
rechtfertigt. Hier und jetzt muß gezeigt werden, daß 
wir nicht nur den anderen, sondern vor allem auch 
uns selbst verpflichtet sind. Angesichts der bisheri-
gen Schwierigkeiten bei der Finanzierung des För-
derungsbetrages an die Tabakpflanzer sollte der 
Bund-Länder-Streit über das Beteiligungsverhältnis 
die Durchführung nicht mehr behindern und beein-
trächtigen. Bei einem Tabaksteueraufkommen von 
4700 Millionen DM für den Bund sollten die 4 Millio-
nen DM für die Tabakpflanzer kein Streitobjekt auf 
Kosten unserer Tabakpflanzer sein; das wäre wirk-
lich kleinkariert. 

Aus allen diesen Gründen darf ich das Hohe Haus 
bitten, unserem Antrag zuzustimmen, und von der 
Bundesregierung erwarten, daß sie im selben Sinne 
zu dem Antrag und den Forderungen, die wir darin 
stellen, steht und entsprechend handelt, damit der 
deutsche Tabakanbau in der Übergangszeit, die in-
folge der Schwierigkeiten der erforderlichen Tabak-
steuerharmonisierung länger sein kann als erwartet, 
durchgehalten wird und den Familienbetrieben so-
wie unserer Volkswirtschaft erhalten bleibt. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zu diesem Punkt 
— 2 f — wollte auch Herr Abgeordneter Stooß Aus

-

führungen machen. Er verzichtet darauf und gibt sie 
zu Protokoll. *) 

(Beifall.) 

Das Wort hat der Abgeordnete Sander. 

Sander (FDP) : Herr Präsident. Meine Damen und 
Herren! Ich stelle fest, es ist 21.22 Uhr. Auch ich 
werde mich deshalb bemühen, mich sehr kurz zu 
fassen, obwohl ich zur Lage der Kartoffelwirtschaft 
ausführlicher sprechen wollte. 

Herr Minister Höcherl, die nicht überzeugende 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine An-
frage der Fraktion der Freien Demokraten betref-
fend Lage der Kartoffelwirtschaft zwingt mich, nun 
doch noch etwas auf die Schwierigkeiten der kartof-
felbauenden Landwirte in Deutschland einzugehen. 
Schon im Anbaujahr 1966 war die Absatzlage be-
kanntlich schlecht. Trotzdem hat die Bundesregie-
rung erstens im Jahre 1967 Einfuhren von 70 000 t 
Frischkartoffeln aus Polen vorgesehen und zweitens 
im Jahre 1966/67 eine unseres Erachtens völlig über-
flüssige Einfuhr von 65 000 Hektoliter Kartoffelsprit 
— gleich 1,2 Millionen Zentner Frischkartoffeln — 
durchgeführt. 

Hiermit hat die Bundesregierung für das Anbau-
jahr 1967 der kartoffelbauenden Landwirtschaft nicht 
nur nicht geholfen, sondern im Gegenteil durch Bei-
behaltung der Einfuhren auch in diesem Jahre schon 
einen großen Schaden zugefügt. Unseres Erachtens 
wäre es Pflicht der Bundesregierung gewesen, die-
sem schwer um seine Existenz kämpfenden Wirt-
schaftszweig, mit Rat und Tat helfend und ordnend 
zur Seite zu stehen. Man hat die Talfahrt bei den 
Kartoffelpreisen in keiner Hinsicht aufgehalten. Wir 
müssen heute feststellen, daß für die Kartoffelwirt-
schaft beinahe nichts getan worden ist. Warum hat 
man nicht zumindest versucht, durch kleine finan-
zielle Starthilfen Erzeugergemeinschaften zu unter-
stützen? Warum ist dies nicht geschehen, obwohl 
doch bekannt ist, daß 50 % dieser Zuschüsse aus 
dem EWG-Agrarfonds zurückgezahlt werden? Es ist 
sehr leicht, jetzt der Kartoffelwirtschaft ,den Schwar-
zen Peter zuzuschieben. Aber lassen Sie mich 
einige Fakten und Zahlen nennen. 

Nach Rußland und Polen ist Deutschland bekannt-
lich der größte Kartoffelerzeuger in der Welt. Auf 
der anderen Seite aber ist Tatsache geworden, daß 
Deutschland auch der größte Kartoffelimporteur der 
Welt ist. Lassen Sie mich weiter sagen, daß von der 
anfallenden Kartoffelernte im Durchschnitt der letz-
ten Jahre 30 % auf den Speisekartoffel-, 9 % auf 
den Pflanzkartoffelsektor entfielen und daß etwa 
60 % für Fütterungszwecke Verwendung fanden. An 
dieser Stelle sei mir gestattet, die Frage aufzuwer-
fen, ob es notwendig ist, Tapioka und Maniok auch 
in Zukunft in so großen Mengen einzuführen. 

Während die Speisekartoffel früher ohne beson-
dere Aufbereitung, d. h. auch ohne zusätzliche Ko-
sten, in den Haushaltungen und Gemeinschafts-
küchen Verwendung fand, wird heute rohe Speise-
ware in steigendem Maße durch Edelerzeugnisse aus 

*) Siehe Anlage 3 
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Kartoffel — ich darf hinweisen auf Kartoffelpüree, 
Kloßmehl, Chips, Pommes frites usw. — ersetzt. Eine 
genaue Definition der Qualität der Kartoffel als 
Rohstoff für die verschiedenen Verwertungsbereiche 
ist bei dem jetzigen Stand der wissenschaftlichen Er-
kenntnisse sehr schwierig. 

Meine Anfragen im Bundestag betreffend Kartof-
felforschung sind schon damals meines Erachtens un-
genügend und ausweichend beantwortet worden. Je-
doch hätte ich gerade von Ihnen, Herr Minister, 
erwartet — ich darf hier sagen: bei Ihrer sehr ge-
schickten Art —, daß Sie aus der Formulierung 
dieser drei Fragen Konsequenzen der Art gezogen 
hätten, daß Sie für den Etat 1968 wesentlich höhere 
Beträge für die Kartoffelforschung einzusetzen be-
reit wären. Ich möchte auch hier sagen, daß wir 
außerordentlich bedauern, daß wir für diesen so 
außerordentlich wichtigen Wirtschaftszweig Kartof-
fel im Gegensatz zu allen anderen Zweigen der 
Landwirtschaft bis heute noch kein Forschungs-
institut haben. Die unbedingte Notwendigkeit eines 
solchen Instituts ergibt sich allein schon daraus, 
daß, wie wir wissen, die Kartoffel im Durchschnitt 
der Jahre einen jährlichen Produktionswert von 
2 Milliarden DM hat, zum anderen daraus, daß wir, 
wie wir weiter wissen, die Kartoffel aus Frucht-
folgegründen für die leichten Böden auch in Zu-
kunft durch keine andere Frucht ersetzen können. 
Daran wird sich auch nichts ändern, wenn in diesem 
Jahr auf Grund einer sehr guten Vegetation hier 
und dort, auch bei mir im Norden, auf kleinen 
Flächen Mais als Ersatzfrucht angebaut worden ist. 

Die beiden großen Ernten gesunder Kartoffeln in 
den Wirtschaftsjahren 1966/67 und 1967/68 haben 
den Kartoffelpreis vollkommen zusammenbrechen 
lassen. Tausende von Höfen mit ihren Familien 
werden durch die ruinöse Preisentwicklung in eine 
schwere Krise gebracht. Bei mir in Niedersachsen 
werden zur Zeit die Kartoffeln mit 2,70 bis 3 DM 
je 50 kg ab Hof bezahlt. Dieser Preis, meine Damen 
und Herren, wurde schon im Jahre 1913/14 erzielt. 
Es hätte für die Bundesregierung eine Selbstver-
ständlichkeit sein müssen, den Betroffenen hier in 
irgendeiner Form zu helfen. 

(Abg. Rösing: Wie denn?) 

Das werde ich Ihnen noch sagen. — Die frühere 
Bundesregierung — weil ja so oft in diesem Raum 
gesagt wird: Erhard/Mende — hat schon im Herbst 
1963 rund 30 Millionen DM für Silierung, Trock-
nung und Förderung des Exports von Kartoffeln 
zur Verfügung gestellt. Der Ernährungsausschuß des 
Bundestages, Herr Kollege Bauknecht, hat sich 
seinerzeit auf unseren Antrag trotz Sommerferien 
in einer Sondersitzung mit der schwierigen Lage 
der kartoffelbauenden Landwirtschaft befaßt und 
auch, wie bereits angedeutet, geholfen. Wir haben 
damit erreicht, daß dann im Spätherbst und Früh-
jahr ein einigermaßen annehmbarer Preis für Kar-
toffeln erzielt wurde. 

Nehmen Sie mir bitte nicht übel, wenn ich sage: 
Diese Große Koalition mit rund 90 % aller Abgeord-
neten hält es nicht einmal für nötig, eine Aussprache 
über die jetzt noch wesentlich schwierigere Lage die-

ses Wirtschaftszweiges durchzuführen. Trotz mehr-
facher Mahnungen durch die Freien Demokraten ist 
es bisher nicht gelungen, diese Aussprache durchzu-
ziehen. Ich habe mich und wir alle haben uns, 
glaube ich, gefreut — es wurde heute auch schon 
mehrfach gesagt —, in der vorigen Woche in diesem 
Hause die Kohiedebatte und damit zusammenhän-
gend eine Energiedebatte zu erleben. Ich glaube, wir 
alle sind doch bei der geschilderten sehr schweren 
Lage der Kartoffelwirtschaft der Überzeugung, daß 
dies auch bei der Kartoffel dringend geschehen 
müßte. 

Sie wissen, daß die Kartoffel auch ein Urprodukt 
ist, und Sie werden verstehen, daß man jetzt durch 
ein Nichtstun und durch die Not, die durch diese 
Preisentwicklung gekommen ist, viel Bitterkeit und 
Resignation in weitesten Kreisen der Betroffenen 
empfindet. Ich darf bei dieser Gelegenheit erklären, 
daß wir Freien Demokraten — das möchte ich sehr 
deutlich sagen — es wie in der Vergangenheit auch 
heute als unsere selbstverständliche Pflicht ansehen, 
der Bundesregierung mit konstruktiven Vorschlä-
gen unsere Mitarbeit zur Verfügung zu stellen. 

Ich muß allerdings sagen, es wird jetzt höchste 
Zeit, daß sich die Bundesregierung entschließt, eine 
aktive Kartoffelpolitik zu betreiben. Es ist unmög-
lich, daß sie auf dem Gebiete der Kartoffelwirtschaft 
weiterhin untätig bleibt. Wie ich eingangs bereits 
sagte, finden wir ihre Antwort betreffend Markt-
ordnung für Kartoffeln schlecht. Herr Minister, es 
ist Ihnen doch bekannt, daß Frankreich mit der 
Schaffung einer Ordnung für die Kartoffel durch die 
Lex Pisani auf dem Gebiete der Kartoffelwirtschaft 
große Erfolge erzielt hat. Ich will hier gar nicht 
sagen, welch sehr gute Erfahrungen vor allem auch 
die Engländer mit ihrer Ordnung für die Kartoffel 
für beide Teile, Erzeuger und Verbraucher, haben. 
Es muß für unsere Bundesregierung doch betrüblich 
sein, wenn eines Tages eventuell festgestellt wer-
den muß, daß die Ordnung bei Kartoffeln nicht 
durch Deutschland, sondern wahrscheinlich durch 
Frankreich und andere Staaten durchgeführt wird. 
Meine Damen und Herren, ich glaube, daß Sie und 
im besonderen Herr Minister Höcherl mit mir der 
Meinung sind, daß in Zukunft etwas Grundsätz-
liches für die Lage in der Kartoffelwirtschaft getan 
werden muß. 

Ich habe in meiner Rede darauf hingewiesen, daß 
die Kartoffel als wertvolles Nahrungsmittel und aus 
Fruchtfolgegründen niemals zu entbehren ist. Ich 
kann mir auch nicht denken, daß die Bundesregie-
rung gewillt ist, in den typischen Kartoffelanbau-
gebieten — Bayern, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, 
Rheinland, Schleswig-Holstein, um hier die wichtig-
sten zu nennen — durch einen weiteren Verfall der 
Kartoffelpreise eine Sozialbrache einzuführen. Fan-
gen Sie deshalb bitte sofort damit an, durch eine 
bessere Zusammenarbeit zwischen den Bundes- und 
Landesbehörden in Verbindung mit der Wissen-
schaft und der kartoffelbauenden Landwirtschaft 
hier einen Generalplan für die Kartoffelwirtschaft 
aufzustellen! 

Ich darf hier einen Satz zitieren, der Ihnen ganz 
gewiß bekannt ist: Wissen und Kähnen ist Macht, 



6862 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 134. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. November 1967 

Sander 
und Organisation ist alles. Ich glaube, wir wissen 
um die Dinge, wir können sie auch ändern; es 
kommt nur darauf an, daß wir es in die richtige 
Bahn lenken. Haben Sie bitte den Mut und sagen 
Sie der Landwirtschaft, durch welche Maßnahmen 
Sie in Zukunft die Gesundung des Sektors Kartoffel-
anbau herbeiführen wollen! 

Herr Präsident, wenn Sie gestatten, möchte ich 
ganz kurz auf unseren Antrag Drucksache V/2193 
betr. Erhöhung der Brennrechte mit einigen Sätzen 
eingehen. Meine Damen und Herren, Sie werden 
verstehen, daß gerade in diesem Jahr angesichts 
der schwierigen Lage der soeben so ganz kurz nur 
noch skizzierten Kartoffelwirtschaft die Antwort 
der Regierung, daß je Brennerei nur bis zu rund 
1000 t Kartoffeln zusätzlich zu Branntwein zu ver-
arbeiten seien, völlig ungenügend ist. Ich muß noch 
einmal betonen, daß es der praktischen Landwirt-
schaft immer noch wie ein Hohn vorkommen muß, 
wenn man auf der anderen Seite feststellt, daß 
65 000 hl Kartoffelsprit — sprich: 1,2 Millionen Zent-
ner Frischkartoffeln — aus Polen eingeführt worden 
sind. 

Sie, Herr Minister Höcherl, wissen sehr genau, 
daß die Kartoffeln jetzt, Mitte November, zum größ-
ten Teil eingemietet bzw. schon getrocknet sind. Es 
wäre deshalb dringend notwendig, den Überbrand 
nicht nur aus frischen, sondern auch aus getrock-
neten Kartoffeln zuzulassen. Es muß deshalb unser 
aller Ziel sein — und der Wunsch der Freien Demo-
kraten ist es, daß dafür Sorge getragen wird —, 
daß hier ein Mehrfaches an Überbrand zugelassen 
wird und die Importe von Kartoffelsprit schnellst-
möglich eingestellt werden. Das ist der Wunsch der 
Freien Demokraten, um damit zu einem ganz klei-
nen, bescheidenen Teil beizutragen, doch wieder 
etwas Hoffnung hier bei unserer kartoffelbauenden 
Landwirtschaft einzuführen. Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort  hat 
 der Herr Bundesminister für Ernährung, Landwirt-

schaft und Forsten. 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich bitte, mir nur 
eine ganz kurze Nachlese zu den vielen Ausführun-
gen zu gestatten, die gemacht worden sind. Das 
meiste ist schon abgehandelt und widerlegt, so daß 
ich mich auf einiges beschränken kann. Ich bitte 
auch, mir nachzusehen, wenn ich nur bei dem einen 
oder dem anderen Redner den einen oder anderen 
Punkt herausgreife. Das ist nicht irgendwie eine 
Mißachtung; das ist auch keine Klassifizierung, son-
dern das ist nur eine Konzession an die fortgeschrit-
tene Zeit. 

Der Herr Kollege Bauknecht, der nun doch schon 
— glaube ich — fast 20 Jahre oder 18, 19 Jahre 
diesem Ernährungsausschuß vorsteht und damit die 
größte Erfahrung auf diesem Sektor mitbringt 

 
(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : 16 Jahre!) 

— 16 Jahre —, hat eine ganz entscheidende Frage 
angesprochen, und zwar eine Frage, die eigentlich 
das ganze Wesen unserer Agrarpolitik betrifft, die 
Frage der Einkommensentwicklung, der Einkom-
menspolitik auf der einen Seite, einmal innerhalb 
der Industrieländer oder in einer Industriegesell-
schaft, und die Relationen hierzu in den Einkom-
menssituationen in anderen Sektoren. 

Ich glaube, ich kann mich auf folgende Bemer

-

kung beschränken. Das Landwirtschaftsgesetz ist von 
dem Begriff der Parität und der Disparität ausge-
gangen und hat sich sehr bescheiden darauf be-
schränkt, nur einen Lohnvergleich durchzuführen. 
Meines Erachtens ist der Lohnvergleich nicht die 
adäquate Form, in der man Unternehmen mit Unter-
nehmen vergleicht. Das ist zunächst einmal — ich 
möchte sagen — nur eine Behelfslösung. Das ist 
keine Lösung, die wir in der Zukunft fortführen 
können, sondern ich glaube, hier muß man Unter-
nehmen mit Unternehmen vergleichen. Hier muß 
verglichen werden, was für Ergebnisse der Kapital-
einsatz und der persönliche Einsatz, verglichen mit 
dem Kapitaleinsatz in anderen Bereichen, bringt. 
Dann kommen wir zu Zahlen, die volkswirtschaft-
lichen Bestand haben und .die uns noch viel mehr 
aussagen als irgendwelche globale Vergleiche und 
die uns mitten in die Landschaft der Industriegesell-
schaft hinführen. 

Dafür brauchen wir Aussagen, weil sich nämlich 
folgendes abzeichnet. Wie groß und wie stark muß 
das Potential eines Betriebes sein, um das fort-
schreitende, von der Industriegesellschaft definierte 
und formulierte Einkommen zu erreichen? Dieses 
Einkommen wird nicht aus dem Bereich der Land-
wirtschaft als Forderung erhoben, sondern es wächst 
ihm zu aus den Einkommenserwartungen und -vor-
stellungen, die in ganz anderen Bereichen formuliert 
werden. Hier stehen nun die Anstrengungen, Kapi-
taleinsatz, Arbeitsverhältnisse, soziale Situation auf 
der einen Seite und die Ergebnisse ,auf der anderen 
Seite. Das muß der  Vergleich in der Zukunft sein, 
ein Vergleich, den wir gemeinsam erarbeiten müs-
sen, um zu einer Aussage zu kommen, wie wir sie 
brauchen, wie sie modern, volkswirtschaftlich ist 
und wie wir sie in der Diskussion nicht nur bei uns, 
sondern über die Grenzen hinweg in ,der EWG ver-
wenden werden. 

Herr Kollege Bauknecht, an  der Einbuße durch 
den Einschnitt bei der Preisentwicklung der EWG 
ist passiv nicht nur die Bundesrepublik beteiligt, 
sondern auch Italien auf einem sehr maßgebenden 
Sektor. Es gibt tauch einige Getreidesorten, die in 
Millionen von Tonnen in Italien erzeugt werden, 
die dort den höchsten Preis hatten. Auch Luxemburg 
ist ein Hochpreisland gewesen und muß ebenfalls 
Verzichte — — 

(Abg. Bauknecht: Aber dafür haben sie 
andere große Zugeständnisse bekommen!) 

— Ja, gut;  ja,  das ist richtig. Ich wollte das ganz 
kurz korrigieren. Es ist- mir schon klar, wohin Sie 
gezielt haben. 

Auf der anderen Seite darf ich folgendes sagen; 
ich glaube, man muß ja immer alle Argumente in 
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die Waagschale werfen. Wir haben lange Zeit hin-
durch erfreulicherweise bessere Preise als die an-
deren Länder gehabt. Das ist eine Tatsache, eine 
erfreuliche Tatsache. 

(Abg. Ertl: Auch höhere Kosten!) 

— Ich werde auch zu den Kosten ganz kurz Stellung 
nehmen, Herr Kollege Ertl. Sie sind Fachmann auf 
diesem Sektor. Ihnen ist es nicht erlaubt, globale 
Urteile zu fällen, sondern Sie müssen mit jedem 
Wort, das Sie ,auf landwirtschaftlichem Gebiet hier 
aussprechen, die Tatsache mit vertreten, ,daß Sie 
als Oberlandwirtschaftsrat sprechen, akademisch 
vorgebildet sind und daß keine einzige Aussage 
den wissenschaftlichen Erkenntnissen und den prak-
tischen Ergebnissen widersprechen darf. Ich weiß 
nicht, ob Sie sich immer auf dieser Linie bewegen. 

(Heiterkeit in der Mitte. — Zurufe. — Abg. 
Ertl: Das gilt allerdings auch für den 

Minister!) 

— Sie haben es hier etwas schwerer, aber das nur 
nebenbei. 

Was die Produktivität betrifft, so ist es richtig, 
daß die Landwirtschaft einen sehr kräftigen Schritt 
in ,der Produktivität nach vorn getan  hat.  Hier ist 
ein Problem entstanden, das ich noch ganz kurz 
anreißen möchte. Die Mechanisierung, die notwen-
dig war zum Ersatz  der  Arbeitskräfte, die von der 
Industriegesellschaft und ihren höheren Löhnen 
und ihren besseren Existenzbedingungen angezogen 
wurden, war zunächst nur der Ersatz. Dann hat sich 
über diesen Ersatz etwas Neues ergeben, nämlich 
ein neues Betriebssystem, das mit hohem Kapital-
einsatz wirtschaftet, .auf den niemand vorbereitet 
war, weder die Industrie noch die  Landwirtschaft. 
Das ist nicht zuletzt tauch eine Ursache dafür, daß 
wir einen sehr hohen Maschinenbestand haben, der 
mit Milliardenbeträgen angeschafft werden mußte, 
weil nichts anderes zur Verfügung stand und weil 
kein anderer Ausweg da war. 

Heute ist mit dieser Mechanisierung und den 
neuen Aggregaten, die die Arbeitskraft und das 
Arbeitspotential unerhört verstärkt haben, etwas 
ganz Neues gekommen, und zwar etwas ganz Neues 
für die kleinen Betriebe, wenn sie sich der vernünf-
tigen modernen Gemeinschaftsformen bedienen, die 
ich keineswegs auf die Maschinenringe allein be-
ziehen möchte, denn wir haben in Untersuchungen 
festgestellt, daß es die vielfältigsten Formen gibt 
und  daß jede individuell ihre Vorteile hat. Wer sich 
hier im kleineren Bereich der Gemeinschaftsformen 
bedient, kann effektive und überzeugende Kosten-
ersparungen erzielen und damit seine Ertragssitua-
tion bessern und eine extensive Bewirtschaftung 
durchführen, die es ihm gestattet, wenn das Angebot 
zur Verfügung steht, seine Arbeitskraft, die  nicht 
mehr so strapaziert und in Anspruch genommen 
wird, wie das früher der Fall war, für einen zu-
sätzlichen Erwerb einzusetzen. Das ist die Lösung 
bei ,dem kleinen Betrieb in allen Formen, Zuerwerb, 
Haupterwerb, Nebenerwerb. Das ist die eine Seite. 

Nun zur anderen Seite. Wie muß der Betrieb be-
schaffen sein, der heute mit den modernen Methoden 
ein modernes Einkommen bringt? Ich stehe nicht an, 

zu sagen, daß ich hier keinen Lohnvergleich sehen 
will. Ich möchte haben, ,daß ein Gewinn erwirtschaf-
tet wird und daß dieser Gewinn die Abschreibung 
deckt, daß er die Modernisierung deckt, daß er Rück-
lagen erlaubt und daß er Privatentnahmen erlaubt, 
die eine moderne Existenz erlauben. Ich will von all 
diesen anderen Vergleichen nichts mehr wissen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie sind nicht die moderne Form. Nach dem Gewinn 
muß gerechnet werden. 

Ich darf Ihnen sagen, daß wir die nächste Rech-
nung im. Grünen Bericht nach diesen genannten Ge-
sichtspunkten anlegen werden. Der moderne Land-
wirt ist ein moderner Unternehmer, und er muß 
genauso bilanzieren, muß Gewinn- und Verlustrech-
nungen aufstellen, wie es im .ganzen Bereich der 
Betriebswirtschaft der Fall ist. Die bisherigen Me-
thoden haben ihren Zweck erfüllt, aber sie sind für 
meine Begriffe überholt. Wir wollen einen neuen 
Weg gehen. Damit wollen wir nicht künstlich etwas 
Neues machen, sondern mit diesen Methoden wol-
len wir die  Menschen auf das Rechnungssystem, 
auf die Vermögensrechnung, auf die Gewinn- und 
Verlustrechnung hinführen, damit sie so denken 
lernen, wie ein moderner Unternehmer denken muß 
und wie es viele, gerade die junge Generation, 
bereits tun. 

(Zuruf ides  Abg. Schultz [Gau-Bischofsheim].) 

— Nein, Herr Schultz, Sie täuschen sich sehr. Ich 
werde alle die Vergleichsnotwendigkeiten fortset-
zen, die  begonnen worden sind, weil ich mir über 
die Notwendigkeit der Kontinuität mindestens so 
im.  klaren bin, wie das bei Ihnen — Ihre Bemerkung 
zeigt es — der Fall zu sein scheint. 

Meine Damen und Herren, der Herr Kollege Bau-
knecht hat noch von dem Silberstreifen aus dem 
Jahre 1964 gesprochen. Das ist richtig. Es ist viel 
Hoffnung und viel Vertrauen in diesen Beschluß 
investiert worden. Der FDP möchte ich sagen, daß sie 
damals die Regierung mitgetragen hat. Man soll das 
nicht vergessen. Wenn man 14 Jahre mitgetragen 
hat, ist es eine schlechte Sache, auch wenn die 
Ergebnisse nicht immer den Vorstellungen entspre-
chen, sich von diesen Kindern wegschwören zu wol-
len. Nein, Sie haben sie mit gezeugt. Bekennen Sie 
sich dazu! Das ist ehrlicher und anständiger. Dann 
werden Sie auch nicht in die Versuchung geführt, 
hier eine künstliche Opposition aufzuführen. Dann 
können Sie die guten Ergebnisse einer gemeinsamen 
Politik für sich in Anspruch nehmen. Aber beken-
nen Sie sich auch zu den anderen Ergebnissen, die 
nicht so  gelungen sind und die es auch immer geben 
wird. Das würde ich für eine ehrliche und anstän-
dige Opposition halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bauknecht, ich bin der Meinung, daß wir 
gar nicht so pessimistisch sein sollten, obwohl die 
Dinge nicht so gelaufen sind, wie es damals erwar-
tet wurde. 

(Abg. Ertl: Ist auch daran die FDP schuld?) 

— Nein. Aber vielleicht ist es einmal so — und die 
Zeit steht vielleicht gar nicht mehr so lange an —: 



6864 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 134. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 15. November 1967 

Bundesminister Höcherl 

Diese europäische Gemeinschaft steht in der letzten 
Phase eines sehr intensiven Integrationsprozesses, 
in dem sie die Exekutive zusammenlegen will, die 
drei Verträge adaptieren will und eine neue 
Finanzordnung bis 1969 schaffen muß. Gleichzeitig 
sind vor ihrer Türe, pochend und dringend Einlaß 
begehrend, vier hochangesehene Nationen, die doch 
wohl nicht zu ihrem Schaden, sondern zu ihrem Vor-
teil in diese Gemeinschaft eintreten möchten. Ich 
könnte mir vorstellen, daß wir vielleicht trotz all 
dieser Übergangsschwierigkeiten in relativ kurzer 
Zeit — was sind schon zwei oder drei Jahre; ich 
ziehe auch die Folgerung für die Landwirtschaft, daß 
wir ihr gerade in diesen letzten Übergangsjahren 
besonders kräftig beistehen müssen — Zeugen und 
nicht nur Zeugen, sondern Agierende und Mitbetei-
ligte an der Verwirklichung des größten euro-
päischen Traumes, den es gegeben hat, sind, näm-
lich dieser teileuropäischen Einigung, in der in 
Wirklichkeit alles verborgen und alles enthalten ist, 
was es an Zukunft für uns gibt. Aber ich meine, 
angesichts einer solchen Entwicklung müssen wir 
die Schmerzen, die Schwierigkeiten und Beschwer-
den einer Übergangszeit in Kauf nehmen und sehen, 
wie wir die Folgen mildern. 

Der FDP will ich folgendes sagen. Ihr war diese 
Gemeinschaft ja viel zu klein. Sie wollte noch viel 
mehr haben. Sie hat gar kein Recht, auch nur ein 
einziges Wort gegen die kleinere Gemeinschaft und 
die Übergangsschwierigkeiten zu sagen. 

(Abg. Ertl: Wir wollten die bessere 
politische Lösung!) 

Zu den 260 Millionen DM haben Sie, Herr Kol-
lege Bauknecht, glaube ich, etwas gesagt, was sich 
unter Umständen verwirklichen läßt. Ich darf es noch 
einmal verdeutlichen. 

(Abg. Bauknecht: Um die Agrarstruktur 
nicht sitzen zu lassen!) 

Es 'ist ein Vorschlag, diese Gelder auf dem Kapital-
markt zu mobilisieren und die Zinslast durch eine 
Zinsverbilligungsaktion auf ein erträgliches Maß zu-
rückzuführen. Wir sollten uns, wo es Möglichkeiten 
haushaltsmäßiger Art gibt, gemeinsam bemühen 
um diesen Betrag von zweimal 260 Millionen DM. 
Insgesamt sind es viermal 260 Millionen DM. Zwei-
mal 260 Millionen DM waren es unter meinem sehr 
verehrten Freund Dahlgrün, wie Sie wissen. Das 
muß man auch einmal sagen, damit Sie (zur FDP) 
nicht immer bloß die zweite Hälfte und das zweite 
Paar nehmen. Nehmen Sie auch das erste Paar! 
Dann hört diese Art von verbaler Opposition auf. 
Wir wollen sehen, ob hier nicht eine Formel gefun-
den werden kann. 

Es ist wirklich etwas mißlich — ich muß das ganz 
offen bekennen, und der Bundesregierung fällt es 
bestimmt sehr schwer —, daß sie ein ganz frisches, 
durch ein Gesetz bestätigtes Versprechen und eine 
Zusage in  einer schwierigen Übergangszeit nicht 
halten kann, weil übergeordnete Haushaltsgesichts-
punkte einfach schon aus Gründen der verteilenden 
Gerechtigkeit Einsparungen verlangt haben. Das war 
der Grund. Die Bundesregierung hat das nicht leicht-
fertig und auch nicht leichten Herzens getan. Wenn 

es einen Weg gäbe, diese Summe einmal wieder in 
diesen Prozeß einzuführen, könnte ich mir vorstel-
len, daß das eine gute Sache wäre. 

Sie haben, Herr Kollege Bauknecht, auf das er-
höhte Altersgeld zur Mobilisierung von Pachtland 
hingewiesen. Ich will nicht von Eigentumsübertra-
gung sprechen, meine Damen und Herren, son-
dern ich will von Pachtland sprechen. Die Notwen-
digkeiten, die wir in der Pachtrechtsentwicklung 
sehen und die rechtlich und gesetzmäßig nur sehr 
schwer zu verwirklichen sind, die 'aber angefaßt 
werden müssen, wollen wir zum Teil in  den  näch-
sten Richtlinien vorwegnehmen. Wir möchten bei 
den Landwirten auch generationsmäßig unterschei-
den. Den Älteren, die keine andere Möglichkeit 
mehr haben,  wollen wir innerhalb gewisser Gren-
zen ein Angebot mit einer vorgezogenen Alters-
rente machen, vielleicht etwas aufgebessert durch 
ein Pachteinkammen und die Möglichkeit, die Ar-
beitskraft noch etwas zu verwerten. 

(Abg. Bauknecht: Gut!) 

Ich könnte mir denken, daß in dieser Richtung 
etwas zustande kommt. — Den Angehörigen der 
jungen Generation, 'die in .der gleichen Lage sind, 
müssen wir vor allem ein verstärktes Bildungsange-
bot machen, das ihnen den Weg zu einem zweiten 
Beruf eröffnet. Allerdings muß das ohne 'den ge-
ringsten Druck geschehen. 

Wir müssen die Menschen nach Möglichkeit drau-
ßen halten, weil wir sie in den Ballungsräumen mit 
den unerhörten Versorgungslasten nicht unterbrin-
gen können. Wir sollten sie also draußen belassen, 
ihnen aber ein entsprechendes Angebot machen. 
Die Verwirklichung bereitet allerdings noch Schwie-
rigkeiten, weil einstweilen die entsprechende Infra-
struktur im gewerblichen Sektor fehlt. Hier müssen 
wir erst noch eine Phase des verstärkten Aufbaus 
durchlaufen. Wenn dieser Prozeß abgeschlossen ist, 
besteht dort 'auch die entsprechende Nachfrage nach 
Arbeitskräften, und dann erst können all diese 
Menschen in einem anderen Beruf untergebracht 
werden. 

Bei dem Aufbau von Einrichtungen auf dem ge-
werblichen Sektor ist wohl das Vorhandensein bil-
liger Energie der wichtigste Anreiz. Jedenfalls müs-
sen wir uns darüber im klaren sein, daß zur Zeit ein 
ausreichendes Angebot an Arbeitsplätzen auf dem 
gewerblichen und industriellen Sektor noch nicht 
zur Verfügung steht. Dennoch kann, wie gesagt, auf 
dem Bildungssektor schon etwas unternommen wer-
den, und das Arbeitsförderungsgesetz sieht entspre-
chende Maßnahmen vor. 

In diesem Zusammenhang muß ich sagen, daß zur 
Verbesserung der Agrarstruktur nicht nur Boden-
bewegungen und bauliche Maßnahmen gehören, son-
dern auch die Zurverfügungstellung von Bildungs-
einrichtungen. In dieser Beziehung haben wir für 
einige ganz besonders benachteiligte Gebiete, die 
bisher auch im Rahmen des Pendlerverkehrs nicht 
saniert werden konnten, durch Verträge mit den 
Ländern im Rahmen regionaler Wirtschaftspolitik 
etwas unternommen und einige Beispiele durchge-
führt, um zu sehen, ob das geht oder nicht. Denn 
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die Verhältnisse sind hier sehr kompliziert, und kein 
Mensch kann sagen, ob das geht. 

Es wäre jedenfalls gefährlich und moralisch nicht 
zu verantworten, wenn wir auf die Menschen, die 
sich in solchen Gegenden in einer so schwierigen 
Situation befinden, einen unangemessenen Druck 
ausüben wollten. Wir müssen vernünftigte, fürsorg-
liche Anreize schaffen, die die volle Wahlfreiheit 
nicht beeinträchtigen. Das ist der Weg, den uns die 
politische Klugheit und die Verpflichtung zu mensch-
licher Fürsorge vorschreibt. 

Ich darf kurz auf einige Ihrer Bemerkungen, Herr 
Kollege Schmidt (Gellersen), eingehen. Sie meinten, 
ich hätte diese Anfragen etwas unwillig beantwortet. 
Das ist nicht wahr. Sie wissen, daß die Partie, die 
in Brüssel gespielt, wird, noch nicht eröffnet ist und 
daß noch kein Zug gemacht worden ist. Erfreulicher-
weise sind Sie nicht mit der Frage in mich gedrun-
gen, welche letzten Überlegungen ich für dieses 
Spiel habe und welche Koalition sich dort in diesem 
Sechserkreis bildet. Wir sind ja immer auf Unter-
stützung angewiesen; niemand kann, wenn er seine 
Souveränität partiell abgegeben hat, noch allein 
entscheiden. Darum ist es auch müßig — das möchte 
ich den Kollegen von der Opposition sagen —, zu 
erklären, das und jenes müsse geschehen. Wir sind 
in einer Gemeinschaft, und eine Gemeinschaft ver-
langt Kompromisse und Mehrheitsbildungen, ja, 

 nach dem Luxemburger Geist sogar Einstimmigkeit 
in allen entscheidenden Fragen. 

Es bestand also auf meiner Seite keine Unwillig-
keit, sondern eine gewisse Vorsicht. Ich habe die 
Karten noch gar nicht gemischt, die ich ausspielen 
will. Ich habe die Trümpfe noch nicht zusammenge-
steckt und auch noch nicht meine Fehlkarten auf die 
Seite getan. 

(Heiterkeit.) 

Das alles muß sich erst ergeben. 

Herr Wächter, ich würde Ihnen empfehlen, Sie 
kommen einmal mit uns nach Brüssel und sehen 
sich das an. 

(Abg. Wächter: Das haben Sie schon oft 
gesagt!) 

Dann werden Sie schnell sehen, daß es zwar furcht-
bar leicht ist, einen Katalog vorzutragen, daß es 
aber sehr schwer ist, dort auch nur einen Milli-
meter voranzukommen. 

Wenn Sie das einmal gesehen haben, könnte ich 
mir vorstellen, daß Ihr nächster Katalog mit vielen 
Fragezeichen, mit sehr viel Vorsicht und sehr be-
scheiden zusammengestellt ist. 

(Zuruf.) 

— Sie meinen eine frohe Botschaft. Ich weiß, eine 
frohe Botschaft ist uns nicht möglich. Der Preis der 
hohen Verantwortung ist, daß wir oft unangenehme 
und unvollkommene Dinge — ich weiß es — sagen 
müssen. Natürlich habe ich viele Dinge offenlassen 
müssen aus den Gründen, die ich schon gesagt habe. 

Was die Ausgleichszahlungen betrifft, so will ich 
davon gar nicht sprechen. 

Was die Gasölverbilligung betrifft, bin ich sehr 
Ihrer Meinung, und zwar im Hinblick auf die haus-
haltsmäßige Behandlung. Ich glaube, innerhalb der 
Disziplin des Kabinetts zu bleiben, wenn ich in der 
haushaltsrechtlichen Beurteilung und Verbuchungs-
form auch den Standpunkt vertrete, daß zwischen 
Hochseefischerei, Schiffahrt, Binnenschiffahrt, Bun-
desbahn und Landwirtschaft kein buchhalterischer 
Unterschied sein darf. Das meine ich damit. 

Das ist auch recht gut eingeleitet. Der Ernährungs-
ausschuß hat gute Vorarbeit geleistet. Wir müssen 
auch unsere guten Freunde vom Haushaltsausschuß 
— Herrn Röhner usw. — bewegen, hier für eine ge-
wisse Ordnung der Bücher zu sorgen. Um mehr han-
delt es sich doch gar nicht. 

Herr Kollege Schmidt (Gellersen), Sie haben eine 
sehr interessante Bemerkung gemacht, die ich doch 
noch kurz abhandeln muß. Sie haben darauf hin-
gewiesen, daß mein französischer Kollege Edgar 
Faure genauso wie ich eine schwierige Aussprache 
in seinem Parlament hinter sich gebracht hat. In 
Frankreich geht es etwas leichter; das wissen Sie. 
Die Franzosen haben eine etwas andere Regierungs-
form, eine sehr einfache Regierungsform. 

(Heiterkeit.) 

Aber ich bin der Meinung, daß die unsere die bes-
sere und richtigere ist. Ich bin mit Ihnen dieser 
Meinung. 

Sie haben etwas Interessantes gesagt, und zwar 
folgendes: Edgar Faure habe darauf hingewiesen, 
daß die Agrarfinanzierungsregelung das Entschei-
dende sei. Das ist sehr interessant. Das muß ich 
einmal der breiten Öffentlichkeit über dieses Me-
dium vortragen. Die Agrarfinanzierung war nach der 
Absenz Frankreichs das Mittel, mit dem sie wieder 
nach Luxemburg und an den Ratstisch gekommen 
sind. Im Zusammenhang mit den neuen Verhandlun-
gen und Überlegungen, die zu dem englischen Bei-
tritt eine Rolle spielen, gibt es die Bemerkung des 
französischen Außenministers Couve de Murville, 
daß er ebenfalls diese Agrarfinanzierungsverord-
nung vom Jahre 1969, die dann neu gefaßt sein 
muß, zunächst unter Dach und Fach gebracht haben 
wollte. 

Sie sehen, die Agrarpolitik macht große Politik, 
und sie unterstützt den industriellen und wirschaft-
lichen Sektor in dem Integrationsprozeß wie nichts 
anderes. Wir müßten erwarten können, daß das 
endlich nicht nur schlechthin anerkannt, sondern 
angesichts unserer großen Schwierigkeiten auch ein-
mal bescheiden mit den gesetzlichen Gebühren 
— wenn ich das als Anwalt so sagen darf — hono-
riert wird. Das ist sowieso eine sehr kleine Gebühr 
und kein Erfolgshonorar. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nun haben Sie .sich sehr eingehend mit der Milch-
politik befaßt. Ich will auch darauf kurz einige Be-
merkungen machen, Herr Kollege Schmidt (Geller-
sen). Es wurde von „Milchlügen", „Milchträumen" 
und all den Dingen gesprochen. Ich will Ihnen sagen: 
Für Belgien und Italien war es außerordentlich 
schwierig, von 41 oder von 40 auf 39 Pf herunter- 
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zugehen, obwohl dort die Erzeuger- und  die Ver

-

braucherpreise zum Teil ganz anders geordnet sind. 

Die Bundesregierung hat sich gar nicht leichten 
Herzens — dafür gäbe es Beweise — innerhalb eines 
Pakets angesichts der greifbaren Schwierigkeiten 
entschlossen, einem Richtpreis von 39 Pf zuzustim-
men. Ich habe das übernommen, nachdem die Ver-
handlungen schon angelaufen waren. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Das habe ich 
Ihnen nicht zum Vorwurf gemacht!) 

— Ich weiß schon. Ich gehöre zu den recht vorsich-
tigen Leuten auf ,diesem Sektor.  Es ist etwas an-
deres, wenn ich eine psychologische Kriegsführung 
oder eine psychologische Vorbereitung in irgend-
einem Kreis mache. Sie haben mich aus dem Sach-
verständigenkreis zitiert. Ich mußte den Leuten 
doch etwas ernst zureden, und ich habe das etwas 
drastischer get an , als ich es bei Ihnen tun kann, 
wo Sie mich von allen Seiten kontrollieren, obwohl 
ich Ihnen kollegial verbunden bin. 

(Lachen bei der FDP.) 

— Ja, ich bin seit 14 Jahren Abgeordneter dieses 
Hauses und bin sehr stolz darauf. Ich halte es für 
einen ganz entscheidenden Teil meiner Position, daß 
ich auch Abgeordneter bin. Ich möchte nämlich auch 
so behandelt werden, wie Sie sich behandelt fühlen 
wollen, damit Sie es genau wissen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
der  FDP.) 

Dafür, daß ich ohne übermäßige Mehrbezahlung 
zusätzlich etwas tun muß, möchte ich keine schlech-
tere Behandlung in Kauf nehmen. 

(Heiterkeit und Beifall.) 

Der Entschluß, alle Bemühungen, alle politischen 
Bemühungen auf 39 Pfennige anzusetzen, ist kein 
Nachteil, sondern ist ein Vorteil. Ich erinnere mich 
noch gut, als es hieß: „Jetzt wollen wir einmal sehen, 
ob er die 39 Pfennig erreicht." Kaum waren sie be-
schlossen, hieß es: „Jetzt wollen wir einmal sehen, 
wie er es schafft." Und so werde ich von Marke zu 
Marke getrieben. 

Nun, meine Damen und Herren, es gibt noch 
einige gemeinsame Runden bis zum Jahre 1969. Ich 
bitte Sie, mit auf die Startbahn zu gehen; denn 
ich allein kann es nicht schaffen. Sie müssen mit-
laufen, und dann werden wir weitersehen. 

Herr Kollege Dr. Schmidt (Gellersen), das, was 
Sie vortragen, ist natürlich alles von sehr großer 
Sachkenntnis getragen. Ob es aber möglich ist,  in 
der Frage der Einzugs- und Absatzgebiete, ich 
möchte einmal sagen, die 'deutschen Vorstellungen 
alle zu verwirklichen, weiß ich nicht. Die deutsche 
Delegation ist einschließlich der Arbeiten, die 
Staatssekretär Hüttebräuker vor meiner Amtszeit 
und in meiner Amtszeit auszuführen hatte, nach-
drücklichst dafür eingetreten, dieses System zu er-
halten. Daß in Italien und Frankreich Verwaltungs-
lücken, möchte ich einmal sagen, die gar nicht ein-
fach auszufüllen sind, bestehen, wissen Sie auch, 
und Sie kennenn auch all die anderen Gesichts-
punkte. Hier gibt es nichts Neues. Aber wir haben 

diesen Standpunkt vertreten und werden ihn mit 
der Zähigkeit, ,die uns zur Verfügung steht, weiter-
hin vertreten. 

Ich komme zu dem Gutachten. Der Berufsstand hat 
gut daran getan, einmal eine solche Rechtsgrundlage 
über Professor Jaenicke und Professor Dehringer zu 
besorgen. Ob diese in allen Punkten und nach allen 
Richtungen haltbar ist und ob der Art. 43 Abs. 3 a 
so viel hergibt, weiß ich nicht. Dort ist von „Mehr-
heitsbeschlüssen" die Rede,  und  zwar von Mehr-
heitsbeschlüssen, wenn ein Staat etwas abgelehnt 
hat und dann überstimmt wird. Diese Situation liegt

-

nicht vor. Im Jahre 1961 oder 1962 hat man sich zu 
einer gemeinsamen Milchmarktordnung bekannt, 
und ,die deutsche Delegation hat nicht erklärt, daß 
sie widerspreche. 

Heute gibt es gar keine Bestimmung. Es gilt nicht, 
etwas aufzuheben, sondern es gilt, etwas einzu-
führen, damit wir die  Dinge vollkommen klar sehen. 
Wir haben jedem von Ihnen, soweit Sie in der  Land-
wirtschaftspolitik mitarbeiten, den Briefwechsel mit 
Mansholt zur Kenntnis gegeben und Ihnen auch 
seine abweisende Einstellung mitgeteilt. Wir haben 
Ihnen gesagt, daß wir einschließlich der Überlegung, 
den Europäischen Gerichtshof in Anspruch zu neh-
men, auf dem Standpunkt stünden, daß hier zumin-
dest etwas Gleichwertiges geschaffen werden müsse. 
Das wollte ich ganz kurz zu dieser Sache sagen. 

Nun muß ich mich Ihnen, Herr Kollege Ertl, ganz 
kurz zuwenden. Ich muß das in allem Ernst tun. Ich 
bedauere das außerordentlich. Ich habe sehr viel 
Humor. Ich glaube, daß das angesichts unserer 
schwierigen Aufgabe vielleicht die entscheidende 
Gabe ist, um überhaupt durchzuhalten. Aber, Herr 
Kollege Ertl, Humor ist etwas Liebenswürdiges, 
Humor ist etwas Persönliches und ist nichts Aggres-
sives. Sie haben sich heute auf sehr bedeutende 
Namen bezögen. Herr Kollege Ehnes hat Sie schon 
auf den politischen Lehrer, den Sie in Anspruch 
nehmen, den Kollegen Frühwald, hingewiesen. Ich 
erinnere mich noch genau, wie er eine berühmte, 
große agrarpolitische Rede gehalten hat, die damals 
in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" als eine 
der bedeutendsten agrarpolitischen Reden überhaupt 
dargestellt worden ist. Ich glaube nicht — das sage 
ich Ihnen ganz offen —, daß Frühwald jemals 
Äußerungen getan hätte, wie Sie sie getan haben. 

Sie haben sich ferner auf den Namen eines Man-
nes bezogen, der Ihnen familiär nahesteht und der 
der erste Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten gewesen ist. Dieser Mann, dem 
wir außerordentlich viel verdanken, die Marktord-
nungen usw., ist ein Mann, der sich einen festen 
Platz in der Agrargeschichte der Nachkriegszeit 
erobert hat. Ich kann mir nicht vorstellen, Herr 
Kollege Ertl, daß dieser Mann, der leider viel zu 
früh aus dem Leben gegangen ist, diese Ihre Worte 
gebilligt hätte. Das kann ich mir nicht vorstellen. 
Ich muß Ihnen sagen, Sie haben mich menschlich 
sehr, sehr schwer enttäuscht; nicht, daß ich so etwas 
nicht vertragen würde. Ich bin für Kritik. Es  hat 

 hier Schlachten gegeben, in denen ich gestanden bin. 
Ich bin für Kritik zu haben, und niemals bleibt auch 
nur das geringste zurück. Mit all denen, die mich 
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oft hart bedrängt haben, habe ich zum Teil mensch-
liche Freundschaften gefunden. Aber das, was Sie 
hier für richtig befunden haben, ist, glaube ich, nicht 
gut. Ich möchte gern einen Strich darunter machen. 
Ich kann mir vorstellen, daß ich das nicht wieder-
holen muß und daß wir die alten Beziehungen wie-
der fortsetzen können. Menschlich ist das nicht ganz 
einfach. 

Sie sagen, die Antworten wären dürftig gewesen. 
Das ist das gute Recht der Opposition. Ich sage: die 
Fragen waren dürftig. Das ist auch mein gutes Recht. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Minister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Peters? — Bitte! 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Herr Minister, halten 
Sie sich für berechtigt, hier persönliche Werturteile 
abzugeben? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ja natürlich, weil Sie sie 
ja auch abgeben. Das wäre ja noch schöner, wenn 
ich das nicht mehr tun dürfte, was Sie fortgesetzt 
machen. Das ist doch nicht Ihr Vorrecht. 

(Abg. Ertl: Bitte genaues Zitat!) 

— Ja, ich komme noch darauf. — Wenn Sie be-
haupten, Herr Kollege Ertl, daß die Preispolitik 
verschwunden und abgeschrieben sei,  so  muß ich 
sagen, das ist nicht richtig. Sie wissen doch, daß wir 
unter größten Schwierigkeiten einige bescheidene 
Preisergebnisse erzielt haben, und zwar nach vorn. 
Sie können doch nicht sagen: Die Preispolitik ist ab-
geschrieben. Ich weiß nicht, wie es Ihnen ergangen 
wäre; ich bin überzeugt, Sie hätten sich auch kräf

-

tig angestrengt. Bei dieser aussichtslosen Situation 
einfach zu sagen: Das war alles nichts; das ist ab-
geschrieben, das ist schlicht und einfach nicht wahr, 
und ich glaube, das haben wir nicht nötig. 

Neue Erkenntnisse — na ja, gut. Ich will gar 
nicht darauf eingehen. Sie haben Schweinemastbe-
triebe und die Mindererlöse erwähnt. Natürlich, ich 
bin sehr unglücklich über die Entwicklung der Rin-
derpreise, und ich bin sehr unglücklich über die 
Entwicklung der Schweinepreise. Aber Sie wissen 
ganz genau, wie die Produktion und wie das Ange-
bot ist. Ich brauche Sie doch nicht über den 
Schweinezyklus usw. zu belehren. Das sind doch 
Dinge, die Sie genau kennen und die uns heute 
solche Sorgen machen, daß wir uns überlegen, ob 
wir nicht angesichts der Ferkel, die wir zu erwarten 
haben — die groben Zahlen stehen schon fest —, 
besondere Maßnahmen zur Entlastung des Marktes 
treffen müssen. Da sich hinzustellen, nachdem wir 
über ein Jahr lang hervorragende Preise hatten, 
Herr Kollege Ertl, das ist — — 

(Abg. Ertl meldet sich zu einer Zwischen

-

frage. — Zuruf von der SPD: Lassen Sie 
doch keine Frage mehr zu!) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich muß pflicht-
gemäß fragen, Herr Minister, ob Sie eine Zwischen-
frage zulassen. 

Ertl (FDP) : Herr Minister, würden Sie mir — —  

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich frage noch 
den Herrn Minister, ob er die Zwischenfrage zu-
läßt. 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ja. 

(Zurufe von der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Bitte, Herr Ertl! 

Ertl (FDP) : Herr Minister, würden Sie mir be-
stätigen, daß der Schweinerichtpreis auch deshalb 
niedrig angesetzt wird, damit eine geringe Interven-
tionspflicht besteht? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft. und Forsten: Jawohl, das bestätige ich 
Ihnen, und zwar bestätige ich Ihnen das mit vollem 
Bewußtsein. Sie wissen ganz genau, wie schwierig 
eine Schweineintervention ist, schon von der Natur 
des Produktes her. Sie wissen auch, welche finan-
ziellen Anforderungen gestellt werden. Aber das 
ist doch gar nicht der Grund. Der derzeitige deutsche 
Marktpreis ist doch auf ganz andere Dinge zurück-
zuführen. Das wissen Sie alles selber, und nur 
darum ging es. 

Sie haben eine Reihe von Namen hineingezogen, 
z. B. den Direktor Ermann. Der Kollege Ehnes hat 
das schon kritisiert. Wie kommen Sie dazu, die 
Namen Sühler und Feury da hineinzubringen und 
aus dem Zusammenhang gerissene Bemerkungen 
zu zitieren? Wie kommen Sie dazu, sie als Kron-
zeugen oder als Beweis anzuführen? Woher wollen 
Sie denn wissen, wen Feury — — 

(Zuruf des Abg. Ertl.) 

— Der Unmut in der Landwirtschaft ist doch auch 
berechtigt, genauso wie bei anderen, die schwer 
zu kämpfen haben, und wir müssen uns darum küm-
mern. Es kann durchaus sein, daß sich Baron Feury 
vor allem über die Haltung im Rahmen des EWG-
Ministerrats oder über den einen oder anderen 
Partnerstaat in dieser Form geäußert hat. Aber so 
kann man doch nicht arbeiten. 

(Abg. Ertl: Warum darf man nicht das 
sagen, was veröffentlicht wird?!) 

560 Millionen! Meine Damen und Herren, in weni-
gen Wochen wird Ihnen die Entscheidung zugehen. 
Wir werden versuchen, eine gerechte Form zu fin-
den, eine Form, die den Charakter des Eckpreises, 
des Getreidepreises, wiedergibt. 

Herr Kollege Rinderspacher, Sie haben ein sehr 
warmherziges Plädoyer für die Zu- und Neben-
erwerbsbetriebe gehalten. Ich stimme auf weiten 
Strecken mit Ihnen überein. Sie wissen, das ist eine 
Frage der regionalen Wirtschaftspolitik, das ist 
zum Teil eine soziale Frage, und das ist eine Bil-
dungsfrage. Überall haben Sie unsere Unterstützung. 

Herr Kollege Wächter, Sie sind nun ganz stark 
eingestiegen und haben eine Serie von Fragen ge- 
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stellt. Ich weiß nicht, ob das Haus noch die Geduld 
hat, sie in allen Einzelheiten beantwortet zu be-
kommen. 

(Zurufe: Nein!) 

Wären Sie damit einverstanden, Herr Kollege 
Wächter, wenn ich mich bereit erkläre, jede dieser 
Fragen, die Sie gestellt haben, nach peinlichstem 
Wortlaut schriftlich zu beantworten, damit Sie 

. wenigstens die Antworten haben, die Sie haben 
wollen? 

(Abg. Wächter: Innerhalb welcher Frist?) 

— Innerhalb von zehn Tagen. Ist Ihnen das recht? 

(Abg. Wächter: Danke sehr! — Zuruf von 
der SPD: Er kann es trotzdem im Ver

-

bandsblatt veröffentlichen!) 

— Ja, natürlich. 

Nun zu den beiden Anträgen, die den Tabak 
betreffen. Dazu muß ich sagen, daß ich das erste 
Anliegen für berechtigt halte, das das Schneidgut 
betrifft. Bei dem zweiten Antrag, der das Zigarrengut 
betrifft, besteht eine andere Situation. Die Lage ist 
außerordenlich kompliziert. Die Federführung liegt 
wegen des hohen finanziellen Einsatzes, um den es 
geht, beim Bundesfinanzministerium. Aber wir sind 
der Meinung, daß für die Differenz zwischen dem 
notwendigen Erzeugerpreis und dem Preis inner-
halb der EWG in irgendeiner Form, so wie wir das 
bisher tun, ein Ausgleich geschaffen werden muß. 

Was die Hopfenfrage betrifft, haben wir ,ein Ge-
spräch gehabt — auch hier geht es wiederum um die 
Frage einer Überernte —, das eine Bereitschaft der 
Bundesregierung erkennen läßt. Aber der Bundes-
finanzminister muß wegen der regionalen Seite 
dieser Frage darauf bestehen, daß sich die be-
teiligten Länder hier etwas engagieren. Das kann 
man ihm nicht zur Last legen. Ich glaube, das ist eine 
berechtigte Forderung. 

Was nun die Kartoffeln betrifft, so glaube ich, daß 
wir in der Vergangenheit bis heute bewiesen haben 
und jetzt, Herr Kollege Sander, durch die Bereit-
stellung von über einer Million nach Auslaufen des 
Programms zur Erweiterung der Trocknungseinrich-
tungen wiederum beweisen, daß wir für diese Frage 
Interesse haben. Aber ich weiß nicht, ob eine Über-
produktion angesichts der Konsumentwicklung mit 
den Plänen, die Sie sich vorstellen, bewältigt wer-
den könnte. Der Staatssekretär im Landwirtschafts-
ministerium von Niedersachsen hat eine sehr inter-
essante Darstellung über die Problematik gegeben, 
vor allem was die Erzeugergemeinschaften, die 
Qualität usw. betrifft. Man sollte das einmal auf-
greifen. Mein Haus ist jederzeit bereit, jede ver-
nünftige Regelung und jeden Vorschlag ins Auge 
zu fassen und zu prüfen, weil wir auch dier Meinung 
sind, daß gerade gewisse Böden — Sie haben mit 
Recht die landbautechnische Seite angesprochen — 
sehr darauf angewiesen sind und gar nicht darauf 
verzichten können. 

Das insgesamt zu diesen Fragen. 

Nun muß ich noch, nachdem die Bibel schon eine 
so große Rolle bei uns gespielt hat, auf ein Zitat 

zurückkommen, das dier Herr Kollege Wächter in der 
zusammenfassenden Kritik dies Bundesernährungs-
ministers vorgetragen hat. Er hat sich auf den Psalm 
14 Vers 3 bezogen und zitiert: Doch alle sind ab-
gewichen, alle verdorben. Keiner ist da, der Gutes 
getan, auch nicht einer. — Auch nicht Sie. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Wächter: Das war nicht auf die 

Opposition gemünzt!) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Die Rednerliste 
ist erschöpft. Wir sind am Schluß dieser siebenstün-
digen Debatte und kommen zur Überweisung der 
Anträge. 

Zunächst der Antrag der Fraktion der FDP zu der 
Großen Anfrage der Fraktion der FDP auf Umdruck 
300 *). Vorgeschlagen ist Überweisung an den Aus-
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. — 
Kein Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Die Anträge unter den Punkten 2 c bis g sollen 
gemäß dem Überweisungsvorschlag des Ältesten-
rates überwiesen werden. Sie haben das vor sich 
auf der gedruckten Tagesordnung. — Keine ande-
ren Vorschläge; dann ist so beschlossen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die bisher aus-
geharrt haben, noch eine kleine Viertelstunde länger 
auszuharren. 

(Unruhe.) 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der FDP 
betr. Richtlinien für die Exportkreditversiche-
rung des Bundes 

— Drucksache V/1981 — 

Herr  Dr. Staratzke gibt eine Begründung zu die-
sem Antrag zu Protokoll. **) 

Das Wort zur Aussprache wird nicht gewünscht. 

Überweisungsvorschlag: an den Ausschuß für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen und an den Haus-
haltsausschuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung. — 
Kein Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkte 4 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des  Berlin

-

hilfegesetzes 

— Drucksache V/2237 — 

Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

— Drucksachen V/2267, zu V/2267 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Linden-
berg 

(Erste Beratung 131. Situng) 

Es liegen keine Anträge vor. Es liegen keine 
Wortmeldungen vor. Wir kommen zur Abstimmung 
in der zweiten Beratung. Zugrunde liegt die Druck- 

*) Siehe Anlage 2 
**) Siehe Anlage 4 
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sache V/2237, in die die Änderungsvorschläge einge-
arbeitet sind, die sich aus den Ausschußbericht auf 
Drucksache V/2267 ergeben. 

Ich rufe die Artikel 1 bis 5, Einleitung und Über-
schrift auf. Wer zuzustimmen wünscht, gebe das 
Zeichen. — Danke. Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Ich stelle fest: einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf zur 

dritten Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wir kommen. zur 
Abstimmung. Wer dem Gesetzentwurf im ganzen 
zuzustimmen wünscht, möge sich erheben. — Ich 
danke. Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ich stelle 
einstimmige Annahme fest. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Sechsten Gesetzes zur Änderung des Solda-
tengesetzes 

— Drucksache V/1713 — 

Schriftlicher Bericht des Verteidigungsaus-
schusses (5. Ausschuß) 

— Drucksache V/2214 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Stahlberg 
(Erste Beratung 116. Sitzung) 

Das Wort wird nicht gewünscht. Anträge liegen 
nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung in zweiter 
Beratung. Wir stimmen ab auf der Grundlage der 
Drucksache V/1713. Wer den Artikeln 1, 2, der Ein-
leitung und Überschrift zuzustimmen wünscht, gebe 
das Zeichen. — Danke. Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Ich stelle einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wir kommen zur 
Abstimmung. Wer dem Gesetzentwurf im ganzen 
zuzustimmen wünscht, möge sich erheben. — Danke. 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ich stelle einstim-
mige Annahme fest. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über Arbeitsvermitt-
lung und Arbeitslosenversicherung (Achtes 
Änderungsgesetz zum AVAVG) 

— Drucksache V/2246 — 

Das Wort wird nicht gewünscht. 

Überweisungsvorschlag: an den Ausschuß für Ar-
beit und an den Haushaltsausschuß gemäß § 96 der 
Geschäftsordnung. — Kein Widerspruch; es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung des Mündlichen Berichts des Ver-
teidigungsausschusses (5. Ausschuß) über den 

Entschließungsantrag der Fraktion der FDP 
zur dritten Beratung des Entwurfs des Haus-
haltsgesetzes 1967 

hier: Einzelplan 14 Geschäftsbereich des Bun-
desministers der Verteidigung 

— Umdruck 260, Drucksache V/2201 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Berkhan 

b) Beratung des Mündlichen Berichts des Ver-
teidigungsausschusses (5. Ausschuß) über den 
Entschließungsantrag der Abgeordneten Dich-
gans, Bading, Exner, Dr. Rinsche und Genos-
sen zur dritten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1967 

hier : Einzelplan 14 Geschäftsbereich des Bun-
desministers der Verteidigung 

— Umdruck 265, Drucksache V/2202 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Jung 

Herr Abgeordneter Jung gibt einen Bericht zu 
Protokoll *) und wünscht das Wort in der Aus-
sprache. Herr Abgeordneter Jung hat das Wort. 

Jung (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! In Anbetracht der bereits fort-
geschrittenen Zeit will ich versuchen, mich kurz zu 
fassen. Wie der Herr Präsident eben ankündigte, 
werde ich den Mündlichen Bericht zu Punkt b) über 
den Antrag der Kollegen Dr. Dichgans und Genos-
sen zu Protokoll geben.*) 

Die FDP hat am 8. Juni einen Entschließungsan-
trag vorgelegt, wonach die Bundesregierung aufge-
fordert werden soll, gemäß § 66 des Soldatenge-
setzes den Entwurf eines Gesetzes über die Orga-
nisation der Landesverteidigung vorzulegen. Über 
diese gesetzlich vorgeschriebene Vorlage hinaus ha-
ben wir gefordert, in diesem Organisationsgesetz 
die gewandelten Anschauungen innerhalb der 
NATO zu berücksichtigen und außerdem sicherzu-
stellen, daß innerhalb der Streitkräfte eine durch-
gehende Kommandostruktur vom Generalinspekteur 
bis zu den untersten Einheiten geschaffen wird. 
Dies ist schon deshalb sehr wichtig, weil dadurch 
endlich der Organisationswirrwarr, der unter ande-
rem auch ein Hauptgrund der latent vorhandenen 
Unzufriedenheit in der Bundeswehr ist, beseitigt 
werden kann. Es ist ein Unding, daß zahlreiche Re-
ferate — ich glaube, es sind an die 60 — über 
Ministerialerlasse in die Truppe hineinregieren. In-
zwischen ist zwar sichergestellt, daß derartige Er-
lasse über den Inspekteur laufen, weil diese uner-
träglichen Zustände u. a. in der sogenannten Ge-
neralkrise die schlimmsten Auswirkungen hatten. Es 
ist aber jetzt hoch an der Zeit, meine Damen und 
Herren, daß endlich Klarheit geschaffen wird, um 
für die Zukunft noch schlimmere Auswirkungen zu 
verhüten. Der Wasserkopf des Bundesministeriums 
der Verteidigung mit seinen etwa 5000 Bechäftigten 
muß endlich einer Operation unterzogen werden, 

*) Siehe Anlage 5 
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damit man dort wieder klarer denken und sinn-
voller handeln kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist aber ein 
bißchen stark! — Weitere Zurufe.) 

Meine Damen und Herren! Die Kollegen von der 
sozialdemokratischen Fraktion haben im Ausschuß 
erklärt, daß unsere Forderung auch die ihre sei 
und daß sie den Antrag grundsätzlich unterstütz-
ten; sie hielten es jedoch für notwendig, so lange 
zu warten, bis der Bundesminister der Verteidigung 
von seiner Krankheit genesen sei. Das ist inzwi-
schen der Fall. Ich darf Sie, meine Damen und Her-
ren von der SPD-Fraktion, bitten, nun Ihre Zusage 
auch wahrzumachen. 

Die Kollegen der CDU hatten auch nicht grund-
sätzlich  nein gesagt. Das konnten sie auch nicht 
wegen der gesetzlich verankerten Forderung nach 
Vorlage dieses Entwurfs. Wir haben jedoch den 
Eindruck gewonnen, daß man am liebsten warten 
möchte, vielleicht sogar bis zum Sankt-Nimmer-
leins-Tag, weil man offenbar klare Kompetenzen 
scheut. Man sagt, wir hätten im Augenblick Wich-
tigeres zu tun. Nun, ich kann beim besten Willen 
nicht erkennen, daß es Wichtigeres gibt als die 
Lösung dieser grundsätzlichen Probleme, welche die 
Basis unserer Verteidigungspolitik überhaupt sind. 
Über das „Wie" kann man ja diskutieren, und wir 
lassen mit uns über alles reden. Daß aber diese 
Regierung so gar keine Anstalten macht, der gesetz-
lichen Verpflichtung endlich nachzukommen, be-
drückt uns sehr. Entweder sagt man heute ehrlich, 
daß man den Entwurf nicht vorlegen kann, weil 
man keine Vorstellungen über die Organisation der 
Bundeswehr hat, oder man gibt zu, daß man ganz 
einfach nicht will. Das, meine Damen und Herren, 
wäre allerdings das Schlechteste, was der Bundes-
wehr passieren könnte. 

In Anbetracht der Wichtigkeit der Sache möchte 
ich das Hohe Haus dringend bitten, unserem An-
trag zuzustimmen und deshalb den Antrag des 
Ausschusses abzulehnen. 

Wie versprochen, werde ich meinen Bericht über 
den Antrag der Kollegen Dichgans und Genossen 
zur Abkürzung des Verfahrens zu Protokoll geben*). 

Gestatten Sie mir jedoch als einem Vertreter der 
freidemokratischen Opposition in diesem Hause, dem 
Bericht einige kurze Anmerkungen hinzuzufügen. Im 
Grunde freuen wir uns, daß Herr Dr. Dichgans mit 
so vielen Kollegen der CDU/CSU diesen Antrag ge-
stellt hat. Nicht weil er in der Sache richtig wäre 
— Sie werden die Ablehnungsgründe im Protokoll 
nachlesen —, sondern weil er zeigt, daß auch in der 
CDU/CSU die Zahl derer wächst, die der Ansicht 
sind, daß die Ausbildung von Soldaten, die keine 
technische Sonderfunktion haben, durchaus in zwölf 
Monaten abgeschlossen sein kann. Die Konsequenz 
daraus, meine Damen und Herren von der CDU/CSU, 
ist doch die, daß bei Straffung des Dienstplanes die 
Grundausbildung allgemein auf zwölf Monate redu-
ziert werden kann. Ersatzdienste sollten nach unse-
rer Meinung zum Abbau der Wehrungerechtigkeit 

*) Siehe Anlage 5 

in einem System der allgemeinen Verteidigungs-
pflicht entsprechend angerechnet werden. 

Deshalb, meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen von der CDU/CSU, die Sie den Antrag ge-
stellt haben: fordern Sie keine unbefriedigenden 
Einzellösungen, sondern helfen Sie uns, ein gerech-
tes Wehrsystem mit optimaler Effektivität durchzu-
setzen. Sie haben dazu bald Gelegenheit, indem Sie 
unseren Antrag auf Reduzierung der Wehrdienstzeit 
auf zwölf Monate unterstützen, und dafür darf ich 
Ihnen im voraus danken. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Ernesti. 

Ernesti (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte mich zunächst zum 
Umdruck 260 äußern. Der Gegenstand des Ent-
schließungsantrages, nämlich die Spitzengliederung 
und Organisation der Streitkräfte, wurde kurz nach 
Amtsübernahme durch den Bundesminister der Ver-
teidigung Dr. Schröder von ihm selbst angesprochen. 
Seine damalige Bitte, wir möchten ihm Zeit lassen, 
diese Dinge einmal für sich zu überdenken, vor 
allen Dingen aber auch die Erfahrungen im eigenen 
Bereich auszuwerten und sie dann mit den Rege-
lungen in anderen befreundeten Armeen zu ver-
gleichen, haben wir damals im Grunde alle akzep-
tiert. Ich glaube, wir müssen dem Bundesminister 
der Verteidigung diese Zeit auch lassen. Daraus 
aber nun zu folgern, daß es sich um eine latente 
Unzufriedenheit in der Truppe handle, — Herr 
Kollege Jung, ich muß Ihnen sagen: die Truppe 
selbst ist an dem Organisationsgesetz, das Sie hier 
mit allem Nachdruck fordern, gar nicht interessiert, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

sondern die Unzufriedenheit in der Truppe hat an-
dere Gründe. 

Im übrigen, wenn Sie von einem Wasserkopf 
sprechen: Wir wollen froh sein, daß diese 5000 
Köpfe dort als Köpfe und nicht als Wasserköpfe 
arbeiten. Ich glaube, sie sind notwendig in einem 
Bereich, der mit 15 NATO-Staaten Verbindung 
haben muß, der Tag und Nacht die Sicherheit un-
seres Volkes gewährleisten muß. Auch die Herren 
im Bundesministerium der Verteidigung sollte man 
nicht so bezeichnen. Ich weise das jedenfalls von 
dieser Stelle mit allem Nachdruck zurück. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Hinzuzufügen ist noch, daß ja die Frage der 
Spitzengliederung in einem unmittelbaren Zusam-
menhang mit den übergeordneten Problemen steht, 
die am 6. Dezember in diesem Hause auf der 
Tagesordnung stehen. Es wäre wenig sinnvoll, heute 
vorweg eine Regelung anzustreben oder überhaupt 
zu diskutieren, die praktisch dieser Diskussion vor-
greifen würde. 

Ich schlage Ihnen deswegen vor, dem Antrag des 
Verteidungsausschusses zu folgen und den Antrag 
Umdruck 260 abzulehnen. 
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Ernesti 
Einige Bemerkungen zum zweiten Antrag, dem 

Umdruck 265. Es handelt sich um den Entschlie-
ßungsantrag des Kollegen Dichgans. Das Hohe Haus 
hat sich bei verschiedenen Gelegenheiten mit dieser 
Frage befaßt. Ich glaube, wir dürfen feststellen, daß 
wir bis heute noch zu keiner zufriedenstellenden 
Lösung gekommen sind. Trotzdem meine ich, es gibt 
eine größere Unzufriedenheit, ja sogar eine Erbit-
terung, wenn wir das Problem in einem größeren 
Zusammenhang sehen, nämlich der Wehrungerech-
tigkeit, die gegenwärtig in der Bundesrepublik 
herrscht. Sie wissen, daß die Frage heute ist: dienen 
oder verdienen. Diese Wehrungerechtigkeit würde 
nur noch vergrößert, wenn wir eine weitere Unge-
rechtigkeit hinzufügten, die sich dann im Bereich der 
Truppe auswirken würde, nämlich einer besonders 
privilegierten Schicht, den Abiturienten, es ermög-
lichten, bereits nach 12 Monaten Dienstzeit in einer 
Universitätsstadt ihr Studium aufzunehmen. Des-
wegen meine ich, wir sollten solche Einzelregelun-
gen auch im Interesse des inneren Zusammenhalts 
der Truppe nicht treffen. 

Es gibt aber auch noch einige sachliche Punkte, 
die ich hier nur anschneiden will. 

Erstens: Würden wir dem Antrag folgen, hätten 
wir einen Führungsmangel an Personal zu verzeich-
nen. Denn diese Abiturienten sind selbstverständlich 
nach Abschluß ihrer Grund- und Spezialausbildung 
als Hilfsausbilder in der Truppe einzusetzen, und 
sie würden in dieser Funktion der Truppe ent-
zogen. 

Zweitens: Auch für den Betroffenen selbst würde 
daraus selbstverständlich ein Nachteil insofern ent-
stehen, als er nicht innerhalb der 18 Monate zu 
seiner Reserveoffiziersausbildung käme. 60 % aller 
Abiturienten nehmen an  der  Reserveoffiziersausbil-
dung teil. Sie würden auch das in dieser Zeit nicht 
zum Abschluß bringen können. 

Das dritte ist, daß die Präsenz und die Einsatz-
bereitschaft der Truppe in jedem Fall durch eine 
solche Maßnahme gefährdet würde. Denn nach 12 
Monaten beginnt im Grunde erst die Verbandsaus-
bildung, dann rücken die Truppenteile, nämlich die 
Feldverbände, auf die  Übungsplätze, auch in das 
Ausland. Deswegen wäre es unmöglich, .daß diese 
Abiturienten aus diesem Ausbildungsabschnitt oder 
Präsenzabschnitt, wenn Sie  so  wollen, herausge-
nommen würden. 

Viertens noch einmal: Irgendein Privileg für 
einen Teil unserer jungen Wehrpflichtigen zu schaf-
fen, würde von unserem Volke sicherlich nicht ver-
standen werden. 

Fünftens: Organisatorisch ist im Grunde von der 
Bundeswehr diese Frage nicht zu lösen. Denn es 
gibt an neun Universitätsstädten Garnisonen, in 
denen Feldverbände stationiert sind. Würden Sie 
dort ,die Soldaten abziehen und sie zum Studium 
schicken, wäre auch die Präsenz selbst da, wo es 
örtlich möglich ist, ,das zu realisieren, nicht gewähr-
leistet. 

Deswegen, meine ich, meine Damen und Herren, 
ist es nicht vertretbar, einem solchen Antrag zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt zu folgen. 

Da aber das Problem der Einberufung der Abitu-
rienten und ihrer sinnvollen Verwendung in der 
Bundeswehr nicht zufriedenstellend gelöst ist, bitte 
ich das Bundesministerium der Verteidigung doch 
noch einmal, die bereits angelaufenen Untersuchun-
gen zu beschleunigen und diesem Hohen Hause 
möglichst bald einen Bericht vorzulegen, damit wir 
von der Wehrungerechtigkeit abkommen und uns 
langsam wieder der Wehrgerechtigkeit in unserem 
Volke nähern. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie könnten dann vielleicht in diesem Vorschlag 
eine Synthese finden zwischen dem Wehrsystem, 
den Umfangzahlen der Bundeswehr und dem An-
fall der Wehrpflichtigen insgesamt. Wir haben ja 
jetzt jährlich wieder mehr Wehrpflichtige, weil wir 
in die geburtsstarken Jahrgänge hineinkommen. 

Ich bitte Sie deswegen, den Antrag auf Umdruck 
265 abzulehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, das war eine Fünf-Minuten-Debatten-
rede, eine freie Rede und dazu noch eine Jungfern-
rede. Herzlichen Glückwunsch. 

(Beifall.) 

Das Wort hat der Abgeordnete Schultz (Gau

-

Bischofsheim). 

Schultz (Gau-Bischofsheim) (FDP) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich hätte dem 
Herrn Kollegen Ernesti natürlich auch furchtbar gern 
zu seiner Jungfernrede gratuliert. Ich kann es aber 
leider nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Herr Schultz, 
das können Sie ruhig tun!) 

— Ich kann es leider nicht tun. Ich möchte ihm aber 
vielleicht einen Rat geben. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Kollege 
Schultz, ich glaube, daß unsere Kollegen in London 
es in jedem Fall täten. Man kann dann ja nachher 
kräftig polemisieren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Schultz  (Gau-Bischofsheim) (FDP) : Ich möchte 
ihm den Rat geben, vielleicht doch etwas differen-
zierter zuzuhören, wenn ein anderer spricht. Mein 
Kollege Jung hat nämlich nicht von Wasserköpfen 
im Ministerium gesprochen, sondern er hat von dem 
Wasserkopf-Ministerium gesprochen, und das ist 
etwas .ganz anderes. Sie, verehrter Herr Kollege 
Ernesti, wissen ganz genau, was er damit gemeint 
hat. Ich halte  es,  um ,das nette Wort zu gebrauchen, 
für einen schlechten Stil, in dieser Art und Weise 
einem Kollegen quasi das Wort im Munde umzu-
drehen und so zu tun, als ob er die ehrenwerten 
Herren im Ministerium, angefangen beim Minister 
bis zum letzten Schreiber, als Wasserköpfe im Sinne 
von Mißgeburten bezeichnet hätte. Das, verehrter 
Herr Kollege, finde ich nicht sehr fein und sehr 
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Schultz (Gau-Bischofsheim) 

nett. Ich bin aber gerne bereit, Ihnen nach Ihrer 
nächsten Rede, wenn Sie sich solcher, wie ich 
glaube, nicht sehr freundlichen Dinge enthalten, 
meine herzlichste Gratulation ,auszusprechen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Rommers-
kirchen? 

Rommerskirchen (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Schultz, meinen Sie nicht, daß es besser gewesen 
wäre, sich von der Rede Ihres Kollegen zu distan-
zieren, nachdem er eindeutig festgestellt hat, daß 
im Ministerium zur Zeit nicht gedacht werde? 

Schultz (Gau-Bischofsheim) (FDP) : Ich möchte 
sagen, ich weiß jetzt nicht mehr genau, ob er das so 
haargenau gesagt hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, haargenau!) 

— Trotzdem muß ich sagen, ich halte das für eine 
Ausdrucksweise, die durchaus noch parlamentarisch 
angemessen ist, wenn man dieser Überzeugung ist. 

(Abg. Rasner: Noch! — Weitere Zurufe.) 

Das ist keine Verdrehung der Worte eines Kollegen, 
die er hier gesagt hat, wenn er über jemand ein 
Urteil abgibt. 

Aber, lieber Kollege ,Rommerskirchen, eines will 
ich Ihnen noch sagen. Sie haben uns in der letzten 
Zeit so furchtbar viel, besonders meiner Partei, vor-
geschlagen, sich von mir zu distanzieren. Wir di-
stanzieren uns nicht voneinander. 

(Abg. Rasner: Das schafft die FDP nicht!) 

— Oh nein, schafft sie nicht. Lieber Kollege Rasner, 
Sie werden morgen in der FDK — ich empfehle sie 
Ihnen einmal — lesen, warum wir uns nicht von-
einander ,distanzieren. Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, Herr Abgeordneter Dichgans hat Aus-
führungen zu diesem Punkt zu Protokoll gegeben'). 

Wir kommen dann zur Abstimmung über den 
Ausschußantrag zu Punkt 7 a auf Drucksache V/2201. 
Wer dem Ausschußantrag — und der bedeutet Ab-
lehnung des Antrages der FDP — zustimmen will, 

*) Siehe Anlage 6 

gebe das Zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Der Antrag des Ausschusses ist angenommen, der 
FDP-Antrag damit abgelehnt. 

Es folgt dann der Antrag des Ausschusses auf 
Drucksache V/2202. Auch hier beinhaltet der Antrag 
des Ausschusses die Ablehnung des Antrages der 
FDP. Wer dem Antrag des Ausschusses zustimmen 
will, gebe das Zeichen. — Gegenprobe! — Der An-
trag des Ausschusses ist angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich habe eben über-
sehen, daß der Ausschuß zu Punkt 4 — Berlinhilfe-
gesetz — noch gebeten hat, Petitionen für erledigt 
zu erklären. — Das Haus stimmt zu. Das ist damit 
erledigt. 

Dann rufe ich auf Punkt 8 der Tagesordnung: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Wirtschaft und Mittelstands-
fragen (15. Ausschuß) über die von der Bun-
desregierung beschlossene Achte Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1967 
(Senkung der Griechenland-Zollsätze für 
Muskatwein von Samos) 

— Drucksache V/2129, V/2273 —  

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Serres 

Wer dem Antrag des Ausschusses zustimmen will, 
gebe das Zeichen. — Gegenprobe! — Gegen eine 
Stimme angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 9 der Tagesordnung: 

Beratung der von der Bundesregierung be-
schlossenen Neunzehnten Verordnung zur 
Änderung des Deutschen Zolltarifs 1967 (Zoll-
kontingente für Tabakerzeugnisse aus EWG-
Ländern) 

— Drucksache V/ 2269 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: Aus-
schuß für Wirtschafts- und Mittelstandsfragen. — 
Kein Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Dann sind wir am Ende der heutigen Tagesord-
nung. Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages ein auf Donnerstag, den 16. November 
1967, 14 Uhr. 

Ich schließe die heutige Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 22.37 Uhr.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

a) Beurlaubungen 

Bading * 17. 11. 
Blachstein 17. 11. 
Dr. Brenck 17. 11. 
Deringer 15. 11. 
Frau Dr. Elsner 18. 11. 
Gibbert 16. 12. 
Dr. Giulini 17. 11. 
Gscheidle 15. 11. 
Hanz (Dahlen) 18. 11. 
Frau Herklotz ** 17. 11. 
Hösl 28. 11. 
Hussong  17. 11. 
Kriedemann * 17. 11. 
Dr. Kübler 17. 11. 
Kunze 30. 11. 
Lemmrich 17. 11. 
Lenz (Brühl) 31. 12. 
Lotze 17. 11. 
Lücker (München) * 17. 11. 
Merten 30. 11. 
Michels 15. 11. 
Paul 31. 12. 
Porsch 15. 11. 
Ruf 17. 11. 
Dr. Rutschke * 15. 11. 
Scheel 15. 11. 
Dr. Schulz (Berlin) 30. 11. 
Dr. Starke (Franken) 17. 11. 
Steinhoff 31. 12. 
Stücklen 18. 11. 
Dr. Süsterhenn 17. 11. 

b) Urlaubsanträge 

Berlin 9. 12. 
Dr. Frede 31. 12. 
Schmidt (Hamburg) 9. 12. 
Schmidt (Würgendorf) 9. 12. 

Anlage 2 	 Umdruck 300 

Antrag der Fraktion der FDP zur Großen An-
frage der Fraktion der FDP betr. die Lage der Land-
wirtschaft - Drucksache V/2099 -. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. die Verpflichtungen aus dem Landwirtschafts-
gesetz und aus dem EWG-Anpassungsgesetz, ins-
besondere aus den §§ 1 und 4 voll zu erfüllen 
und somit auf Artikel 11 des Entwurfs eines 
Finanzänderungsgesetzes zu verzichten, 

* Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro-
päischen Parlaments 

** Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen der Beraten-
den Versammlung des Europarats 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

2. eine Erklärung abzugeben, wonach der rationell 
bewirtschaftete Familienbetrieb auch künftig Leit-
bild der Agrarpolitik bleibt und nicht an Betriebs-
größen oder Viehbesatzzahlen, sondern am Fami-
lieneinkommen des Betriebes ausgerichtet wird, 

3. bei den zukünftigen Verhandlungen in der EWG 
wegen nichterfolgter Zusagen folgende landwirt-
schaftliche Erzeugerpreise nachdrücklich zu ver-
treten : 

475 DM je t Weizen 

450 DM je t Futtergetreide 

280 DM je dz Rinder 
(Orientierungspreis mit Interven-
tionspflicht) 

-,39 DM je 1 Milch ab Hof 

Bonn, den 15. November 1967 

Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 

Anlage 3 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Stooß (CDU/CSU) zu Punkt 2 f 
der Tagesordnung. 

Wenn im Rahmen dieser agrarpolitischen Aus-
sprache auch der Antrag der Fraktion der FDP-
Drucksache 2175 - zur Diskussion steht, so kann 
es sich nicht darum handeln, daß die ganze Proble-
matik des vielschichtigen Tabakproblems bespro-
chen wird. Das ist übrigens auch in dem Antrag nicht 
vorgesehen. Vielmehr haben die Antragsteller das 
Anliegen der verschiedenen Tabakorganisationen 
aufgenommen. Die Bundesregierung möge nämlich 
darauf hinwirken, daß während des Übergangs und 
bis zum Inkrafttreten einer gemeinsamen EWG-
Marktordnung für Rohtabak die nationalen Steuer-
präferenzen beibehalten werden, bis die Altvorräte 
von diesen Tabaken (Schneidegut) in Landwirt-
schaft, Handel und Industrie aufgebraucht sind. Zum 
anderen sollen danach die Förderungsbeiträge an 
die Landwirtschaft für Tabak weiterlaufen, bis die 
EWG-Marktordnung mit ihren Regelungen in Kraft 
gesetzt ist. 

Um dies zu erreichen, sind geeignete Übergangs-
bestimmungen zu erlassen. Wenn diese Vorausset-
zungen geschaffen sind, sieht unsere tabakbauende 
Landwirtschaft zuversichtlich einer EWG-Tabak-
marktordnung entgegen. Ja, sie wünscht sogar eine 
solche und fordert sie geradezu. 

Der Vorschlag der Kommission sichert jedenfalls 
den Absatz und garantiert einen kostendeckenden 
Preis, was heute in der Bundesrepublik nicht gege-
ben ist. Ich weiß, daß die Bundesregierung erheb-
liche Einwendungen gegen den Vorschlag der Kom-
mission erhebt. Es wird auch noch einiges zu berei-
nigen sein. In diesem Paket einer EWG-Tabak-
ordnung wird die Harmonisierung der Tabaksteuer 
das schwierigste Problem sein. Es geht dabei für die 
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Bundesrepublik um erhebliche Summen. Allein diese 
Tatsache wird dazu führen, daß die EWG-Marktord-
nung nicht wie vorgesehen im Jahre 1968 in Kraft 
treten kann, sondern wohl zu einem späteren Zeit-
punkt, jedoch spätestens zum 1. Januar 1970. 

Eines muß gesagt werden: so wie die Dinge bei 
uns zur Zeit liegen, sind sie nicht länger haltbar. 
Selbst wenn man die Steuerpräferenz noch anerken-
nen will, so ist das Fördersystem und Förderverfah-
ren geradezu unmöglich geworden. Dieses Förder-
system darf auch nicht in die EWG-Marktordnung 
eingehen. Dann wollen wir lieber die vorgesehene 
Käufer-Prämie der EWG-Marktordnung, die der 
Käufer bekommt, der den kostendeckenden Preis 
bezahlt. Unsere Förderbeträge müssen erst hart er-
stritten werden, und dann haben wir die Auswirkun-
gen: die Käufer setzen sie erfahrungsgemäß am 
Preis ab. Dennoch müssen wir dies nach Lage der 
Dinge hinnehmen; denn wir können auf die Förder-
beträge nicht verzichten. In diesem Zusammenhang 
muß gesagt werden, daß die der Landwirtschaft zu-
gesagten Förderbeträge für 1966 doch baldigst zur 
Auszahlung gelangen sollten. Für die Förderbeträge 
1967 muß bald Klarheit geschaffen werden; denn die 
Unruhe in der tabakbauenden Landwirtschaft ist 
groß, vor allem deshalb, weil die diesjährige Markt- 
und Preissituation für Rohtabake seit der Währungs-
reform noch nie so schlecht war. 

Der laufende Zollabbau dürfte sich wohl auch 
noch preismindernd auswirken. Dieser mag der In-
dustrie gewisse Vorteile bringen, der Bund hat 
jedenfalls große Zolleinnahmeverluste und die 
Bauern einen geringeren Preis. Auch deshalb ist es 
unser Bestreben, möglichst rasch einer vernünftigen 
EWG-Marktordnung zuzusteuern. 

Wir müssen auf alle Fälle in der Bundesrepublik 
den Tabakbau erhalten. Wenn auch unser Anbau 
nur 10 % des EWG-Anbaus ausmacht, so sind doch 
etwa 10 170 Landwirte daran beteiligt. Diese Son-
derkultur auf den leichten Böden in der südwest-
deutschen Ecke der Bundesrepublik hat eine große 
Bedeutung. Ausweichmöglichkeiten auf andere Kul-
turen, wie es hin und wieder schon empfohlen 
wurde, gibt es nicht. Unsere bäuerlichen und klein-
bäuerlichen Betriebe sind auf diese Kulturart ange-
wiesen. Es ist noch zu berücksichtigen, daß in diesen 
unseren Tabakanbaugebieten von Baden-Württem-
berg und Rheinland-Pfalz mit die besten Tabak-
qualitäten im EWG-Raum erzeugt werden. 

Ich möchte abschließend folgendes sagen. Wir 
wollen und wir müssen jede nationale Produktion, 
in diesem Falle eine agrarische, bis zum letzten ver-
teidigen und zu erhalten bemüht sein. Bei Erhaltung 
des Tabakanbaus geht es nicht nur um ein landwirt-
schaftliches Problem, sondern auch um ein allge-
mein volkswirtschaftliches und nicht zuletzt auch 
um ein wichtiges finanzpolitisches Problem. 

Anlage 4 

Schriftliche Begründung 

des Abgeordneten Dr. Staratzke (FDP) zu Punkt 3 
der Tagesordnung. 

Meine Fraktion hat diesen Antrag eingebracht, 
um die Wettbewerbs- und Exportfähigkeit unserer 
Wirtschaft auf den internationalen Märkten zu er-
halten und zu verbessern. Es kommt hinzu, daß in 
dem Zeitpunkt, als der Antrag eingebracht wurde, 
große Teile der Industriekapazitäten durch das 
schlechte Inlandsgeschäft nicht voll genutzt werden 
konnten. Viele Firmen mußten in verstärktem Maße 
in den Export ausweichen — häufig mit Verlustprei-
sen —, um die vorhandenen Kapazitäten wenigstens 
in einem gewissen Umfange weiternutzen zu können 
und um vor allem die Arbeitsplätze zu erhalten. 
Diese Situation hat sich auch heute noch nicht we-
sentlich geändert. 

Es geht uns mit diesem Antrage darum, durch eine 
Verbesserung der Exportkreditversicherung die 
Stellung unserer exportierenden Wirtschaft in der 
Welt langfristig gesehen sicherzustellen und be-
stehende Wettbewerbsnachteile zu beseitigen. Da-
bei ist hier nur an eine Verbesserung der soge-
nannten Selbstbehaltssätze gedacht, nicht jedoch an 
eine Änderung des Exportkreditversicherungs-
systems als Ganzen. Dadurch soll der Abstand der 
Sätze unseres Systems von dem der wichtigsten an-
deren Außenhandelsnationen beseitigt oder doch 
zumindest vermindert werden. 

Augenblicklich ist es so, daß bei der Inanspruch-
nahme von Garantien für Exportforderungen an 
private Schuldner oder der Inanspruchnahme von 
Bürgschaften für Exportforderungen gegen öffent-
liche Schuldner die Mandantare des Bundes, also die 
Hermes-Kreditversicherungs AG .  bzw. die Deutsche 
Revisions- und Treuhand AG, Selbstbeteiligungs-
sätze des Exporteurs verlangen. Diese Sätze betra-
gen 20 % für das sogenannte wirtschaftliche Risiko 
einschließlich des Nichtzahlungs-Risikos bei öffent-
lichen Auftraggebern. Für das sogenannte Konver-
tierungs- und Transfer-Risiko sowie das Risiko eines 
Moratoriums oder Zahlungsverbots beträgt der 
Selbstbehalt 15 %, bei allen übrigen politischen Risi-
ken 10%. Diese Sätze sind nach unserer Auffassung 
aus einer Vielzahl von Gründen zu hoch. Die Wirt-
schaft hat dies in den vergangenen Jahren mehr-
fach vorgetragen und im Bundeswirtschaftsministe-
rium wiederholt eine Bestätigung ihrer Auffassung 
erfahren. Deshalb geht unser Antrag dahin, die 
Sätze auf 15 % für das wirtschaftliche und 10 % 
generell für das politische Risiko zu senken. 

Die Exportkreditversicherung ist die Basis der ge-
samten Finanzierung des Exportgeschäftes. Erfolgt 
nämlich eine Finanzierung des Exportkredites aus 
eigenen Mitteln des Exporteurs, so tritt zwar für 
ihn insoweit keine Verschuldung ein, aber eine 
Verringerung der flüssigen Mittel. Die Exportkre-
ditversicherung steht also in unmittelbarem Zusam-
menhang mit der Liquidität und hat große Auswir-
kungen. Hinzu kommt, daß unsere Exportkreditver-
sicherungs-Institutionen eine Refinanzierung nur für 
den gedeckten Teil der Exportforderung gewähren. 

Es wird deshalb auch von keiner Seite bestritten, 
daß die Exportkreditversicherung und mit ihr die 
Refinanzierungsmöglichkeit, sei es über das Ban-
kenkonsortium der Ausfuhrkreditgesellschaft, sei 
es über die Kreditanstalt für Wiederaufbau, unum- 
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Bänglich, ja Voraussetzung für die Wettbewerbs-
fähigkeit im Exportgeschäft ist. In der ganzen Welt 
wird dies praktiziert, allerdings mit unterschied-
lichen Methoden und Konditionen. Aber — und das 
ist unser Anliegen — die Selbstbehaltsquoten des 
Exporteurs sind zu hoch. Sie sollen in einem gewis-
sen Umfange erhalten bleiben; denn in einem be-
stimmten Ausmaß soll der exportierende Unterneh-
mer am Risiko teilhaben. Es kommt nämlich in einer 
Vielzahl von Fällen vor, daß eine Kumulation der 
einzelnen Risiken eintritt. Dann kann der Expor-
teur vor einem schwierigen Liquiditätsproblem 
stehen. Bedingt ist dies vor allem dadurch, daß die 
Selbstbehaltsquoten, um die es uns hier geht, nicht 
durch das Refinanzierungssystem abgedeckt werden 
können, sondern frei finanziert werden müssen, also 
mit sehr viel höheren Kosten. 

Die zu hohen Selbstbehaltssätze wirken letztlich 
sehr belastend, weil die konkurrierenden ausländi-
schen Exporteure, auf die unsere Wirtschaft im 
Welthandel trifft, durch ihre Regierungen sehr viel 
günstigere Exportkreditversicherungs-Konditionen 
eingeräumt bekommen. Die Bundesregierung aner-
kennt dies übrigens, und auch in der EWG-Kommis-
sion herrscht hierüber kein Zweifel. So decken z. B. 
die Exportkreditversicherungs-Institutionen in Groß-
britannien und Frankreich ebenso wie die Exim-
Bank in USA das politische Risiko teilweise voll ab, 
gewähren bei den wirtschaftlichen Risiken weitaus 
niedrigere Sätze und verlangen vor allem sehr viel 
niedrigere Zinssätze als unser System; auch räumen 
sie besonders günstige Finanzierungsmöglichkeiten 
ein. In England werden z. B. alle Exportforderungen 
mit 5 bis 6 % Zinsen finanziert, in Frankreich wird 
jede Exporttratte generell diskontiert mit Sätzen 
von 3 11/4 bei zweijähriger Laufzeit, bei längerer 
Laufzeit mit Sätzen von 4,5 bis 5 %. Die US-Exim-
Bank verlangt Zinsen von 5 bis 5,5 %. Unsere Aus-
fuhrkreditgesellschaft dagegen erhebt 6 1/4% Zinsen 
zuzüglich 0,6 % Wechselsteuer pro Jahr. Was dies 
bei langfristigen Liefergeschäften bedeutet, davon 
wissen unsere Exporteure ein Lied zu singen. 

Im Gegensatz zu den genannten Ländern ist un-
ser Zins darüber hinaus variabel an den jeweils gel-
tenden Diskont angepaßt. Auch dies führt unter Um-
ständen zu Kostensteigerungen. 

Die ungünstigen deutschen Konditionen und die 
relativ geringe Inanspruchnahme der Exportkredit-
versicherung wird dokumentiert in einem von der 
EWG-Kommission kürzlich angestellten Vergleich 
der Länder der Berner Union. Danach steht bei lang-
fristigen versicherten Lieferverträgen die Bundes-
republik an letzter Stelle. In dem Berichtszeitraum 
wurden nämlich nur 97 deutsche Verträge mit 0,63 
Milliarden Dollar gemeldet. Die Vergleichszahlen 
sind bei Japan 468 Verträge, bei Frankreich 106 Ver-
träge, bei Italien 184 Verträge. 

Unser Antrag wird — und dies ist für den Finanz

-

minister und das Hohe Haus ganz sicher von gro-
ßer Bedeutung — zu keiner direkten finanziellen 
Haushaltsbelastung führen. Lediglich die Eventual-
Verbindlichkeiten werden sich in bescheidenem 
Maße erhöhen. Dies aber ist zumutbar, da die bis-
her eingetretenen endgültigen Schäden relativ ge

-

ring waren. In dem für die Exportkreditversicherung 
maßgebenden Haushalt des Bundeswirtschaftsmini-
steriums besteht nämlich ein echter Minus-Titel für 
Einnahmen aus den Überschüssen der Exportkredit

-

versicherungsträger. Die den Ausschüssen vorlie-
gende letzte Halbjahresübersicht des Bundesfinanz-
ministeriums zeigt, ohne daß ich die Zahlen hier 
im einzelnen nennen möchte, daß die endgültig ein-
getretenen Schäden per Jahresmitte gerade 20 Mil-
lionen DM betragen, wobei natürlich die Umschul-
dungsaktionen des Bundes unberücksichtigt bleiben 
müssen, weil sie nicht endgültig sind; dies bei einem 
Gesamthaftungsvolumen von rund 15 Milliarden 
DM. Der Einnahmeüberschuß aus der Exportkredit-
versicherung ist beachtlich. 

Ich deutete es bereits an, unser Antrag entspricht 
den Harmonisierungsbestrebungen der EWG-Kom-
mission. Er entspricht einem dringenden Bedürfnis 
der exportierenden Wirtschaft. Da er keine haus-
haltlichen Schwierigkeiten verursacht, bitten wir 
also um seine Annahme, soweit vorgesehen, uni 
seine Überweisung an den zuständigen Ausschuß. 

Anlage 5 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Jung (FDP) zu Punkt 7 b der 
Tagesordnung. 

Als Berichterstatter über den Entscheidungsantrag 
des Kollegen Dr. Dichgans und einer großen Zahl 
von Abgeordneten der CDU/CSU auf Umdruck 265 
mußte ich auf die schwerwiegenden rechtlichen und 
organisatorischen Bedenken hinweisen, welche durch 
diesen Antrag aufgeworfen werden. Bereits in der 
115. Plenarsitzung habe ich gefragt, was — nach 
dem Grundsatz der Gleichheit — mit den Wehr-
pflichtigen geschehen soll, die zwar kein Abitur, 
aber gleichfalls Anspruch auf berufliche Weiter-
bildung haben. Es erschien mir auch sehr zweifel-
haft, ob der Dienstplan so eingeteilt werden könnte, 
daß den Wehrpflichtigen 30 bis 40 Wochenstunden 
für den Besuch der Universität und eine entsprechend 
lange Zeit für das häusliche Studium zur Verfügung 
stünden. In der Tat ist weder der militärische Aus-
bildungsplan auf den Lehrplan der Universitäten 
noch die militärische Organisation auf die Unversi-
tätsstandorte zugeschnitten. Hinzu kommt, daß mit 
der Studienreform erhebliche Neuerungen im 
Studiengang vorgesehen sind. Die Kultusminister-
konferenz hat in den ersten vier Semestern — in 
in der ersten Stufe also — ein schulpflichtartiges 
Studium empfohlen und die Liberalisierung des 
Studienganges erst vom fünften Semester ab vor-
gesehen. Außerdem soll es  künftig längere Semester 
und kürzere Semesterferien geben, dazu Ferienkurse. 
Dies alles läßt sich mit dem zur Zeit drei mal zwei 
Quartale umfassenden Ausbildungsplan der Bundes-
wehr nicht koordinieren. 

Die Konstruktion des 1jährigen Freiwilligen bei 
Beibehaltung einer 18monatigen Wehrpflicht ist 
ebenso unmöglich wie die Aufstellung von Studen-
ten-Kompanien oder Studentenbataillonen. Abge-
sehen von der gesellschaftspolitischen Seite des 
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Problems wäre die Einsatzfähigkeit solcher Ein-
heiten im Verteidigungsfall gering (Langemark!). 
Auch die finanziellen Lasten würden wachsen; denn 
die Pflege des Materials, der Waffen müßte ja von 
anderen Soldaten durchgeführt werden. Höhere 
Kosten für Soldaten von geringerer nichtmilitärischer 
Bedeutung wären die Folge. 

Wenn man bedenkt, daß nach der Zeit der ge-
burtenarmen Jahrgänge künftig erhebliche Zugänge 
zu erwarten sind — im Jahre 1968 werden allein 
45 000 Oberprimaner aus den Gymnasien entlassen 
— und das ohnehin vorhandene Problem der Wehr-
ungerechtigkeit dadurch noch größer wird, dann wird 
die Forderung nach einem neuen gerechten System 
zum Politikum ersten Ranges. 

Als Berichterstatter muß ich empfehlen, den An-
trag wegen der vielen — von mir zum Teil aufge-
zeigten Probleme — abzulehnen. 

Anlage 6 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Dichgans (CDU/CSU) zu Punkt 7 b 
der Tagesordnung. 

Ich habe Verständnis dafür, daß der Bundesmini-
ster für Verteidigung die Sonderfragen der beruf-
lichen Situation unserer Soldaten, auch die Sonder-
fragen der Abiturienten zurückstellen möchte, bis 
Klarheit über den neuen Aufbau unserer Verteidi-
gung besteht. Das Problem der Abiturienten muß bis 
dahin offenbleiben. Die These, der Grundsatz der 
Wehrgerechtigkeit verbiete eine Sonderbehandlung 
der Studenten, halte ich jedoch für falsch. Der 
Staat ist eine Einheit, der Aspekt Wehrdienst ist 
vom Aspekt Bildungswesen nicht zu trennen. Wir 
berücksichtigen allenthalben den höheren Bildungs-
stand als legitimen Grund für eine bevorzugte Be-
handlung, z. B. bei der Zulassung zur Offizierslauf-
bahn, und es ist nicht einzusehen, warum er nicht 
eine besondere Behandlung auch beim normalen 
Wehrdienst rechtfertigen sollte. Fast alle anderen 
Länder der Welt haben Sonderregelungen für den 
Wehrdienst der Studenten, mindestens in  bestimm-
ten Fächern, z. B. bei bestimmten Sparten der Natur-
wissenschaft. Wir können also das Problem des 
Wehrdienstes der Studenten nicht mit einem pau-
schalen Hinweis auf den Gleichheitsgrundsatz vom 
Tisch bringen. Dieser Hinweis überzeugt um so 
weniger, als wir ja überhaupt nur etwa die Hälfte 
der Abiturienten zum Wehrdienst einziehen, und 
die Ungleichheit zwischen Leistung und Nichtlei-
leistung des Wehrdienstes ist viel größer als die 
einer Sonderbehandlung der Studenten, denen unser 
Bildungssystem eine Gesamtlänge der Ausbildung 
auferlegt, die sie von allen nichtakademischen Beru-
fen unterscheidet. 

Es soll dankbar registriert werden, daß die Bun-
deswehr die Wartezeiten bis zur Einberufung, die 
früher den Studienbeginn oft noch weiter hinaus-
zögerten, fast vollständig ausgemerzt hat. Weiter ist 
anzuerkennen, daß Härteregelungen bestehen, die 
unter Umständen eine vorzeitige Entlassung zum 

Beginn des Studiums ermöglichen. Aber diese Härte-
regelungen müssen so praktiziert werden, daß nicht 
eine neue Ungleichheit zwischen informierten Stu-
denten entsteht und solchen, die von den Härterege-
lungen nichts wissen. 

Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. h. c. Strauß vom 13. No-
vember 1967 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Moersch (Drucksache V/2236 Fragen 42 
und 43) : 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um zu verhindern, 
daß ein großer Teil der Druckaufträge des deutschen Buchver-
lagswesens nach Einführung der österreichischen neuen Aus-
landsteuersätze am 1. Januar 1968 nach Osterreich verlagert 
wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, unverzüglich zu prüfen, inwie-
weit die neuen österreichischen Steuerbestimmungen gegen inter-
nationale Verträge und Abkommen, wie z. B. den UNESCO-
Abkommen und den Vereinbarungen mit der EWG, zuwider-
laufen, weshalb ggf. Anklage beim Internationalen Gerichtshof 
erhoben werden kann? 

Mit den „österreichischen neuen Auslandssteuer-
sätzen" dürfte die Erhöhung der österreichischen 
Umsatzausgleichsteuersätze gemeint sein, ,die ab 
1. Januar 1968 zusammen mit einer Erhöhung der 
Umsatzsteuer geplant ist. Diese Erhöhung würde 
internationalen Verträgen, nämlich 'dem GATT und 
dem UNESCO-Abkommen, nur zuwiderlaufen, wenn 
nach Osterreich eingeführte Erzeugnisse durch die 
Ausgleichsteuer mit höheren Abgaben belastet 
würden als gleichartige Erzeugnisse österreichischen 
Ursprungs. Für die Feststellung, ob ein solcher Ver-
stoß hier vorliegt, reichen die z. Z. zur Verfügung 
stehenden Unterlagen noch nicht aus. Auch liegt 
bei den zuständigen Ministerien noch kein Mate-
rial darüber vor, daß als Folge der beabsichtigten 
österreichischen Maßnahmen Druckaufträge des 
deutschen Buchverlagswesens nach Osterreich ver-
lagert würden. Die zuständige deutsche  Auslands-
vertretung ist aber bereits um Bericht gebeten wor-
den. Darüber hinaus wäre es Sache der betroffenen 
deutschen Wirtschaftskreise, etwaige Unterlagen, 
aus denen sich eine Diskriminierung nach Oster-
reich eingeführter ,deutscher Waren ergibt, der  Bun-
desregierung zur Verfügung zu stellen. Es  wird  da

-

bei zu berücksichtigen .sein, daß Osterreich ab 
1. Januar 1969 die Einführung einer Mehrwertsteuer 
plant; hierdurch würden etwaige Folgen einer Er-
höhung der jetzigen Bruttoumsatzsteuer entfallen. 

Nach dem GATT und dem UNESCO-Übereinkom-
men sind bei Vertragsverletzungen durch einen 
Vertragspartner Konsultationen und ein Vergleichs-
verfahren vorgesehen. Bevor solche Verfahren, an 

 denen auch dritte Länder beteiligt würden, einge-
leitet werden, sollte man  versuchen, die berech-
tigten Interessen 'der deutschen Wirtschaft gegen-
über Osterreich .auf bilateralem Wege geltend zu 
machen. Sollte sich herausstellen, daß durch die in 
Osterreich geplante Erhöhung der Umsatzausgleich-
steuer deutsche Ausfuhren gegenüber gleichartigen 
österreichischen Erzeugnissen diskriminiert werden, 
so wird die Bundesregierung die erforderlichen 
Maßnahmen ergreifen. 
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